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Die PoHzeiwifisenBcbaft hat im Laufe der letzten Jahrzehnte 

eine merkwürdige Verändemng erfahren. Während mit dem Aus- 
bau des modernen Jäechtsstaates ihr Objekt, die Polizei, immer 
mdir in ihre natDigemfissen engem Schranken zurückgedrängt 
wnrde, hat die sogenannte PoUzdwiBsenschaft emem innem 
Bedürfnisse folgend sich immer mehr erweitert; der Name deckt 
fegttiwärtig 80 wenig mehr die Sache, dasB es woU Zeit sein 
dürfte , ihn anfimgeben. 

Allerdings scheint es etwas gewagt zu sein, an die Stelle der 
jjPolizeiwissenschafb* eine ^ Verwaltungslehre zu setzen, theils 
wdl dieser Ansdmck eine mehrfache Anffassnng wirklich znlässt» 
theils anch, wie mandie meinen, weil damit kern abgeschlossenes 
Wissensgebiet bezeichnet, also auch der Ansehluss an die bisher 
übliche Gruppirung der Staatswissenschatten und des Staatswissen- 
aehaftüchai Lehrplans an den deutschen Universitäten gar nicht 
oder nnr sehr schwer möglich sei. 

Es begegnen sich aber doch die verschiedenen AuiTassungeQ 
der Verwaitong des Staates mehr oder minder in der Uuterschei- 
dmig zwischen Verwaltnng im weitem und engern Sinne (allge- 
meine und besondere oder innere Verwaltnng), wie dieselbe im S 1 
durcbgeföhrt ist; ein Missverständniss über den Umfang der Lehre 
TOD der Verwaltimg als selbständige Disdplin dürfte sich mit die- 
ser Anffiisswig nm so weniger eigeben» als eine Ldire yon der 
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Verwaltung im weitem Sinne (allgememe Staatsverwaltangslefare) 

sich wohl immer nur als zweiter Theil einer allgemeinen Staats- 
lehre (neben allgemeiner Verfassungslehrej darstellen Hesse. — "Was 
aber den Inhalt der Verwaltungslehre anbetrifft, so ist derselbe 
durch die abgesdilossene Ansbildnng der Lehren von der Bechts^ 
pflege nnd der Finanzwissenschaft einerseits, sowie der specifisch 
sogenannten Politik (Staatskunstj mid der Militärwissenschaften 
anderseits wohl genügend begrenzt und auch in dieser Begrenzung 
wissensehaftlich za begründen. Die stoflFlicbe Erwdtemng des (Ge- 
bietes der bisherigen Polizeiwissenschaft ist aber um so weniger 
ein Tadel als dadurch nur manches nocli gänzlich verwahrloste 
Feld des politischen Lebens einer systematischen wissenschaftlichen 
Behandlung definitiv zugewiesen wird. Die bisherige Gmppirung 
der staatswissenschaftlichen Lehre wird dadurch nicht varindert, 
sondern nur vervollständigt. 

Wer übrigens mit dieser Disdplin der Staatswissenschaften 
einigermassen vertraut ist, und msbesondere als Universitätslehrer 
dieselbe nlther zu beliaaddn Gelegenheit hat, der veriangt woU 
keine besondere Rechtfertigung eines Versuchs, dieselbe für das 
Bedürihiss der studierenden Jugend entsprechend darzustellen. 

Es ist bekannt, dass diese Disdplin kern Gompendium besitzt, 
welches ohne Beziehung auf einen bestunmten Staat die allgememen 
Lehren in einer für das acadeniische Studium geeigneten bündigen 
und verständlichen Weise vollständig umfasste.* 



* Bben bei Beginn det Droekei edudt« ieh dM neae ^^Hsndbnch der 
yerweltnngtlelire und des TerwaltiiiigKredits^ Ton Prot Dr. t. Stein in Wien, 
welches gleidifoUs als Omndlajjre für VoTlesnngen dienen soll. Dsts gerade der 
▼erdienstralle Hanptmtreter der nenern Yenraltangsleiire steh biem gedringt 
fühlte, ist ein neuer Beweis von der Diinglidikeit des Bedürfnisses nach einem 
Lehrbuche. 

Bei der vielspitir^on Anregung, wolrTip ich aus dpu schon ausführlich he- 
handelten Partieen der »Stcin'schen ,.yerwalLuugslehre*^ erhalten habe, kann ich 
nur bedauern, (lai;.s eine IJenüt/.ung des „Handbuchs" an keiner Stelle meiner 
Schrift mehr möglich war. Ich hoffe übrigens, dass das Werk des Meisters 
die Arbeit des Jüngers nicht als entbehrlich oder gar überflüssig werde er 
s^ein«! lassen. 
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Danuil war denn amdi baaptsIcUicli mem Bestreben gerichtet, 
und yon diesem Gesichtspunkte Tornehmlidi geleitet, habe idi diese 

Bearbeitung mit steter Rücksicht auf den »Studiengang an deutschen 
Hochschulen und aut' das Bedürihiss der Studierenden unternom- 
men und eingencbtet Darom vennied ich alle Polemik, so sehr 
ancsh die bisherigen Schriften über Gegenstände der Terwaltongs- 
lehre dieselbe nicht selten herausfordern; darum untürliess ich auch 
eine ausführliche Angabe der laterator nnd beschränkte mich aus- 
flchliesslicb auf die Nachweisung solcher Werke, wekhe fCtar das 
academische Studium geeignet oder wemgstei» ittr euQzelne Ftertieen 
als Ergänzung heranzuziehen sind. 

Der Fachgenosse wird nichtsdestoweniger aas dem Werke ent- 
nehmen können, dass jede Uebereinstinimung mit den wissensdiaft- 
lichen Ergebnissen anderer Forscher immer das Resultat eigenen 
sorgtaltigeu Nachdenkens, weder aus blindem X^'achbetun noch aus 
mangehider Literaturkenntniss hervorgegangen ist. Beständiges 
Haschen nach Originalität war mir dabei eben so ferne als eine 
»SclitMi vor unbedingtem .Videhueu an Autoritäten, wo sie nach 
meiner üeberzeugung das Beste geleistet haben. In welch reichem 
Ifasse diess vorzüglich von Mo hl und Stein, für die dritte Abthei- 
lung besonders von Ran und Roseher gilt, beweist wohl am besten 
fast jeder Paragraph meiner Vcrwaltungslehre. Muge t.s mir erlaubt 
sein, diesen Männern bei solchem Anlasse den Bank der wissen- 
schaftlichen Welt für ihre Leistungen zu Fussen zu legen und mit 
einem Ehrenkranzc unseres Altmeisters Rau Irisches Grab zu 
schmücken ! 

UaiversitHt Innsbruck, Juli 1870. 

Inama. 
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EÜSTE AliTHElLUNG/ 
Ornndlfigreii der StaatsVerwaltiiiig. 

L CapiteL Einleitung. 
§ 1. Begriff und Wesen der Verwaltung. 

Der Begriff der Verwaltung ist aus dem Staatsbegriffe 
zu entwickeln. 

Der Staat ist die h5chste Form menschlicher Vereinigung 
für die Zwecke des Lebens. Er ist entstanden in Folge der ge- 
meinsamen Lebensbedürfnisse der Menschen, welche die Ergänzung 
ihrer individuellen Unvollkommenheit, die Förderung ihrer gemein- 
samen und den Schatz ihrer Sonderinteressen in ihm finden. 

Der Staats zweck ist also das erste Moment f&r die Be- 
griffsbestimmung des Staates. 

Der »Staat ist aber auch ein organisches Product; nicht blos 
ii'me Zusammenfassung vieler einzelner Individuen (atüraistische 
Auffassung), sondern die Einheit eines in allen denkbaren Gesell- 
schaftsformen gegliederten Volkes (gesellschaftliche Auffassung). 

Daher ist das Volk CNation, bürgerliche Gresellschaft) das 
zweite Hanptmoment des Staatsbegriffs. 

Jede gesellschaftliche Organisation setzt nun die wechselseitige 
Anerkennung der in ihr vorhandenen Einzelexistenzea und der ver- 
schiedenen Gesellschaftsformen voraus; diese ist in der dem Men- 
schen innewohnenden ethischen Grundlage gegeben, in der Erkennt- 
niss und Achtang von Mein und Dein oder dem Rechte. 
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Das Recht aber bedarf zu seiner allgemeinen Anerkennung 
der Kraft des Vollzugs, welche nur im Staate gegeben sein kann. 

Das Recht ist daher das dritte Hauptmoment des Staats- 
begriffs. 

D e r S t a a t i s t a 1 s 0 die i' e c h 1 1 i c h o r g a ii i s i r t e V o 1 ks- 
gemein Schaft zur liüchsten Vollendung des mensch- 
lichen Daseins aul Erden Corgauischer oder geselischaftlicher 
Rechtsstaat).* 

Damit der Staat diese seine Aufgabe erföUen kann, muss er 
vor Allem organisirt (physische Persönlichkeit) nnd er mnss selb- 
ständig sein (geistige Persönlichkeit). Grebiet, Volk, Regierung 
sind die Grundlagen seiner physischen Persönlichkeit; Erkenntniss, 
Wille, Charakter, Recht und Moral sind die Grundlagen der gei- 
stigen. Das ist es, was wir zusammen die Verfassung des 
Staates nennen. 

Indem dann dieser physische Organismus durdi* seine geistige 
Selbständigkeit thätig wird, entsteht im weitesten Sinne die Ver- 
waltung, das Walten des Staates zur l^jfüllung seiner Aufgaben. 

Diese allgemeine Thätigkoit des Staates lässt sich aber zer- 
legen in Thätigkeiten zur Erhaltung und Sicherheit des Staates als 
solchen (äussere Politik, Finanzwirthschaft und Vertheidigungswesen) 
und solche, welche der Entwicklung des Volkes gewidmet sind. 
Und auch von dieser Thätigkeit mnss noch eine Seite ausgeschie- 
den werden, um zu dem allgemein angenommenen Begriffe der Ver- 
waltung zu gelangen: die Sorge für die Aufrechthaltung des Rechts, 
als der allgemeiuea VorausM tzung jeder Culturentwicklung, mag 
dasselbe wirklich verletzt oder bios streitig geworden sein (Rechts- 
pflege). 

Durch die Verwaltung i. e. S. erfüllt der Staat 
daher die ihm ausserhalb der Rechtspflege gestellten 

Aufgaben, welche der günstigen Entwicklung des bür- 
gerlichen Leben s sowohl d er Einzelnen als der Staat s- 
gesellschaft zugewendet sind. 



* Die weitere AuÄfiihrnug und Entwicklung dieses Be^iffs habe ich iu 
einer Abhandlung „über Inhalt und Greuzeu des Staatslebeus" zu geben ver- 
saebt. (Deutsche Vierteljohrscbrift 1867. 3. Ueft.) 
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Die Staatsverwaltimg ist demnach ihrem Wesen nach eine 
Thfttigicat für das Volk nnd wegen des Volkes; sie ist ihren 
Zwecken entsprechend (welche mit den Staatszwecken identi^i h sind) 
eine überwachende und ergänzende Thätigkeit, welche ihre Schranke 
in der Verfassung als dem Ausdrucke der Staatszwecke findet. 
Innerhalb ihres Wirkungsgebietes aber ist sie überall gefordert; 
ihren Inhalt empfängt sie daher von dem vielgestaltigen, wechsel- 
Yollen Leben des Volkes. 

§ 2. Wissenschaft der Verwaltung. 

Die Verwaituugslehre ist ein Zweig der Staatswissenschaft. 
Diese kann in zwei Hauptgruppen geschieden werden, von denen 
die eine die Gresammtheit der Verfassungslehren, die andere 
• die der Verwaltungslehren (im wdtesten Sinne der obigen 
Definition, § 1) enthält. 

Diese letzteren shid im ijinzelnen: 

1. die Lehre von der äussern Politik; 

2. die Finanzwissenschaft; 

3. die Militärwissenschaft; 

Diese drei Disciplinen behandeln die Theorie der Eihaltnng 
nnd Sicherang des Staates als solchen. 

4. Die Lehre von der Rechtspflege, weldie die Grund- 
sätze entwickelt, nach welchen der Staat für Aufrcchthaltung des 
bestehenden Rechtszustandes innerhalb seiner (irenzen sorgt. 

5. Die Lehre von der Staatsverwaltung i. e. 8. Cauch 
mnere Verwaltungsiehre genannt), welche demnach auf die Kennl^ 
niss der Staatsaufgaben und der Mittel zu ihrer Erfüllung gerichtet 
ist, so weit dieselben nicht in den andern Disciplinen besonders 
behandelt werden. 

In der Verwaltungsiehre lassen sich drei Momente unter- 
scheiden : 

Das juristische, das polizeiliche und das politische, 
welche bei jeder Venraltungsthätigkeit sich finden und desshalb 
auch in der Theorie der Staatsverwaltung untrennbar neben ein- 
ander bestehen müssen. Sie werden aber auch selbständig wissen- 

schafllich behandelt in 

allgemeinem Staatsrecht, 
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Polizeiwissenschaft, 

Staatspflege (auch Staatskunst, innere Politik).* 
Die in diesen drei Disciplinen behandelten Funktionen des 
Staatslebens sind zusammen eben die Verwaltung; sie sind gleich 
in Bezug auf ihren Zweck, verschieden nur, insofeme sie die der 
StaatsverwaltoDg zu Grebote stehenden Mittel bezeichnen. Das Staats- 
recht will die Erreichung der Verwaltungsaufgaben durch Herstel- 
lung eines geordneten Reclitszustandes zwisclien Staatsgewalt und 
Staatsbürgern; die Polizei durch Sicherung des zu Rcf^ht liestclien- 
den vor Gefährdung und Verletzung, uöthigenfaUs mit Anwendung 
obrigkeitlichen Zwanges; die Staatspflege verfolgt dasselbe Ziel mit 
Anwendung aller übrigen erlaubten nnd ihr zu Gebote stehenden 
materiellen und moralischen Mittel. 

Ihre Prinzipien schöpft die Verwaltungslehre aus dem 
allgemeinen Staatsbegrifle ; es sind dieselben, nach welchen der 
Staat selbst besteht und sich weiter bildet: das Recht, die Moral 
(beide in ihrem letzten Grunde identisch), der Staatszweck (in 
seuier Vielseitigkeit). Alle itlhren auf ein oberstes, höchstes Prinzip, 
die Onltur, zurück. 

Uli materieller Inhalt ist das Leben; sowi hl das per- 
sönliche als das gesellschaftliche I>eben in seiner materiellen und 
seiner geistigen Uichtung. (Persönliches, — wirthschafUiches, — 
sociales Leben.) 

§ 3. Geschichte der Verwaltung. 

Die Geschichte des Staatsbegrifis ist die Grundlage für eine 
Greschichte der Verwaltung; denn der Staat hat verschiedene Auf- 
gaben je nach der Auffassung des Volkes und des Zeitalters; die 
Verwaltung aber muss diese Angaben lösen. 

A. Der antike griechische Staat. 

Die Staatsidee zeigt trotz der Verschiedenheiten der Verfas- 
sung in den einzelnen Republiken eine gleichartige, geistige Ent- 

* Diese Discipliucu eutLnlten iu der Hegel auch Theile der Verfassungs- 
lehren, welche natürlich bei dieser Zusammenfassung zur Yerwaltungslehre ebenso 
ausgeschieden Verden müssen, wie diejenigen, welche den übrigen allgemeinen 
YerwalknngsIehTen (wie Jnstiz«, FinansTenridtuug) zugehSreo. 
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Wicklung nicht nur bei den yerschiedenen Stämmen, sondern sogar 

in den verschiedenen Zeitaltern. 

Der Staat ist eine Einrichtung, gesetzt über eine «bunune von 
Menschen, und ist sich selbst Zweck und Aufgabe; er hat keine 
Aufgabe gegenüber dem Einzelnen, weil dieser im Staate auf- 
gehen muss. 

Der sdiroffste Ausdruck dieser Staatsidee ist in den wenigen 
Gesetzen der Spartaner entlialten. Gemässigter schon tritt sie bei 
Zaleukos und Charondas auf; Solon führte das Kecht (die Rechts- 
Sicherung des Ganzen) als politisches Prinzip in die Verfassung 
ein. Bas Recht der freien Persönlichkeit kommt auch durch ihn 
nicht zur Anerkennung. 

Diesen nur das Interesse des Ganzen berücksichtigenden, 
zwingenden Charakter hatte auch die Staatsverwaltung. Das Staats- 
interesse rechtfertigte sowohl auf dem Gebiete d^r Polizei (Sorge 
für Sicherheit und Gesetzmässigkeit), als der Staatspflege (Sorge 
für Wohlbefinden und Anstand, evxoCfiia) unbedingten Zwang 
auf die Einzelnen. 

B. Der römische Staat. 

im römischen Staate wurde die griechische Staatsidee aufge- 
griffen und cosmopolitisch gestaltet; Rom sollte das unabweisbare 
Bedürfniss für die Erde sein. Die herrschsüchtige äussere Politik 
fand in einer gebieterischen innern ihr Spiegelbild. Diese Gewalt- 
herrschaft nach Innen erforderte als bestes und einfachstes Mittel 
— die Uniformität 

Die gemeinschaftlichen Grundprinzipien der Verwaltung im 
griechischen und römischen Staate erklären sich aus ihrer gemein- 
samen Grundanschauung vom Staate. 

0. Der christlich-feudale Staat (als Prototyp des 

Mittelalters). 

Nach dem völligen Untergange der antiken Staatswesen er- 
stand in ihm eine Erstlingsschöpfung neuer Culturvülker. 

Der Staatsbegriff in unserem Sinne mangelte ursprünglich 
gfinzlieh ; die Staatsgewalt beruhte theils auf der Hierarchie, theils 
auf dein Privatrechte. Da war natürlich kein allumÜBissender Schutz 
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des Staates, keine rechtliche Organisation der GeseOschaft, über- 
haupt leine Leistungsfähigkeit des Staates mOglich. 

Die Thätigkdten der Staatsverwaltung hatten im Mittelalter 
die Lehens- und Gutsherren, oder die Genossenschaften (Gemein- 
den) übernommen. Dass sie nicht Unwesentliches leist<jten, beweisen 
z. B. die Weisthümer, Aber die Yerwaltoug beruhte auf Herkom- 
men oder Privatwillkttr; administrative Gesetze fehlen. 

Die Anftnge administrativer Gresetzgebnng durch den Staat 
Ikllen snsammen mit den Anfängen des Absolutismus, der wieder 
mit dem Eindringen des römischen Kechtfs, der humanistischen 
Studien und der griechischen Staatsphilosophie zusammenfallt. 

D. Der Polizeistaat. 

Afit dem Beginne der nenem Zeit entstand auch dar absolute 
(tinnmschrfinkte) Staat, der mit Beziehung auf die Verwaltung 
Polizeistaat heisst. Nach seinem Grundgedanken ist der Staat daza 

da, um durch die in ihm vereini^rte Macht in geistiger und mate- 
rieller Beziehung die Wohlfahrt alier Staatsangehörigen herbeizu- 
führen. Er ist die erste Grundform eines modernen Staates, in 
welchem die Geltung des Individuums und die selbständige Gewalt 
des Staates zum Ausdrucke gelangen. Er ist also ein ethischer 
Eoartsduritt gegenfiber der antiken, ein politischer gegen&bor der 
mittelalterlichen Staatsidee. 

Aber es lag im Geiste des Absolutismus, stets zwingdid auf- 
zutreten, und so blieb auch die Verwaltung des Polizeistaates eine 
gewaltsame; wo das „gemeine Beste ^ es erheischte, wurde die freie 
Wahl und Selbstbestimmung der Staateangehörigen unterdrückt; 
Jeder sollte nadi den Ideen der Regierung glücklich werden. Die 
Ziele des modernen Staates sind daher grossentheils schon erkannt, 
aber nicht die erlaubten Mittel. Es fehlte noch das Recht als 
Grundlage und Schranke der Verwaltung. 

K Der Rechtsstaat. 

Gerade der Zwang des Polizeistaates erzeugte die Reaction, 
welche als Ausgangspunkt die natürliche Freiheit der Menschen 
nahm. Der Staat soll nicht diese Freiheit des Einzelnen aufheben, 

um den Fortschritt des Ganzen zu erzielen, sondern er soll die 
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freie Leistungsfähigkeit des Einzelnen und der Gesellschaft steigeru 
dnrcb Ordnung. Diese beruht in der strengen Abgrenzung der 
Recbtssphäre des Individutims sowohl, als der Gesellschaft und des 
Staates selbst durch die Gesetzgebung. 

In Bezug auf die Zweckbestimmung des Staates besteht die 
Vfrsehiedenheit des Polizeistaates und des llechtsstaates nur in der 
besonderu Betonung des Hechtszwecks neben dem Wohlfahrtszwecke; 
wohl aber ist damit eine lokale Veränderung in der Auffassung 
von den erlaubten Mitteln des Staates zur Erfüllung seiner wesentn 
liehen Aufgaben eingetreten und damit eine gründliche Veränderung 
der Verwaltung angebahnt. Denn das Prinzip der freien Selbste 
bestimmung des Einzelnen und der Gesellschaftsfprmen (Autonomie 
und SelbstverwaJtungj kann erst jetzt zum Durchbruche gelangen. 

Die Wissenschaft ging mit dieser wechseludeii AuÜassung des 
Staates gleichen Schritt. Ihre Anfänge beginnen mit den Anfängen 
des modernen Staatslebens, an dessen Kräftigung sie einen her- 
vorragenden Antheil hatte. Während der ganzen Periode des Poli- 

zeistaates behielt die Verwaltungswissenschnft einen dem praktischen 
Leben gegenüber idealen Charakter (Eudämonismus). 

Die Hauptvertreter dieser Epoche sind : Hugo ( rrotius, Pufen- 
dorf , Wolf, Thomasius (^gleich die Begründer des Naturrechts). 
Justi, Sonnenfels (die GrQnder der Polizeiwissenschaft}/ 

Der gegenwärtigen Auffassung der Verwaltung haben vorge- 
arbeitet: Fischer, Berg, Jacob, Behr, Zimmermann. 

Vollständig der Gegenwart angehörig und zum Studium der 
Verwaltungslehre geeignet sind: 

Mo hl R, V. Die Polizei- Wissenschaft nach den Grundsätzen 
des Rechtsstaates. 3 Bände. 3. Aufl.* 1866. 

Pözl Grundriss zu Vorlesungen über Polizei. 1866. Mit be- 
sonderer Beziehung auf Baiern. 

Stein L. v. Ver\valtungslehn\ fBis jet^t 7 Bände. 1865 ff.) 

Stein Handbuch der Verwaltungslehre. 1870. 

G erst n er L. J. Die Grundiehren der Staatsverwaltung. 
1. Band. Einleitung. 1862. 



* Aber nur diese. 
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Ausserdem kOnnen zum Stadium die Lehrbücher des allge- 
meinen Staatsrechtes von Bluntschli, Hodler, die Sdiriften 

über Politik und allgemeine Staatslehre von Ahr(Mis, lOschor, Fröbel, 
Held, Rödinizer, Roller, Walter, sowie zum Naclischlagen das 
Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater benützt werden« 

IL GapiteL Die Prinzipien der Staatsverwaltung.'^ 

§ 4. Das Reohtsprinsip. 

Die letzte Ursache des staatlichen Daseins ist seioe Noth- 
wendigkeit für die Galturentwidclnng. Diese ist seine fundamentale 
Aufgabe und sein ganzes Leben muss daher dem Oulturzwecke 

gewidmet sein. 

Um mit dieser Aufgabe nie in Widtispruch zu f?erathen, be- 
darf der Staat für seine Thätigkeit überhaupt gewisser Prinzipien. 

Die Cultur ist aber bedingt von dem geordneten Zusammen- 
leben der Menschen; die Ordnung des gesellschaftlichen Lebens ist 
das Recht Cnatürliehes Recht). Die staatliche Aussprache des 
Rechts ist das Kcchtsge>etz. Das nicht ausgesprochene Recht ist 
die Sittlichkeit (Sitte, Moral, Sittongesetz). 

Recht und Moral sind also in ihrem letzten Grunde identisch 
und bilden zusammen das oberste Prinzip der Staatsverwaltung. 

Das Rechtsprinzip verlangt, dass die Verwal- 
tung nichts thue, wodurch die bestehende (öffentliche 
oder private) Rechtsordnung verletzt würde, weil sie 
damit die gesellschaftliche Ordnung und die von ihr bedin{?te Cul- 
turentwickluDg stören, also dem Wesen des Staates und ihrem 
eigenen untreu würde. 

Wo daher im öffentlichen Interesse eine Aufhebung wohlei^ 
worbener Privatrechte oder individueller öffentlicher Rechte noth- 
wendig ist (wie dies z. \). bei der Zwangsenteisnnng oder der Si- 
cherheitshaft der Fall ist), bedarf es gleiclitalls eines Gesetzes, 
welches entweder im Voraus (in Fällen des öü'entiichen Nutzens) 



* Hierüber sehr ausführlich: Holtzendorff, 0ie Prinzipiea der Po- 
litik. 1869. 
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oder nachtrlgllcli (jm öffentlichem Nothstande) diese Thttigkeit 
der Verwaltimg rechtfertigt. 

Die Consequenzen dieses Prinzips sind: 

1. Dif Verwaltung muss unbedingt thun, was ein Gesetz po- 
sitiv gebietet, unbedingt unterlassen, was es verbietet. 

2. Die Böcksicht auf den concreten 8taatszweck darf nur in 
den Fällen massgebend sein, in welchen das Gesetz die Vornahme 
oder Untertassnng einer Handlung gestattet. 

3. Immer aber soll sie aus dem Greiste der Gesetze die Rieht* 
schnür ihres Handelns entnehmen. 

§ 5. Das Moralprin/Jp. 

Die Legalität ist für eine erfolgreiche Thätigkeit der Venral- 
tnng ungenfigend. Denn: 

1. sind nicht alle Lebensverhältnisse, welche sie berfihrt und 

auf welclie sie einwirkt, ausgesprochene Rechtsverhältnisse; 

2. sind die den Gesetzen zu Grunde liegenden Verhältnisse 
und Anschauungen verändorlich; 

3. tälit die grosse Mehrzahl ihrer Thätigkeiten in den Rahmen 
der gestaltenden Gesetze, welche also nur die Endpunkte oder 
Grenzen der administrativen Wirksamkeit, nicht ihre Thätigkeit im 
Einzelnen vorschreiben. 

Da aber Sittlichkeit und Ueclit in ihrem letzten Grunde iden- 
tisch und zur Cultiircntwicklung der Gosollschaft gleich notliwendig 
sind (§4), so muss die Verwaltung gleiche Achtung vor dem 
Sittengesetze wie vor dem Rechtsgesetze haben. 

Das Moralprinzip verlangt daher, dass die Yer* 
waltung nichts thue, was die sittlichen Anschauungen 
des Volkes verletzt und nichts unterlasse, was das 
Sitte nsjesetz gebietet. 

Es erwächst demnach für die Verwaltung eine negative und 
eine positive Verpflichtung aus dem Sittengesetze: 

Die negative Verpflichtung besteht darin, dass die 
Verwaltong weder positiv unsittliche Ziele, noch erlaubte Ziele durch 
unsittliche Mittel verfolge. 

Die positive Verpflichtung besteht in der Anerkennung 
und Durchführung der Sitteugesetze , indem die Verwaltung dem 
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sittlichen Impulse sowöW bezflglich der von ihr vorzunehmenden 

gesetzniässi<rpn Handlunnreii, als auch liozüglich der Weiterbildung 
des gesetzlichen Zustaudes folgt, so weit dies ihre Aufgabe ist. 

Damit dient sie nicht nur am besten ihrer Aufgabe, die Staats- 
zwecke zn befördern, sondern wirkt auch auf Yerstftrknng und 
Verallgemeinerung des Sittengesetzes selbst und föhrt auch das 
Recht seinem Ideal , der Identität mit der Sittlichkeit im Staate 
immer mehr entgegen. 

§ 6. Das Zweckptinzip. 

Kecht und Sittlichkeit sind die allgemeinen Voraussetzungen 
der Gnlturentwickhing und damit des Staatslebens; sie sind seine 

Fundamente. Daher bilden sie Prinzipien, welche die Thäti^keit 
der Verwaltung zunächst formal bestimmen und die Freiheit ihrer 
Entscliliessung beschränken. 

Die naterielie Richtung erhält die Verwaltung erst durch die 
ooncreten Aufgaben, welche sie iiir das Leben zu erfüllen hat. 
Diese sind so mannigfaltig wie das Leben selbst; ihre Summe 
bildet die r e a 1 e u S t a a t s z w e c k e , welche also als drittes Prinzip 
der Verwaltung erscheinen, während der ideale Staatszweck 
(Cuiturzweck) die abstract gedachte Bestimmung und Aufgabe des 
Staates ausdrückt und so die einzelnen Prinzipien zum höchsten 
Prinzipe alles Staatslebens harmonisch vereinigt. 

Das Zweckprinzip verlangt demnach, dass die 
Verwaltung nichts thue, was den erkannten Staats- 
zwecken entgegenwirkt, und nichts unterlasse, was 
dieselben zu fördern vermag. 

Als Consequenz dieses Prinzips ergibt sich: 

1. dass die Verwaltung nicht nur kerne Thätigkeit entfalten 
darf, welche in Beziehung auf ihren Zweck in Widerspruch mit 
den übrigen steht, sondern 

2. dass sie auch zur Erreichung eines anerkannten Staats- 
Zweckes kein Mittel anwenden darf, welches, indem es dem einen 
Staatszwecke dient, einen andern verletzen wfirde; 

3. dass sie weder eine i^anlose, noch eine gleichgültige Tbft- 
tigkeit verfolgen darf, sondern sich des zu fördernden Zweckes auch 
stets beiviisst sein muss. 
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Die richtige Ericenntnis^ der realen Staatszwecke gehört zn 

den schwierigsten Aufgaben des Staatsmannes, da sie, aus dem 
Leben hervort^ehend, nach Zeit und Volk verschieden sein können. 
Sie inuss gewonnen werden: 

1. durch logische iSdilusfifolgenrng aus dem philosophisch und 
historiseh festgestellten idealen Staatssweeke; 

2. ans dem nationalen Bewusstsein des Volkes; 

3. aus dem Zeitgeiste, als dem Ansdracke der herrschenden 
Cultnrideen. 

Für die Gegenwart kann zwischen den Völkern Enropa'is eine 
ziemliche Uebereinstünmung der Anschannngen über die realen 
Staatsssweoke angenommen werden. 

Darnach lassen sich dieselben nach drei Hanptgesichispnnkten 
zusammenfassen, welche auch die Ornndbeziehungen der Verwal- 
tung zu den Objekten iliiii Tuätiirkeit enthalten.* 

1. Der fnationale) Machtzweck dts Staates, der aus 
der Norhwendigkeit des Staates für die Culturentwicklung, und aus 
dem Selbstbewnsstsein der Volksgemeinschaft (Nation) hervorgeht, 
und sein Verhalten gegenüber andern Völkern bestimmt; 

2. der (Indiyiduelle) Freiheitszweck, welcher sdne 
Wurzel im Selbstbewusstsein der individuellen Persönlichkeit hat, 
und die Tieziehungen der rTesaninitheit zu dem Einzelnen bestimmt; 

3. der (gesellschaftliche) Culturzweck im engern 
Sinne, welcher in den Wechselbeziehungen und gemeinsamen In- 
teressen einerseits zwischen den Theilen des Staatsvolks, anderseits 
zwischen der menschlidien Gesellschaft Überhaupt begründet ist, 
nnd das Verhalten des Staates (»Iso auch der Verwaltung) zu den 
Interessengegensätzen der in ihm vorhandenen Gesellschaftskreise, 
Sowie pejeniiber den cosmopolitischen (lesell^cliaft sinteressen be- 
stimmt, bei welchen er als organisirter Theil der menschlichen Ge- 
sellschaft unmittelbar betheiligt ist** 

* YgL die Rede von TUen im gesetsgebenden KStper sn Pens (Jaiwer 
1870): Jede Netioa het drei groiee ADgelegenheiten: 1. die IVeibelt, 2. ilue 
Ofttise, 3. ihr materielles Gedeihen. 

Das Yerdieost, die realen StMtssweeke mit grosser Klarheit nnd 
Scbtofe bestimmt und entwickelt sn heben, gebohrt unstreitig den schon ei^ 
vShnten Werke UolUendorffs. 
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m. CapiteL Das Eecht der Staatsverwaltung. 

§ 7. Die Verwaltußgs^esetzgebung. 

Das Recht der Staatsverwaltung oder die Berechtigimg ihrer 
Thdtigkeit liegt im Allgemeinen schon in dem Rechtspnnzipe der 
Verwaltung atisgcsprochen. 

Damit sind der Verwaltung aber nur die allgemeinen Schran- 
ken gezogen, welche ebenso für die Verfassung des Staates gelten; 
denn auch diese darf in ihren Einzelheiten nicht die das Ganze 
beherrschende Rechtsidee des Staates verletzen. 

Die Snmme von Verwaltnngsth&tigkeiten, welche innerhalb des 
Rechtsprinzips zulässig sind, muss aber auch wieder rechtlich be- 
gründet und geordnet sein. (Tdee des Rechtsstaats.) 

Hier sind es vor Allem die Verfassungsgesetze, welche die 
Grundlage des Verwaltungsrechtes bilden. Sie stehen nach Form 
und Inhalt ausserhalb der Verwaltungslehre, müssen vielmehr von 
ihr vorausgesetzt werden* 

Weiter als es die Verfassung mnes Staates zalftsst, kann 
demnach das Recht der Verwaltung nicht gehen. (Daher der Begriflf 
des verfassungsmässigen Verwaltungsrechts.) 

Nach seinem Inhalte (materielles Recht) wird das Ver- 
waltungsrecht bestimmt durch die Verwaltungsaufgaben, das heisst 
nach den Lebensverhältnissen, welche eine Thätigkeit der Verwal- 
tung und damit eine rechtliche Regelung nothwendig machen. Da 
nun die KennUiLss dieser Verwaltungsaufgaben ( J egenstand der Ver^ 
waltungslehre ist, so ist es auch der ganze Inhalt des Verwaltungs- 
rechtes, und es begründet hiebei keinen Unterschied, welche Organe 
zur Aussprache dieses Rechts und zu seiner Durchführung be- 
rufen sind. 

Nach seiner Form ist das Verwaltungsrecht 

1. Verwaltungsgesetz, soferne es durch die ol»ersten 
Organe des Staates (Verfassungsorganismus, gesetzgebende Gewalt) 
ausgesprochen wird. 

2. Eigenes Recht der besondem Verwaltungsorgane, wel- 
ciies allerdings auch wieder aus dem Rechte der Gesammtheit, dem 
Verfassungsrechte abgeleitet werden muss. 
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Obwohl nun das Gesetzgebungsrecht im Ganzen In den Kreis 

der Verfassun^slehren gehört, weil es die WillensäusserBn^ der 
Staatspersöuliclikeit enthält, so ist es doch auch fiir die Verwal- 
tang durchaus nicht gleichgültig, in weiche Form das Verwaltungs- 
recht im einzelnen Falle gekleidet ist. 

Die Yerwaltongslehre hat daher aodi die nothwend ig er- 
weise durch Gesetze zu regelnden Fälle za bezeichnen. 
Diese ergeben sich aus dem Zusammenhalte des Terfassungsrechts 
mit dem materiellen ileclite der Verwaltung und lassen sich auf 
folgende Grundsätze zurüektuhren. 

1. Ein Verwaltungsgesetz ist nothwendig, wenn über ein be- 
stehendes Hecfatsverhältniss etwas neues, ausdehnend oder beschrän- 
kend, bestimmt werden soll. 

2. Nur ein Gesetz darf eine Strafandrohung enthalten. 

3. Nur durch Gesetz darf ein anderes authentisch erklärt 
oder aufgehoben werden. 

4. Ein Verwaltungsgesetz ist nothwendig, so oft für den gan- 
zen .Staat eine zwingende Norm gegeben werden soll. 

5. Ein Verwaltungsgesetz ist nothwendig, so oft überhaupt 
durch eme Anordnung grosse, weite Kreise berührende Interessen 
betroffen oder neue begrandet werden.* 

In allen andern Fällen kann das eigeac iiecht der besoudern 
Verwaltungsorgane ausreichen. 

§ 8. Das Verordnung srecht. 

Der Verwaltung i. A. als der Thätigkeit des Staates muss 
der Wille des Staates vorausgehen. Die Willensäusserung der 
Staatspersönlichkeit ist aber das Gesetz ($ 7); insowdt dieser 

Wille auf eine Verwaltuii^'^aufgabe gerichtet ist, — Verwaltungs- 
gesetz. So sehr es nun auch im Wesen der Stafitsaufgabe liegt, 
allen Lebensverhältnissen eine rechtliche Ordnung durch das Gesetz 
geben za wollen, so ist es doch eben so richtig, dass der Staat 
alle seine Aufgaben mit den Gesetzen allein nicht erfüllen kann* 
Denn: 



♦ In di(!>spr Vollständigkeit hat die Nothwondiglcoit dor Verwaltungs- 
(Foluei-) Ge&etze zuerst E. Mohl Poliaeiwiss. I. pag. 45 ff. entwickelt. 
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1. kann das Gresetz in vielen Fallen (besond^ bd Special- 
gesetzen) die reditlichen GrondsSIze einer besthnmten V^rwaltungs- 

thätigkeit zwar vollständig feststellen, nicht aber zugleich die Art 
und Weise, wie es am zweckniässigsten im Leben ausgeführt werde; 

2. in vielen andern Fällen (besonders bei allgemeineren Ge- 
setzen) kann das Gesetz nicht dnmal so w^t gehen, sondern das 
Recht nur in grossen Zflgen und prinzipiell bestimmen, nicht aber 
aneh alle rechtlichen Oonseqnenzen ziehen, welche sich för das ört- 
lich und zeitlich verschiedenartig gestaltete Bedürfniss des Lebens 
ergeben. 

Die Organe der Staatsverwaltung bedürfen daher eines eigenen 
Rechts 7), um die Gesetze auszuführen, und zu ergänzen. 

1. Zur Ausführung eines Gesetzes, welches der Staatsverwal- 
tung etwas gebietet oder verbietet, bedürfen die Verwaltungsorgane 

des Rechtes der Vollzui^svorsclirift. Dies besteht darin, 
dass die oberste Verwaltungsbehörde allgemeine, die niederen immer 
ftir ihre untergebenen Organe verbindende Vorschriften erlassen 
dürfen, wie das Gesetz gehandhabt werden solle, um die von dem- 
selben beabsichtigte Wirkung zu erreidien. Die Vollzugsvorschrift 
kann also nur eine Unterweisung sein, welche die vorgesetzte Ver- 
waltiingsbehörde ertheilt, und wozu sie das Recht aus den orgaiii- • 
satorischen Gesetzen ableitet. C^erordnungsrecht vom Gresichts- 
punkte der Vollziehung.} 

2* Zur Ausführung eines Gesetzes, welches der Staatsverwal- 
tung etwas gestattet, bedürfen die Verwaltungsorgane des Rechtes 
der Verordnung. Dieses besteht in der selbständigen Aus- 
sei ;n he eines Rechtswillens durch die Venvaltungsorgane, in Bezug 
auf diejenigen Lebensverhältnisse und Thätigkeiten , welche das 
Gesetz wegen ihrer Mannigfaltigkeit im Staate nur prinzipieU regeln 
konnte und wollte. Die Verordnung ist daher eine Ergänzung des 
Gesetzes, zur Herstellung dnes vollkommen geordneten ver^sungs- 
mässigen Rechtszustandes in der Verwaltung nothwendig; darum 
kann das Verordnungsrecht nur aus einem gesetzlichen Vorbehalte 
abgeleitet werden, welcher in dem zu ergänzenden Gesetze ausge- 
sprochen sein muss. CVerordnungsrecht vom Gesichtspunkte der 
Verwaltung.) 

Nur wo Verwaltungsthätigkeit gefordert ist, ohnd d&ss die 
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dieselbe in Anspruch nehmenden Verhältnisse irgend eine gesetz- 
liche Regelung erfkhren haben, ist ein Verordnungsrecht anzoneh** 

inen, welches sich nicht auf einen solchen Vorbehalt stützt. (Noth- 
verordnungsrecht.) Dasselbe muss aber durcli spätere Acte 
der Gesetzgebung, entweder durch Erhebung dei* Verordnung zum 
Gesetze, oder dürch Erlassnog eines Gesetzes mit ansdrficklicher 
Aafrechterhaltung der Verordnung in die allgemeine Ordnung des 
Verwaltnngsrechts wieder zorückgeführt werden. 

Das Verordnungsrecht muss allen Verwaltungsorganen, jedem 
für seinen Wirkungskreis zustehen. Doch wird gewöhnlich nur das 
Recht der obersten Staatsverwaltangsbehdrde, des Ministeriums 
Verordnungsrecht, das der niederen Verwaltungsorgane Verfägongs- 
reeht genannt. 

Damit nun die Harmonie dos Ver\v iltungsiiochts und seine 
Uebereinstimmnng mit dem Kcciite des Staates überhaupt stets 
erhalten bleibt, smd dem Verordnungsrechte Schranken gezogen 
hinsichtlidi des Gegenstandes und der Zuständigkeit. 

Gegenstand der Verordnung (oder Verfiigimg) kann nur 
sein, was das Gesetz als solchen dadurch erklärt, dass es einen 
Vorbehalt der Verordnung .ausspricht (dass es für einen bestimm- 
ten Gegenstand die Zulässigkeit einer Verordnung erklärt). Es 
können sowohl Verordnungen, als Verfugungen, alternativ oder cu- 
mulativ vorbehalten sein. Ebenso können Vorbehalte mit mehr-* 
facher Zuständigkeitsbezeichnung gemacht werden. Nicht minder sind 
mittelbare Vorbehalte zulässig (in welchen der Verordnung gestattet 
wurd, einen Verfügungsvorbehalt zu macheuj. 

Die rechtlichen Wirkungen des Vorbehalts sind: 

1. das Ermessen des zuständigen Verwaltungsorganes zur Er- 
lassung einer Verordnung (Verfügung), nicht die Pflicht hiezu; 

2., die Begründung der Zuständigkeit; 
.der Ausschluss jedes andern Organs von der Uebung g^i- 
eher Befiigniss; 

4. die prinzipielle Unterstellung des Gegenstands der erlaub- 
ten Verordnung unter das vorbehaltende Gesetz; 

5. die Veroeinung des Rechts der Verwaltungsbehörde den 
Gegenstand der vorbehaltenen Verordnung prinzipiell m regeln. . 
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Die Zuständigkeit der Yerwaltangsorgane rnuss Im Gesetze 

geregelt stm: 

1. nach deiu imr ürtlicheu oder allgemeiuereu Charakter des 
Gegenstands ; 

2* nach dem Grade der Wichtigkeit desselben; 

3. nach dem Bedürfnisse der Ordnung und Repression. 

Die Tom Gresetze ausgesprochene Zuständigkeit sdiUesst die 
Uebertragbarkeit des yerordaungs-CVerrügungs->Bechts dordi die 
einzelnen Verwaltungsorgane aus. 

Die Rechtverbindlichkeit der Verordnungen und 
Ver lügungen hängt von ihrer vorschrUtämässigen ölfentUcheu 
Bekanntmachung ab. 

Das Recht der Verordnung oder Verfögung schliesst auch das 
Recht der be^liebigen Wiederaufhebung f&r die erlassen- 
den Organe in sich. 

Einen Theil dos Verordüungsrechts bildet das Recht der 
Poiizeivorsclirift (Polizei Verordnung, PVerfügung), das heisst 
jener Anordnungen der Verwaltungsorgane, deren Nichtbefolgung 
eine Polizeistrafe nach sidi zieht. Nach dem Grundsätze nulla 
poena sine lege können Verordnungen keine Strafe androhen, son- 
dern nur auf die im Gesetze gedrohte Strafe hmweisen C$ 7); 
Polizeivorschriften müssen sich daher ebenso an das Gesetz CPolizei-* 
Strafgesetz) anschliessen, me alle Verordnungen. 

Gegenstand der Polizei vurschrit't können daher nur 
gesetzlich als strafbar bezeichnete öffentliche Ordnungsgefahrdungen 
oder Störungen sein; soferne im Gesetze selbst der zur Strafbar- 
keit nothvendige objektive Thatbestand festgestellt ist, kann kein 
Recht der Polizeivorschrift bestehen; nur soferne das Gesetz blos 
Strafdrohungen für ganze Kategorien polizeilicher Gegenstände ent- 
hält und d(»n Vorbehalt beitügt, dass der betreffende (Jegenjitand 
durch ^^erürdnung oder Polizei Vorschrift geregelt werden dürfe, tritt 
nach Massgabe des Vorbehalts, das Recht derselben ein; denn 
keine Strafandrohung kann ohne bestimmte und klare Tbatbestands- 
beschreibung wirksam sein * 

♦ Sehr klar und erschüpfeud ist hierüber: St. v. Stengel Das System 
der Torbehaltcneu Poli?:eiTür.scbrift6n iu der Zeitschrift für Gesetzgebung tiiad 
Rechtspflege des Köuigr. Baiern. YIU. 310 ff. 
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Das Verordnungsreclit in seinem ganzen rinfanize ist also das 
eigene, selbständige Kecht der A^erwaltung, beziehungsweise iiirer 
Organe. 

Die Vollzugsvorschrift ist nur eine Seite des Rechtes des Ver- 
waltungsorganismas. Daher ist auch der Inhalt der VollzugSYorschrifl 
kdn Bedit, sondern nur eine Norm fiir die Ausfiihrung des Rechts, 
▼Ehrend die Verordnung ein allgemein verbindliches Hecht enthält, 

welches die vom Gesetze geschaffene Rechtsgrundlage zu ergänzen 
bestimmt ist. 

§ 9. Das Zwangsrecht. 

Damit die Verwaltung ihren Aufgaben zu jeder Zeit und unter 
jeder Bedingung genügen könne, muss ihr das Rpcht zustehen, den 
etwa vorhandenen Widerstand zu beseitigen. Solerne diesui in dem 
TVillen des Einzelnen oder einer Gresellschaüt hn Staate begründet 
ist, heisfit dieses Recht das Zwangsrecht. Gegen natürliche 
Verbältnisse gibt es keinen Zwang und daher kein Zwangsreefat in 
diesem Sinne. (Stein.) 

L)a^.selije ist also ein integrirender Bestandtheil des ganzen 
Rechts der Verwaltung, mag dies auf einem CJesetze Leruhea oder 
eigens Recht der Verwaltungsorgane sein. Darum gelten auch 
prinzipiell dieselben Grundsätze, welche für die Thätigkeit der Ver- 
waltung überhaupt aufgestellt werden müssen (§ 4 — 8), für ihr 
zwangsweises Handeln.* 

Die eigenthümliche Natur des Zwanges als eines unmittelbaren 
Eingriflfs in die individuelle Freiheit rechtfertigt aber eiu näheres 
Eingehen in die Grundsätze des Zwangsrechts. 

Der Zwang lässt sich scheiden in eineu moralischen und einen 
physischen Zwang. Als Formen des erstem erscheinen der Befehl 
und die Drohung einer bestimmten Bechtsfolge, besonders auch die 
Strafdrohung. Diese Zwangsformen haben aber nichts EigenthOm* 



* £s ist dabei ohne wesentliche Bedeatong, das* das Zvangsrecht ge- 
wfihnlieh tod dem übrigen Re«hte der StaatsYcrwaltmig äusserlich geschieden 
erscheint, indem für dasselbe besondere Bebürden, die Polizeiorgane bestehen. 
Die innere Einheit beider Recbtsgebiete wiid dadurch nicht berührt. Vgl. auch 
Stein I. pag. 320. 

laarnft-äterueg^i Verwaltuiit^Mlehrt-. 2 
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Kches, da das Recht überhaupt mea moralisohen Zwang der An- 
erkennting enthält. 

Das eigentliche (physische) Zwangsrecht Jiat seinen Innern 
Grund in der PIlicht der Verwaltung, die Staatszwei-ke zu ver- 
wirklicheu; seinen äussern Gruud findet es in dem Wider- 
Stande, welclier dieser Pflichterrüllung im Wege steht. 

Desshalb ist aiich der Inhalt des Zwangsrechts nnr die An- 
wendung physischen Zwangs, weil nur durch ihn ein wirklicher 
Widerstand beseitigt werden kann. 

Der Umfang des Zwangsrechtes er(;ibt sich «einerseits 
aus dem Hechte, welches der Verwaltunir zur Kealisatiun der 
Staatszwecke zusteht (dessen Consequenz eben ihre Pflicht liiezu 
ist) ; anderseits aus dem Umfange des zu beseitigenden Widerstands. 

In erster Beziehung wird der Umfang formell und materiell 
durch das Gesetz bestimmt, mag dasselbe die unmittelbare oder 
mittelbare (Verordnung zulassende) Grundlage des Terwcdtungs- 
rechts sein (verfassungsmässiges Zwansfsrecht). 

In zweiter Beziehung ist in der (frenze des Widerstands 
die Grenze des Zwangsrechts zu sehen. Dasselbe geht daher immer 
nur so weit, als die Grösse und die Natur des Widerstandes es 
erfordert, und hört mit Aufhören des Widerstandes sofort gleich- 
falls auf. Gregenüber einem unbegrenzten Widerstande ist aber auch 
das Zwangsrecht ein unbegrenztes, w^ die rechtlich geforderte 
Verwaltuügsthätii,'keit auch unljedin<j:t durch frefiihrt werden muss.* 

D i e M i 1 1 e 1 d e ? Z w a n g s r e c Ii t .s i'ii. Ilten sicli zunächst auch 
formell nach dem Gesetze, materiell nach dem beabsichtigten Er- 
folge der polizeilichen Thätigkeit. 

Sie bestehen entweder in einer directen physischen Nö- 
thigung emer Person, wenn die Thätigkdt der Verwaltung ohne 
solche nicht ausgeführt werden kann; oder 

in zwangsweiser Herstellung eines nothwendigen 
Zustande s durch die Behörde, wenn der Einzelne einer obrig- 
keitliclien Anordnung k(Mne Folge leistet, in der Regel auf Kosten 
des Ungehorsamen; endlich 



* Wohl können aber Klugheitsgründe die Verwaltung zu masTollem Ge- 
brauche ihres Rechts veranlassen. 
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in der Ausführung der angedrohten Strafe, sei es 
um dadurch den Widerstand m bredien oder zur Absdireckung 

vor künfti^'cm Widerstand. 

Diese Mittel können nach der L-.i^f' der Sache alternativ oder 
cumulativ angewendet werden ; irt geiiiiber einem allgrnu ineii, unln»- 
grenzten Widerstand ist natürlich auch jedes Mittel der Gewalt 
zulässig. (Waffenrecht.) 

Tmmer aber unterliegt die Zwangsthätigkeit der Verwaltung 
der verfassungsmässigen Verantwortlichkeit.* 

rV. Capitel. Die Organisation der Staatsverwaltung. 

§ 10. Die cenlralisirlen Organe.** 

In dem Begriffe des. Staates liegt schon die Nothwendigkeit 
einer besondem Organisation för seine Aufgaben. 

Die allgemeinen Grundlagen für die Organisation der Ver- 
waltung sind durch die Verfassungslehre zu entwickeln. Darnach 
gipfelt der Organismus (Ks Staates: 

1. im Staatsoberhaupte, 

2. in der Volksvertretung, 

3. in der Staatsregierung. 

Das Staatsoberhaupt ist die persönliche Erscheinung der recht- 
lich organisirten Volksgemeinschaft; 

die Volksvertretung ist das besondere Orgau des Willens 
derselben ; 

die Staatsregierung ist das Organ für die Verwirklichung dieses 
Willens durch die That. 

Damit dieser Organismus eine wahre Mnhdt darstelle, dürfen 
die Organe des Willens und der That nie in einem dauernden 

Widerspruche mit emander stehen (parlamentarische Regierung), 
und die 1 ünktion(*n beider müssen in der Einheit des [persönlichen 
Willens des Staatsoberhauptes zuäaumieiitreä'eo. (Sauktion des 
Staatsoberhauptes.) 

♦ Unberülirt mas<5 hier das Gebiet ilor gr;richtlichen Polizei uud ihres 
Zwangsrechts bleiben. Dasselbe gehört in die l^elire vüii der Rechtspflege. 

*♦ Ausgezeichnete Bemerkungen über Centralisation und Deceutralisatiüu 
bei Roscher System der YoIkswirthKohaft. II. Band. Einleitnng. 5. Aufl. 1867. 

2* 
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Die £inheit des gesammtstaatlichen Organismus muss aber 
nicht blos unter den obersten drei Organen des Staates erbalten, 
sondern auch bei der Gliedemng jedes einzebien Hanptorganes ge- 
wahrt werden. Denn nur in der duhekliehen Volksvertretung (Par- 
lament) kann der ( i osammtwille des Volkes zum Ausdrucke ge- 
langen, und nur eine einheitliche Staatsregu i uiig vermag diesem 
Willen allenthalben im Staate Geltung zu verschaffen mid flic Ver- 
waltung der Staatsangelegenheiten in fortwährender Uebereiastim- 
mung mit denselben zu erhalten. 

Diese einheitliche (centralisurte) Organisation ist jedoch nur in-* 
soweit gefordert und berechtigt, als es sich um Angelegenheiten 
der Gesammtheit, der im Staate verbundenen Volksgemeinschaft, 
handelt. 6ie würde zum blossen Mechanismus, wenn sie über den 
Kreis der gemeinsamen Angelegenheiten hinaus jede öffentliche An- 
gelegenheit einzelner Theile des Staatsvolks durch den Gesammt^ 
willen desselben rechtlidk bestimmen und durch die Gresammtthätig- 
keit der Staatsregierung ausföhren wfirde. Denn jeder lebensvolle 
Organismus muss in seiner Thätigkeit bestimmt sein durch das 
gemeiDsaine Interesse derjenigeu Volksgemeinschalt, aus welcher er 
hervorgegangen ist. 

Damm muss sich an das System der centralisirten 
Organe ein System der decentralisirten Organe als noth- 
wendige Ergänzung und Vervollständigung anscbliessen, welches der 
Mannigfidtigkeit des Volkslebens im Staate einen Ausdruck ver- 
leihen kann, ohne die Einheit des Staatslebens aufzuheben. 

Für die Ceutralverwaltung des Staates gliedert sich 
der Organismus 

1. in ein System von MImsterien, 

2. in ein System von Behörden, 

Erstere enthalten die Idtenden, letztere die ausföhrenden Or- 
gane der Verwaltung. 

1. Für die Staatsverwaltung im weiteren Sinne (S 1) müssen 
so viele Ministerien bestehen, als es selbständige Verwaltungs- 
gebiete gibt, damit die nothwendige Einheit des Vollzugs für alle 
einzelnen Verhältnisse dieser selbständigen Verwaltungsaufgaben er- 
halten werden kann, (lifinisterium des Auswärtigen, des Krieges, der 
Finanz, der Justiz, des Innern.) Bealsystem. 
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Diese nothwendigen Ministeriea müssen aber aucli wieder unter 
sich in einem organischen Zusammenhange stehen, nm die innere 
Uehereiustimmnng der verschiedenen Verwaltangsmiu»rege]n und die 
Einheit nnd gkichmässige (xeltendmachnng der leitenden politischen 

Grundsätze überhaupt zu erhalten. (Gesaramtministerinm. ) 

Für die Verwaltung im engern Sinne ist daher wenigstens ein 
Ministerium nothwendig (Verwaltuugsmiuisterium, gewöhnlich M. 
des Innern genannt). 

Bei dem grossen Umfange der Aufgaben ist dasselbe aber wieder 
aufzulösen in ein System von Ministerien, weldies dem Systeme der 
Staatsverwaltung entspricht nnd mehr oder minder ausgebildet in 
allen giussern Staaten sich vorfinden muss. Daher gibt es ein 

Polizeimiuisterium, 

Unterrichtsministerium (auch Cnltus-M. genannt), 
Ministerium für Volkswirthschaft (welches wieder aufgelöst sein 
kann in Ackerbau-M., Handels-M., M. der öffentlichen Arbeiten etc.), 

besonderes Yerwaltungsministerium ( für sociale Angelegenheiten). 

Diese Ministerien bilden im Staatsorgaiiismiis eine Gruppe für 
sich, und sollten billiger Weise ihre gemeinsamen Angelegenheiten 
auch gemeinsam behandeln. 

Die Aufgabe des Ministeriums ist zunächst die Her- 
stellung und beständige Erhaltung der Harmonie zwischen Gesetz- 
gebung und Verwaltung. 

Sie soll jeder Amtshandlung den Geist der Staatsregiertmg 
und damit der Verfaissung aufprägen und die innere Uebereinstim- 
mung in der Gesammtheit der Thätigkeiten der Verwaltung dadurch 
bewirken. 

Das Recht des Ministeriums muss der Ausdruck dieser 

seiner Functionen sein; es ist: 

1. Entscheidendes Organ für die Vollziehung; daher kann kein 
Gebiet der Verwaltung ausserhalb des Ministerialsystems stehen, 

2. Das Recht der Gontrasignatur, in dem ersten sdion be- 
gründet, weil erst dadurch die Autorität des Ministeriums und die 
rechtliche Verantwortlichkeit desselben zur Aussprache gehuigt. 

3. Das Recht der Verordnung (S 8). 

4. Das Recht der Oberaufsicht über alle Verwaltungstluitig- 
keit sowohl der Behörden, als auch der Selbstverwaltuogsorgane. 
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2. Das System der Boll örden ist die Gesammtheit aller 
derjeniL'''a amtlichen Organe, welche bestimmt siud die Aufgaben 
der Ministerien ianerbAlb des ihnen zugewiesenen sachlichen und 
örtlichen Wurknngskreises dauernd zu vollziehen. 

Es besteht dasselbe demnach zur Durchführung aller Aufgaben 
der Centralstaatsverwaltnng und muss daher sowohl riiiimlich über 
den ganzen Staat sich veH »reiten, als auch sachlich über aUe Ge- 
biete der Central Verwaltung sich erstrecken. Daraus erwächst die 
Nothvendigkeit einer doppelten Gliederung des Behördensjstems. 

a) Die räumliche Ausdehnung des Behdrdensystems macht eine 
Eintheilnng des ganzen Staatsgebiets in administrative Bezirke 
(Amtsbezirke) nutliwendig. Die hiebei gebotene Rücksicht auf die 
geo(^aphi?5chen Verhältnisse, sowie auf die Bevölkerun^sgliederung 
und deren Verschiedenheiten (Bevölkerungsdichtigkeit, Stadt und 
Land, nationale, sociale, virthschaftlidie Einheiten) erheischt eine 
Unterabtheilung des Behördensystems in Mittel- und Unterbehörden, 
mit verschiedener räumlicher Ausdehnung ihres Wirkungskreises, 
damit die Durchfiihrun«: einer jeden Anordnung der (.'entralstaats- 
verwaltung den natürlichen und socialen Verschiedenheiten einer 
jeden Jhrovinz und eines jeden Bezirks im iStaate möglichst ange- 
passt werden kann. 

b) Die sachliche Verschiedenhdt der Yenraltnngsaufgaben ver- 
langt, dass jedes Hanptministerium sein besonderes Behördensystem 
habe, woraus wieder dit* N(jthwendigkeit einer besonderen admini- 
strativen Landeseintheilung für jeden llanptvorwaltungszweig her- 
vorgeht, obschon es vortheil hafl ist, wenn die einzelnen Amtsbezirke 
der verschiedenen Verwaltungsbehörden möglichst zusammenfallen. 

För die verschiedenen Ministerien der Verwaltung L e. S. 
macht sieh jedoch dieses Bedürfniss nicht in demselben Masse gel* 
tend, da die sachlichen Verschiedenheiten dieser Verwaltung^ auf- 
gaben ungleich geringer sind, vielmehr ihre innere Einheit durch 
gemeinsames Eehördensystem auch nach Aussen am besten zur 
Darstellung und Greltung gelangt. 

Die rechtliche Stellung der Behörden im Organismus 
der Staatsverwaltung ist durch das Prinzip der Gentralisation be- 
stimmt. Das Ministerium, welches für die Erhaltung der Ilarniüiiie 
zwischen Gesetzgebung und Verwaltung verantwortlich ist, muss 
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für die einheitliche Durchführuog aller Aufgaben der Centraiver- 
waltung Sorge tragen und dämm einen amtlichen Gehorsam der 
Behörden für die von ihm ausgehenden Anordnungen verlangen, 
ohne welchen die Bfbisterverantwortlichkeit nicht möglich n^re. 

Diess schliosst jedoch eine pfewisse Selbständifrkeit der Entscheidung 
für die Behürde nicht aus, sei es dass dieselbe an genaue Direk- 
tiven des Ministeriums srebnnden oder dem freien Ermessen der 
Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit, jedoch auch mit selbstfin- 
diger Verantvortlichkeit gegenüber dem Mimsteriam überlassen ist. 
Im Gegentheile wird dadurch die Verwaltung nicht blos rascher 
und l>ilh'ger, die Reliandhing jeder einzelnen Aufgabe sachgemässer 
sein können, sondern es erwachsen auch durch die gesteigerte Au- 
torität und Thatkraft jeder einzelnen Behörde, sowie durch die 
Wohitbat mehrerer Instanzen einerseits, durch die Beschränkung 
des Ministeriums auf die allgemeine politische Leitung der Ver- 
waltung und durch sone Befreiung von Iftstiaem und ihm schwer 
zugcänglichem Detail anderseits fiir eine den wahren Bedürfnissen 
der Bevölkerung entsprechende Verwaltung ganz entschiedene Vor- 
theile. 

In ähnlicher Weise rechtfertigt sich auch eine gewisse Selb- 
ständigkeit der Unterbehörden gegenüber den Mittelbehörden mit 
Ausnahme einzelner einen streng gegliederten und genau ineinan- 
dergreifenden Mechanismus erfordernden Gesammtmassregeln (z. B. 
Staatspolizei), hinsichtlich weicher dann die Behörden nur als Exe- 
kutivorgane des Ministeriums angesehen werden können. 

§ 11. Die deceiitraiisirlen Organe. 

Ministerial- und Behördensystem bilden zusammen den Orga- 
nismus der Central-Staatsregierung, d. ii. der einheitlichen centra- 
iisirten Staatsthätigkeit. Sie erstrecken sich daher über den ganzen 
Staat und sind in der Regel ohne weitere Rücksicht auf die Ver- 
schiedenheit der Staatstheile nach dem Kealsysteme (mok lo- 
gisches S.) eingerichtet; es besteht in sämmtlichen Theilen des 
Staates dieselbe Einrichtung und Geschäftstheilung für die gleiche 
Art von Behr)rden. (Mohl.) 

So unabweisbar und wichtig aber auch dieser Regierungsörga- 
nismus ist, so genügt er doch nicht zur Durchlubrung aller Ver- 
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waltungsaufgaben. Neben der Notbwendigkeit einer dnheitliclien 

Hegcluii«: (1>T r.lTriitliclien Verhältnisse zur Verfolsrung der Staats- 
zwecke und ii]rhaltung des Staatswesens überhaupt , entsteht mit 
Mchnnig der eine Verwalturifjsthätigkeit in Anspruch nehmenden 
VerhilltDisse des öffentlichen Lebens auch die Nothwendigkeit, die 
eigene freie Thätigkeit und Leistungsföhigkeit des Volkes för diese 
Aufgaben zu organisiren. So weit sie sich hieför befähigt zeigt, 
und so \v( it die Consequenzen einer freien Verwaltuiigstliatigkeit ein- 
zehier V( Ik^kreise nicht über ihr natürliches Wirkun^rsgebiet hinaus- 
gehen, ist daher die Organisation der Selbstverwaltung gefordert. 

Ganz verschieden hievon ist die die Verfassnngsverhältnisse 
eines Staates berührende, darum auch hier nicht weiter zu unter- 
suchende Autonomie oder Selbstgesetzgebung der einzelnen Län- 
der und Provinzen eines Staates, welche alle jene öffenthdien An- 
gelegenheiten in sich begreifen kann, deren prinzipielle Regelung 
durch den Gesammtstaat in keiner Weise geboten ersclieint. Die 
autonome Behandlung dieser Gegenstände schliesst natürlich auch 
die Selbstverwaltung zum Vollzuge der Autonomie in sich. IMe 
Nothwendigkeit der Uebereinstimmung der autonomen Landes- (Pro- 
vinzial-) Gesetzgebung mit der Beichsgesetzgebung sowohl als mit 
dem persönlichen Willen des Staatsoberhauptes (Sanktion) bleibt 
nichtsdestowonifrer bestehen. 

Die ►'bclbstverwaltung ist demnach diejenige vom Staate 
organisirte Thätigkeit des Volkes, durch welche dasselbe Aufgaben 
der Staatsverwaltung anstatt der Behörden zu erfüllen übernimmt. 
Daraus folgt: 

1. dass das Recht der Selbstverwaltungsorgane nur vom Staate 

abgeleitet werden kann, nicht für sich selbständig besteht; 

2. daf?s dic^ses Recht im Wesen das gleiche Kecht aller staat- 
lichen Organe sein muss, insbesondere also für den Bereich der 
Thätigkeit der Selbstverwaltung denselben Inhalt hat, wie das Recht 
des amtlichen Organismus der Staatsregierung; 

3. dass nur Staatsverwaltungsaufgaben Gregenstand des Selbst- 
verwaltungsrechts bilden können; 

4. dass nur fiir einzelne Volkskreise, nie für das Staatsganze 
eine Selbstverwaltung denkbai' ist. (Daher kein Selbstverwaltuugs- 
miaisterium.) 
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DieSelbstverwaltanigsorgaDe können örtUoh oder sadilich (durdi 
Interessen) begrenzt sein. Bas faistorisöhe Moment mkt dab^ viel- 

&ch massgebend. 

Oertliche Selbstverwaltungsorgane bilden das Pro\anzial- 
und das Goiiieiiidesystem. (Zwischenglieder sind der Kreis, der 
Bezirk; die historische Bildung ist die Landschaft.) 

Sachliche Selbstverwaltongsoiigane sind Vertretnngen, Räthe, 
Kammern, Vereine; hbtoriscfaer Bildang smd Korporationen, Stif- 
tungen. 

Obschon nun auch die sachlichen sog. Selbstverwaltungsorgane 
vielfach zur Mitwirkung bei Erfiillunii von Staatsaufgaben heran- 
gezogen und hiefiir sogar dann und wann besonders orgauisirt wer- 
den, so gelten doch nur die örtlichen Selbstverwaitungsorgane als 
wahre Glieder des Organismus der StaatsTerwaJtnng und sind dess- 
halb noch besonders zu betrachten. 

1. Bas Provinzialsystem« 

Dasselbe ist hervorgi ganzen aii<^ dem Grundgedanken der innern 
Einheit einer Provinz (Grafschaft, Kronland) in Bezug auf die 
wichtigsten Lebensinteressen; diese erhalten in der Provinz einen 
gewissen Abschlnss, ohne desshaJb Ihre Gemeinsamkeit mit den 
ftbrigen staatlichen Interessen zu verlieren. In den verschiedenen 
Staaten wird je nach den natürlichen oder sonstigen Culturver- 
schiedenheiten und nach dem historischen Rechte der Staatstheile 
jedenfalls das Mass der nothwendigen und zulässigen Ausdehnung 
des Pro vinzialsyst eins erheblich differiren. So weit diese öffentlichen 
Angelegenheiten also in der Provinz gemeinsam und abgeschlossen 
sind, bilden sie einen natnrgemässen Gegenstand der Selbstverwal- 
tung, und das Organ derselben ist die Provinzialregiening. Der 
centralisirte Organismus des Staates ist davon unberührt; Gesetz- 
gebung und Regierung des Staate^ 1 Ii iben einheitlich. Auch wird 
sich die Selbstverwaltung nur in jenen Schranken bewegen köimeu, 
welche der Inhalt der Staatsverfassungsgesetze zulllsst. 

Hat jedoch die Staatsgesetzgebung nicht bereits die Verwal- 
tung des Landes vorgezeichnet, so schliesst sich die Selbstverwal- 
tung naturgemSss an die Provinzialautonomie an und bringt den 
durch diese zum Ausdruck gelangten Volks^villen in Ausfühiung. 
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In dem Wesen dieses Systems liegt die Xothwendigkeit einer 
zweifachen Organisation, dner standigen nnd einer periodisdien. Die 

letztere ist analog der Volksvertretung im Staate das Organ des 
Willens der Provinz (Landtag, Provinzialstände etc.), ein gesetz- 
gebender Factor im Staate, dazu Verwaltungsorgan für das Ver- 
ordnungsrecht. Die erstere sind Aasschüsse mit ihrem Vorstande 
(Landespräsident, Landeshauptmann etc.), welche Vollzagsoigane 
des Landtags nnd verwaltende Organe tibr die nidit dem Landtage 
vorbehaltenen Verwaltnngsangelegenheiten des Landes (der Provinz) 
sind. Ebenso ist aus drin Wesen der Selbstverwaltung die Noth- 
wendigkeit zu erklären, dass die ProA'iuzial Verwaltungsorgane durch 
freie Wahl aus dem Volke hervorgehen, 

2. Das Gemeindesystem. 

Die zweite Grandform der Selbstverwaltung ist die Gemeinde; 
zugleich ist sie die letzte i'orni der Organisation der Staatsver- 
waltung. Es steht dieselbe in einem ähnlichen Verhältnisse zum 
Provinzial System wie das Behörden system zum Ministerialsystem. 
Darnach kommen also alle Verwaltungsaofgaben, welche die Staats- 
gesetzgebnng nicht der CentraLverwaJtung vorbehalten hat, hier im 
Örtlichen Rahmen znr Erfttllnng. 

Die Gemeinde kann demnach in Staatsverwaltungsaufgaben: 

1. nur ein Verfiigungsrecht haben, dagegen kein Gesetzgebungs- 
üder Veror d nu n gs recht. 

2. Das Zwangsrecht kann nnd miiss auch der Gemeinde ein- 
geräumt sein, soweit sie es für ihre Aufgaben bedarf. Die Ge- 
meinde ist desshalb nicht schon wegen ihrer polizeiliehen Ftmktionen 
auch ein Organ der centralisirten Verwaltung. 

m 

3. Die Gemeinde ist der Provinzial- (Landes-) Verwaltung in 
den Gegenständen provinzieller Selbstverwaltung untergeben; zu 
dem centralisirten Verwaltungsorgauismus dagegen steht sie in kei- 
nen unmittelbaren organischen Beziehungen. 

4. Auch die Gemeinde leitet ihr Hecht der Selbstverwaltung 
sddiessfich vom Staate ab nnd ist daher ein Theil des Staats- 
verwaltungsorganismus. 

5. Auch in der Gemeinde soll eine zweifache Organisation statt- 
finden; es soll ein beschliessendes und ein vollziehendes Organ bestehen. 
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6. Jedenfalls ni'QBsen auch die Gremeuideoi]gan6 aas fmiet 

Wahl der Gemeindeangehörigen hervoiucli^^n. 

7. Diu -Staatsiigieruiig hat die Überaufsicht über die Selbst- 
verwaltungsthätigkeit derselben, welche durch die ProTiDziairegiemag 
vermittelt wird. 

8. Als social bedeutsame Gesellschaftsform kommt aber der 
Gemeinde auch Autonomie in ihren eigenen örtlidi abgeschlossenen 
Angelegenheiten zn, irorQbor in der vierten Abtheilong S 63 ff. 

weiter zu handeln ist.* 



* Eine andere Bildung von (iemeuiden ist nach englischem Cluster in 
den Verwaltungsgemeinden zu sehen, welche jedoch eigentlich sachliclip Selbst- 
verwaltung. skörper sind und in den Organismus der Staatsverwaltung nur da 
hereiubczogeu werden können, wo die Ortügemeiude in unserm (deutschen) 
Sinne fehlt 
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ZWEITE AJiTl^ElLü^^a 

Die Yerwaltang des persönlichen Lebens. 

§ 12. Die Bedeutung des persönlichen Lebens 

für den Staat. 

Das persönliche Leben des Menschen ist für den Staat aus 
einem zweifachen Gesichtspunkte von BedeutODg. 

Zunächst ist nämlich der Mensch das Element des 
Staates. Der Staat besteht ans einer Snmme von Menschen, 
einer Bevölkerung, welche ihn bedingt, wie sie hinwiderum von 
ihm bedingt wird. Darum ist aber auch jeder Einzelne von Werth 
und Bedeutung für den Staat, schon als Person nicht blos als 
Theil der Gesi'llschaft. Die bewusste und anerkannte Nothwendig- 
keit des Staates, seine Pflicht der Selbsterhaltnng macht es ihm 
zur Aufgabe, für die Bevölkerung überhaupt und för jeden Em- 
zelnen zu sorgen. 

Dann aber liegt im Wesen des Staates die Cultiir- 
beförderuni; Der Mensch ist aber der Träger der Cultur; die 
allgemeine Zweckbestimmung des Staates ist daher auch eine be- 
sondere für jeden Einzelnen; denn der Fortschritt des Ganzen ist 
bedingt durch den Fortschritt der Theile. Darum muss aber auch 
die Sorge des Staates jedem Einzelnen zugewendet sein um seiner 
selbst willen, nicht blos des Staates wegen. 

Im Grunde genommen weisen beide Gesichtspunkte auf das- 
selbe Ziel; indem der Staat den Einzelnen in seinen Bestrebungen 
fördert, erfüllt er sdnen allgemeinen Onlturzweck ebenso, als indem 
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er für den Einzelnen sorgt um des Staates willen ; denn der Staat 
ist ja nur das Mittel zur Bealisation der Cnltiir. Darum Ist es 
aber, auch gleichgültig ob der eine oder der andere Gresichtspankt 
beim einzelnen Yerwaltungsakte überwiegt; denn das Ziel bleibt 

das Gleiche. 

Üie Bedeutung des persönlichen Lebens für den 
Staat ist desshalb auch eine allgemeine» alleLebeus- 
yerhältnisse amfassende. 

Znnfidist ist der Emzelne schon als Mensch fUr den Staat 
von Werth. Die Volkszahl kann und darf für den Staat nicht 
gleichgiltig sein; und ebensowenig ist sie lür den Einzelnen selbst 
gleichgiltig. Von der Men2fe der auf einem bestimmten iiaume 
(Staatsgebiet) wohnenden Menschen ist die individuelle wie dieGe- 
sammtentwickluog gar mannigrach bediDgt. 

Sodann istandi der Wechsel der Bevölkerung in Raum 
und Zeit von grösster Bedeutung; weder der Staat noch der Ein- 
zelne kann hier die rechtliche Ordnung entbehren. 

Durch die Entfaltung des persönlichen Lebens im 
Staate in körperlicher und geistiger Bi/i(^hung erwachsen ferner 
dem «Staate aus den beiden berührten Gesichtspunkten eine Eeihe 
von Verwaltungs-Aufgaben. 

Zunächst ist j^e Entwicklung des Menschen bedingt von dem 
Vorhandensein emes vollkommenen, leistungsfähigen Organismus. 
Die Gesundheit ist die erste Voraussetzung eines leistungsfä- 
higen Lebens. Der Sorge für dieselbe muss daher der Staat sein 
Augenmerk zuwenden. 

Die Unmündigkeit, Geistesschwachheit verhindert 
gleichfalls die volle Entfaltung der persönlichen Leistiingsfaliigkeit; 
ebenso kann der Mensch durch den Tod in der Vollendung be- 
gonnener Thätigkeit gehindert werden. Auch hier entstehen Staats- 
verwaltungsanfgaben, um ans diesen physischen Zuständen keinen 
aclitheii 1 ur die Betrofleneu oder deren Kechtöuachlblger entstehen 
zu lassen. 

Auch durch Armut h kann die Verwerthung der sonst vor- 
handenen körperlichen und geistigen Kraft für kürzere oder längere 
Zeit unmöglich gemacht sein; daher auch in diesem Falle die er- 
gänzende Sorge des Staates einzutreten hat 
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Aber auch wenn der menschliche Organismus an keinerlei 
Störungen oder Un Vollkommenheiten leidet and auch äussere 
Verhältnisse nicht seine Leistungsfähigkeit unterbrechen, so ist 
die Leistung des Menschen für die Gultur doch erst bedingt von 
seiner geistigen Entwicklung durch Unterricht und 
Bildung. Je wichtiger gerade die geistige Thätigkeit des Menschen 
für die Gesamuitheit ist, desto umtkisseiider müssen dalier auch in 
dieser Beziehung die Aufgaben der Staatsverwaltung sich gestalten; 
sie bilden desshalb die Krone aller staatlichen jj'ürsoige för das 
persönliche Leben« 

Die übrigen Verhältnisse des menschlichen Lebens sbd Col- 
lektiverscheintingen ; sei es dass der Einzelne oiit andern zur Be- 
friedigung seiner materiellen Lebensbedürfnisse in wirths('liaftlichen 
Verkehr tritt, sei es dass er als Theil geselJ schaftlicher Kreise 
überhaupt vorübergehend oder dauernd erscheint. Die Aufgaben 
der Staatsverwaltung für diese Lebensyerhaltnisse gehören daher 
nidit mehr in den Kreis der Venraltungsanfgaben des persönlichen 
Lebens. 

L Capitel. Bevölkerangswesen.* 

§ 13. üevoikeruügspolitik. 

„Eine dichte Bevölkerung ist nicht bloss ein Kennzeichen 
stark benutzter und bedeutender Prodnctivkräfte, sondern schon an 

sich eine Produetivkraft.'* (Roscher). Diess gilt nicht nur von 
der wirtlisdiaftlichen , sondern fast noch mehr von der geistigen 
Production; eine dichte Bevölkerung ist eine Culturkraft; daraus 
ist die allgemeine Folgerung zulässig, dass ein Volk unter sonst 
gleichen Umständen mn so mächtiger und blühender ist, je mehr 
gut entwickelte Mensdien es zählt. Darum muss auch die Bevöl- 
kerungszunahme in dnem Staate als eine erfreuliche Erscheinung 
gelten, soferne sie nur ihre natürliche (irenze einhält, welche in 
der Grenze der wirthschaftliclien Kraft zur allseitigen Bedürfniss- 
be&iedigoug des Volkes liegt 



* Siehe hesonden Hohl B. t. Oeschichte und litentor der Stasts- 
wiBteoBehftften m. Bd. 1855—68. Geretner, Grnndlehiw Bd. n. 1865. 
** Dieie ISIIse sind von der BerSlkeningsleliie» wdehe einen Theil der 
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In der Bevdlkeraog eines Staates sind nun in zweifacher Weise 
Missverbältnisse möglieh ; die Bevölkening kann zu schwach sein^ 
sei es überhaupt in Bezug auf die von ihr bedingten Onlturfort^ 

schritte, sei es besonders im Verhältuisse zu deu vorhaudenea Pro- 
ductivkräften ; 

sie kann aber auch zu dicht seiu im Verlialtiiiss zu ihrer 
wirthschafUichen Kraft, d. h. es entölt auf den Einzelnen nicht 
mehr die fdr seinen Oulturfortschritt nothwendige Durchschnitts- 
summe des Yolksyermdgens. (Auch eine zu grosse Ungleichheit 

in der Vertheilung des Volksvermögens kann ähnlich wirken, 
vgl. § 32.) 

In beiden Fällen ist der allgemeine • Staatszweck gefährdet; 
daher die Verwaltung die Aufgabe hat, der Gewinnung und Er- 
haltung einer in den richtigen Schranken gehaltenen dichten Be- 
▼ölkerung Ihr Augenmerk zuzuwenden* (Bevdlkerungspolitik). 

Daraus erwächst dem Staate dio doppelte Aufgabe: 

1. zu erkennen, in welchem Dichtigkeits Verhältnisse seine Be- 
völkerang sich befindet; 

2. Missverhältnisse jeder Art zu verhüten. 

Zur Erkenntniss der Bevölkerungsthatsachen muss der 
Staat vor allem das Mittel anwenden, welches über alle Lebens- 
verhältnisse, wenn aucli durchaus nicht vollstäiullgc, Aiifsclilüsse zu 
geben vermag und Anhaltspunkte zur Beurtheiluug bietet, — die 
Bevölkerungsstatistik ; 

ferner dient hieför die Consumtionsstatistik und das Ergebniss > 
der Besteuerung (zunächst der indirecten); überhaupt aber müssen 
alle Anhaltspunkte, welche die Volkswulhschaftslehre zur Beur- 



GesellsebAftswissensoliaft bildet« (gewSbnlich ist sie in die Yolkwirthsehaftslelire 
«nfgenomiiieii) allgemeiii anerkannt. Das sog. Malthos'sdie Gesets, dass die 
Bevölkening die Grenze der vorhandenen Nahrungsmittel nicht flbenehreiten 
könne, erleidet in Besag auf den Staat die im Texte angenommene Yerftn* 
demng; nicht die Nahrungsmittel seihst, sondern nur die MSglichkeit sie an 
erhalten bildet hier die Grense; der Taasehverkehr mit andern Staaten tritt 
ergSnzend und müdifioirend ein. 

^ Die Bevülkerungspolitik ist ausser den schon angeführten Werken auch 
in den Tn(>i.sten Lehrbüchern der Nationalökonomie (a. B, von Baii, AoscheTi 
Stein) ausführlich behandelt. 
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theilung des Volksvermögens an die Iland gibt, zu Rathe gezogen 
werden. 

Zur Herbeiführung und Erhaltung eines richtigen Bevolkerungs- 
verhältnisses hat nun die Verwaltung umsomehr Sorgfalt in ihrer 
Thätigkeit und in der Wahl ihrer Mittel anzuwenden, je weniger 
es ihr möglich ist, einen directen Einfluss auf die Verhältnisse 
auszuüben. 

Zur Erhaltung einer wohl ständigen Bevölkerung 
wird es genügen, wenn die Verwaltung die ihr zu Gebote stehen- 
den indirecten Mittel kräftig und umsichtig anwendet; zunächst 
also die Pflege der Volkswirthschaft, als der Bedingung der Volks- 
ernährung und des Vol ks vermögen s ; die Sorge fiir öftentliche Ge- 
sundheitsverhältnisse zur Verminderung der Mortalität, Erhöhung 
der durchschnittlichen Lebensdauer; Befijrderung der Bildung zur 
Erweiterung der Einsicht des Volkes selbst in die Ursachen seiner 
gunstigen Entwicklung; Erhaltung und Beförderung der Sittlichkeit 
und Gesittung zur Begünstigung aller derjenigen socialen Einrich- 
tungen (Ehe, Vereine, Genossenschaften etc.), welche ihrerseits 
wieder auf Wohlstand und günstige Entwicklung des Volkes zu- 
rück^sirken. 

Dagegen ist die Verwaltung allerdings veranlasst, directe Mittel 
zu versuchen zur H erbeiführung einer wohlständigen Be- 
völkerung, sei es, dass eine Vermehrung wünschenswerth oder 
eine Uebervölkenmg zu fürchten oder gar schon wirklich vorhan- 
den ist. 

A. Bei dünner Bevölkerung sind zunächst alle Hinder- 
nisse der Vermehrung thunlichst zu beseitigen. 

I. Am leichtesten ist dies möglich bezüglich der gesetz- 
lichen Hindernisse: 

1. Erschwerung der Ansässigmachung, wodurch 
Verspätung der Ehen und damit geringere Volksvermehrung wenig- 
stens auf geordnetem Wege herbeigeführt wird. 

2. Beschränkung des freien Gewerbsbetriebes, 
wodurch spätere factische Möglichkeit einer Familiengründung ent- 
steht. 

Durch den Grundsatz voller Freizügigkeit wird er- 
fahrungsgemäss eine wohlständige Volksvermehrung wesentlich ge- 
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fördert. Durch die Befugniss, sich nach eigenein Ermessen überall im 
Staate niederzulassen, alle Arbeit zu unternehmen und eine Familie 
zu gründen, kann jede Kxaft, welche in einem Volke vorhanden 
ist, geweckt und nutzbar. gemacht werden; in der Freiheit ist der 
grGsste Sporn zur Thätigkelt gelegen; sie wedLt die Selbstverant^ 
wortlichkeit und befördert damit die wahre Sittlichkeit. 

3. Gebundenheit des Besitzes, insbesondere des 
Grundbesitzes. Die freie Theilbarkeit des Grundeigenthums, 
möglichste Beschränkung des üdeicommissarischen oder des Besitzes 
der todten Hand geben einer grössem Volkszabl die dauernde Mög- 
lichkeit einer gesicherten Existenz. 

4. Erschwerung der Einwanderung, dadaroh dass 
dem Ausländer grössere Schwierigkeiten bezüglich der Ausässig- 
machung, des Eigenthumserwerbes oder des Gewerbsbetriebs ge- 
macht werden als den £inheimischeu. 

n. Schwieriger schon ist es für die Staatsverwaltung, Hinder- 
nisse zu besdtigen, weldie im Volke selbst oder in gesellschaft- 
lichen Einrichtungen wurzeln; hieher gehören: die Sitte all- 
zufi üher Heirathen, Ausschweifungen, verschwenderische Lebensweise, 
angestammte Yururtheile. 

Weder Gesetzgebung, noch Verwaltung können hier in der 
Regel direot eingreifen, dagegen sind umfassende indirecte JItfittel 
in der Staatsthfitigkeit auf andern Verwaltnngsgebieten gel^n. 

Besondere Erwähnung bedfirite etwa die auf den Dogmen Ter- 
schiedener grosser Kirchengesellschaften beruhende Ehelosigkeit der 
Geistlichen und Mönche, „welche der Vüikszahl um .su mehr schadet, 
als sie nicht blos eine grosse Anzahl von Individuen trilft, sondern 
überdies in der Mehrzahl solche, deren Einkünfte die Gründung 
einer Familie wohl gestatten würden.^ (Mohl) Hier könnte der 
Staat höchstens insofeme direct eingreifen, als er sich gegen die 
durch die Religion nicht gebotenen Klöster wendete, eine Massregel 
welche jedoch vom Stundpunkte der Associationsfreiheit Bedenken 
unterliegt; gegen den Cölibat selbst kann er nur mit dem Mittel 
der Aufklärung ank&mpfen. 

Neben dieser negativen Bichtung der Verwaltongsthfitigkeit 
sind aber auch positive Massregdn vorgeschlagen und durchgeführt 
worden. 

LuMBa-JUeruiVt VerwaUvoKiMure. 3 
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1. Directe Begünstigung oder N5tliigting zur Ehe- 
sehl i e s s u n g. -Diese Massrei>:eln irehören säimntlich einer friihera 
Periode (besonders dem Mittelaiterj an , wo noch die Familie und 
der Stand eine überwiegende Bedeutung im Staatsleben hatten. 
So TOT z. B. in vielen deutschen Reichsstädten zur Bekleidung 
niancherAemter» nach der Znnftverfassung zur Erlangung des Master- 
recfats vielfach Verheirathung vorgeschrieben. Strafen und Rechts- 
nachtheile der Hagestolzen, Kiuder|)i aniiun sollten in derselben 
Weise wirken. 

Auf gegenwärtiger Culturstufe kann davon nicht mehr die 
Rede sein; der Zwang zur Ehe widerspricht der ersten Forderung 
des Rechtsstaats, der persönlichen Freiheit. Beldmungen einer gros- 
sen Kinderzahl sind zum mindesten sehr überflüssig; im Y i «gleiche 
zu der Last der Kindererziehung und Versorgung können sie doch 
immer nur sehr geringfügig sein. Sie k<»ünen aber sogar direct 
schädlich wirken, wenn damit mehr versprochen wird, als gehalten 
werden kann. Aehnliches gilt von staatlicher Ausstattung armer 
Heirathslnstiger.* 

2. Begünstigung der Einwanderung. 

Berufung von Einwanderern war früher ein beliebtes, vielfach 
angewendetes Mittel zur Volks Vermehrung. Man gewährte denselben 
viele Vortheile durch Befreiung von Steuern und Militärdiensten 
lär eine Reihe von Jahren, wies ihnen unentgeltlich Ländereien 
an u. dgl. 

Wenn es sich um die Volksvermehrung in dnem Staate mit 

reichen wirthschaftliclien Kräften handelt, mag immerhin eine solche 
Begünstigung der Einwanderung zweckmässig und berechtigt er- ' 
scheinen, soferne sie für die Eingewanderten nur ein vorübergehieu- 
des Privil^um enthält; der Staat „verziditet hier eben nur zeit- 
weilig auf emen Yortheil, der andernfisdls gar nie zu erwarten ge- 
wesen.^ (Roscher.) • 

Im Uebrigen muss allgemein angenommen werden, dass die 
Einwanderung an sich weder gut noch schlecht sei. sondern dass 
der dadurch erwartete Yortheil abhäugt von den wirthschaltlichea 



* Sdbstvvistiadlidi ist dadureh s. B. die FriTatwohUhStigk^ ehi«s Fürsten 
nach keiner Seite hin berührt. 
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VeriiSltniBsen der Eimranderer. Nur wenn dieselben die för ihr 
Leben nothwendlgen wthschaflKclien Kr&fte (oder mehr) mitbrin- 
gen, ist die Einwandei Liim von Vortheil; eine solche wird aber nur 
da erwartet werden können, wo die politischen und socialen Ver- 
hältnisse eines Staates günstiger als anderswo sind. Darum muss 
die Venraltnng auf dem Prinzipe der freien Einwande- 
rung beruhen. Denn einerseits ist von den Pr&mien für Einwan- 
derer kein Vortheil xa erwarten, da nur Dürftige dadurch ange- 
lockt werden und die Entßütung ihrer Arbeitskraft wegen ihrer 
Uukenutniss der wirthschaftlichen und socialen Verhältnisse des 
neuen Lebens mit grossen Schwieri<i:keit(Mi /n kämpfen hal; ander- 
seits müssen die aufgewendetim Belohnungen aus dem National- 
vermögen genommen und die Staatsangehörigen zu Gunsten der 
Ankömmlinge höher belastet werden, während sie ohnehin schon 
durch eine solche Vermehrung der Volkszahl wenigstens anf&ngltch 
einen wirthschaftlichen Naditheil erleiden durch das Steigen der 
Lebensmittel- und Waarenpreise ; dadurch kann diese \'er\valtungs- 
massregel liiclit zu einem Unrechte an den eigenen Angehörigen^ 
also positiv den >Staatszwecken gefährlich werden. 

3. Auswanderungsverbote gehören gleichfalls der Zeit 
des absoluten Polizeistaates an. Der modernen Cultur- und Staats- 
entwicklmig ^widerspricht ein soldier Zwang, welcher den Staat 
zum Geföngnisse macht, auf das allerschrotTste*'. (Roscher.) Da^ 
gegen sind Auswanderungsbeschränkuniien, weli^he nieht weiter gehen, 
als auf Erfüllung von staatlichen Pflichten (Steuern und Militär- 
dienste) allerdings zulässig. 

B. Die Massregeln der Staatsverwaltung gegen Uebervöl- 
kerung fallen zunädist mit der Sorge fär Erhaltung einer wohl- 
stättdigen Bevölkerung zusanunen, soferne damit nur eine drohende 
Grdahr der Uebervölkmng beseitigt werden soll. Ohnehin ist eine 
solche nicht leichthin aus einigen Anzeichen anzunehmen; sehr oft 
ist es uui eine Ungleichheit der Vermögensvertheilung, welche ähn- 
liche Verhältnisse erzeugt, aber nicht die gegen wirkliche Ueber- 
völkerung zu ergreifenden Mittel rechtfertigt. Aber selbst bei ge- 
gründeter Furcht muss die Verwaltung vielmehr auf Vermehrung 
der wirthschaftlichen Kiftfte als auf Vermindenmg der Bevölkerung 

bedadit sein. Daher rechtfertigen sich auch in diesem Falle weder 

3* 
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Beschrftoku Ilgen der Freizügigkeit noch der wirthfidiaftliolien Frei-^ 

lieit überhaupt, weil sie die Leistungsfähigkeit des Volkes minde- 
stens ebenso schwächen als die Volkszahl. Eine Erschwerung der 
Einwanderung ist hier um so weniger geboten, als eine solche für 
ein übenrölkertes Land an und fiir sich nicht zu beftirchten ist. 

Für eine wkliche Uebenrölkening eines Staates kann daher 
als einziges wirksames Mittel die Beförderung oder zwangs- 
weise Durchführung der Auswanderung in Frage 
kommen. 

In einem übervölkerten Staate wird an und für sich ein Aus- 
wanderungstrieb vorhanden sein; eine Beförderung der Auswandc$- 
nmg kann die Verwaltung schon dadurch herbeiführen » dass sie 
der Person und dem Vermagen des Auswanderers ihren besondem 
Schutz angedeihen lässt gegen Uebenrortheilung od^ Betr0gerei der 
Agenten und Traiisportunternehmer; diess kann geschelien durch 
Belehrung des Publikums in Auswanderungsfragen, strenge Ueber- 
wachung der Auswanderungsschiffahrt, gute Einrichtung des Con- 
sulatswesens, besonders auch durch strenge Bestrafung sogenannter 
Seelenverkäufer. — Besonderen Reiz kann der Staat der Aus- 
wanderung dadurch geben, dass er selbst Kolonien grändet oder, 
wo diess nicht mö{?lich ist, duicli \ ti träge mit Kolonialstaaten den 
Auswanderern besonders günstige Aussichten eröü'nen kann; denn 
in solchen Kolonien können dann die Auswanderer immer noch 
ihre V^bindung mit dem Mutterlande erhalten, auf eine gewisse 
Soige von Seite ihres Mutterstaates rechnen; und der Staat ge« 
winnt für sich selbst grosse Vortheile, indem eine unter solchen 
Veiiiältnissen ausgewanderte Eevoikeiung nicht gänzlich fiir ihn 
verloren geht, sondern ihm durch den Autischwung, welchen sie in 
der Kolonie herbeiführt , ganz besondem positiven Vortheil bringen 
kann. Damm soll auch ein sehr stark bevölkerter Staat selbst 
grosse Kosten für eine solche Koloniengrflndung nicht scheuen. 
Wäre auch an eine unmittelbare Tilgung einer hiefiir aufgenomme- 
nen Staatsschuld nicht zu denken , so doch um so mehr an eine 
mittelbare, durch den Aufschwung der Zölle und indirecten .Steuern, 
welcher durch den lebhaften Güteraustausch zwischen Mutterland 
und Kolonie entsteht 

Dagegen ist eine ko8ts|)ieIige Beihilfe für die nicht kolonisa- 
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torische Aiiswandernng durch nichts gerechtfertigt; hier miissten 
üür die tieueu ünterthaiien das Geld für die untreuen beisteuern. 

Die Frage, ob bei angenügender freiwilliger Ausvanderang zur 
Abstellung eines massenhaft auftretenden Pauperismüs eine zwangs- 
weise Aus Wanderung (nach Möhrs Vorschlag durch eine 
Answandererconscription) zulässig sei, muss mit Bemfhng auf das 
Recht der persönliclien Freiheit unbedingt verneint werden. Ein 
Staat mit so unhaltbaren Zuständen würde auch durch dieses 
Mittel nicht mehr zu retten sein.* 

S 14. Bevölkerungsordnung., 

Während die Bevölkerungspolitik die Aufgabe verfolgt auf den 
Gang der Bevölkerungsbewegung im Interesse einer wohlständigen 
Volkszahl einen bestimmenden Einfluss auszuüben, ist es dagegen 
Sache der Beyölkerungsordnung, bezüglich der fOr denStaat 
bedeutsamen BevOlkerungstbatsachen in einem gegebnen Zustande 
objektive Gewissh^t herbelzufOhren (Volkszählung, Standesregister, 
Passordnung m d jedem Staatsangehörigen durcli Fixii'uug einer 
fleimath eine dauernde Wohnstätte rechtlich zu sichern. 

I. Die Volkszählung kann als Bedingung für alle weitere 
Verwaltungsth&tigkeit bezeichnet werden, weil nur damit ein An- 
haltspunkt fSr den Umfang der LeistungsflUiigkeit und der Auf- 
gaben des Staates gewonnen wird. Weder durch SchStzimg nach 
irgend einer bestimmten Thatsache (z.B. Zahl der Wohngebäude), 
noch durch Berechnung der Voikszahl nach bestimmten Erfahrungs- 
sätzen über das Verhältniss einer Bevölkerungsthatsache zu den 
übrigen (z. B. Procentsatz der jährlichen Geburten etc.) kann ein 
auch nur annähernd so sicheres Ergebniss gewonnen werden, wie 
es, um brauchbar zu sein, den politischen Erwägungen zu Grrunde 
gelegt werden muss. 

Dass der Staat im Allgemeinen ein Recht zur Vornahme einer 
Volkszählung habe, begründet sich genügend mit seiner Pflicht der 
Selbsterkenutniss und der erfahrungsmässigen Unmöglichkeit, auf 
einem andern Wege zur genauen Kenntniss der Bevölkerungsthat- 



* Die Ij©hre von dor Auswanderung ist meisterhöft nnd erschöpfend be- 
handelt von Boscher Kolonien, Kolonialpolitik und Auswanderung. 2. Aufl. 1856. 
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Sachen zu gelangen. Nur darf dieses Redit nicht weiter ausge- 
dehnt und in Anspruch genommen werden, als die Kenntniss dieser 

ThatsadicQ eine Voraussetzung für die im Interesse der Gesammt- 
heit gebotnen Staatsmassregeln bildet. Darin unterscheidet sich 
die administrative von der statistischen Volkszählung; die letztere 
sucht sieh über alle zugänglichen und überhaupt erhebbaren That- 
< Sachen Gewissheit zu verschaffen, kann jedoch Niemanden zur Ab- 
gabe von Daten oder Bdlnife verpflichten; die erstere darf nur 
Thatsachen erheben, welclie nothwendig sind, um die Höhe der 
Bevölkerungszahl und ihre Vertheilung im Staate unzweifelhaft fest- 
stellen zu lassen ; neben der genauen Bezeichnung der Person (Iden- 
dlt&tszeugnisse), Name, Stand und Wohnort, also noch Alter, 
Staats- und Gemeindeangehörigkeit; nidit aber etwa Vermögens- 
oder Einkommensvwhftitnisse, sociale Begehungen u. dgl. — Diese 
notliwendige Kenntniss muss sich die Verwaltung aber auch durch 
Verpflichtung aller Staatsbürger zur Antwort auf ihre Fragen er- 
holen können. 

Auf welchem Wege die Verwaltung zu sidiem und braachbaf^n 
Resultaten emer Volkszählung kommen kann, lehrt die Statistik, 
welche einestheils Aufschlüsse gibt über jene Verwaltungsverhält- 
nisse, welche sich überhaupt zahlenmässig darstellen lassen, andrer- 
seits die Klugiieitsregeln an die Hand gibt, welciio bei Vulkszäh- 
longen ein genaues Ergebniss herbeiführen. Nur wenn die Bevöl- 
kenmgsthatsachen im ganzen Staate gleichzeitig (wo möglich am 
gleichen Tage), gleichmässig (durch gleichlautende Fragen und Ta- 
bellen) und regelmässig wiederholt*, und dazu die amtlichen und 



*) Von einer allzuhätifigen Wiederholnng ^rarnon jedoch schün die pTossen 
Sammen . welche der Aufwand für eine Volkszahlung nothwendig maclit ; bei 
der Volkszählung in England i. J. 1852 waren 39.000 dazu bestellte Persoaeo 
mit der Aufnahme der ganzen Bevölkerung an einem Tage beschäftigt. — Die 
Zählung von Belgien im Jahre 1846 kostete 612.000 Fr. ; die der Vereinigten 
Staaten von Nord-Amerika i. J. 1650 über I.S0O.0O0 Doli. Es könnte dazwi« 
eher eine Neigung zn seltner Vornahme der Zihlongen entstehen. VgL noidi 
Engel über die Bedeutung der BevOlkerongtetatietlk. (ZeitsdiTift des stati- 
atucliett Boieau's für das Kgr. Sachsen. 1855. Nr. 9). Der«. Die Volke- 
Blhlnngen, ihre Stellung aar Wissensehaft und ihre Anfgabe in d» Geadiaehte 
(Zeitsehrift des prensaischen Barean*8 1862. Nr. 2> Hermann F B. W. 
Beitiige aar Statistik des KSnigreicba Baiem. BeftZmnndXVII. 1865. 1867. 
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Selbstverwaltungsorgane verwendet werden, ist auf Sicherheit, Zu- 
yeiiässigkeit und Vplkt&adigkeit der endlichen £rgebiiiB8d zu zählen. 

II. Standesregister. Die Thatsachen der Bewegang der 
Bevdlkening (Geburt, Ehe, Tod) haben, wegen der Summe von 
Privat- und öffentlichen Hechten, welche in jeder einzelnen Person 
zusammentreffen, nicht bloss eine natürliche, sondern auch eine ju- 
ristische Bedeutung, müssen daher auch als juristische Thatsachen 
durch die Verwaltung festgestellt werden, weil sie von der wesent- 
lichsten Bedeiitnng für Ordnung und Sichening des Verkehrs und 
Gesellschaftslebens sind. Diese Feststellung geschieht durch die 
Standesregister, welche daher die Grundlage für die aus diesen 
drei Thatsachen der Bewegung der Bevölkerung folgenden Rechts- 
beziehuDgen bildeo. Damit dieselben ihrer Bestimmung vollkommen 
entsprechen kOnnen, müssen sie in bestimmter Weise geführt und 
mit öffentliche Autoritfit yersehen sem. 

1. Der Inhalt der Standesregister muss juristische Gtewissheit 
enthalten; daher ist die Identität der Personen und die beuikuadete 
Thatsache durch Zeugen zu beglaubigen. 

2. Die Führnni^ der Standesregister ist Verwaltungsaufgabe, 
indem sie un allgememen Interesse der Bevölkerung gefordert sind. 
Sie muss daher von den dgens dazu bestellten staatliehen Or- 
ganen vorgenommen und jeder Eintrag in bestimmter Form be- 
glaubigt sein*. 

3. Unter diesen VoraussetzuDgen muss den Standesregistern 
das Recht innewohnen, juristischen Beweis für ihren gesetzmässigen 
Inhalt zu machen. 

m. Passordnung. Der vorübergehende Aufenthalt der 
Staatsangehörigen ist an sich gar nicht Gregenstand administrativer 
Massnalinien ; er hat weder rechtliche noch politische Conseqiienzen 
und wird daher mit Recht als Act der freien individuellen Selbst- 



*) Weg«ii d«T mit G«liiirt, Bbe und Tod in derBegel vwlmidnwi kirok- 
fiohMi Funktionen (Titnfe Trauung, BegrKbniM) führt Auch die Eirehe Standes- 

registet, welche fruber vohl allgemein muk vom Staate mit dem Rechte der 
■xntlichen versehen waren; bei der genauen Ausscheidung des kirchlichen und 
itAatlichen Wirkungskreises (siehe IV. Abtheiinng) mnsa jedoch die Führrmg 
der CiTÜstandsregister eignen staatlichen Organen übertragen und den kiroh* 
lidien Registern die Eigensehalt öffentlicher ürkonden abgesprodieii wcfden. 
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bestiiniDiing angesehen. Darum ist yorerst das Princip der obli- 
gatorischea Meldung eines jeden Orts&emden bd der Qrtepolizd- 
behdrde oder derLdsnng einer An fent Halts karte sn Terwerfen. 

Ebensowenig ist aber auch im 1 r piiidenverkehre (der 
Ausländer) prinzipiell eine politisch bedenkliche oder rechtlich be- 
deutsame Thatsache zu sehen, welche wenigstens amtlich constatirt 
sein müsste. Daraus folgt die Unhaltbarkeit des obligatorisdien 
Pas 8 System 8, sei es nun in der ftltern (strengem) Form der 
P8sse mit Verpflichtung zur Vorlegung des Reisepapiers behufs 
Visirung, oder in der neuem (mildern) Form der Passkarten, wo- 
mit die Aufliebting der Visa's fiir Staaten verbunden war, welche 
diesem Systeme sich aDgeschlossen hatten. 

Ausnahmsweise dagegen kann sich allerdings fiir dieJä^enmg 
die Nothwendigkdt ergeben, die Indentitflt einer auf Heisen befind- 
lichen Person (Iniftnder oder Auslftnder) zu oonstatiren, sei es zur 
FeststellnntJ? eines Thatbestandes oder zur ICiinitLluDg einer von 
dem Gesetze verfolgten Person ; auch könneu Verhältnisse eintreten, 
welche den ungehinderten Reiseverkehr für das Staatswohl bedenklich 
erscheinen lassen. In diesen beiden Fällen muss daher der Ver- 
waltung audi das Recht zustehen, diejenigen Massregeln zu ergreifen, 
wodurch sie ohne eine unnöthige Belästigung des Reiseverkehrs 
ihren Aufgaben (gerecht werden k;iiin. 

1. In eistei Beziehung inuss die Verwaltung das iiecht haben 
von jedem Inländer oder Ausländer eine Legitimation zu verlangen, 
wenn hiezu du nicht bloss im Reiseverkehr selbst gelegner gesetz- 
lidher Grund vorhanden ist Eine bestimmte Form der Legitima- 
tion ist dabei nicht zu verlangen, sondern dem Reisenden anheim- 
zugeben, in welcher Weise er einen genügenden Ausweis über seine 
Person beibringen will. 

Dabei widerspricht es dem Grundsatze der Passfreiheit durch- 
aus nicht, wenn die Verwaltung selbst Pässe, sonstige Reisepapiere 
oder andere Legitimationsurkunden (z* B. Wanderbücher, Dienst» 
bttcher) auf Verlangen ausstellt. ■ 

Vorzutrsweise Anwendung findet dieses Recht bei mittellosen 
Per.soneü, welche mit der Reise einen Gewerbsbetrieb oder das 
Aufsuchen von Arbeit verbinden (Hausirer, Handwerksgesellen 
u. dgl.). Dagegen fallen die Dienstboten-, Seefahrtsbücher und ähn- 
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liehe ZengniMe über bisberige Bienstvofbflltiiisse Dicht unter diesen 
Gksiditspankt. • 

2. Wenn die Sicherheit oder öfifentliche Ordnung des Staates 
durch Krieg, innere Unruhen oder sonstige gemeingefährliche Er- 
eignisse, wie Epidemien, bedroht ist, muss der Verwaltung das 
Recht eingerftamt sein, die Passpfiicht oder eine strengere Hand- 
habung der Legitimationspflicht entweder fSr den ganzen Staat oder 
für dnzelne Bezirke oder fftr den Reiseverkehr mit bestimmten 
Staaten vorübergehend anzuordnen. 

TV. Die Aufgaben der Verwaltung fiir das persönliche Leben 
können endlich nur erlülit werden, wenn die Bevölkerung eine 
sesshafte ist, das heisst, wenn jeder Staatsangehörige nicht blos 
factisöh, sondern auch reditUch an einem bestimmten Orte (Gre» 
meiode) seine danemde, nnentziebbare Wohnstfttte hat. Diese er- 
hält jeder Einzelne durch das Hei mathsrecht, welches daher 
die Grundlage der sog. administrativen Ordnung der Bevölkerung 
bildet, und jedem Staatsangehörigen zukommen muss. 

Der Inhalt des Heimathsrechts besteht: 

1. in dem nnentziehbaren Rechte auf Aufenthalt in einer 
bestimmten Gremeinde des Staates. Selbst die volle Freizügigkeit 
(Aufenthalts- und Niederlassungsfreiheit) gewährt ein solches Recht 
noch nicht, indem der Verwaltung die Wegweisung eines nicht 
Heimath berechtigten aus der Aufenthaltsgemeinde ans Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und administrativen Ordnung immer vorbe» 
halten sein muss. Jeder Staatsangehörige kann aber audi nur in 
einer Gremeinde Heimathsreeht haben, weil nur dadurch die Auf- 
rechterhaltung der administrativen Ordnung und die rechtliche Fixi- 
rung der Eidstenz des Einzelnen an einem bestimmten Orte mög- 
lich ist. 

2. Das Heimathsreeht darf jedoch keinerlei Beschränkung der 
FrdzQgigkeit enthalten, also nicht auch eine Pflicht des Aufent- ' 
halts an einem bestimmten Orte (abgesehen von dem Falle der 

polizeilichen Aufsicht) erzeugen. 

3. Das Recht auf Unterstützung durch die Heimathgemeiode 
(ünterstiitzungswühnsitz), welches in der Kegel den zweiten Haupt- 
inhalt des Heimathrechts bildet, begründet sich mit den Prinapien 
der öffentlichen Armenpflege; vgl. S 20 ff« 
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Die That Sachen, auf welche das Heimathredit he^odet 
istf sind; 

1. die Familie; jeder Staatsangehörige hat seine (ursprüng- 
liche) Heimath in jener Gemeinde, in welcher seine Aeltern hei- 

niatlibrrecliUgt sind ider l)ei seineiü Tode heimathberochtigt wnrf»r), 
JbYauen erwerben durch Schliessuug einer gütigen Ehe die Heimath 
des Mannes; 

2. der Anfenthait in einer Gemeinde, welcher mit der 
Absicht der Niederlassnng eine gewisse längere Zel^ hindnrdi fort- 
gesetzt wurde, sofeme nicht wfthrend der hiezn nothwendigen Zeit 

ein tiesetzliches Widerspnichsrecht der Gemeinde (wegen begehrter 
Aniienunterstützung, liestrahuig wegtii Verbreclien oder Vergehen 
etc.) entstanden ist. Ebenso muss das den Aufenthalt bedingende 
Öffentliche DienstesverhAltniss (Beamte, Lehrer, Officiere etc.) das 
Heimathsrecht in der Gemeinde der Anstellnng mit sich bringen* 
(Erworbene Heimath.) Jedes irQher besessene Heimathredit geht 
im Falle der Erwerbung eines neuen yerioren. 

3. Der Erwerb des Gemeindebürgerthums muss 
wesen der engen socialen Verbindung, in welche der Einzelne da- 
durch zur Gemeinde gebracht wird, gleichfalls das Heimathsrecht 
ensengen, es sei denn dass in dner Person sich ein mehrfadies 
Bflhgenecht veremt, in welchem Falle die Heimathgemeinde unter 
jenen Gemeinden gewShlt werden kann* Dagegen scheint die Er- 
werbung des Heimathsrechts durch Vertragschliessung mit einer 
Gemeinde dem Wesen dieses öffentlichen Rechts zu wider- 
sprechen. 

4. Solchen Personen, Hir welche aus keiner dieser Thatsachen 
ein Heimathsrecht begründet werden kann (sei es dass die mv 
sprünglidie Heimath nicht ermittelt werden kann, oder gar keine 
bestanden hat, wie bei natoralisirten AnsISndem) muss die Ver- 
waltung eine IJeimath zuweisen. 

II, CapiteL OefTeiiÜiclies Gesundheitsweseo* 

§ 15. Einleitung. Organisation. 

Die Verwaltung des dffentlidien Gesundheitswesens ist die 
Erfttllnng derjenigen Staatsaufgaben, durch ifoldie die Bedingungen 
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einer ungestörten physischen Entwicklung des persönlichen Lebens 
hergestellt und erhalten werden 

Die staatliche Fürsorge für das öffentliche Gesundheitswesen 
b^ündet sidi: 

1. Durch die Unmöglichkdt deftEinzelnen» ddi die Bedingangen 
der (resimdheit selbst herzustellen und zu erhalten, weil das Leben 

der Gesammtheit ihn beständig beeinflnsst. 

2. Durch die Prinzipien dpr Verwakuncr, u. z, sowolil durch 
die rechtlichen und sittlichen Ptlichten des Staates gegenüber dem 
Einzelnen und der Gesammtheit, als auch besonders durch sein 
Interesse (Zweckprinzip), indem alle realen Staatszwecke eine phy* 
sische gut entwickelte Bevölkerung znr Yoraossetzung ihrer glück- 
lichen Durchführung haben. 

Der Umfang dieser Verwaltungsaufgaben erstreckt sich dem- 
nach über das ganze Gebiet des Staates und über die gesammte 
Bevölkerung sowohl flir das Ganze als für jede einzelne Person; 
dabei muss jedoch die persdnliche Freiheit des Emzelnen über seine 
Gesundheit zu Terfligen, gewahrt bleiben, sofeme dadurch nicht die 
Literessen anderer an ihrem physischen Wohle dadurch veiletzt wer^ 
den. (Daraus folgt z. B. die Straffreiheit des Selbstmordversuches). 

Ben Inhalt der Yerwaltungsauigaben bilden: 

1. Die Sorge des Staates för Verhütung von Gresundheitsge-' 
fiüirdung; 

2. Für Heilung vorhandener Gesundhdtsstdrungen. 

In erster Beziehung werden Verwaltungsthätigkeiten erfordert: 

1. Zum Schutze gegen Verbreitung bestehender Bjrankheiten. 

2. Zum Schutze gegen Krankheitsursachen. 

3. Zum Schutze gegen Körperverletzungen und Besehfidigungen, 
In der zweiten Beziehung muss die Verwaltung 

1. Für das Vorhandensein und die Möglichkdt entsprediender 
Verwendung eines vollständigen Heilpersonals sorgen. 

2. Anstalten für Heilung und Pflege entweder selbst herstellen 
oder deren Herstellung befördern^. 



*) Die Schriften über fiflfentliche Gesundheitswesen theilen sich in poli- 
wiliehe (administfatiTe) und medizinische. Auf ersterem Standpunkte stehen 
MoU nnd Stein, «uf letstonm Sehfirmayer, Vogel, Pappenheim «. a. 
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Damit nmi die Yerwaltniig diesen niaaiugfiulien Aufgaben f&r 
das OffentUdie Gresondheitswesai fortwährend und voOstSudig ent» 
spredien k^nne, genügt in den seltensten Fällen der allgemeine 

Verwaltung^organismus , sondern wird ein besonderer Organismus 
des öffentlichen Gesundheitswesens als Ergänzung des ailgemeinen 
nothwendig. 

Dieser Qigaoismiis inrass nadi bestünmten Prinzipien einge- 
richtet sein: 

1. Er muss dem allgemeinen Verwaltungsorganismus angepasst 
nnd in denselben eingefügt sein. 

2. £r nmss auf dem Grundsätze der Selbstverwaltung beruhen, 
also besonders aus Interessenten und FachmSnnem genonunen 
werden. Ihn ans Aerzten allein zu büden ist wegen der vielfachen 

hier concnrrirenden Interessen nicht räthlich. 

Demgemäss wird der Schwerpunkt einer solchen besondern 
Verwaltungsorganisation in der Gemeinde liegen, welche das allge- 
meme örtliche Organ der Selbstverwaltung ist, u. z. sowohl wegen 
des meist örtlichen Charakters dieser Yerwaltungsaufgaben, und 
wegen des unmittelbarsten Interesses der Gemeindeangehörigen, als 
auch wegen derNothwendigkeit sofortigen unmittelbaren Engreifens 
was zweckmässig nur durch locale Organe möglich ist. — Daneben 
wird allerdings auch für die umfassenderen Aufgaben der Gesund- 
heitsverwaltung und ftbr die einheitliche Leitung des Ganzen bei 
den Provimdalorganen, sowie bei der Gentral-Behörde (Ministerium) 
ein solcher besondrer Organismus ausgebildet werden mflssen. 

Als eine diesen Prinzipien entsprechende sachgemasse Orga- 
nisation des öffeatlichen Gesundheitswesens dürfte sich etwa em- 
pfehlen : 

1. Bei dar Gemeindeverwaltung jeder Stadt einen besondem 
Gesundheitsanssdiuss (Suiitfitsoommission) zu bilden, welcher sieh 
durch Cooptation von Bürgern, Aerzten und Technikern nadi Be- 

dürfniss verstärkt; 

2. Jede Gemeinde muss einen Gemeiudeai'zt anstellen, welcher 
in Städten Referent des Gesundheitsausschusses ist, in Landge* 
meinden die Functionen desselben allein versieht. 



3. Auch bei der Provinzialverwaltang besteht ein solcher Gre- 
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suidheitsanssdiufts von ähnlicher Znsammeiutetsiiiig ndt dnem eigeoB 
angestellten Arztlichen Referenten. 

4. Bei dem Ministerium des Innern besteht eine aus Verwal- 
tungsbeainten, Aerzten und Teelinikern zusammengesetzte Centrai- 
behörde als besondere Abtbeilung. 

Entbehrlich erscheinen bei einer solchen Organisation beson- 
dere Medizinalbehörden als Mittelbehörden, da ihre Thätigkeit neben 
einem ProTindalgesundheits-Aussdiusee doch nnr in den seltensten 
Fällen über die einfache Burehftkhrung von Gesetzen oder Mini' 
sterial Verordnungen hinausgehen wird; hiezu aber dürfte der allge- 
meine amtliche Organismus der Mittelbehörden, welche ja doch 
auch immer Sachverstäudige aa der Seite hat, vollkommen ge- 
nügen. 

Die Competenz eines solchen Organismus des öffentlicheil Gre- 
snndheitswesens richtet sich: 

1. Nach der Competenz desjenigen aligemdnen Organes der 

Staatsverwaltung, bei welchem das besondere Organ eingereiht ist. 

2. Innerhalb dieses allgemeinen Organs kann dem Medizinal- 
organ keine weitergehende Befugniss als jeder andern Fachabthei' 
lung eingeräomt sein. Der Vorstand jedes solchen Organs mnss 
also der Vorstand des allgemeinen Verwaltnngsoigans sein. (In 
Gemeinden der Büigermeister, bei der Frovinzial- oder Landesver- 
waltnng der Provinzlal- oder Landesdief, im Muisterium der 
Minister) *. 

§ 10. Üei reuiiiclie Ges und hei pflege. (Hygieinej. 
L Schutz gegen Verbreitwig bestehender Krankheiten. 

Die Krankheiten , welche die Möghchkeit der Verbreitung in 
sich selbst tragen, sind entweder erblich oder ansteckend oder 
miasmatisch. £s kann aber aach eine Anzahl von Krankheiten 
andrer Art epidemisch (überhaupt verbreitet) odar endemisch Qocal 
verbreitet) aoftreten. 



*j Vgl. hiezu die Beschlüsse der 43- Ver»aiiiiiiluug deutscher Natur- 
forscher und Aerzte zu Inusbriu k 1869 (Sectiüu für (»lleutl. Gesundheitspflege 
und iMeduiuulreformj, weiche lu melireu we^entiicheu i'uukteu hiemit übereio- 
«ümmen. 
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In all diesen Fällen ist die öffentliche Gesundheit bedroht und 
darum die Thätigkeit der Verwaltung zur Verhütung einer Weiter- 
verbreitung gefordert. . 

1. Schutz gegen erbliche Krankheiten. 

Eine fiirsorgende Thätigkeit der Verwaltung ist in diesem 
Falle nothwendig, theils weil ohne solche eine wenn auch nur all- 
mälige Beseitigung dieses Uebels gar nicht zu erwarten ist, theils 
weil diese Krankheiten solche Personen treffen, welche sich selbst 
dagegen in keiner Weise zu schützen vermögen. 

Das einzige Mittel dagegen ist das Verbot der Eheschliessung 
zwischen Personen, welche mit solchen erblichen Krankheiten dauernd 
behaftet sind. 

Das Recht der Verwaltung hiezu erleidet aber eine mehrfaxihe 
Beschränkung. 

1. Die Eheschliessung ist im modernen Rechtsstaate ein freier, 
von keiner Genehmigung abhängiger Act des socialen Lebens. Eine 
obrigkeitliche Verweigerung der Trauung bedarf daher jedenfalls der 
Begründung durch ein höherstehendes öffentliches Interesse. 

2. Ein solches ist unzweifelhaft da vorhanden , wo von einer 
Freiheit der Selbstbestimmung des Individuums nicht geredet werden 
kann (z. B. bei Geisteskranken, Blödsinnigen, Cretins). 

3. In allen übrigen Fällen sog. erblicher Krankheiten müsste 
diese Vererbung unzweifelhaft sein, um ein solches höher stehendes 
Recht der Verwaltung zu begründen. Da aber dies nach dem ge- 
genwärtigen Stande der Medizin nicht möglich ist, so kann die Ver- 
waltung hier auch die Trauung nicht verweigern, abgesehen davon, 
dass auch die Constatirung solcher Krankheiten nicht möglich oder 
wegen der dazu nothwendigen Thätigkeiten (Visitationen etc.) un- 
erlaubt ist.. 

2. Schutz gegen ansteckende Krankheiten. (Contagien). 

Die Verbreitungsfahigkeit gewisser Krankheiten durch blosse 
Berührung einer Person oder einer Sache mit den von Contagium 
inficirten Gegenständen macht es für den Einzelnen unmöglich sich 
ausreichend gegen derartige Gesundheitsverletzungen zu schützen. 
Die darin liegende Gefahr für die öflfentlichen Gesundheits Verhält- 
nisse veranlassen die Thätigkeit der Staatsverwaltung zur Fern- 
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haltung anslSodisolier ansteckender Krankheiten und 

zar Unterdrückung inläudischer Oontagien. 

A, Gegen auständisdie Cawtagien. 

Dem ersteren Zwecke dient zunächst die Einrichtung der Land- 

und See-Quarantänen, Anstalten zur Aiihaltung und Untersuchung 
von Personen undWaaren, welche aus Gebieten kommen, in denen 
eine ansteckende Krankheit herrscht und welche die Staatsgrenze pas- 
auren vollen« eine Einrichtung, welche sidi selbstverstfindlich nur gegen 
acute und verheerende Gontagien rechtfertigt (GregenwSrtig nur 
gegen die orfentafisdie Pest und das gelbe Fieber gerichtet). Eme 
J>leichterung dieses iiiiinorhiii bedeutenden Verkehrshindernisses ist 
von einer besseren Organisirung des Consulats- und Ageiitenwesens 
in fremden Staaten zu erwarten, indem allgemeine Gesundbeitsbe- 
richte und besondere Gesundheitszeugnisse dieser Agenten im Aus- 
Umde eineVerein&chung der Controle herbeiführen. (Die neuerlieh 
erleichterte Quarantäne der französischen Oceanhftfen ist durch Con- 
vention vom 24. Juni 18()4 auch aul itaiienische und französische 
Mittelmeerhäfen ausgedehnt). 

Wirksanier könnte noch gegen ausländisclie Gontagien durch 
gemeinsames Vorgehen der Grossstaaten bei der jeweilig betheiligten 
Regierung angekämpft werden. 

Eine vollständige Absperrung des Landes (z. B. durch Sani- 
tätscordon) ist nicht nur wegen des Ungeheuern Kostenaufwandes 
und der Verniogensbcnachtheingung, sondern auch wegen der Un- 
möglichkeit vollständiger Durchführung kein geeignetes Mittel der 
Verwaltung. 

Bezüglich der' einzelnen unter den Begriff des Gontagiums fal- 
lenden Krankheiten ist die Verwaltung natfirlich auf die Medizin 

angewiesen ; sie muss sich desshalb auch mit ihren jeweiligen 
Anordnungen stets auf der Höhe dieser Wissenschaft zu halten 
streben. 

B, Oegm Cmtagien im InUmde* 

Auch gegen diese Krankheiten bilden die Absperrung und die 
Vermietung der mit demContagium behafteten Gegenstände (Kleider 
etc.) die wirksamsten Mittel. Die Absperrung wird Je nach 
dem Grade der Gefährlichkeit und der Verbreitung dar Krankheit 
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eine provmzieiie oder gemeiiidliche (in diesen Fällen durch Cordon) 
oder nur eine Haus- oder Zimmer- Sperre sein mösseo. Die Ver- 
nichtung inficirter Gegenstande kann in leichtern Fällen je nach 
dem Stande der Natarwisaensdiafken dnrdi Beainfection ersetzt 
werden. 

Nebea diesen allgemeinen Massregeln empfehlen sich bei ge- 
fahrlichen Coütagiea besonders noch Schliessung deriichulen, Ver- 
hindemog der Yersaiumiung grösserer Menschenmassen» Schutz- 
massregeln bei Beerdigung Ton Personen, welche einer soldien 
KrankheM; unterlegen sind, besondere Sorgfalt iilr arme Kranke, 
unbedingte Anzeigepflicht der Aerzte und der Kranken selbst; ferner 
auch t'nr leichtere Fälle eine Selbstanzeigepflicht beim Familien haupte 
oder Uienstherrn, die Forderung eines GesnndheitiSattestes bei j\n^— 
fertagung von Gewerbspässen etc.; endüch sind Strafbestimmangen 
nothivendig für Fälle bewosster Ansteckung, Uebertretung sanitSts- 
polizeilicher Vorschriften u. dgl. 

Dabei ist es selbstverständlich, dass alle gegen die freie Be- 
wegung der Gesunden gerichteten Massregeln nur bei akuten Coa- 
tagien zulässig sind, die gegen die Krankheit und ihre Träger ge- 
richteten aber auch bei chronischen Contagien angewendet werden 
dürfen. Da aber erfahrungsgemäss die akut-contagii^sen Krank- 
heiten, wenn sie epidemisch auftreten, in der Regel einen miasma- 
tischen Beisatz haben (SchOrmeyer S 307 nimmt es unbedingt an ), 
so gelten die bezeichneten Massregeln auch für die miasmatisch- 
coütagiüsen Krankheiten, indem dadurch wenigstens gegen die eine 
Verbreitungsart Vorsorge getroffen wird ; daneben können daon auch 
die gegen reine Miasmen nothwendigenVerwaltungsmassr^eln (siehe 
unten) zur Anwendung kommen. 

Als acute inländische Contagien (mit oder ohne Miasma) gelten 
beispielsweise Blattern, Cholera, Scharlach, Dyphterie, als chronische 
Krätze, Syphilis. Vom Standpunkte der Verwaltung verdienen 
Blattern und Syphilis eine besondere Berücksichtigung. 

a. Blattern. 

Der wirksamste Schutz gegen diese Krankheit besteht in der 

durch Jenner erfundenen Impfling. Dieselbe ist desshalb auch 

in vielen Staaten obligaLurisch eingeführt (Impfzwang). 
Der Impizwang kauu ein zweifacher sein: 
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1. Zwang znr einmaligen Impfung im Kindesalter. 

2. Zwang zur mehrmaligen Iniptung (iievaccination). 

PriozipieU ist eine solche Massregel nicht gerechtfertigt, da 
sich Jeder diircti die Irapfnog selbst zu schfltzen vemiAg, beEflIglich 
d^ Kinder aber die Erziehung dnrch dieAeltem keiner polizeiliehen 

Beeinflussung unterliegen soll; es setzt aber die IraplFreiheit einen 
hohen Bildungsgrad des Volkes voraus; solange derselbe nicht an- 
genommen werden kann, ist im Interesse der Kinder und der Ge- 
sellschaft die erste Art von Zwang empfehlenswerth. DieNöthigang 
derErwachsnen zur Reracdnation w&re höchstens in Zeiten starker 
Epidemien als vorübergehende Massregel zn rechtfertigen. 

Die gegen die Impfung überliaupt gemachten Einwendungen 
der Unwirksamkeit oder möglichen positiven Schädiiciikoit sind theils 
durch die medizinische Wissenschaft nicht so erwiesen wie die Nütz* 
Uchkeit derselben feststeht, theils kann ans der vereinzelten Mög- 
lichkeit gleichzeitiger Emiinpfhng oder Hervorrufung andrer Krank- 
heiten kein Argument gegen die Massregel im Allgemeinen ge- 
schöpft werden. 

Bei dem Prinzipe des Impfzwanges hat die Verwaltung: 
!• Die Aenste zur regelmässigen Vornahme der Impfhng zn 
verpflichten. 

2. Für Vbrhand^isdn nnd TerÜieilnng guter Lymphe (Impf- 

stuÜ) zu sorgen. 

3. Zum Beweise der geschehenen Impfung obrigkeitlich beglau- 
bigte Atteste zu verlangen. 

b. Syphilis. 

Die Frage von den iMassregeln der Verwaltung zum Schutze 
gegen diese Krankheit fäUt . zusammen mit der Betrachtung ihrer 
Aufgaben för öffentliche Sittlichkeit« darf also nie von dnseitig 
medizinischem Standpunkte beantwortet werden. 

Zwei weitverl)reitete Irrthümer haben die Beantwortung dieser 
Frage auf falsclie lialinen geführt: 

1. Dass sich der Einzelne vor syphilitischer Ansteckung selbst 
bewahren könne (z. B. werden ftenen von ihren lÜfSnnem ange- 
steckt, Kinder von den Dienstboten, Ammen; dazu Ansteckung 
durch syphilitisch inficirte Gegenstände). 
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2. Daßs die Sittlichkeit eines Volkes dnrch Verminderung der 

Verführung gehoben werden könne (während doch nur aa Stelle 
einer Unsittliehkeitsform eine andre tritt, solange nicht ganz andre 
Sittlichkeitshebel wirken [Erziehung, Bildung, Kechtssinn, Heligionj). 

Als richtige administrative Grundsätze, welche sowohl den 
medizioisdien als ethischen Forderungen genügen , sind zu be- 
stöhnen : 

1. Die Verwaltung muss der Verbreitung di( i Krankheit 
durch Zwangsniassregeln geilen die öft'enthchen Dirnen vorbeugen. 

Hiezu gehören : genaue Erhebungen der Polizei über das Vor- 
handensein und die Verhältnisse solcher Personen; beliebiger Zwang 
zur ärztlichen Untersuchung derselben im Falle genügender Gonsta- 
tirung der Identität; gerichtliche Untersuchnng und Bestrafung er- 
wiesener ^gewerbsmässiger Unznclit unvl Kuppelei auf Antrag der 
Polizeibehörde, Stellung unter Polizeiaufsicht im Kücklalle etc. 

Der Polizei muss in Bezug auf diese Klasse der Bevölkerung 
durch Gesetz ein erweitertes Zwangsrecht eingeräumt sein, von dem 
sie nadi dgnem Ermessen Gebrauch machen darf; es ist diess um 
so mehr gereditfertigt, als berechtigte Interessen dadurdi nicht ver- 
letzt werden. ' 

2. in Bezug auf alle Erkraukungsfälle gilt das (xieicbe wie 
für andre Contagien. 

3. Die Verwaltung muss das öffentliche Hervortreten der Un- 
sittUehkeit verhindern; es bedarf biefür auch besonderer Strafbe- 
stinmmngen. 

4. Die Verwaltung niiiss die Ursachen der J Prostitution (Mangel 
an Bildung, au Sitte und Beschäftigung etc.) zu beseitigen trachten. 

Unter diesen Voraussetzungen sind weder Toleranzhäuser (Bor- 
delle) zu gestatten, noch das System der Inscription zu befür- 
worten, welche beide gegen das Moralprinzip der Verwsdtung Ver- 
stössen. 

3. Schutz gegen sonstige bestehende Krankheiten. 

Hieher gehören zunächst alle nicht ansteckenden Epidemien 
und Endemien. Gegen diese Krankheiten sind wegen der gänzlich 
verschiednen Verbreitungsweise zum Theil auch andre Verwaltungs- 
massregeln nothwendig als gegen Contagien. Besonders erweisen 
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sich hier alle Arten voo »Spernnassregeiu als wirkungslos, soi'eruo 
die Krankheit nicht auch ein« coota|[iÖ6e Eigenschaft hat. 

Für 4i^. Gesundheiteverwaltung muss es hier eiae Hauptauf- 
gabe sein, solche öffentliche Zustände zu beseitigen, welche erüidi- 
rangsgemäss zur Verbreitung eines Miasmas beitragen oder solches 
erzeugen. In dieser Beziehung fallen die Massregeln mit dem Schutze 
des Staates gegen Kraokheitsursadieii zusammen (siehe unten). 
Aber auch auf die Privatverhälfcuiss(» darf hier ein solcher Einfluss 
geltend gemacht werden, z. B. poiizeiliche Desinfection der Woh- 
nungen bes. der Abtritte, Befehl der Ventilation in inficirten Woh- 
nungen etc. Au<^ die Verhütung der Versammlung grösserer 
Menschenmassen in geschlossnea Räumen (bes. auch in Schulen) 
kann hieher gerechnet werden* 

Eine wichtige Aufgabe der Verwaltung besteht auch in zweck- 
mässiger Belehrung des Volkes über die Krankheit, ihreSymtopme, 
Behandlung und über die etwa gerathnen Präservativmittel*. Die 
Nichtbefolgung medizinal-polizeilidier Anordnungen muss mit Strafe 
bedroht sein. 

II. Schatz gegen Krankkeitsursachen« 

^ In einer allseitigen Entfaltung einer geordneten und sachver- 
ständigen Verwaltungsthätigkeit zur Beseitigung von Krankheits- 
ursachen ist der Schwerpunkt der öffentlichen Gesundheitspflege zu 
suchen. Diese Thätigkeit kann sich beziehen: 

1. Auf persönliche Verhältnisse. 

2. Auf natürliche oder gesellschaftliche Zust&nde. 

3. Auf gesundhdtsscfaädliche GegenstSnde. 

1. Die persönliche Sorge für Pernhaltung gesund- 
heitsschädlicher Eiawirkun i^H^n auf das ei<»ne Leben bleibt 
in der Kegel frei von jeder administrativen oder polizeilichen Ein- 
wirkung. Ebenso ist die Sorge für die physische Erziehung der 
Kinder den hiezu Verpflichteten (Aeltern, Anverwandte etc.) un- 
bedingt und frei überlassen. Dagegen verbleibt dem Staate den- 
noch die Pflicht, da, wo er diese Sorge in der Erziehung nicht 



^ Als Vorbild kann das „Cholfira-jELegulAtiv^ von Gheanger, Pettenkofer 
und Wunderlich (1866j gelten. 

4» 
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erwartea kann, oder wo sie erfabrnngsgem&ss nicht ausmcbt, er- 
gSiusend mit seiner Thätigkeit zum Sdintze der Kinder gegen Le- 
bens- und Gesundheitsgeföhrdungen einzntreten, denn das in jeder 

Beziehung höherer fi t inder Sorgfalt bediiifuge Kindesalter wird eben 
desshalb auch ein d egenstand besonderer Verwaltungsnnfiraben. 

A. Zunächst ist eine erhöhte administrative Sorgfalt den Kin- 
dern des zartesten Alters (bis zum Beginn der Schulpflicht), ins- 
besondere den Neugebornen und Säuglingen zuzuwenden, 
weil hier die grösste Hilflosigkeit des Kindes mit der hödisten 
Lebensgefahr zusammentrifft, auch erfahrungsgemäss die grösste 
Sterblichkeit herrscht. 

Als hauptsächliche Thätigkeiten der Verwaltung sind hiefür 
geboten: 

a. Soige für ausreidiende Geburtshilfe und Gebfiranstalten 
zum Zwecke der Verhütung von Todtgeburten (siehe $ 19). 

b. Sorge ftir genügende Pflege der Neugebomen und Sftug- 

linge im JBedürfhi.sslkllc. iliezu ist nothwendig eine sanitätspolizei- 
liche Ueberwachung des Animenwesens (Strafen fiir ungesunde Am- 
men), der gewerbsmässigen Pflege der Kinder durch Fremde (sog, 
Pflegkinder-Frauen), Errichtung von Krippen (Säuglingsbewahran- 
stalten und Kleinkinderbewahranstalten) durch die Gremdüiden, oder 
Beanfsichtigung privater Anstalten. 

Oeffentiiche Ammenanstalten oder Ammenbureaus besonders 
aber Findelhäuser * empfehlen sich nicht, weil sie den Aeltern oder 
Angehörigen der Kinder Veranlassung geben, sich ihrer natürlichen 
Pflichten ohne Noth zu entledigen, und dadurch Immortalität und 
Gewissenlosigkeit befördern. 

B. BesondereRüdcsicht erheischt ferner die schulpflichtige 
Jugend wegen der Gefahren, welche das längere Zusammensein 
vieler Kinder in geschlossenem Räume und das Verhalten desselben 
Leim Unterrichte für die zarte Gesundheit mit ^ich Hihren können. 

Die Verwaltung, welcher die Sorge für das ganze Schulwesen 
obli^ (siehe U. Abth. V. Gap.) hat audi für Verhfltung aUer 
gesundheitswidrigen Verhältnisse in der Schuleinrichtung Sorge zu 
tragen. Sie ist daher verpflichtet: 

* Ygl. hierüber Conrad in Hildebrand's Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und ätati£tik 1869. 1. i. und 5. Ueft. 
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a. Die Bedingungen einer ungestörten Cresnndlieie bei dem 
Baae und der Einrichtung der Schulhäuser und ihrer Benützung 
herzustellen und zu erhalten (reichliches Tageslicht, Luftwechsel, 
Reinhchkeit, bequeme Schulbänke etc.) 

b. Für einen die günstige körperliche Entwicklung der Kinder 
befördernden Unterrichtsplan zu sorgen (entsprechende Abwechslung 
der Unterriohtsgegenstände, gehörige Erholnngszeit etc.). 

a eine normale Schülerzahl för jede Klasse zn-fiziren, wdcihe 
nicht beliebig überschritten werden darf. 

C. Die Kinder der arbeitenden Klassen br-diirfen 
gleiclifalls eines besondern adunniätrativen Schutzes, damit ihre 
Verwendung zur Arbeit nicht ihrer körperlichen Entwicklung nach'* 
theilig verde. Eine gesetzliche B^lnng sowohl bezüglich des Al- 
ters, von welchem an überhaupt eine regelmässige Verwendong zor 
Arbeit zulässig ist, als auch bezüglich der erlaubten Stundenzahl 
der Kinderarbeit, Verbot der Arbeit während der obligaten Schul- 
zeit sind die biefür izeboteiien Vorkehrungen der Staatsverwaltung^ 
(siehe auch unten: Verwaltung des wirthschaftlichen Lebens). 

2. Natürliche und gesellschaftliche Zustände. 

A. Sorge für gesunde Wohnplätze. Diese erstreckt 

sich : 

a. auf die allgemeinen öffentlichen Anstaltra und Einriditungcn 

der menscliJichen Wohnplätze, 

b. auf die einzelnen Wohngebäude. 

Biese Massregeln haben eine erhöhte Bedeutung erlangt, seit 
die dreifache Bedingung der öffentlichen Gresundheit: gesunde Luit, ge- 
sundes Wasser und gesunder Boden allgemein anerkannt sind und 
zumal in schlechten ungesunden Wohnungen vorzugsweise der Sitz 

aller Gefahr bei ansteckenden und überhaupt epidemischen Krank- 
heiten gefunden wurde. Selbstverständlich wird eine grössere Thä- 
tigkeit in Städten als auf dem Lande nothwendig sein. 

a. Die Massregeln der Vei waltung beziehen sich theils auf 
nenanzulegende öffentliche Wohn platze theüs auf Herstellung der 
Bedingungen öffentlicher Gesundheit bei sdion bestehenden durch 
besondere Anstalten und Einrichtungen, theils auf Erhaltung dieser 
Bedingungen. In diesen Beziehungen sind es: 

a. Die Bauordnungen, welche die Anlegung neuer Ort- 
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sdiaften oder grösserer Wohnpifttze yon dem Vorhandenseia dek* 

obigbezeichneten Bediiifiiinü« n abhängip: machen müssen, durch Be- 
stimmungen über tlie nuthweudigen Kigens^^haften dos Terrains, des 
Wasser-Zu- und Abflusses, der Lichtweite der .Strassen eto. 

Vorschriften über ReiDÜchkeit der Strassen, öffentlichen 
Plitse eta 

/. Eigene Veranstaltungen der Staats- (Gremelnde-) 

Verwaltung, auf öffentliche Kosten oder dorch Umlagen von den 
Hausbesitzern zu bestreiten; diese sind nothwendijj:. wo ein ge- 
meinnütziges Interesse vorliotrf und ein allgemeines Zusammenwirken 
nadi einheitlichem Plane geboten ist. Uieher gehören fintaumpf- 
ttngen, Vorkehrangen gegen Ueberschwemmung, Baompflansangen 
imd »Spaziergänge, besonders aber die Sorge für Reinigung, 
Reinhaltnng und in Verbindung damit Entwässerung 
der oberen Bodenschichten. 

Jl^iue Verunreinigung lindet vorzugsweise durch die Ablalle und 
die menschlichen und thierischen Exkremente statt, welche durch 
Versitzen in den Boden schädliche Ausdünstungen aller Art, Veav 
unreinignng der Brunnen, Quellen etc. herbeiftdu*en. Ihrer möglichst 
▼ollständigen, schnellen und unschädlichen Beseitigung zunächst aus 
den .Städten liat die öffentliche Gesnndheitspflege eine umfassende 
Thätigkeit zuzuwenden. Kann dabei auch noch der Düugerwerth 
dieser Stofl'e erhalten und für die Landwirthschaft nutzbar ge- 
macht werden, so wird dadurch natürlich dem allgemeinen Interesse 
um so vollständiger Rechnung getragen sein. 

Die hier einschlägigen Systeme der Beseitigung sind: 

1. Das Grubensystem mit öfterer Abfuhr im Jahre (noch sehr 
verbreitet). 

2. Die ältere Kanalisation ohne Schwemnmng. 

3. Das System der Schwemmkanäle mit oder ohne water 
dosets und Reinigung der Schmutzwässer. 

4. Das Tonnenabfahrsystem. 

5. Die sog. pneumatische Kanalisation (Liernur'sches System) 
mit Tonnenabfnhr. 

In Verbinduni^ mit ihnen stehen die Einrichtung zur Verwen- 
dung der AbflUle und Excremente für die Landwirthschaft, insbe- 
sondere die mit dem System der Schwemmkanäle angewendete Be- 
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rieselung der Felder mit den Schmutzwässern und die mit dem Tonnen- 
system und dem Liernar*schen System oombinirtePudrette-EabrikatioD. 

Wissenschaft und Erfahrung haben sich entediieden nur gegen 
die beiden ersten Systeme gewendet, in Bezug auf die übrigen scheint 

die Entscheidung mehr nach den jeweilig vorlmndenen Verliältnissen 
sieh richten zu iiiiisson, ohuv dass dem einen oder andern ein un- 
bedingter Vorzug eingeräumt werden könnte. 

Ausser diesen 1 Zurichtungen sind hier noch eine vollständige 
Pflasterung oder Macadamisirung, Vorkehrungen zum Abflüsse des 
Regenwassers eto. zu nennen. 

b. Bei den einzelnen Wohngebfluden ergibt sich für 
die Thätigkeit der Saiiitütsvcrwaltunf; eine bedeutende Verschieden- 
heit je nacli der Eiffenschnft derselben als ()rtentliche oder private 
Gebäude. Während bei ersterea die l'orderuugen der öffentlichen 
Gesundheitspflege vollständig zur Durchführung gelangen können, 
steht bei letztem das freie Verfngungsrecht des Pkivaten über 
sein Eigenthum und die nothwendige Rücksicht auf das Ver- 
m(}gen desselben einer unbedingten Dnrchftlhning zweckmässiger 
sanitärer Erbauung und Einriclitung der Wuhiiun^eu entgegen. 
Die Bauordnungen können also nur das unbedingt, besonders 
auch für dritte, Gesundheitswi'big«^ verbieten, nicht auch bloss 
Zweckmässiges zwangsweise durchführen. Dahin gehört das Verbot 
oder die Beschränkung der Kellerwohnungen, Vorschriften über die 
Feuerstatten und Latrinen, Verbot der Baufahrungen im strengen 
Winter und der Bewohnung noch nicht ausgetrockneter Neubauten, 
Vorschriften über Roiiilichhaltung der VVolniun^en etc. — Bezüglich 
der z\\eckniässi<^en Einrichtungen soll die Verwaltung bei den öf- 
fentlichen Bauten (Kasernen, Schulen, Gefängnissen etc.) mit frntera 
Vorbilde für die Aufklärung und Einbürgerung bei dem Volke 
wirken. Sitte und Erfahrung vermögen viel mehr als obrigkeitliche 
Vorsdiriften. 

B. Der Gewerbsbetrieb macht eine Reihe von Massregeln 
der öffentlichen Gesund hei tsptlege notkwendig, sowohl in Jkzug auf 
die Anlage als auf den Betrieb der Gewerbsunternelimungen. Die 
Verwaltung hat hier die schwierige Aufgabe, der Production im 
Interesse der öffentlichen Gresundheit Schranken au&alegen, ohne 
sie desshalb unfrd zu machen. Dies erreicht sie: 
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ft. Dnrdi Vorbehalt besonderer Grenehmigong jeder 
gesondheitsgefährlichen Gewerbsanlage. Die einer sol- 
chen Genehmigung unterliegenden Gewerbe mfissen im Gesetze be- 
sonders bezeichnet, sowie das dabei anzuwendende Verfahren srenau 
vorgeschrieben sein. (Vorlegung der Pläne, Einveruelimeu der Xn- 
teressenten, Beschlussfassung, Berufsrecbt). 

b. Durch administrative Beanfsichtigung des Be- 
triebs, welche sich auf Prüfung der zu verwendenden Maschinen 
(Kesselprobe), Untersuchung der Feuerdngs-, Beleucbtungs- und 
Ventilations-Einrichtungen, Kenntniss der besondern Schutzmass- 
regeln bei Verarbeitung und Aufbewahrung gütäiiriicher Stoffe so- 
Irohl för die ganze Anlage als für die Arbeiter beschränkt. • 

C. Zur Verhütung der aus der Verwesung hervorge- 
henden Gesundheitsgef&hrdungen hat die Verwaltung: 

a. För rechtzeitige und geordnete Beerdigung derTodten 
Sorge zu tragen. Die Begräbnissordnungen müssen Bestimmungen ent- 
halten über die zulässige Frist vom Eintritt des Todes bis zur 
Beerdigung, Verfahren bei Scheintodten, die materielle Ordnung der 
Beerdigung, sowie über etwaige besondere Vorkehrungen bei Selbst^ 
mord, UnglücksflÜlen etc. Als Regel gilt vollstfindige Gleichheit 
der Beerdigungsnormen, Beerdigung am Sterbeort und am öffentlichen 
Begräbnissplatze; in grossen Städten obligatorische Benützung des 
Leichenhauses. 

b. Für zweckmässige Anlegung und Benützung öf- 
fentlicher Begräbnissplätze zu sorgen. Dieselben müssen 
von den Wohnungen der Ortsbevölkerung entfernt angelegt, im Ver- 
hSltniss zu derselben von entsprechender Grösse sein, an möglichst 

trockenen, luftigen Plätzen sich befinden, und im Innern wohl ge- 
ordnet sein. 

c. Bezüglich der W a s e n ni e i s t c r e i e n (Fallmeistereien) kom- 
men die für gesundheitsgellIhrdeQden Gewerbsbetrieb überhaupt ge- 
gebnen Bestimmungen zur Anwendung (siehe oben). 

3. Gesundheitsschädliche Gegenstände. 

A. Massregeln zur Erhaltung gesunder Nahrungs- 
mittel. Dieselben können verfölscht oder bloss verdorben sein. 
Die Fälschung wird strafrechtlich verfolgt; die gefälschten Nah- 
rungsmittel unterliegen unbedingt der Konfiskation. 
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Das Verderb«ii der Yätualien nrass die Polizä zu yerhfiten, 
die verdorbenen zn beseitigen trachten (Markt- und Viktnalienpo- 
lizei). Diesen Aufgaben dient die Viktnalienbescliau, die Erlassung 

marktpolizeilicher Vorschriften, Sorge fiir Reinlichkeit in J'leisch- 
bäüken, Schlachthäusern, Mühlen etc. Ausnahmsweise kann auch 
die Herstellung gesunder Nahrungsmittel direkt Sorge der Verwal- 
tung sein; z. B. die Versorgung einer Stadt mit gntem Trinkwasser 
doreh Leitung auf Öffentliche Kosten. 

B. Ueberwachung der Zubereitung und des Han- 
dels mit Giften und gifthaltenden Substanzen. Die Thätigkeit 
der Verwaltung schliesst sich hier unmittelbar an die Beaufsichtigung 
des gesundheitsgefährdenden Gewerbsbetriebs an und verfolgt die- 
selben Grundsätze. Die Zubereitungsbefugniss kann beschränkt 
werden auf Apotheker, chemische und pharmazeutische Fabriken, 
Berg- und Hüttenwerke (soweit es eigne Producte sind) ; auch kann 
das Recht hiezu Fabriken nicht verweigert werden , bei welchen 
Gifte als Nebenprodncte erscheinen. Der Handel wird häiific: nur 
den Apothekern und Gift- oder Arznei- Waarenhändlern gestattet. 

G. Massregeln gegen Quacksalberei und Geheim- 
mittel. Da der Verkauf und Handel mit Aizneiroittel auch bei 
dem Prinzipe der Gewerbeireiheit an besondre administratiye Ge- 
nehmigung geknüpft sein soll (S 19), so unterliegt ein absolutes 
Verbot des Verkaufs ausser dieser Ordimng gar keinem Bedenken. 
Bezüglich der nicht als Arzneimittel bezeichneten cosmetischen etc. 
Greheimmittel ist aber gleichfalls eine polizeiliche Controle gerecht- 
fertigt, welche die Aufgabe hat sich von der Unschädlichkeit der 
Mittel zu überzeugen. Eine Verbreitung ohne vorhergegangene Con- 
trole muss mit Strafe bedroht sein ; dagegen erscheint es zu strenge, 
auch den Redakteur, Verleger oder Drucker bezüglicher Ankündi- 
gungen zu bestrafen. 

III, Schutz gegen Körperverletzuiigeu und BescM- 

digungeii. 

A. Durch Massregeln in Bezug auf das Bauwesen. Hierin 
beruht die zweite Hauptaufgabe der sog. Baupolizei (siehe II, 2). 
Die Verwaltung muss insbesondere auf Sidierheit (gegen Feuers- 
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gefahr, Einsturz etc.) bei Anlegung Von Gebfioden und bei der 
Banfiibrnng (Aufstellung von Warnungszeichen, Aufsicht eta) Sorge 

tragen; sie muss alle Gcfahn'ii der Communicatlonswege entfernen 
durch VfiliDt des Aufstellens oder Abladuns verkelirsstöronder Ge- 
genstände, Gebot des Anbringens von Geländern und sunstigeu 
Sicherheitsvorrichttingen bei Brücken und getlÜirlichen Orten, Ver- 
bot zu schnellen Fahrens, Reiteos eta — Eigner Anstalten der 
Vmraltung (zunächst der Ortsverwaltung) bedarf es zur Herstel- 
liinu aasreichender Strassenbeleuchtnng, aus gleidien Gründen wie 
bei der Kanalisation, bei fSpaziergängen etc. 

B. Auch in Bezug auf den G e w e r b s b e t r i e b sind umfas- 
sende Massregeln zum »Schutz gegen Kiirperverletzungen und Be- 
schädigungen geboten. Abgesehen von Vorsichtsbestimmungen in Be* 
zug auf Einrichtung, Fabrikationsweise und Maschinenbenützung 
(siehe oben), handelt es sich hier hauptsächlich um strenge Gesetze 
in Bezujif auf die Haftpf licht liei Beschädisrungen oder Todesfallen, 
welche bei dem Betriebe der Gewerlie, I »(sonders auch der Trans- 
portgewerbe (ICisenbahnen, iSchiffahrt etc.) entstehen. Obwohl der 
Hauptinhalt solcher Gesetze dem bürgerlichen und Strafrechte an- 
gehört, so muss doch die Verwaltung gleicfafaJls zur Feststellung 
richtiger Grundsätze beitragen. 

Eine günstige Wirkung solclier (iesetze in Bezui; auf die Ver- 
hütung von Körperverletzungen und Todesfällen wird immer ab- 
hängig sein von der Höhe des Interesses, das die Unternehmer und 
Eigenthümer solcher Gewerbe an der Verhütung haben. Dies wird 
am stärksten geweckt werden können durch eine ausgedehnte Haft- 
pflicht derselben fftr alle nicht znfUlligen und nicht von den Be- 
troffnen selbst verschuldeten Unfälle; die IlaftpHiclit besteht nicht 
nur den Jobenden Beschädigten , sondern auch den Ilinterbliebenen 
gegenüber, sofern, der Getodtete zu deren Erhaltung und Versor- 
gung (Alimentation) verpflichtet war; sie erstreckt sich auf die 
Folgen aller den Arbeitern oder Beamten (Offidanten) anvertrauten 
Geschäfte, sowie auf die Verletzungen durch die im Besitze des 
Unrernehraers befindlichen Sachen; und zwar sowohl i^ogen das Ar- 
beitspt rsonal selbst als auch gegen Dritte. Sie }»o-teht für alle 
Arten des Verschuldens und ist nicht auf i^rsatz des positiven 
Schadens zu beschränken, sondern auch auf Entschädigung ßkr ent- 
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gangenen Vortheil auszudehnen. Damit ein solches Gesetz wirksam 
sein kt ninc, ist aber auch ei dp Reform des Schäden processes noth- 
"wendig, welche die sichere Feststellung der nothwendip^en Punkte 
ermöglicht. Auch müssen diese Grundsätze für alle Arten der Un- 
fallsbescfaädigang gelten, nicht etwa bloss für Eisenbalmen , Berg- 
werke etc. Aebniiche Grundsätze müssen bezüglich der Vermögens- 
beschädigung massgebend sein (siehe III. Abschnitt). 

Es sind ferner noch andre Sehntzinnssreefeln der Verwaltung 
fiir den Gewerbebetrieb nothwendig, so z. B. der Schutz der Ge- 
werbsanlagen (insbesondere der Bahnkörper), Sanitätsvorkehrungen 
im Interesse der Anwohnen von Gewerbsanlagen n. &hn). 

0. Gefahren der Bade- und Eispifttze. Hiegegen hat 
die Verwaltung durch Ausstecken besonders g(HMcriieter Orte und 
Verbot der Benützung besonders als gefährlich bezeichneter anzu- 
kämpfen. 

D. Gefährdung durch Thiere. Nicht bloss zum Schutz 
gegen Körperverletzungen, sondern oft auch gegen die aus solchen 
entstellende Krankheiten (z. B. Wuthkrankfaeit) ist die Verwaltung 
th&dg zu sein verpflichtet. Theils sind allgemeine Gebote und 

Verbote zu erlassen Aperiodische Visitation der Hunde, Mitnehmen 
derselben an bestinunte Orte wi(i Kirchen, Wirthsliäuser, Pferde- 
rennen); theils müssen aus bestimmten Anlässen besondre Vor- 
kehrungen getroffen werden ; so besonders bei ausgebrochenen Krank- 
heiten unter den Thieren, welche dem Menschen besonders geffthr- 
lieh werden können : Oonsignirung, Tödtung etc. Zur Verminderung 
der (jefahr der Wuthkrankheit bei Hunden erweist sich eine höbe 
Steuer auf Luxushunde als das Zweckniässiiiste. Das Halten wilder 
Thiere muss von besondrer polizeilicher Bewilligung abhängig ge- 
macht sein. 

§ 17. Oeffentliche Krankenpflege (Medicinaiwesen). 
I. Sorge für yoUstöndiges Heflpersonal. 

Heilung und Pileg(^ von Krauken ist zwar ein besonderer Le- 
bensberuf und Erwerb, und daher auch zunächst in der Sphäre 
der Privatthätigkeit und der freien Mitbewerbung wie bei jeder an- 
dern Erwerbsart gelegen. 
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Da aber die mclmdoellen KrankheitsztistSode dne Gefiihr fttr 
die Öffentliche Gresundheit in sich trafen und der Staat auch zur 

Unterstützung des Einzelnen da verpflichtet ist, wo die Bedingungen 
der Selbsthilfe ausser ihm selbst liegen, so niuss die Verwaltung Sorge 
tragen, daßs sowohl die Möglichkeit der Heilung stets vorhandco 
aU auch eine gewisse Sicherheit für den Kranken gegeben sei, 
dass er yon dem berufun&ssigen Heilpersonal auch wirklich Heilung 
erwarten könne. Die Aufgaben der Staatsverwaltung sind ver- 
schieden je nach den Kategorien des öffentlichen Heilpersonals, 
welches sioli in xVerzte, Apotheker, Hebammen und Heildiener 
scheiden lässt. 

1. Aerztc. 

A. Die Möglichkeit jederzeit Heilung von den Krankheiten 
erlangen zu können, stellt die Verwaltung zunächst her: 

a. Durch Errichtung und Verwaltung von ärztlichen Bildungs- 
anstalten (Universitäten), (siehe Gap. V). 

b. Durch Verpflichtung einer jeden Gemeinde (oder mehrerer 
Gemeinden zusammen) einen Gemeindearzt anzustellen, soferne sich 
kein Arzt daaelbst beiindet; derselbe kann zugleich öffentlicher 
Gesundheitsbeamter sein (siehe $ 15). 

c. Durch besondere Sorge för Arme (Armenärzte), 

B. Sicherheit, dass diejenigen, welche sich beru&mässig mit 
der HeOung von Kranken beschäftigen, auch ihrer Aufgabe ge- 
wachsen sind, gewährt die Verwaltung den Kimkcn: 

a. Diwoh l^iiiric;htung von medizinischen Prüfungen, deren Be- 
stehen die Bedingung iur die Approbation als Arzt ist, oder an 
stdi schon- der Approbation gleich kommt. Nor approbirten Aeizten 
kommt das Recht Öffentlicher Glaubwürdigkeit und die Pflicht der 
Verschwiegenheit, Anzeigepflicht M Epidemien etc. zu. 

b. Durch die Erthdlung ausschliessHcher Befugniss zur F8h- 
mng bestimmter Titel (Arzt, Zahnarzt oder eleichbedeutender) an 
die vorschriftsmässi^ Geprüften, wodurch das Publikum die Mög- 
lichkeit erhält zwischen Geprüften und Ungeprüften zu unterscheiden. 

Damit ist den Bedürfiaissen der öffentlichen Krankenpflege in 
Bezog auf das ärztliche Personal Genüge geleistet 
Ungerechtfertigt und darum unzulässig ist: 
A. Das Verbot der sog. Kurpfuscherei, d. h. der 
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AusöbuDg der HeQkuast ohne Approbation. Dasselbe Ist unrecht, 
weil es die Freiheit der Person in der Wahl des Heilpersonals nn- 

nötliigerweise beschränkt und dem Publikum Vertrauen zu einer 
bestimmten Klasse von Personen aubefiehlt; unnütz ist es, weil es 
factisch fortwährend umgangea werden kann. Selbst das zulässigste 
8traiinaxiinnni einer auf gerechten Grundsätzen aufgebauten Gesete* 
gebung ist kern Abschreckungsmittel. Für den Schutz der Bevöl- 
kerung genfigt die durch obige Massregel n (B) ermöglichte Unter- 
scheidung zwischen geprüfti in und ungeprüften lieilpersonal. Ein 
Privilegium für die Aerzte ;iber kann und darl' dadurch nicht ge- 
schaffen werden. Daraus folgt auch die Unzulässigkeit einer Un- 
terscheidung von höheren und niederen Aerzten (Chirurgen etc.) 
sowohl bezöglidh der Ausbildung als der Berechtigung. 

B. Zwang der Aerzte zur Hilfeleistung in drin<- 
g e n d e n Fällen ohne genügenden Verhinderungsgrund. Theils 
ist auch eine solche Bestimmung undurchfiihrbar wegen der Un- 
möglichkeit die Triftigkeit des Yerhinderungsgrundes und die Dring- 
lichkeit des Falles zu prüfen; theils ist sie ftir den Arzt schwor 
belastend ja sogar entwürdigend; endlich ist sie auch för das Pub* 
Ukum nicht förderHch, weil gerade der ärztliche Beruf dadurch 
erschwert, also seltner ergriffen wird; als Aequivalent für das 
Privilr Lium der Praxis kann sie nicht gelten, weil dasselbe ja gleich- 
falls fallen soll und ohnehin keinen Werth hatte. Für das öffentliche 
Wohl sind aber keine Gefahren von dem Wegfall dieses Zwangs . 
KU beitirchten, weil der Arzt durch sein eignes Erwerbsinteresse, 
zumal bei freier Konkurrenz, zur Hilfeleistung angetrieben wird; 
gegen schuldige Aerzte kann immer durch das Strafgesetzbuch vur- 
gegaogen werden. (Fahrlässige Tödtung oder Gesuudheitsbeschä- 
digung). 

G. Obrigkeitliche Taxen für die Aerzte. Biese kön- 
nen nur f3r Streitfalle als normgebend, aber nicht obligatorisdi 

festgesetzt werden. J)ie wissenschaftliche Leistung des Arztes er- 
fordert freie Vereinbarung. 

D.Uie administrativeEntziehung der gegebuenAp- 
probation aus andern Gründen als auf den Grund unrichtiger 
Nachweisungen ihrer Voraussetsungen hin. In allen übrigen F&llen 
mos derRiditer entscheiden. 
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£. Jede Boschränkung voller Freizügigkeit der 
Aerzte, sofeme sie Dicht öifeiitliche Stellen bekleiden. 

2. Apotheker. 

Die Apotheker dürfen von der Staatsverwaltung nicht .als reine 
Gewerl)rreibpnde, sondern nni»tMi auch als i)erufsniässii;e Medizinal- 
personcn aui^eseheu und ihueu daher theii weise eiu öUeutUcher Cha- 
rakter beigelegt werden. 

Daher ist das Prinzip der Gewerbefreiheit auf dieselben nicht 
anzuwenden» sondern sie nnterliegen einer mehrfacfaen Beschränknng 
im Interesse der Öffentlichen Krankenpflege. 

A. Sie bedürfen, ähnliuh wie die Aerzte, einer besondern, auf 
'Grund einer Priifunfrsnadiweises zu crtheilmdcn Ai»j»rol»aiion. 

B. Dadurch eriangeu sie ein Recht auf Gründung und Betrieb 
einer Apotheke, sowie das Kecht ausschliesslich Arzoeien zu be- 
reiten. (Die Selbstdispensirong der Aerzte [eigene Zubereitung der 
Arzneien] kann nur ausnahmsweise gestattet sein). 

Das Recht mit Arzneiwaaren zu handeln theilen sie mit be- 
sonders C(jri(:(?ssionirten Arzneiwaarenhändlern. 

C. Sie übernehmen die Pflicht , die sämmtlichen% durch die 
staatliche Pharmakopoe bezeichneten Heilmittel stets vorschriftniä^sig 
bereit zu halten und gegen die festgesetzte Taxe abzugeben. Auf 
diese Taxen haben sie daher ein Recht mit besonderm Vorzuge 
beim Goncurse. 

D. Sie geniesen für ihren Wirkungskreis gleichfalls öfl'eutliche 
Glaubwürdigkeit und halten t'in- jedes Verschulden. 

Die Verwaltung muss sich ein Ueberwachungsrecht Über den 
Betrieb und die Einrichtung der Apotheken vorbehalten und im 
Bedürfnissfalle die Errichtung solcher veranlassen. 

3. Hebammen. 

Die Berechtigung dieser Klasse des lleilpersonals beruht gleich- 
falls auf ütlentlich anerkannter Ausbilduni: (l*rüf"un*{ und Appro- 
bation); ferner (der Kigonthündichkeit des Berufs entsprechend; auf 
Nachweis eines bestimmten Alters, der eignen Gesundheit, Unbe- 
sdu^tenheit. 

Die VerpflichtuDgen bestehen in Unterordnung unter die Ge- 
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meindeärzte, Verschmegenheit; beständige Ortsanvesenbeit ohne 
genügende Entschuldigung kann nur bezüglich der von der Ver- 
waltung im Bedürfnissialle selbst bestellten Hebammen gefordeit 

werdftii. Jedeufalls aber hafleu diese l^eisonen für jedes Ver- 
schuiden, 

4. Ileildiener. 

Sie unterscheiden sich in Personen, welche Grescfaafte der nie- 
dem GhiruTgie vornehmen (Aderlassen, Schröpfen, Blutegel, Plaster- 
setzpn etc.) und solche, welche nur mit der Erankenwart und Pflege 
sich beschäftigen. 

Die Staatsverwaltung kami beide Arten im freie Erwerbsarten 
erklären, aber doch im Interesse der öffentlichen Kraukenpflege be- 
züglich der erstem Oberaufsicht der Gemeindeärzte, bezüglich der 
letztem dieFühmng von Dienstbüchem. (Zeugnissen über ihre Quar 
lification) vorschreiben. 

!!• Sorge fir Heilanstalten. 

1. Allgemeine K r an k i.' n a n s t al tea. 
(Kraukeuliäuser, Hospitäler). 

Die Staatsverwaltung ist zur Herstellung . solcher Anstalten 
im Allgemeinen verpflichtet, weil sie in vielen Fällen nur in sol- 
chen Anstalten der Weitervorbrcitun» von Krankheiten wirksam 
vorbeugen kann und weil dieselln n iTu fast alle unbemittelten al- 
lein stehenden Personen die nothwendigc Voraussetzung genügender 
Krankenpflege und erfolgreicher Heilung bilden. 

Der 'Charakter dieser vom Staate eingerichteten Anstalten 
kann verschieden sein je nach dem Zwecke, welcher neben dem 
Heiluugszwecke noch verfolgt wird: 

A. Allgemeine Krankenhäuser, deren Benützung J edem 
gegen die festgesetzten Gebühren freisteht. £s können dasc^lbst 
verschiedene Klassea bestimmt, auch besondre unentgeltliche Ab- 
theilungen eingeriditet sein. 

B. Besondere Armenhospitäler, bei welchen die be- 
züglich der Arnieiipflege überhaupt ]>pRtehenden Normen über die 
Aufnahme und Verpflegung massgebend sind (siehe IV. Capitel). 

C. Medizi nische Hospitäler, welche neben derKrauken- 
pflege vorzugsweise Unterrichtszwecke verfolgen (Kliniken). 
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Die Organe dieser Anstalten sind reine Verwaltungsorgane; 

die Leistung muss Fachiiiänneni anvertraut, die wirthschaftliche 
Ver^'altung der medizinischen nnter«j;eürdnet sein. 

Wird diese Verwaltungsaufgabe ausreichend durch Privatthä- 
tigkeit eriiiUt (Stiftongs-, Vereinsbospitäler), so kann die Staatsver- 
waltong sich darauf beschränken, dieselben zu unterstützen oder 
auch bloss dn allgemeines Oberaufsichtsrecht auszuftben, welches 
iü Genelimigung der Anstalt, Verpflichtung derselben, fachmännische 
Leitung einzurichten und öffentliche Hechenschaft abzulegen bestehen 
muss. 

2. Besondere Krankenanstalten. 
A« Irrenanstalten sind gefordert theils wegen der eigen- 
thümlichen Heihnethode, welche ffSac Geisteskranke nothwendig ist, 

theils wegen der Gemeingefahrlichkeit vieler Arten des Irrsinns. 
Besonders aus letzterem Grunde kaim die Benützung solcher An- 
stalten sogar obligatorisch vorgeschrieben sein, oder durch richter- 
liches Urtheil ausgesprochen werden ; eine unentgeltliche Aufnahme 
ist trotzdem nur in Fällen nothwendig, wo die Kosten weder aus 
dem eigenen Vermögen des Kranken noch durch alimentations- 
Pflichtige Angehörige desselben gedeckt werden können. 

Sie bedüifen auch eiiii? dem »Standpunkte der Wissenschaft 
entsprechende besondere Einrichtung. 

fi. G e b ä r h ä u s e r. Bei ihnen wird neben der den Gebären- 
den zu gewährenden Pflege auch noch der Zweck verfolgt, för das 
Leben der Neugeborenen zu sorgen ; ebenso soll dadurch besonders 
Unverheiratheten Gelegenheit geboten werden , unentgeltlich oder 
gegen geringe.' Entschädigung, ohne Kundwerden der Geburt zu 
gebären, wodurch Kindsmorde oder künstliche Fehlgeburten (Ab- 
treibung) verhütet werden sollen. Diesen Zwecken entsprechend müssen 
daher solche Anstalten eingerichtet sein und unter ärztlicher Lei- 
tung verwaltet werden. 

C. Weitere derartige Anstalten sind orthopädische Anstalten, 
Siechen-, Cretiaeuhäuser, Blinden- und Taubstunmieninstitute und 
dergleichen. 

Bezuglich der Errichtung solcher Anstalten durch die Verwal- 
tung oder durch Private gelten dieselben Grundsätze wie für all- 
gemeine Krankenanstalten. 
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3. BecoDYalescentenaiistalten. 

' Hieto gt^Ofm rngm Anstalten nur Anftaahme und Pflege 

von halb oder kaum Genesenen, lleili a ler uad Badeanstalten. 

Eine Iii acte Thätigkeit der Staatsverwaltung zur Errichtung 
und Verwaltung solcher Anstalten wird in den seltensten Fällen 
geboten sein; wohl aber muss sich dieselbe auch hier ein umfassendes 
Oberaufsicbtsredit wafarw; besondere Genehmignng jeder einzelnen 
Anstalt, Yerpfiiditang zu fachmihuilseher Leitung, jährliche öffi&nt- 
liche Verwaltnngs berichte wenigstens über den medizinischen Theil 
und Straibestiinmungea (^Coucessionsentziehnng) bei fortdauerudeu 
Zuwiderhandlungen gegen die Anforderungen der öffentlichen Ge- 
sandheitsverwakimg sind die einzelnen Momente dieses Bechts, 
weldies ebensosehr im Interesse der öffentlichen Gresnndhdtspflege, 
als zum Schatze der Reoonvalesoenten g^gen Ansbentong geböte 
erscheint. 

m. CapiteL Pflegschaftswesen* 

§ 18. VormundschaflSYerwaitung,* 

Das thatsadiUche Bestehen von persönlichen Lebensverhllt- 
nissen, welche dem Einzelnen die Tolle Entfaltung ddr freien Seibät- 
bestimmung desshalb dauernd unmogliLii machen, weil die Bedingungen 
derselben ausser ihm selbst liegen, fordert die Thätigkeit der Staats- 
verwaltung; die allgemeine Fürsorge derselben für das persönliche 
* Leben (S 12) wird hier zu der besondern Aufgalte, znr Beseitigung 
dieser persönlidien Unirollkommenheit und zur Yerhtttung etwaiger 
daraus entstehender Folgen sowohl fär den Betroffenen als fttr die 
Gesammtheit geeignete Vorkehrungen zu treffen , soweit diess eben 
dem Einzelnen nach seinen Lebensverhältnissen nicht möglich ist. 

Die Verwaltung wird diese doppelte Aufgabe am besten da- 
durch erreichen, dass sie för eine Eigänzung einer solchen un- 
vollkommenen Persönlichkeit durch Aufstellang dner andern Person 
sorgt (Vormund), welche mit ihrem Willen die mangelhafte Willens- 



* YgL betonderB L. Stein, Oti Yonmindielwltowss«!, hi der tetor. 
YiefttQalttMliiift fOr Ssehte» lud Stsutmienadwik von F. HaiaMil 1866. 
Bd. XVI. H«ft 8. 
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fähigkeit der anyertraaten Person (Pflegebefohlnen) da vervollstän- 
dig, wo diess zur Wahrung der persönlichen und Gesammtiii- 
teressen riuth wendig erscheint. 

Der Inhalt der Vormundschaft ist also 8orge für das gaoze 
persSnlicfae Lebeo mit den beiden Haaptmomenten der physischen 
imd listigen Pflege emersdts« und der Sorge för die wirthsehaft^ 
liehe, sociale and politische Existenz des Pfleglings anderseits. 
(Nicht bloss wirthschaftliche — Vermögens-Vormundschaft). In die- 
sem ganzen Umfange ist daher die Vormundschaft Verwaltungs- 
aofgabe ; da.s Organ ist zunächst der Vormund, welcher als solcher 
eine öfientliche Aufgabe (mnnus publicom) v^eht. 

Die Grundformen der Vormundschaftsverwaltong bildea 
sich nach den Arten persönlicher Unvollkommenheit nnd Pflege- 
bedürftigkeit ; sie kann sein : 

1. Alters vorm un tl seil aft, wo die Selbständigkeit der 
Person erst im Werden begriffen ist; die Gräoze ist hier die Voll- 
jfthrigkeit; 

2. Vormundschaft wegen zufälliger dauernder 
Lebensverhältnisse; sie kann for Abwesende, Wahnsinnige, 

Verschwender bestehen; hier kann sie je nach der Ursache längtr 
oder kürzer dauernd, von weiterm oder engern (hlos wirthschaft- 
lichem) Inhalte sein. 

3. Geschlechtsvormundschaft Uber die FVanen welche 
jedodi nur nach veralteter Anschauung gerechtfertigt war, dagegen 
mit der rechtlichen und socialen Stellung der Frau auf gegenwär* 
tiger Culturstufe in Widerspruch steht. 

Als gemeinschaftliche Grundsätze der Verwaltangs- 
thätigkeit für alle Arten der Vormundschaft gelten folgende: 

1. Damit die Thädgkdt d^ Verwaltung überhaupt eintreten 
kann, mfissen die dieselbe fordernden Verhältnisse oonstatirt 
sein; diess geschieht 

a) bei Altersvormundschaft entweder sofort bei Beginn der 
Pflegebedüritigkeit (Wegfall des Vaters, Geburt des Post- 
humus etc. etc.) zugleich mit der Todesfalisauinahme, oder 
im Falle des Bekanntwerdens derselben; 

b) bei xufSlligen Lebensverhältnissen entweder durch Richter- 
spmoh (bei Versdiwendem , Wahnsmnigett) oder auf Be- 
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geliren der lateresseoten nach vorhergegangener Prüfung der 
Yerh&ltnisse (bei Abwesenden, auch bei Wahnsinnigen). 

2. Wo die thatsächlichen Voraussetzungen vorhanden und 
Cüüstatirt sind, muss eine Vormundschaft bestellt wer- 
den. JDiess geschieht 

a) von den AngehöiigeD der pflegebedürftigen Person (ab welche 
Angehörige die aUmentationspflichtigen P^sonen gelten), ent- 
weder freiwillig unter Anzeige bei der Behörde, oder auf 
eine Aufforderung von derselben hin; 

b) durcli die Behörde selbst, wo entweder keine Angehörigen 
vorhanden sind, oder dieselben keinen Vormund bestellen 
wollen. 

3. Die Staatsverwaltung übt em Oberaufsichtsrecht 
über alle Vormfinder, weil diese eme prinzipielle Staatsverwal- 
tungsaufgabe besorgen und daher einen öffentlichen Charakter 
haben. 

4. Die Auflösung des Voriniindschaftsverhältnis- 
ses (sowohl bei Wechsel der Vormünder, als bei Entlassung aus 
der Vormundschatt) muss durch die Behörde geschehen md dabei 
sowohl der Vormünder als die Obervormundschaftsbehörde ent- 
lastet werden. 

S 19. Verlassenschaflsverwaltuir^. 

Durch den Wegfall des Subjects in i-oige des Todes dürfen 
die bürirerlichen Rechte und Pflichten desselben nicht erlöschen (mit 
Ausnahme höchst persönlicher Bechte und Pflichten wie Mandat, 
Sodetit, gewisse Klagen etc.). Dies liegt ebensosehr im Interesse 
jeder handelnden Person selbst und ihrer Rechtsnachfolger, als Im 
Interesse des Verkehrs und eines gesicherten Rechtszustandes. 

Die letzteren wahrzunehmen und zu ihrer Sicherung thäti» zu 
werden i^t nun schon prinzipiell und unter allen Umständen eine 
Aufo^abe der Staatsverwaltung; aber auch der Einzelne kann die 
Bedingungen nicht immer selbst herstellen, unter welchen seine 
Handlungen durch seinen Tod bezüglich der beabsichtigten Wir- 
kungen und recbtlidien Gonsequenzen unbeeinflusst bleiben; nur 
die eventuelle Mitwu'kung der öfi'entlichen Grewalt beun üebergange 
seines gesammten Kücklasses in die Hände der Rechtsnachfolger 

6» 
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kann ihm hierflber genügende Sicherheit verschaffen, in allen Fallen 
wo dieser Uebergang, beziehungsweise die Reditsnachfolger selbst 

lingewiss oder pflegebedürftig sind. — Kudücli ist es auch den 
Reell tsnachfolgern nicht immer möglich ihre Art.>{>riii;lie auf den 
Nachlass rechtzeitig und wirksam geltend zu machen, oder sofort 
an die Stelle des weggefallenen Rechtssubjekts zu treten ; aneh sie 
können oft nur durch die Sorge des Staates in ihren Rechten und 
Interessen geschützt werden. 

Biese dreifache Sicherung des 5ffentlidien Interesses, des* Be- 
standes der Verlassenschaft und des Hechtes der Nachfolger bildet 
.den Inhalt der Yerwaltuugsaufgaben in Bezug auf das Yerlassen- 
schafts Wesen. 

Die Hauptmomente dieser Thätigkeit der Staatsverwaltung 

sind: 

1. Die Todesfallserklärung. 

Die objective Gewissheit des Todes erscheint als die erste 
Voraussetzung der Vormundschafts-Verwaltting; ihre Thätigkeit ist 
also auch hierauf als auf ihr erstes Ziel gerichtet. Diese Gewissheit 
wnd hergestellt: 

a) Durch Gonstatirung eines jeden Todesfalls» 
welche zugleich Aufgabe der Bevölkemngsordnnng ($ 14) und der 
Offentlidien Gesundheitspflege ist; auch soll damit sugleidi die Cön- 
statirung der Pflegebedürftigkeit im Interesse der Vormundsciiaits- 
Verfolgung erlolgen. 

b) amtlicheTodeserklärung (Verschollenheitserklärung), 
wodurch eine objektive Gewissheit des Todes fingirt wird. Sie 
besteht in der Aufhebung der Beditswirknngen des Lebens dner 
Person, über deren Existenz sdt so langer Zdt keine Kunde m^r 
vorhanden ist, dass die Vermuthung des Todes dadurch gerecht- 
fertigt ist. 

2. Verwaltung der Verlassenscliart. 

Diese besteht in einer Uebemahme des Rücklasses emer ver- 
storbenen Person durch die Verwaltung und Vennittlung des Ueber- 
gaogs desselben an die Berechtigten. Dieselbe muss suhsidiSr sein 
und darf nur eintreten : 
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a) bei unbekannten, nngevissen oder abwesenden Reditsnach- 

folgern ; 

b) bei pflegebedürftigen, aber noch onbevormundeten Personen 
als Kechtsnachfolgern ; 

c) wenn der Verstorbene öffentlicher Depositar war» bezüglich 
der ans diesem Verhaltnisse stammenden Gegenstfinde des 
RficUasses ; 

d) auf Verlangen eines Erben oder Reehtsnadifolgers , wenn er 
sein Interesse daran bescheinigt (nicht auch auf Verlangen 
des Rücklassgläubigers). 

Das Verfahren ist in einfachen Fällen Versiegelung, Fest^ 
stellnng der Berechtigten, Entsi^elimg nnd Einantwortung; bei 
sdiwierigor Auseinandersetzung luYentarisirnng, wirthscbaftlicfae Ver- 
waltung nach den GrandsStzen der Vormundschaft (Verlassenschalts- 
curator); rechtliche Verwaltung zur Sicherung der Ansprüche aller 
Berechtigten auf das ihnen zukommende Vermögen (Legitimations- 
▼erfahren, Fristenbestimmung etc.) 

Bei streitig gewordener Verlassenschaft bat die Venraltnngs* 
bdiSrde selbstverständlich mit der Ausdnandersetuig bis zu erfolg- 
tem endgültigem Riobterspmch zu warten. 

3. VerlassenschaftseinweisUDg und Verlassenschafts« 

Theilung. 

Sie besteht in Auslieferung der Verlassenschaft an die als be- 
rechtigt Erklärten, wenn die Verwaltung den Besitz hat übernehmen 
müssen. Dabei besteht aber nicht die Aufgabe, den Berechtigten'* 
nur den reinen Nacblass ansznantworten; Berechtigungen Dritter 
sind an die Erben zu« verweisen. * 

IV. Capitel. Armenwesen.** 

% 20. Pflicht der Unterstttfeung. 

Armuth ist der Zustand, in weichem der Einzelne sich die 

* D«a lostitat 4fr yerUsBentehaftiabhaiidliing in Oeiter- 
veieh bat eine besoDder» LiCerataT in dan ArbaltMi tob Ungar (der ai gana 
varwirib) viid Hein im X. Bande der Seteir. VierteQahniebrift für Beebte- nnd 
StaativiaaenBebalt, nnd Harraecowsky, simmtlicb ans dein Jabre 

Literatur: J. J. Vogt« Das Armenwesea 1853. 2 Bde. P. Bitser, 
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nothwendigen Bedlngnngen seioer physischen Existenz nicht selbst 
zu Terschoffen vermag, weil er keine wirthscbaltKche Leistnngs- 

fahigkeit (keine verwerthbare Arbeitskraft, kein Kapital) besitzt. 

Die Armuth macht daher die Ergänzung und Unttrstiitziing 
des ptrsüiiliehen Lebens durch Andere nothwendig, weil hier die 
Freiheit der Selbstbestimmung aus äusseren Yom Individuum nicht 
za beseitigenden Gründen beschränkt oder aufgehoben ist. Die 
Bedeutung des persönlichen Lebens fßr den Staat (§ 12) macht 
diese Sorge f&r Beseitigung der persönlichen Unvollkommenheit 
prinzipiell zu einer Aufgabe der Staatsverwaltung. 

Die öffentliche Armenpflege ist nur eine liethätigung ihrer 
Prinzipien , besonders des Moraiprinzips ; die Armuth als gesell- 
schaftliche Erscheinung ist eine Folge des gesellsofaafltlichen Zu- 
standes, fttr welchen der Staat Terantwortlich gemacht wird. In 
der Armuth selbst liegt die innere Begründung dieser Verwaltongs^ 
Aufgabe. 

Aber auch aus vielen äussern (7 runden ist dieselbe ge- 
fordert. In der Armuth liegen grosse Gefahren für einen geord- 
neten Kechtszustand, besonders für die Sicherheit von Person und 
Eigenthum, für die Sittlichkeit und Bildung; die Mittel zur Besei- 
tigung der Armuth liegen oft ausschliesslich in der Hand des 
Staates (z. B. Zwang, Strafen). 

Dagegen kommt nicht in Betracht, dass die staatlidie Armen- 
pflege oft ihren Zweck verfehle oder nur unvollständig erreiche, 
weil diess durch Verbesserunf? der Mittel verhütet werden kannj 
ebensowenig, dass die Unterstützung Hilfsbedürftiger Sache der indi- 
viduellen sittlichen Pflicht sei , weil die Ausübung privater Armen- 
pflege durch die staatliche nicht beeinträchtigt, im Gegentheile als 
Unterstützung der letztern betrachtet und begünstigt werden soll; 
endlich auch nicht der Einwand, dass die Armnth nur durch 
locaJe Pflege zu heben also nur die Gemeinde dafür befähigt sei, 
der Staat aber höclistens ergänzend eintreten dürfe. Immerhin 
können die Gemeinden die zunächst berufenen Organe der Yer- 



Das Recht der Annenunterstützuog. 1863. Flottwell, Armenrecbt und Ar- 
tnenpolizei. 1866. Emminghaus, Das ArineDwesea and die Armengesetz- 
gebuijg. 1870. 



Digitized by Google 



71 



waltung sein, ohne dadurch die prinzipielle Aufgabe des Staates 
zu verändern oder aufzuheben. 

Der Umfang der staatlichen Unterstützungspflicht ergibt 
sich ans dem Begriffe der Annuth. Sie besteht demnach nicht: 

1. wo eine Selbsterhaltung des Individaimu mOglidi ist (also 
besonders nicht gegenüber arbeitsfähigen Personen bei vorhandener 
Arbeit-gLiegoiiheit). 

2. wo private Alimentation rechtlich und faktisch besteht. 
Wo die rechtlich begründeten Alimente faktisch nicht geleistet 
werden, ist die öffentliche Armeuunterstütznog nur provisorisch nnd 
▼orschnssweise zu gewähren. 

Dag^n ist kein Unterschied der Pflicht begründet in der 
Arbdtsföhigkeit oder Unfähigkeit des Armen, oder in dem Grade 
des eignen Verschuldens der Verarmten; die Verschiedenheit der 
Mittel und der Dauer der Unterstützung, welche dadurch hervor- 
gerufen, wird , berührt das Pflichtverhältniss nicht; auch fremde 
Staatsangehörigkeit (resp. fremde Heimath) schiiesst die Verpffich- 
tnng nicht vollständig ans. 

, Wenn mit der Armuth auch noch andere HQfsbedfiiftigkeit zn- 
sammentrifft, wie Krankheit, orgamsehe Fehler etc. so k9nnen die 
Massregeln der öffentlichen Krankenpflege mit der Armenpflege 
concurriren. 

Die Unterstützungspflicht des Staates gehört dem öffent- 
lichen Hechte an, weil sie in dem Wesen und den Zwecken 
des Staates» nicht in seinen Vermögensrechten begründet ist; sie 
erzeugt also kernen privatrechtlidi Uagbaren Ansprach. Aber andi 
die Pflicht der Gemeinde in Folge des Hamatsrechts ist keine 
privatrechtliche Verpflichtung; denn auch hier liegt ein öffentlich 
rechtliches Verhältnis^ vor; die Gemeinde ist hier ein Verwaltungs- 
organ; ihre Handlungen sind also Ausflüsse der Staatsgewalt, nicht 
eines privaten Rechtsverhältnisses mit dem Heimatberechtigten. 

Dagegen ist der im Heimatsredite liegende Anspmdi auf 
ArmennntersttttZDng ein verfassungsmässiges Becht des Heimath- 
berechtigten; die Pflicht der Gemeinde also keine bloss moralische, 
sondern rechtliche, auf dem Wege der Beschwerde zu verfolgende ; 
das Gleiche eilt von der Pflicht des Staates, welche entweder ein 
anmittelbares verfassungsmässiges E,echt des Staatsbürgers, oder 
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die Gemeinden prim&r Organe der öffentlichen Armenpflege 
flind, ein unmittelbares Recht erzeugt. 

% 21. Anspruch auf Unterstütsung. 

Die Geltendmachung eines Anspruchs auf Armenunterstützung 
hängt von dem Vorhandeasein rechtlicher and factischer Voraus- 
setzungen ab. 

J. Die rechtlichen Voraussetzungen sind verschieden für in- 
Iftndische und ausländische Arme. 

1. Für den Inländer kommt in Betracht: 

a) da8 Heimathrecht (ünterstützungswohnsitz) in einer 
Gemeinde, mit welchem prinzipiell der Anspruch auf Armenunter- 
stützung verbunden ist. Die Bestimmungen über Erwerb und Ver- 
lust des Heimathsrechtes enthalten daher zugleich die Grundsatze 
für den Anspruch auf Unterstützung ($ 14), 

b) venu mit dem Heimathrechte ein allgemeiner Ansprudi 
auf Unterstützung nicht verbunden ist, so kann em solcher duttsh 
besondere Gesetze oder durdi Verfassungsbestimmun- 

gen begründet soin. 

2. für den Ausländer ist ein Anspruch auf Unterstützung 
bedingt von dem Vorhandensein eines Vertrags zwischen seinem 
Heimaths- und seinem Aufenthaltsstaat über gegenseitige Armen- 
unterstützung; eine Verfolgung dieses Anspruchs im Verweigenmgs* 
IQdle vird dem armen Ausländer aber nur durch Anrufen seines 
Heimathstaates möglich sein, welcher die Erftillung des Vertrags 
seitens des andern Staates auf dem Wege der Beschwerde oder 
der Repression verlaneren kann. 

Bei fehlender Vertragspflicht ist der arme Ausländer aus- 
schliesslich auf den guten Willen emes Staates und die Achtung 
des Sittengesetzes durch denselben angewiesen. 

In keinem Falle ist der Anspruch an den Staat auf dem 
Wege des Civilprozesses geltend zu machen, da er immer nur im 
öflfentlichen Rechte begründet sein kann. 

Dagegen kann der Arme ein klagbares Privatrecht 
nicht nur gegen die privatrechtlich Alimentationspflichtigen, sondern 
auch gegen Stiflungen und Genossenschaften haben, wenn und so 
weit diese sich in dem Bereiche des Privatredits halten, also weder 
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för den öffentlichen Armenfond begründet sind, noch auch über- 
haupt der öffentlichen Verwaltung mr Erfüllung ihrer Aofgaben 
zugewiesen oder unterstellt worden sind. Eine blosse Oberaufsiciit 
des Staates über Armenstiftungen oder Genossenschaften begründet 
an sich noch keine Ausschliessung bestiiuniter Privatrechte einzel- 
ner Armen. 

n. Neben diesen rechtlichen Voraussetzungen müssen auch 
gewisse factische bestehen, um dnen Anspruch auf Unterstüts- 
ung zu begründen. 

Nur wer keine factische und genügende Alunentation geniesst, 
wer kein für seine nothwendigsten Lebensbedürfhisse genügendes 
Vermögen besitzt und bei vorhandener Ar) ei tskraft keine ausreichende 
Arbeitsgelegenheit zu finden vermag, gilt vom Standpuakt der 
öffentlichen Armenpflege als arm und daher als anspruchsberechtigt. 
Der Nachweis der wirklichen Armuth kann nicht wohl von dem 
Untersttttsung Suchenden erwartet werden, sondern es muss die 
Verwaltung die thatsftcUiclien VerhAltnisse festsnstellen suchen. 

Irrig ist es dagegen , ein Recht auf Unterstützung durch die 
Öffentliche Armenpflege erst bei unzureichender oder fehlender Privat- 
armen j I f] t eintreten zu lassen. Die Privatwohlthätigkeit besteht neben 
der Öffentlichen Armenpflege; sie geht ihr aber, was die Verpflichtung 
anbelangt, nicht vor, sondern steht ausser aller Beziehung m der- 
selben« Dagegen kann allerdings die FHvatwohlth&ligkeit beim ein- 
zelnen Armen eine der factischen Voraussetzungen des Unterstütz- 
ungsanspruchs beseitigt und dadurch die Pflicht dar öffeotlldien 
Armenpflege fiir den einzelnen Fall aufgehoben haben. 

in. Der Anspruch geht nur auf Ergänzung des Mangels, 
welcher eben die Selbsterhaltung des Lebens und die freie Selbst- 
bestimmung unmöglich macht; er bewegt sich innerhalb der Grea* 
zen der Verwaltungsaufgabe. Desshalb ist derselbe: 

1. ein höchst persönlicher, daher nicht übertragbarer Anspruch; 

2. geht er nicht auf Unterstützung in einer bestimmten Form 
(Geld oder Naturalien), sondern der Arme muss sich mit der von 
der Öffentlichen Armenpflege gewählten Form begnügen. 

8. Aus diesem Grunde liegt auch in dem Ansprüche eine 
freiwillige Unterwerfung unter die Bedingungen, an welche die öflent- 
Hohe Armenpflege im Interesse der BekXmpfhng der Armuth die 
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Unterst iitzuDg m knüpfen sich veranlasst sieht (^besonders 
Arbeit). 

IV. Der Arme hat nicht bkM einen Ansprach «af Vorschnaa, 
sondern anf eine definitive Unterstützung, weil mit dem Vorhan- 
densein der rechtlichen vnd fiustischen Voranssetsangen die Thatig«- 
keit der Staatsverwaltung ohne Rücksicht auf die Zukunft des 

Armen schon gefordert ist. Aber auch Gründe der innern PoHtik 
sprechen dagegen, weil die Wirliuug einer nur vorschussweise ge- 
währten Unterstützung auf die moraiische Hebung des Armen und 
auf die Thätigkeit der Armenvmraltong selbst eine ungünstige sein 
wfirde. £ben darnm ist es auch ungerechtfertigt, das Erbrecht 
der Verwandten eines Armen 2a Gtmsten der dffentUohen Armen- 
pflege eincQsehrSnken oder gar dieser em geseteliches Erbrecht oder 
noch weiter gehende Berechtigungen an allem vom Armen künftig 
. zu erwerbenden Yerinögen einzuräumen. 

Dagegen wird allerdings die begehrte Armenunterstützung bei 
einer Gremeinde, in welcher der Arme erst Heimath erwerben will, 
diesen Heimathserwerb anflialten oder wenigstens in den Willen 
der betreffenden Gemeinde stellen müssen. 

S 22. Organisation der Armenpflege. 

Da die öffentliche Armenpflege prinzipiell zu den Aufgaben 
der Staatsverwaltung gehört, so müssen auch ihre Organe die zur 
Erföllung dieser Aufgaben nothwendigen Thatigkeiten vollziehen. 

Die eigenthdmliche Natur des Armenwesens ond die besonn 
dem RecfatsverhSltnisse, weldie sioh für dasselbe entwiokelt haben, 
bringen es aber mit sich, dase der Behttrdenorganisnras nidit In 
gleicher Weise wie der Selbstverwaltungsorganismus für die Er- 
füllung dieser Aufgabe befähigt und ausi eichend erscheint, sondern 
dass dem letzLereii ein entschiedener Vorzug zukommt. 

Entscheidend hiefÜr ist 

1. das Heimathrecht, welches das Recht auf Annennnterstfi- 
tsnng von der Heimathgemeinde in der Begel als em Hanptmoment 
m sidi sddiesst ($ 14) Diese Rechtsentwickhmg madit primSr 
die Gemdode, snbsidifir die Provinz (das Land) zum natnrgemSssen 

Organe der öffentlichen Armenpflege. Denn wo die Unterstützung 
begehrt werden kann, da soll sie auch gewährt werden können; 
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würde die AnneaanterBtfttsaDg vom Behdrdenorganiflniiu jnmSdist 
verwaltet, so müssten weitlSnfi^ Verhandlungen gepflogen, zahl- 
reiche kostspielige Einrichtungen getroffen werden, welche nicht 
blos entbehrlich sind, sondern auch sehr häufisr ihren eigentlichen 
Zweck besonders bei momentan notliwendiger Hilfeleistung verfeh- 
len, unter allen Umständen aber gegen die Forderung der Zweck- 
missigkeit verstoseen wfliden. 

2. Die Gemeinde bat aber anoih das grösste Interesse 
an der Beseitigung nnd wirksamen Bekämpfung der Armath, nicht 
blos weil sie dadurch eine wesentliche Erleichterung in Erfüllung 
ihrer übrigen Verwaltuniz-autgaben erfährt, sondern insbesondere 
weil die nachtbeiiigeu f olgen der Armuth von der Gemeinde in 
viel stärkerem Masse empfanden werden, als von dem ganzen 
Staat, das Interesse der Gesammtbeit tlberhattpt nicht so tief be- 
riilirt wird als das einzelner Kreise (Gememden, Provinzen). 

B* Bei der Gemeindeverwaltung ist ffSar die Aufgaben der 
öfft^ntlichen Armenpflege auch ein viel griisseres Verständniss der 
nothwendigen Massregeln , insbesondere wegen der grosseren Per- 
sonal- uud Ortskenntniss auch eine zweokmässigere and verdientere 
Vertheilung der Unterstützangen zo erwarten. 

4. Weitere Vorzöge der gemeindHefaen (provinziellen) Armen- 
pflege vor deijenigen dnrdi den Bebdrdenoiganismos sind femer 
darin zu sehen, dass eine wohlfeile Yerwaltnng (unentgeltliche per- 
sönliche Thätigkeit, Sparsamkeit et<c.) eher von jener durchgeführt 
werden kann ; dass hol der in den Händen des Tiehördenorganis- 
mos ooncentrirten Armenpflege leicht eine Ueberschätzung der gross 
scheinenden Mittel des Armenfonds and damit ein Leichtsinn der 
armen Bevölkerung im Hinblick darauf begünstigt werden kann; 
endlich darin dass die Selbstverwaltang viel besser geeignet ist mit 
den verschiedenen Organen der Privatarmenpflege sich in zweck- 
mässige Verbindung zu setzen, während diese letztere selbst durch 
die ausschliessliche behi»rdiiclie Armenpllege leichter lässig werden 
könnte, als wenn sie an den localen Aufgaben der Gemeinde mit- 
zuwirken berufen ist 

5» Endlich ist es aacfa ein Act der Gerechtigkeit gegenüber 
den Gemeinden, weil bei einer Verwaltong des Armenwesens dnroii 
den B^Srdenorganismns die llittd durch gleichmässige Besten»- 
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mng Aofgebraclit, dadurch aber nothwendigerweise diejenigen Ge- 
mdnden verkürzt werden ntfissten, hd iTelohen durch 
Thätigkett oder besondere MildthStigkeit Einzelner dn das Dordi- 

schnittsverhältniss im Staate übersteigender giiustiger Zustand her- 
beigeführt worden ist. 

Es liegt nun aber im Interesse der Verwaltang, dass jewdlig 
dasjenige Otgui primär mit der Dniehf&hning der Verwaltnngs- 
aufgaben betratit werde, welches dieselbe nach der eigenihQmlidlien 
Natur der Verhältnisse am vollständigsten zu erfüllen vermag. 
Wie an die Oertlichkeit (S 10), so ist die Organisation der Ver- 
waltung auch an die einzelnen Objekte ihrer Thätigkcit möglirhst 
sachgemäss anztipassen; insbesondere ist die Organisation der Selbst- 
verwaltung da in erster Linie heranzuziehen « wo sich dieselbe für 
eine Aufgabe besonders beßUiigt zeigt» ohne dass dadorch eine 
Ueberschreitnng ihres natfirlidien Wirkungskreises nnd eine Auf- 
hebung der nothwendigen Einheit in den Prinzipien zu beförchten 
wäre (vgl. § 11 und § 15). 

Diese grundsätzliche Einheit in der öffentlichen Armenpflege 
kann durch den Gesammtorgaiiismus der Verwaltung immer ge- 
wahrt werden, von welchem Punkte aus auch eine Aufgabe in 
Angriff genommen wird. 

Der Wirkungskreis der Verwaltungsorgane wird demnach in 
folgender Weise sich bestimmen: 

1. Die besondere Organisation der öffentlichen Armenpflege 

und der Wirkungskreis der einzelnen Organe muss durch die G e- 
etzgebung festgestellt werden, welche zugleich die obersten 
Grundsätze über die Durchführung dieser Aufgabe (Kecht, Püicht, 
Mittel der Unterstätzung) vorschreibt. 

2. Das Ministerium des Innern (eventuell Polizeiministe- 
rium) sorgt fSr Durcbf&brung der Gesetze, Gleichförmigkeit und 

Regelmässigkeit der Thätigkeit durch Verordnungen und Vollzugs- 
vorschriften, errichtet die etwa nöthigen centralen Armenanstalten, 
ergreift selbständige Massregeln zur Beseitigung von ausserordent- 
lichen Nothständen, verfügt über den im Budget ausgesetzten Gen- 
tralaimenfond fllr ihre eigenen Anstalten und Massregeln, sowie 
zur Unterstützung der provinziellen (Landes-) Armenpflege, und fibt 
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eine aUgemeine Oberaufsicht Qber die TIUttiglMit der Selbstvei^ 

waltungsorgane. 

3. Das Behördensystem hat in Bezug auf das Ariueu- 
wesen keine andern als die ihm nach seiner bteilung im Gesanimt- 
organismus der Verwaltung zufallenden Aufgaben zu erfüllen; es 
vollzieht die Aufgaben den Ministeriums im Bereiche des jeweilig 
ber&hrten Amtsbedrks im Greiste der GentraUsation. 

4. Der Schwerpunkt der Verwaltung muss in den SelbstTer- 
waltungsorganen liegen, und zwar zunächst in der Gemeinde. 
In kleinen Gemeinden werden die allgemeinen Verwaltungsorgane 
auch fUr die Armenpflege ausreichen, in grossen empfiehlt sich eine 
besondere Commission innerhalb der Gemeindeverwaltung, welche 
sich durch Beiaehung der Vorstftnde der kirchlichen und der orgsr 
nisirten PriTatarmenpflege, sowie durch besondere Vertreter aus 
den Gemeindeangehörigen (Steuerzahlern) nach BedQrfniss verstfirkt. 
Für die finanzielle Verwaltung des Gemeindeannenfonds ist, ins- 
besondere wo demselben Stiftungen einverleibt sind, ein besouderer 
Gemeindebeamter aufzustellen. 

5. Für grössere Anstalten oder weitergreifende Massregela ist 
eine Provin£ial-(Landes-)Armenpflege zu organisiren» am 
besten wieder in der Form eines besondem Ausschusses mit 8hp^ 
lieber Zusammensetzung; diese Verwaltung stellt entweder . selbst 
Anstalten her oder veranlasst die Verbindung mehrerer Gemeinden 
m gemeinsamem Vorgehen. Auch sie lässt ihre Pi oviiizial-(Landes-) 
Armenkasse durch besondere Beamte verwalten und übt die Ober- 
aufsicht über die gesammte gemeindliche Armenpflege, sowie über 
alle innerhalb ihres Wirkungslureases bestehenden Armenstiftungon. 

Bezüglich der Privat-, insbesondere auch der kirchlichen 
Armenpflege ist zu unterscheiden, ob dieselbe organisirt ist 
oder nicht. In Bezug auf letztere hat* der Staat gar kein Recht; 
hinsichtlich der erstereu steht ihm das gleiche Recht zu wie bei 
Vereinen, Genossenschaften, Stiftungen, nämlich eine beschränkte 
Oberaufsicht (vgl. Verwaltung des socialen Lebens). 

§ 23. Quellen und Mittel der öffentlichen Armen- 
pflege e. 

Die Quellen, aus welchen die öfi'entliche Armeapflege die 
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2alilreidien grossen Mittel för ihre Aufgaben, flohdpft, smi ver- 
schieden nach den Organen, welche mit dieser Verwaltnngsaufgabe 
betraut sind. 

I. Für diü um ei 11 de sind die Mittel zunächbt 

1. aus dem Gemeinde vermögen zu schöpfen, und zwar 
aus dem Gesammterträguisse desselben nach Massgabe des laufen-* 
den Gemeindebudgets. Nur ausnahmsweise kann eine Verwendung 
Ton Vermagenstheilen selbst (z. B. Yertheilnng von Gemetndeiand) 
Ar mUssig erklärt werden. Die Ansscheidiing emee besoodero 
Gremeindeannenfonds ist prinzipiell dnrch nichts gefordert nnd wi- 
derspricht auch den Anforderungen der möglichsteu Einfachheit und 
Billigkeit der gemeindlichen Vermögensverwaltungen. Nur wo Stif- 
tungen in grossem Beträgen vorhanden sind und diese doch eine 
besondere Verwaltung in Anspruch nehmen, ist die VereinigODg 
derselben mit den för das Armenwesen zu terwendenden Bctfarfigea 
des Qemeinderäikommens zu einem besondem Armenfimde nnter 
besonderer Vermögensverwaltung 22) zu reditfertigen. 

2. Wenn locale Stiftungen zu Gunsten der öffent- 
lichen Armenpflege gemacht werden, so dienen sie gleichfalls 
zur Bestreitung des oothwendigen Aufwands der Gemeinde, soweit 
der StiftnDg!BZweck es zulässt. Solche Stiftungen sollte die Ver^ 
waltnng besonders begfinstigen. 

B. Neb euein nahmen kann die Gremeinde für die Armen- 
pflt ge erlangen durch freiwillige Beiträge, Sammlungen, durch Zu- 
weisung besonderer Einnahmen durch den Staat fz. B. Strafgelder), 
durch die Befagniss bei besondern Gelegenheiten (Festüchkeiten, 
Hochzeiten etc.) örtliche Abgaben zu erheben n. ähnl. 

4. Da der Gesammtaufwand der Gemeinde für ihre Verwal- 
tungsaufgaben bei dem Mangel genugenden Vermögens durdi Ge- 
meittdeumlagen gedeckt'werden muss, so können dieselben aueh 
zur Bestreitung der Bedürfnisse der Armenpflege verwendet werden. 
Dagegen muss es als unzulässig erscheinen, eine besondere Ar- 
mensteuer zu erheben, wo nicht in einer besondern Armenge- 
meinde die staatsrechtliche Voraussetzung dafür besteht. 

Nach deutscher Gemeindeauläissung ist aber die politische 
Gemeinde Organ der Verwaltung fttr alle ihre Örtliche SphSre be- 
Tflhrenden öffentlidioi YerhäUnisse, daher auch nur ein Gemdnde- 
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haushält und eine Geineindeumlage beatehen kann. Abgesehen 
davon ist aber audi ^dlne solche abgesonderte Anflage (ttr einen 

bestimmten Theil der Staatsthätigkeit nicht nur gegen die iu guln 
einer venninfligon Finanzverwaltung, sondern sie kann auch, ein- 
mal eingerichtet, gar leicht missbraucbt und ungebührlich gesteigert 
werden. Auch wirkt sie der freiwilligen Wohlthätigkeit entgegen.* 
(Mohl.) Eine Verwendung der Gemeindeeinkiinfte nod insbesondere 
der Undagen för die Armenbedtbrfhisse der Gemeinde branoht 
dnrchans nicht eine übermässige Belastung der Wohlhabenden in 
der Gemeinde mit sich zu füliren, denn bei üngenügendheit der 
flir die Armenzwecke ausgesetzten Mittel des Gemeindebudgets tritt 
doch die Provinzial- oder Staatskasse ergänzend und unterstützend 
ein; im Gegentheile sind Gemeindeumlagen gerade bei der Ver- 
schiedenheit der Bedürfnisse der Armenpflege in ▼erschiedenen Ge- 
memden eine Forderung der Grerechtigkeit, gegen welche «ne all- 
gemeine Staatsstener Verstössen wfirde, welche bei dem Mangel an 
Gemeindeumlagen an ihre Stelle treten müsste (vgl. S 22). 

n. Ai'hnliche Grundsätze gelten für die Provinzial- (Lan- 
des-) A r m e n verwal tung. Die Ausscheidung eines besondern 
Armenfonds wird auch hier zunächst von dem Vorhandensein pro- 
vinsieller Armenstiftongen abhängig sein; bei Üngenügendheit des 
Yermögens kann die Provinzial-(Landes-)StetterkFaft auch zur Be- 
schaffung der nöthigen Mittel d^ Armenpflege auf dem Wege all- 
gememer Besteuerung herbeigezogen werden. 

nf. Die für die Centralarnienverwaltung des .Staates 
nothwendigen Mittel bilden einen Theil des Staatsbudgets und sind 
allen übrigen Ausgaben für Verwaltnngszwecke gleichgestellt Ins- 
besondere muss daher auch hier im Falte eines die veranschlagten 
Mittel Qberstdgenden unabweisbaren Bedüifnisses die erforderliche 
Summe auf dem Wege des Nachtragscredits oder einem sonst ver- 
fassungsmässigen Wege beschafft, nicht aber darf diese prinzipielle 
Staatsverwaltungsauf_;abe mit Hinweis auf zu geringe Mittel nur 
unvollkommen erfüllt werden. Denn üoweit es sich hier um noth- 
wendige Ausgaben handelt, müssen die Einnahmen des Staates 
nach den Ausgaben eingerichtet werden, nicht aber timgdiehrt« 

Die Wahl und Verwendung der Mittel, welche der ftffent- 
lidien Armenpflege zu Gebote stehen, hängt snnädist ab von aner 
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genauen Kenntniss der Thatsachen der Anaath innerhalb 
des Wirkungskreises des jeweiligen Oigaas. Diese Kenntoiss kann 
nur gewonnen werden dnidi sorgfältige Erhebungen über die Zahl, 
die Kategorien und BedfUfnisse der Armen, die Ursachen der Ver- 
armung, und aller auf die Armen einwirkenden äussern Verhält- 
nisse, sowie durch beständige Aufsicht über die Armen. Hiezu 
dienen die eignen Angaben derjenigen , welche öffentliche Unter- 
stützung beanspruchen, und die besonderu Erhebungen der öffent- 
lichen Verwaltung, welche erstere zu controliren und festzustellen 
hat Zu diesem Behnfe sind besondere Aufsichtsorgane dienlich, 
weldie besonders bei Arbeitsfähigen die Armenqualität festcustelleQ 
haben (Arbeitsnachweisungsbnreau) oder die richtige Verwendung 
der Unterstützung zunächst überwachen (Arnienväter). Die sänimt- 
lichen Ergebnisse werden in besondern Arme nbes ehr eibuugen 
zusammengefasst, welche alljärlich zu erneuern sind und beständig 
evident gehalten sein müssen. Dieselben bilden die oberste Grund- 
lage für die Beortheilnng der Würdigkeit des Armen und die Be* 
messong der Unterstützung. Doch sind auch selbstverständlich alle 
nen auftretenden Momente und besonders die äussern Verhältnisse 
stets ins Auge zu fassen. Desshalb müssen aber auch die Mittel- 
weiche die öffentliche Armenpflege anwendet, möglichst individuali- 
sirt, den Verhcäitiiissen der einzelnen Armen angepasst sein; jedes 
ausschliessliche System der Armenunterstützung ist verwerflich (wie 
z> B. das englische System der Armenhäuser von 1834 war). Die 
Verschiedenheit der Mittel ist m den verschiedenen Zwecken be- 
gründet, welche die öffentliche Armenpflege verfolgt. 

I. Mittel zur Beseitigung der dringenden Koth 
Einzel ner. 

Als allgemeine Grundsätze für die Wahl der Mittel müssen 
hier gelten: 

1. Die Unterstützung geschieht in natura; dieBaar^ 
geldunterstÜtZDDg enthält in derR^ dne grosse Crefahr des Miss- 
braudis; sie ist zwar bequemer für die Verwaltung, die Natural- 
Unterstützung dagegen gewährt viel grossere Sicheriieifc des Er- 
folgs, wesshalb die grössere Mühe der Armenpflege nicht davon ab- 
halten darf. 

2. Die Unterstützung soll weder das Ehrgefühl des Armen 
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verietzeu noch einen imguastigen Einflüss auf seine Gesittungs- 
Verhältnisse ausüben (besondere Sorgfalt für das Familienleben). 

Die Unterstützung darf nicht verlockend sein, damit nicht 
Möfifliggang und Sorglosigkeit befördert werden. InsbeBondere darf 
sie also die Lage der Amen nicht dauernd besser gestalten als 
^ die Lage der von einfiushem ArbatsTerdienste Lebenden ist 

4. Bei der Unterstützung ist immer auf eine möglichst zweck- 
entsprechende vollständige Wirkung Kücksicht zu nehmen. 

Die Form der Unterstützung, welche sich zumeist auf Ge- 
währung von Nahrung, Kleidung und Wohnung erstreckt, richtet 
sieh wieder nach der grdssten Wirksamkeit, nach der theil weisen 
oder gänzlichen Dürftigkeit und den sonstigen VerhSltnissen der 
Armen, aber andi nach den disponiblen Mitteln der Verwaltung. 
Damach kann der Arme: 

a) in seiner Wohnung im tei stützt werden (Hausarme); 

b) oder einzelne Bedürfnisse in öffentlichen Anstalten erhalten 
(Speiseanstalten, Armenwohoungen). 

e) oder ganz in AmenhftQsern aiifjjenonunen werden, 
a) Die Unterstützung Hansarmer unterliegt den ge- 
ringsten sachlichen Schwierigkeiten. Sie fordert den geringsten 
Aufwand und liefert vorhältnissmässig die sichersten Resultate 
wegen der grösseren Zuverlässigkeit dieser Klasse von Armen. Die 
Grösse der Unterstützung ist ganz nach der Erwerbsßüiigkeit und 
Bedürftigkeit einzurichten. Insbesondere kann sie hier anf Bestrei- 
tung einzelner Bedürfnisse der Armen aus der Armenkasse genditet 
sein, so anf unentgeltliche oder besonders billige Gkwlhrung tou 
Feuerungsuiaterial, NahrimLS KN i lung, Bezahlung des Miethzinses 
u. 8. w. Eine anssei ordentliche Uillsleistung kann bei Krankheits- 
fallen, Begräbniss u. dgl. gewährt werden. 

b. Besondere öffentliche Anstalten für einzelne 
Bedürfnisse. 

er. Speise an stalten, welche vorzugsweise zubereitete Spd« 
sen verabreichen. Dieselbe können entweder in besonderen Räu- 
men zum unmittelbaren Genüsse gegeben oder auch Abholimg in 
die Wohnungen f^( .«,tattet sein. Letzteres empfiehlt sich für Haus- 
arme aus sittlichen und wirthschaillichen Gründen, ersteres fär die 
übrigen Kategorien wegen der grösseren Sicherheit fiir richtige Ver^ 

iBMVft'Slenteif', VMrmltwufilabrv. 6 
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Wendung der gewährten Untersttttsung. Ob die Speisen unentgeit' 
lidi oder entgeltlich abgegeben werden sollen, wird sich nach den 

übrigen Eiurichtiingen und Mitteln der Armenpflege, besonders nach 
dem Umfange der Baarsfpldiinterstützungen richten. In letzterer 
Jb'orm lassen sie sich zugleich vortheilhaft als Consumanstalten fiir 
die Arboitcrbevölkerung einrichten (Uumford'snhe Suppen anstalton). 

jS. Wohnungsanstalten werden theiU zur Beschaffung bil- 
liger oder unentgeltlicher dauernder Wohnräume (Armenkasemen), 
oder xa bloss vorQbergehendem Aufenthalte während des Tages« 
besonders im Winter, eingerichtet (Berliner Asyle). Die Armen, 
welche die letzteren benützen, sollen nach Geschlechtern geschieden 
sein, und können zu entsprechender Beschäftigung angehalten 
werden. 

c) Armenhäuser. 

a. Allgemeine Armenhäuser, in welchen gänzlich mit- 
tellose Arbeitsunfähige dauernden Aufenthalt und roUständige Ver- 
sorgung finden, wohl aneh die Kinder zugleich mit den Aeltem. 

Arbeitsfähige finden hier nur vorübergehende Aufnahme, bis sich 
eine Arbeitsgelegenheit fiir dieselben ergibt, oder sie in die Arbeits- 
häuser versetzt werden können. Wenn den Anforderungen der 
öffentlichen Gesundheitspflege genügend Sorge getragen, die Armen 
nach ihren Kräften zur Arbeit angehalten werden, auf das Fami- 
lienleben und sonstige sittlidie Verhältnisse im Armenhause gentt- 
gende Rücksicht genommen und strenge Disdplin aufrecht erhalten 
wird, haben die Armenhäuser wegen der Ersparnisse durch die ge- 
rne! nschaflliche Haushaltung, der erleichterten Aufsiclit und der Si- 
cherheit vor Missbrauch der Unterst üizuug entschiedne Vorzüge 
vor einem Systeme der Versorgung Armer bei einzelnen Familien 
gegen Entgeld. 

ß. Besondere Armenhäuser können bestehen für Inva- 
lide, Sieche, Unheilbare u. dgl. Wo die Mittel zur Errichtung 
solcher besondrer Anstalten nicht vorhanden sind, kann derselbe 

Zweck wohl auch durch (jewähruiig von Freipiätzeu für .Vriiie in 
ütltntlicheu Kraiiktiiati.sLalten oder dui'ch Bezahlung für dieselben 
in privaten Anstalten erreicht werden. 

II. Mittel zur Verbesserung des Loses der Armen. 

1. Für arbeitsfähige Arme muss der Grundsatz gelten. 
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da» keine UnCerstätzung gewährt wird» ohne den Armen zngleiofa 
ZOT Arbeit anzuhalten; es sei denn zur Beseitigung der dringend-^ 

sten Noth (siehe oben 1). Die Anhaltung und Gewöhnung zur 
Arbeit soll den Annen aihnählig wieder auF die 8tufe des freien 
Arbeiters heben und dadurch nicht bloss einem Ueberhandnehmen 
der Armuth steuern, sondern direct auf Vermehrung des Woiil- 
standes und Stärkung wirtbschaftlicher Selbständigkeit des Volkes 
hinwirken. Diesen Zwecken können folgende Mittel dienen: 

a) Arbeitsnachweisungsanstalten zur Vermittlmig 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter, welche durch die 5ffentfiohe 
Armenpllege eingerichtet den doppelten Zweck verfolgen, den Armen 
Arbeitsgelegenheit zu verschall cii, und der Armenpflege stUtst Ge- 
wissheit zu gewähren ob Mangel an Arbeitsgelegenheit wirklich vor- 
handen ist oder blos voigeschdtzt wird. Privatanstalten dieser Art, 
welche emem richtigen volkswirthschaftiichen Bedorfinsse entsprin- 
geUf sind für die Armenpflege nicht immer zu benfitzen, theils wegen 
der hohen Taxen , welche sie für die Arbeitsvermittlung fordern, 
theils auch weil die (»ircui liehe Armenpflege di(! ilir nöthigen Infor- 
mationell durch dieselben nicht vollständig erhalten kann. 

b) Beschäftigung arbeitsfri In s^er Armer durch die 
öffentliche Armenpflege, welche jedoch in der Regdl nur 
eintfeten soll, wenn die beabsiditigte Arbeitsverraitthing resultatlos 
geblieben ist. Eime solche Beschäftigung kann die Verwaltnng 
durchfuhren: 

«. Durch Veranlassung von Arbeiten auf Kosten oder 
mit Beihilfe der iU ! e u il ichen A rnien pflege; z. B. öffent- 
liche Bauteir, Hausindustrie etc. Solche Arbeiten müssen jedoch, 
wenn auch nicht gerade nothwendig, wenigstens fär das öffentliche 
Wohl nützlich sein. Unnütze Arbeit demoralistrt die Arbeiter durch 
das Bewusstsein von dem Unwcrthe ihrer Thätigkeit und verschwendet 
die Mittel der Öffentlichen Armenpflege. Sie ist ein Beweis von 
Gedankenlosigkeit der Verwaltung , weiche sich iiiclit die Mühe 
nimmt, nützliche Arbeitszweifie Hir die Besehäftinruni^ der Armen 
aufsusuchen. - Bei der Herbeiscliatiung und Gewährung von Werk- 
zeugen, Rohstoffen u. dgl. für die Armen ist mit grösster Vorsicht 
zu Wei'ke zu gehen, damit keine Veruntreuung oder schlechte Be- 
nützung derselben durch die Armen zu besorgen ist. — Auch mos» 

6* 
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jede Gottbion soldier Arbeiten mit der freien industriellen Pro- 
dnction rermieden werden, weU bei einer Gonenrrenz beider die 

letztere unter wesentlich uiigünstigeren Bedin^ngen arbeiten müsste 
als die auf Kosten der öffentlichen Arnienpttege f^etriebene Arineii- 
beschättigung. — Bei richtiger Auswahl der Beschäftigung kann 
dieses Mittel sehr günstige Ergebnisse für die Armenpflege emelea; 
es kann ein Vorwurf gegen dieselbe nicht daraus abgeleitet werden, 
dftss die auf diesem Wege erzielten Arbeitsleistungen thenrer sind, 
als wenn sie dnrt^ fineie Ooncurrenz hergestellt worden wiren ; denn 
einTlieil des m inachten Aufwandes muss ja als Armenunterstüt^ng 
gerechnet WLiden, welche jedenfalls zn L^ewähreu ist, uud vielleicht 
ungleich inelir ia Anspruch genomnieu würde, wenn gar keine Ge- 
genleistung der Armen (in Arbeit) dafür einträte. 

ß, Dnrdi fSrrichtnng von Arbeitsh&nsern (Werkhftuser) 
m weldien arbeitsfähige Anne ihren Unterhalt verdienen mfissen, 
wenn gar keine andre Arbeitsgelegenheit fflr dieselben ermittdt 
werden kann. Auch hier darf nur die nothwendigste Unterstützung 
gewährt werden, und die Armen sind bei eintretender anderweitiger 
Arbeitsgelegenheit sofort wieder daraus zu entfernen. Auch hier 
muss bei der Wahl der Arbeitszweige Rticki^icht genommen werden» 
dass eine Goncurrenz mit der Privatindnstrie vermieden werde; 
gana besonders ist in solchen Arbeitshäusern aber eine strenge Bis- 
dpiin verbonden mit emem Zwang zur Arbeit durchzuführen, da« 
mit diese Anstalten so wenig als möglich Anlockung bieten uud 
nicht Müssiggang un i S orglosigkeit der Armen begünstigt werden.* 

Die Verwerthung der Arbcitsproducte kann entweder durch 
die Anstalt selbst geschehen (Selbstverlag) oder die Beschäftigung 

* Dabei kann gleichwohl jene USrte vermieden Verden, welche die eng- 
lischen Arbeitshäuser charakterisirt , wo neben obigen Grundsätzen auch voll- 
ständige Trennung nach Geschlecht und Alter durchgeführt ist, keine Freiheit 
des Aus- und Eingehens besteht uud die Arbeit selbst möglichst uii.ingf m hm 
gemacht wird. Solche Arbeitshäuser werden .schlimmer als Gefängnisse. Die 
Unterstützung verliert dadurch nicht blos vollständig ihren ethischen Charakter 
der MÜdthätigkeit, sondern verfehlt auch ihren Zweck, indem dadurch die Mehr- 
zahl der Armen abgeschreckt wird, sich der geordneten öß'entlichen Armenpflege 
zu uberlassen und dadurch dem Bettel uud Laster in die Anne geworfen wird. 
Vgl. Ober die englischen Zustände besonders Kries, Die engUcche Armen- 
pflege. 1868. 
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auf RechniiDg von GfewerUmdstem und Fabriken Toigenominen 
werden, mit welchen die Anstalt VertrSge abschliesst JedenMk 

aber darf das finanzielle Erß^ebniss der Arbeit nicht in erster Linie 
für die Wahl der Beschäflit^niiiL'i'n massgebend sein. Schädliche 
Subjekte müssen zur Verhütung einer Ansteckung der Gutgesinnten 
ans der Anstalt entfernt werden; für solche besteben Polizeianstalten 
nnd Zwangsarbeitshäns^. 

Durch Gründung Ton Armenkolonien im Inlande. Die- 
selben unterliegen jedoch vielen besondern Sdiwierigkeiten. Einern 
seits ist ihre Anlegung nicht immer möglich, "weil die notliwendige 
Voraussetzung fehlt (znsaiiHnenhängende, bebaubare Strecke Landes, 
welche noch unbewohnt und wenig beuützt ist); anderseits ist das 
Gedeihen einer solchen Kolonie sehr unsicher, weil dieselben mei- 
stens doch nur auf schlechtem Boden, in unvortheilhafterLage ge* 
gründet werden können, wo also ein bedeutender wirthschaftliGfaer 
Aufschwung fast unmöglich ist; anch ist die Aufeicht Aber dieselben 
sehr erschwert, die Armen also arüsstentheils sich selbst und allen 
schlechten Einflüssen überlassen, welche besdiidi rs aus ihrer < igenen 
Mitte sich geltend machen; endlich verursacht die Gründung einer 
Kolonie der öffentlichen Armenpflege sehr bedeutende Kosten fiir 
Erwerbung der Gnmdstflcke, Erbauung der Wohnungen, Anschaf- 
fung yon Inventar und Voiräthen und (wenigstens) Darleihen als 
Betriebskapital; es müssen daher jedenfolls besonders gfinstige 
Bedingungen (grosser eigener Grundbesitz der Armen Verwaltung etc.) 
vorhanden sein, wenn diese Massregel ertblgreich angewendet wor- 
den soll; immerhin wird sie nur geringe Ausdehnung annehmen 
können. Die niederländischen Armenkolonien , das grossartigste 
Beispiel solcher Anstalten, haben sich nicht bewährt 

2. YeKbesserung des Loses der Armenkinder. 

Ueber FindelhSuser siehe § 16. 

Die Sorge der öffentlichen Armenpflege für die Kinder der 
Armen erstreckt sich au-sser der Gewährung der Lebensnothdurfl 
insbesondere auch auf ihre gesunde körperliche und geistige Ent- 
wicklung, damit nicht die Armuth und die mit ihr verbundenen 
Uebel und Gefahren erblich werden. Die Thftdgkeit der Verwal- 
tung ist auch hier nur auf den Nadiwms der Vermögenslosigkeit 
des Kindes und des Mangels an alimentationspflichtigen und all- 



Digitized by Googl( 



86 



me&tatioiiBfiÜitgea Angehörigen bm gefordert, also in erster Linie 
flir die Waisenkinder, dann aber anch für die Kinder armer Ael- 

tem. Jedoch wird in letzterem Falle in der Hegel die Armenver- 
sorsrung den Aeltern zugleich mit den Kindern gewährt werden 
(auch in dem Ai ait ii- und Arbeitshause sollen sie nicht getrennt 
werden); für die Waisen dagegen sind besondere Mittel der Ar- 
menpflege anzavenden. 

Die Waisenversorgung kann dnrdigeltlhrt werden: 

a) in Waisenhäusern; dieselben machen allerdings dnen 
grossen Aufwand seitens der Armenpflege nothwendig, und legen, 
wenn sie nicht sehr gut geleitet werden, die Gefahr nahe, dass die 
Kinder durch ungünstige Lebensweise körperlich verkommen, oder 
an Bedürfhisse gewöhnt werden, welche sie in ihrem künftigen Le- 
ben sieh versagen müssen; audi werden die Kinder leicht in zu 
grosser Unbekanntschaft mit der Welt gehalten, m welcher sie sich 
mflhsam fortbringen sollen. Die letztem Naehtheile kOnnen jedodi 
durch eine vernünftige Leitung wohl vermieden werden, ja es ist 
hier sogar eine planmässige, nach pädagogischen Grundsätzen ein- 
gerichtete Erziehung möglich, welcher Umstand denn sogar als 
besonderer Vortheil solcher Anstalten erscheint; auch die beständige 
Anfsioht« nnd die ftbersichtliche Verwaltung, welche nur in Anstal- 
ten möglidi sind, machen es der Verwaltung leichter« auf diesem 
Wege ihr Ziel zn erreichen, als 

b) durch Unterbringung der Waisen bei recht- 
schaffenen Familien gegen Kost^'eld, welche zwar den 
Vortheil des I amilienlebens und der naturgemässen, den künftigen 
Verhältnissen des Kindes am meisten entsprechenden Lebensweise 
haben, und der Armenpflege weniger Kosten verursachen, aber doch 
hei der grossen Schwierigkeit, gute Pflegeältem zu erhalten, eine 
Reihe yon Gefhhren für Erziehung und Sittlichkeit der Kindor mit 
sich bringen , so dass von diesem Mittel nur ausnahmsweise und 
nacli ganz zuverlässiger befriedigender Information Gebrauch ge- 
macht werden sollte. 

Auch Rettung shäuser für verwahrloste Kinder unwQrdig^ 
Aeltern, S&uglingsbewahranstalten und Krippen (aehe 
S 16), sowie Warte schulen zur Ueberwaohiing von Annen- und 
Arbeiterkmdem wahrend des Tages smd, aelbstSndtg oder in Ver- 
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bindnng mit den Saiiitäts- und Untenichtsaustaiteü errichtet, zweck- 
mässige Mittel der ArmeDpfiege. 

3. Verbesserung des Loses armer Kranker. 

Die hiefur nöthigen MaBsr^ln und Anstalten richten sich 
äieils nadi den allgemeinen B^eln in Bezug auf das Armenwesen, 
theils nach den Grundsätzen der Öffentlichen Krankenpflege (§ 17). 

III. Mittel zur Verliütung von Ordnungsgefahren, 
welche aus der Armuth entstehen. 

Bei einer grossen Anzahl der Armen hat die Verwaltung be- 
deutende Schwierigkeiten zu überwinden, um eine geordnete Armen- 
pflege aufrecht erhalten zu können. £s gehören hieher vorzugs- 
weise diejenigen Personen, welche im Falle der Mittellosigkeit statt 
geordneter Thfttigkeit erwerblos herumziehen, und statt die öffent- 
liche Armenpflege in Anspruch zu nehmen, sich an die Mildthätig- 
keit Einzelner gewerbsmässig wenden: die Va^ nuten und die 
Bettler. Sie sind nicht nur ein grosses Hinderniss für eine ge- 
ordnete Armenpflege, sondern eine allgemeine Ordnungs- und Si- 
cherheitsgefahr und desshaib muss die Verwaltung ihnen gegenüber 
von ihrem Zwangsrechte (S 9) €rebrauch machen , einerseits um 
Ihre Aufgaben fiir das Armenwesen vollständig durchföhren zu 
können, anderseits um auch in den übrigen öffenthchen Verhältnissen 
des gesellschaftlichen Lebens die nijthige Sicherheit und (Jrdnung 
zu erhalten. Die gemeinsamen Massregeln gegen Vaganten 
und Bettler verfolgen daher zunächst den Zweck der öflfentlichen 
Armenpflege, dabei aber zugleich den der allgemeinen Sicherheit. 
Daneben kommen g^n den Bettel noch besondere Massre- 
geln zur Anwendung, weldie in der besondern Rechtswidrigkeit 
desselben begründet sind. 

1. Gemeinschaftliche Verwaltungsmassregelu ge- 
gen Bettler und Vaganten. 

a) Aufforderung zur Legitimation (Wanderbuch, Hausirpass 
etc. S 14); 

b) bei iänheinusdien Verweisung in die Heimath; bei Aus- 
iSndem Landesverw^ung; hiezu 

c) zwangsweise vorgeschriebene Reiseroute oder Versdiubung; 

d) im Falle keine Heimath zu ermitteln ist, administrative 
Anweisung einer aUfiben; 

I 

! 

i 

! 
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e) fiir Heimatb- oder Aufenthaltberechtigte Arbeitsauftrag,, 
oft die einzige Waffe der Sicherheitspolizei gegen eine grosse An- 
zahl von verdächtigem arbeitsschenem Gesindel, welches geföhrlich 
genug, aber doch nach dea Gesetzen nicht strafbar ist Eine 
energische Anvendnng dieses Mittels ist nnr mOglich bei genauer 
Information der Polizeibehörde sowohl über jede Verurtheilung, als 
über die Aniieiiunterstütziings^esudie innerhalb ihres Bezirkes; 

f) polizeiliche Bestrafung wegen Nichtbefoiguog der polizei- 
lidien "Wcisunp^pn (a-e); 

g) Polizeianfsicht oder Verwahning in einer Polizeianstalt 
(Zwangsarbdtshans) in Folge eines Ausspruchs des Polizeirichters 
auf Zulteigkeit dieser Massregel o. Ohne einen Blchterspruch sollen 
diese, einen EingrHF in die persönliche Freiheit enthaltenden Mass- 
regeln nicht angewendet werden dürfen. 

2. Gegen Bettler insbesondere tritt Bestrafxing wegen 
des Bettels an und für sich ein, mag er offen oder versteckt aus- 
gettbt worden sdn. (Dagegen keine Bestrafung des Almosengebens!) 

IV. Die Massenarmuth kann, als eine blos weitere Aus- 
dehnung der Armuth fiber die NormalhQhe derselben hinaus ge- 
dacht, der Natur der Sache nach keine andern als die bezeichneten 
Massregoln der Armenpflege nf^hig machen, nur mehrere zugleich 
und in grösserer Ausdelinting verlangen. 

Die etwa von der Verwaltung gegen eine übermässige Theue- 
•nmg der Lebensmittel zu ergreifenden Massregeln mttesen als Gre- 
genstand der Lehre von der wirthscfaaftlichen Verwaltung betrachtet 
werden, ha Falle ab^-r die MassenanuDth Folge eines allgemeinen 
Nofhstandes ist, sind von der Verwaltung alle die Mittel anzu- 
wenden, welche ihr durch das Staatsnothrecht zu ergreifen ge- 
stattet sind. 

V. Die Ursachen der Armuth zu ergründen ist selbst- 
verständlich die erste Voraussetzung einer erspriesslichen Armen- 
pflege. Ks sind aber weder die Erkenntnissmittel, noch die etwa 
anwendbaren Vorbeugungsmassregeln Gegenstand der Lehre von 

der Armenpflege, sondern müssen der Behandlung der einzelnen 
Gegenstände der Staatsverwaltung vorbehalten werden, um Wieder- 
holungen zu vermeiden. Denn die Arnintli kann eben so gut aus 
mangelhafter Gesundheitspflege, wie aus schlechtem Unterricht, aus 
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▼olkswirthschatUichen und socialen Ursachen entspringen, deren 
Summe ja geradezu den Inhalt der Verwaitangslehre ausmacht. 

V. Capitel. ünterrichtswesen.* 

§ 24, Einleitung. 

Die Bedeutung von Unterricht und Bildung für das öffentliche 
Leben bcrulit zunächst auf den Wirkungen, welche sie auf alle 
Gebiete desselben ausüben. Jeder Fortschritt des Culturlebens ist 
zuerst ein Bildungsfurt schritt und bei der Untersnchong der Mittel 
welche der Staat für die Erreichnng semer maanigfoltigeii Auf- 
gaben mit Erfolg anwenden kann, steht immer die Elrweiterung 
und Verallgemeinerung der Bildung obenan. Dieser Werth, wel- 
cher an dem unmittelbar praktischen Ergebnisse der Bildung für 
das gesellschaftliche Leben gemessen wird, ist aber wieder nur 
ein mittelbares Product des iiidividueliun geistigen Lebens, welches 
seine Förderung und Entwicklung unmittelbar durch Unterricht und 
Bildung erhält; die allgemeine gleicbmässige Geistesbildung des 
Emselmenschen ist die Voraussetzung des nationalen und des poli- 
tisdien Guiturfortschritts. Unterridit und Bildung gehören daher 
zu den wichtigsten Angelegenheiten des persönlichen Lebens, zu 
den grössten Aufgaben der Staatsverwaltung för dasselbe. 

Thatsächlich zeigt sich nun die liildung eines Volkes sehr 
verschieden abgestuft nach dem Grade der Bildungsfahigkeit , der 
Bilduogsgelegenheit und nach den Zielen der individuellen Ausbil* 
dung; jede Stufe der Bildung ist das Resultat eines gewissen Gra- 
des von Unterricht; dieser gewährt dem Geiste eine formelle 
Schulung und eine Summe von Kenntnissen mit Hinblick auf einen 
bestimmten Erwerb oder Beruf; jene ist die weitere Entwicklung 
desseiben mit Beziehung auf das ganze Geistesleben. Darum ist 
auch die Verwaltung des Unterrichtswesens und des Bilduugswesens 
getrennt zu behandeln, weil die Ziele und daher auch die Mittel 
der Verwaltung bei beiden verschieden sind; darum auch ist das 

* y^l. Sohmidt Eneycli^ftdie des Erzieluiugs- und Unterrichtswesens 
1869 ff. A. Beer and F. Hochegger, Die Fortechritte des Unterricbtt- 
wwBM in den ColtantaateD Enrope*». 1867 ff. 
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ünterrichtswesen in mehreren Abfltufungen und Ter«ehiedenen Far- 
men zu betmchten, während die allgemdne Bildung unbegrenzt ist, 
und ein gleicihes Ziel &te Alle verfolgt. 

Die Grundforinen des Unterrichtswesens sind: 

I. Elementarunterricht, sowohl für das ganze Volk als 
Voraussetzung jeder Bildung, als auch für höhere Ausbildung 
(Fortbildungsunterricht). 

n. Berufsunterricht mit dem Zwecke der Unterweisung 
für iinen bestimmten Erwerb oder Beruf (Fächbildungsunterriclit 
und UniversitStsunterricht). 

Die Thätigkett des Staates in Bezug auf Unterricht und 
Bildung wird nach Umfang und Inhalt gleichmässig bestimmt durch 
die ailgenieuien Verwaltungsprinzipien und durch die Bedeutung der 
geistigen Entwicklung des Individuums für die Gesammtheit. Die 
Berechtigung, aber auch die Verpflichtung des Staates in dieser 
Beziehung ist begrenzt 

1. durcb das Recht des Eäizelnen und der gesellschaft- 
lichen Kreise, sich selbst Unterridit und Bildung frei zu erwei^ 
ben , und dieselben zu gewähren (Lehr- und Lernfreiheit) , so 

• lange dadurch nicht die Freiheit andrer oder des Staates ge- 
fährdet ist. Der Staat hat also kein Uuterrichtsmonopol. 

2. Durch das Moralprinzip, weil Sittlichkeit (Gesittung) 
das letzte Ziel der Bildung ist; dadurch wurd die Art und Weise 
des Unterrichts bestimmt, und das allgemeine Ueberwaehungsrecht 
des Staates über Unterri(^t und Kldung als Gegenstände des 
öffentlichen Lehens begründet. 

3. Der Staatszweck macht ein positives Eingreifen der 
Verwaltung in niehifacher Hinsicht nothwendig und verleiht ihr ein 
Becht auf allgemeine Unterrichts- und Bildungsbeibrderung 

a) weil der Staat zu seiner Selbsterbaitung und Entwicklung 
braaclibare Staatsbüiger und insbesondere Staatsdiener bedarf 
(Biachtzweek); 

b) weil er die individuelle Freiheit zu schützen und zu be- 
fördern vcrpfli litit ist, deren Grundlage die geistige xVusbildung 
ist; denn nur Bildung macht frei (individueller Freiheitszweck); 

c) weil der Staat auch die Aufgabe hat die büigerliche Ge- 
isellschaft und die allgemeine Civilisatioin zu heben ^ iras er wieder 
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nnr «durch möglichst vielseitige aUgemoine Untetrichts- imd Bil- 
dungsaiiBtalten erreichen kann (geseUschaftÜcher Gulturcweck). 

Die Entfaltung dieser prinzipiellen StaatsyerwaknngsthStigkeit 

nach Inhalt und Uinfanff hänj>;t im Einzdnen ab m m dem concreten 
Ziele welches durch dieselbe zunächst eri t'i 'hf werden suU ; die be- 
soodem Rechte uud Pflichten der Verwaltung müssen daher bei 
den einzelnen Arten des Unterridits entwickelt werden. 

§ 26. Volksschule.* 

Das Prinap von welchem der Staat bei semer besondern 
Thfttigkeit för die Volksschule sidi leiten lassen muss, beruht in 
der Erkenntniss, dass eine gewisse Summe von Kenntnissen die 

unabweisbare Bedingung der staatsbürgerlichen Existenz sei. Es 
ist daher nicht nur nothwciulig, dass die Verwaltung zur Erfullaug 
ihrer allgemeinen Unterrichtsaufgabe jedem Staatsangehörigen die Gre- 
legenheit gebe, sich diese Kenntnisse anzueignen, sondern sie mnss 
auch Sorge tngea^ dass Jeder dieses Minimum von Kenntnissen 
wirklich sich erwerbe. 

Diess kann nnr durch gesetzliche Festsetzung der allge- 
meinen Schulpflicht (Schulzwang) erreicht werden. Der Staat 
ist dazu berechtigt nicht bloss weil eine gebildete Bevölkerung die 
Voraussetzung jedes Guiturfortschrittes also auch der Ji^rfüliung des 
staatlichen Cultarzweckes ist« sondern insbesondere auch weil er ein 
allgemeines Obervormundscbaftsrecht über alle minderjährigen und 
nnselbstSndigen Personen hat, und er die künftige Brauchbarkeit 
der Staatsangehörigen für das börgerliche und öffentliche Leben 
nicht von dem Belieben der Aeitern und Vormünder abhängig 
machen darf. 

Aus dem Frinzipe der allgenieiiien Schulpflicht ergeben sich 
eine Reihe von Consequenzen, welche die Thätigkeit der Verwal- 
tung in Bezug auf das Voiksschulwesen bestimmen. 

L Inhalt und Unilausr der allgemeinen Schulpflicht.** 
1. Damit die Erfüllung der Sdiulpflicht nicht bloss eine leere 

* YgL XL, a. Westeoberg, Die EkneatMbildQDg des Volkes. 188$ u. S. 
R. Mühl in ^taatoiedit, YsOtefneht im4 PoHtilc JH.^ 1869. 

** VgL lueso BftmeliD, Dos Oljeks des SehqicwMigs, in «er TBbiBgvr 
Zeiftsdaifl för Staatswiisentciialken. 1868l II. 
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Form sei, iniiss der Staat auch das Mass des Elementar- 
unterrichts bezeicbnen, welches in der Yolkssdiole gevährtund 

erworben werden soll. Es ist also ein Lehrplan und ein Lehrziel 
zu fixiren , mit dessen Erreichung erst der Schulpflicht Genüge ge- 
leistet wird. 

2* Zur Feststellmig der wirklichen Erfällung der Schulpflicht, 
zur Constatinmg des Ton jedem Staatsbürger geforderten Bildungs- 
grades ist eine SchlassprÜfnng einzurichten, von deren Be- 
steben der Austritt aus der Volksschule abhAngen soll. Nur im 

Falle mehrfacher Reprobation kann wegen gänzlicher Hoffnungs- 
losigkeit der Schüler entlassen werden. 

3. Der Eintritt der SchuipHicht muss an ein bestimmtes 
Alter (in der Regel das 7. Lebensjahr) geknüpft sein. Ebenso 
ist ein Minimalalter festzusetzen, von welchem an der Schüler sich 
der SoUnssprÜfbng unterziehen darf. Das ßnde der Schulpflicht 
einfach mit ^nem gewissen Lebensjahre emtreten zu lassen wider- 
spricht der vom Staate durch den obligatorischen Schulbesuch zu 
verfolgenden Biidungsaufgabe. 

4. Damit die Volksschule das ihr gesteckte Ziel auch wirk- 
lich erreiche, muss der Unterricht weder einseitig noch ex- 
clusiv, sondern för alle gleichartig sein, weil er sonst gegen die 
Allgemeinheit der Schulpflicht Yerstossen würde. Nur behn Reli- 
gionsunterrichte muss eine Ausnahme gemacht werden, da derselbe 
wohl nur confessionell ertheilt werden kann. 

D.uHüs folgt nun sofort, dass confessionelle üÖentlichc Schulen* 
unzulässig sind. Man verstellt darunter solche, in welchen 

a) der Religionsunterricht und die Eeligionsübungen fiauptlehr- 
gegenstände sind; 

b) alle übrigen Lehrgegenstande dem kirchliehen Erziehnngs- 
zwecke untergeordnet, also confessionell gefärbt sind; 

c) das Lehrpersonal der kirchlichen Confession angehören muss; 

d) die Oberaufsicht und Jurisdiktion über die Schule der Kirche 
aus ihrem Rechte auf die Leitung der Religionsangelegen- 
heiten zusteht. 



* Vgl. hioza R. Gneis t. Die eonÜMsionene Schale 1869. J. B. Meyer« 
BeligicM^keiiiitiiiu tuid Sehlde. 1863. 
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Die oonfesftioneUe Schate ist nnmdglich naob den Prinzipiell 
des Staates und der Verwaltung überhaupt, nach dem Prinzipe 
der allgemeinen Schulpflicht insbesondere' und nach dem Grundsätze 

der Gleichberechtigung der Contessionen im Staate; sie ist aber 
auch unzulässig weil der Staat die Kosten für die öffentliche Schule 
tragt und nicht die Kirche. (Siehe unten). 

5. Die Allgemeinheit der Schulpflicht verbietet ein Schul- 
geld zu erheben» weil dasselbe den Charakter einer besondem 
Steuer hat, welche ans Shnlidien Gründen wie eine besondere 
Annensteuer als unzulässig bezeichnet werden mnss, ja noch in 
viel höherem Grade ungerecht und drückend für Labemittelte sein 
müfiste. * 

6. Die Vernachlässigung der Schulpflicht zieht für die Altera 
oder Vormünder schulpflichtiger Kinder Polizei-Strafe nach sich; 
g^gen die letzteren wird nur im Disciplmarwege vorgegangen. 

n. Inhalt und Umfang der Schullast. 

Die Schullast ist die Gegenseite der Schulpflicht; der Staat 
muss die P>rüilung derselben allen , zu jeder Zeit möglich machen 
durch Errichtung von Schulen an allen Orten, Sorge für ein genü- 
gendes Lehrerpersonal und Tragung der Schulverwaltungskosten. 

1. Damit die Erfüllung der Schulpflicht Jedem möglich sei^ 
muss in jeder Gemeinde mindestens eine öffentliche 
Schule bestehen. Daneben icönnen mit staatlicher Genehmigung 
Privat- oder kirchliche Schulen errichtet werden, welchen aber nur 
dann die gleichen rechtlichen Wirkungen des Besuches (definitive 
Erfüllung der Schulpflicht) zukommen, wenn sie in Bezug auf 
Lehrplan, Lehrziel und Methode die gleichen Grundsätze befolgen 
wie sie ffSac die öffentlichen Schulen festgesetzt smd*** 

2. Der Staat mu^ fllr em ausreichendes entsprechend vor- 
gebildetes Lehrpersonal sorgen und demselben eine unabhängige 
Stellung gewähren. Hiezu ist nothwendig 

* lieber diesen Tuitkl J. Uot'mauu, Die üfl'eutiliclien Scliuleo uud das 
Scbuldgeld 1869. 

Eingehend« £r8ft«ning«n fkber das Bedit snr Gründung und Unteit- 
haltimg einer Selmle bei Kohl, StMteiecht, TSikeiieeiit ond Peilük. HL Band. 
1869. pag. 88 ff. 
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a) dass eine Maxi mal Ziffer der vod einem Lehrer zn 
nnterrichtenden Schüler bestimmt irarde, sowie dass für jeden 
Unterrichtsgegenstand der Volksschule geeignete Lehrer bestellt 

seien (lieligionslphror, Turnlehrer vir.). 

h) die Krrichtung von besondern Leh rc rl) i 1 d u n s a n s t ri 1- 
ten (Schullelirerseminarien) deren Besuch die laohmassige Lehrer- 
bildang ermöglicht (sielie § 29). 

o) die obligatorische Einf&hmng von Lehrerprftfnngan, 
deren Eigebniss die Grundlage für die Anstellimg und Beförderung 
der Volksschullehrer bilden muss. 

d) Eine ausreichende Lehr v r h v. s o 1 d u n <]; , wodurch der 
Lehrer in den .Stand gesetzt wird, sicli aiissolilie.sslich seinem Lehr- 
berufe zu widmen, und nicht zu seiner gesicherten Existenz aut 
Nebenverdienste nothwendig angewiesen ist« welche die Unabhängig- 
keit seiner Stellung und seine Unterordnung unter die Staatsgewalt 
gef&brden könnten (z. B. Kirchendienste, Gemdndedienste). 

B. Der Staat hat far eine den Zwecken und Bedfirffaissen 
der öffentlichen Volksschule entsprechende Verwaltung der 
Schulstiftii n ^en und des sonstigen Srli u 1 v ermögens 
zu sorgen und ist jirinzipiell zur Tragung aller Kosten der Volks- 
schule verpflichtet. Nur kann auch hier, ähnlich wie beim Armen- 
wesen (S 23) die Gemeinde das primär zur Verwaltung des Volks- 
schulwesens heranzuziehende Organ des Staates sein, also auch in 
erster Lmie für das Schnlvermögen zu sorgen haben (siehe unten m). 

III. Die Organisation der Volksschulverwaltung.* 

Diese prinzipiellen Aufgaben der Staatsverwaltung für die 
öffentliche Volksschule machen theilweise eine besondere Stellung 
ihrer amtlichen, und selbstverwaltenden Organe, theilweise eine 
besondere eigenthümliche Organisation nothwendig« 

Einerseits tritt auch hier die Gemeinde in den Vordergrund, 
theils wegen des vorzugsweise lokalen Bedürfriisses nach Schulen, 
theils wegen ihres besonderen Interessps an einem allgemeinen 
Unterricht ihrer Angehörigen; nicht weniger wegen ihrer regeimässi- 



* Htorftber iiwbetoiidne: R. Ooeist, Die S«lb»tv«nraltaBg in ihier An-. 
Wendung Mf die Yolkstcbole. 1869. 
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gen Uebereinstiinmung mit den PfarrspreogelD, und dem gleich- 
seitigen Bedürfnisse nacih Reiigionsunterricht. 

Anderseits ist es das Bedürfniss nach sachverstän- 
diger Leitung, das höhert^ Fnteresse des Staat<»s an der all- 
gemeinen Bildung, der grosse ivusteiiaufwand des Staates in Folge 
der auf ihm ruhenden prinzipiellen 8chuliast, welche eine zu grosse 
Ausdehnung der Selbstverwaltung verbieten. Insbesondere gestaltet 
sich desfhalb die directe Thätigk^t des amtlichen Organismus 
eigenthflndicb In Bezog auf die Oberaufsicht und Controie des 
Schulwesens. 

Als dritter in eitj^enthümlicher Weise zu berücksichtigender 
Factor tritt iner die Kirche auf, welche einen selbständigen An- 
theil am Schulwesen wenigstens da hat, wo der Religionsuuterricht 
in den Schulplan als obligatorischer Gegenstand aufgenommen ist, 
und einen grOssern Antheil häufig auf Grund ihrer Wirksamkeit 
för die Sittlichkeit und die ganze Erziehung fordert Diese letzte 
Forderung kann bei dem System der confessionslosen Schule, 
welches allein dem Geiste der Verwaltung und den Einrichtungen 
und Aiil'-rderungcn des Rechtsstaates entspricht (siehe oben), nicht 
zu Recht bestehen. Denn die Kirche kann ihren confessionellen 
Charakter nicht aufgeben, darum würde sie diess Element bei 
aller ihrer Thätigkeit im Schulwesen wieder zur Geltung bringen, 
während diess doch nur bei dem Religionsunterrichte gestattet sein 
kann. Eine über das durch den Religionsunterricht vorgezeichnete 
Mass hinausgehende, allgemeine Berechtigung der Kirche an der 
Schulaufsicht oder Schulverwaltuug würde also das Prinzip der 
confessionslosen Schule wieder gefährden oder umstuissen. 

Es ist eine solche Berechtigung auch aus dem Bedürfnisse 
der Schule uicht abzuleiten; denn bei pädagogisch geschulten 
Lehrern ist Ja die ganze Erziehung und Sittlichkeit der Jugend, 
soweit darauf in der Schule gewhrkt werden kann, eine in ihrem 
unmittelbaren Wirkungskreise gelegene Aufgabe, welcher sie min- 
destens eben so gut entsprechen können, als die in erster Linie 
nicht nach pädagD^i^chcn Grundsätzen auftretende Kirche. 

Darnach gestaltet sich die Organisation des Volksschulweseus 
uid die Compctcnz der einzelnen Organe folgendenuassen : 

1. Die Organisation selbst und die allgemeinen Grundzflige des 



96 



Volks8cfaiilwefl«iis mfimn von der Gresetzgebung ausgehen; 
priozipielle Einheitlichkeit ist für die Durchföhnmg der allgemeineii 
Schulpflicht unabweisbares Erforderniss der Verwaltung. Insbeson- 
dere bedarf auch die .Stellung der Lehrer als ein öffentlicher Beruf 
im Dienste der Verwaltung einer gesetzlichen Regelung.* 

2. Das Ministerium des Innern (oder ein besonderes 
Unterrichts — Cultus — Ministerium) übt die gesammte Leitung 
und Oberaatsicht Ober die Yolksscbuie. Ihm stehen die Durch- 
föhrong der Gesetze, die administrative Eintheilung der Schul- 
verwaltungs- und Aufsichtsberirke, die Personalien** zu. Es be- 
schafft und verwendet die Gelder für Errichtung und Unterstützung 
von Schulen, für Bezahhnig der Lehrer u. s. w. so weit die Mittel 
der Selbstverwaltung nicht ausreichen. 

3. Zur Durchführung der Leitung und Aufsicht dient das 
Institut der Schnür &the (Landes-f Bezirks-, Ortsschubltthe), nach 
dem Prinzipe der Gombmation aus amtlichen und Selbstverwaltnngs- 
elementen in der Weise einzurichten, dass letztere immer stSrker 
vertr* t( n sind, je enger der Wirkungskreis dieses Organes ist. 
Insbesundere ist auf ausreichende Vertretung des Lehrerstandes 
selbst (sowohl Laien als Geistliche) das grösste Gewicht zu legen. 
Diese Schuiräthe sollen nicht bloss Aufsicht fuhren, sondern im 
Anschlüsse an die Selbstverwaltang (Landes-, Arovinzial- und 
Gemeindeverwaltung) als allgememe Scfaulverwaltongsoigane fun- 
giren« 

4. Der Schwerpunkt liegt auch hier in der Gemeinde. 
Darum stellt sich auch die Schul last zunächst als Genieindelast 
dar, deren Vertheilung nach dem Priozipe des Gemeinderechts ohne 
confes'^i ni Ue Ausscheidung geschehen muss. Auch hier muss das 
Prinzip der sachverstftndigen Leitung durchdringen, also eine Be- 
theil^ng der Lehrer, Geistlichen (als Ortsschulrath) an der Ge- 
meindeverwaltung eingeführt werden. 



* ÜDSullMig ist die Analogie des Lehn«» tnil dem Ante. Dieser wirkt 
Sie einfooh pfaktlseher FttTSlarst nidit mit an d«r Erfällung einer Aofgalie der 
StaatsTerwaltang. 

** ZweekmlUeig dürfte sieh ein Bedit der Iiiuides-(P»oriniial->3eliQhl«Iis 
tum Voreehlag der Lehrer erweisen. 
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% 26. Höhere allgemeine tSchulen.* 

In der Volksschule wird die Summe von Kenntnissen gelehrt, 
, deren Erwerb die nothwendige Voraussetzung aller weitem Ans«- 
bildung ist Sie bietet diso noch keinen in sich abgeschlossenen 

Unterricht, sondern nur die Gi uiullaiz 'ii, auf \vt'lnh<'n höhere Schulen 
weiter bauen niüs.st ii, um Joricn tüi das I.cben und tür einen be- 
stiiumteu Erwerb uder Beruf brauchbar zu machen. 

Bei jeder höhern Ausbildung ist aber eine- Scheidung des 
Lehrstoffs nothwendig, weil derselbe zu vielseitig und schwierig 
wird, um von allen gleidunässig angeeignet zu werden und weil 
seine einzelnen Theile nicht flir alle in gleicher Weise Werth und 
i»raktisclie Bedeutun«; haben. 

Diese Scluiduni^ geschieht daher mit Beziehung nuf den 
Lebenszweck der Li ruenden ; es ist dei' Anfang der Berufsbildung, 
welcher damit gemaclit wird; immer aber werden in den höhem 
allgemeinen Schulen nur die Elemente der verschiedenen Wissens- 
gebiete gelehrt. 

Die Unterscheidung wird hier nach den verschiedenen Berufs- 

arten durchgeführt, welche entweder wirthschaftli«'he oder gelehrte 
fwissen*;chaftliohr ) sind. Auf die (^Inzi lin n Bi rufstachcr oder Berufs- 
zweige wird bei dieser »S licidnnif noch keine Uüoksicht genommen, 
wohl aber ist nach dem ( rrade der Intelligenz, welcher lur die ein- 
zehien Zweige der beiden Berufsarten gefordert wird, wieder eine 
Unterscheidung in niedere und hdhere Schulen zu machen. 

Darnach gliedert sich das System der an die Volksschule sich 
anschliessendi'ii allgemeinen Schulen. 

1. Niedere Realunterrichtsanstalteu; hiehor gehören 
die Abend-, Sonntags-, Fortbildungsschulen etc., welche zunächst 
nur eine Ergänzung des Volksschulunterrichts sin'l und einen besondern 
Uoterricht für die Bedürfnisse des praktischen Lebens ertheilen 
sollen (höheres Rechnen, Buchführung, stylistische Uebungen etc.); 
sie schliessen sich daher auch meist unmittelbar an die Volks- 



* Hiezu besonders: Heimaun, F. B. W., Ueber polytechniecbe Scholen 
I. II. 1 826. Nebenias, Ueber tecbnigdte Lehranstalten 1833. Bi d erm an n, 
H. I., Die tedinisdie Bildung in Oesterreich. 1854. Tbierseb, Ueber ge« 
lehrte Scholen. I-Ilf. 1826 ff. 
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schule an. Dieselben bestehen vorzugsweise für die grusse Klasse 
der Bevdlkerang, welche darauf angewieseD ist, alsbald mit Beginn 
ihrer £rwerbsfahigkeit auch schon einer praktischen Th&tigkeit sich 
vollständig zuzuwenden. 

2. Höhere Kealun terrichtsuustalteii. »Sie scheiden 
sich wieder in zwei Klassen: 

a) K e ii 1 s (;h u 1 e n (auch allgemeine Gewerbsßchulen , höhere 
Bürgerschulen etc.), weiche neben der Erweiterung und Vertiefung 
des Lehrstoffes der Yolksschuie auch die Elemente der Natur- 
wissenschaften und der darstellenden Künste gewähren und zum 
selbständigen Betriebe einer jeden einigermassen bedeutenden wüth- 
schaftlichen Unternehmung (in Landwirthschaf t, Gewerbe und Handel) 
vorbereiten. 

b) Realgymnasien, welclie sich von den KealschuJen vor- 
zugsweise durch Aufnahme eines Theils der humanistischen Bil- 
dung, der sog. römischen Classicität, sowie andrer formaler Bildungs- 
elemente und durch eine mehr wissenschaftliche Behandlung des 
ganzen Lehrstoffs unterscheiden. Bei ihnen tiberwiegt daher der 
Charakter der Yorbildungsanstalt f&r die höchsten whthschaftlichen 
Fachbildungsanstalten, die technischen Hochschulen, während bei 
jenen die Fortbildung des elementaren Lehrstoffs der \ulksschule 
für die unmittelbar praktischen Lebens- und Erwerbszwecke im 
Vordergrunde steht. 

3. Niedere gelehrte Schulen (Lateinschulen, Untergym- 
nasien} zunächst mit der Aufgabe für die höhern gelehrten Schulen 
durch Unterricht in den Elementen der alten Sprachen und Weiter- 
bildung in den Gegenständen der Volksschule vorzubereiten, aber 
auch zur selbständigen Ausbildung für niedere gelehrte Berufe. 

4. H ö h e r e g e 1 e h r t e S c h u 1 e n (G yumasien, Lyceen), deren 
Aufgabe der Unterricht in den Elementen der gesammten humani- 
stischen Bildung ist* Sie sind die allgemeine Voraussetzung aller 
höhern gelehrten Berufe und der hieför eingeriditeten Anstalten 
(Universitäten). Daneben erfüllen sie noch die Bestimmung, selb- 
ständige Unterrichtsanstalten für humanistische Bildung zu sein; 
daher niuss auch der Lehrplan in einer Weise festgestellt sein, 
welche die Erreichung dieses Zweckes ermöglicht. 

Entscheidend für die Stellung des Staates zu diesen Anstalten 
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ist seine Pflicht, die Bedingungeu der geistigen Entwicklung des 
persönlichen T.ohons, so weit dieselben von dem Einzelnen nicht 
selbst hergestellt werden können, überall und far Alle zu gewSh- 
ren. Die Errichtung aller dieser Anstalten ist also prinzipiell als 
Staatssache zu betrachten, was natfiriich ebensowenig wie bei der 
Volksschule ausschliesst, dass auch von Privaten, Gemeinden, Kor- 
porationen etc. solche Anstalten gegründet und der Staat dadurch 
bloss zu subsidiärem i^intreten veranlasst werden kann. 

JDer wesentliche Unterschied solcher höheren Schulen von den 
Volksschulen beruht darin, dass hier nicht, wie dort, eine Schul- 
pflicht, ein Zwang zur Benützung der Anstalten, besteht und 
desshaJb auch dem Staate keine Schul last im Sinne der Volks* 
sdiule znfSllt; denn so wünschenswerth auch eine Weiterbildung 
des Elementarunterrichts der Volksschule ist, so besteht doch keine 
Nothwendigkeit vom staatlichen GesiclitsjmakLe aus, diese Weiter- 
bilduug gerade in irgend einer Anstalt sich zu erwerben; darum 
kann ein über die Volksschule hinausgehender Schulzwang nicht 
gerechtfertigt werden. Damit verftndert sich auch die in der Schul- 
last ausgedrückte allgemeine Pflicht des Staates überall Schulen 
henroTzumfen , in eine Pflicht jedem auftretenden Bedürfnisse 
zu genügen; diess also ist die Richtschnur, von welcher der Staat 
bei der Gründung solcher Anstalten sich leiten lassen muss. 

Die errichteten Anstalten müssen in eine syst» matische Ver- 
bindung mit den übrigen Unteriichtsanstalten gesetzt werden, also 
nach unten und oben entsprechende Anknüpfung erhalten. Diess 
drückt sich aus in dem Rechte des Besuches; dasselbe, erwerben 
diejenigen, welche sidi über erfolgreichen Besuch der nSdist niedem 
gleichartigen Anstalt, oder über die Kenntnisse der systematischen 
Unterrichtsvorstufe Juich l'rüfung ausweisen können; ebenso erwirbt 
der Nachweis des erfolgreichen Besuchs der hüheni Schule das 
Recht zum üebertritte in die im System der ünt(?rrichtsanstalten 
folgenden Fachbüdungsschulen beziehungsweise Universitäten. Die 
Lehrordnung dieser Anstalten ist daher stets in der Weise allge- 
mein einzurichten, dass einer Berufswahl innerhalb der beiden 
grossen Bemfsarten durch den Besuch einer solchen Anstalt nicht 
präjudicirt wird. 

Die rechtliche Stellung der Lehrer richtet sich nach dorn 

7* 
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Maasse der directen Bethciligung dea »Staates bei der KrrichtuDg 
und Unterhaltung höherer Schulen. 

Darnach wird bei Privat-, Korporations- und Gemeindeschulen 
eine Bestätigung, bei Provinzial- oder Staatsschnlen eine Ernen- 
nung durch den Staat erfolgen müssen , also nur letzten^ der Cha- 
rakter der Staatsdieaer zukommen. Ihren lieiäliigungsiiachweis, welcher 
die Gninrllfigo iür die Entscheidung]: des SUates über Bostätij^ung 
und Ernennung bildet, müssen die Lelirer durch die für die einzel- 
nen Unterrichtßstufen eingerichteten Prüfungen ablegen; wenigstens 
för die Lehrer an Real- und humanistischen Gymnasien werden voll- 
endete Universit&tsstudien gefordert werden müssen. 

Der Organismus der Staatsverwaltung des höhem Schulwesens 
schliesst sich an den Verwaltungsorganismus der Volksschule, zu- 
nächst an die F\o\nnzial-(Landes-)ürgane an, mit sfärkercr Be- 
theil igiuig des amtliciieii Organismus, je mehr der btaat aus seinem 
centralen Unterrichtsfonde zur Errichtung und Unterhaltung solcher 
Schulen beiträgt Für die Schulen höherer Art sind die Lehrer^ 
oollegien zunftchst var Verwaltung der Lehre die berufenen Organe 
des Staates und als solche mit dem übrigen Organismus in genaue 
lebendige Verbindung zu setzen. 

§ 27. Fachschulen. 

Auch die Fachschulen theilen sich nach dem Zwecke (den Be- 
mfisarten)in wirthschaftliche und gelehrte Schulen, wozu hier noch 
für eine dritte selbständige Bemfsart die künstlerischen Fachbil- 
dungsanstalten treten, für welche die Vorbildung theils in den wirth- 

schaftlichen, theils in den gelehrten höheren allgemeinen Schulen 
erworben wird. Ferner ist auch hier nach der Höhe der Unter- 
richtsstufe und der grössern oder gerinn;oron AVissenschaftlichkeit 
eine Unterscheidung in höhere und niedere achschuleu zu machen, 
so dass sich das System der Fachschulen folgendermassen gliedert: 

1. Niedere wirthschaftliche Fachschulen, welche 
sich unmittelbar an die Volksschule oder an die niedern Fortbil- 
dungsschulen anschliessen. Hieher gehören: 

a) Praktische Ackerbau- (iiaiurn-) Schulen; 

b") Gewerbeschulen für die hirlernung technischer Fertigkeit in 
einzeiueu Gewerben, wie Schiffahrts-, Webe-, Huf beschlagsschuien etc. 
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c) Nieder eHandeUschulen zunächst für künftige Krämer, 

Frachtführer etc. 

Der Besuch solcher Anstalten ist vollständig freigestellt, daher 
aach keinerlei Kechtsaaspnich aus dem erfolgreichen Besuche er- 
wächst. 

2. Niedere wissenschaftliche Fachschalen, gleidi- 
falls im Ansehlnsse an die Volks- und Fortbildnngsschnle, wie 

a) Schullehrerseminarien (Präparandenschnlen), deren Besncfa 
in der Regel die Bedingung künftiger Anstdiung im niedem Sdral- 

faehe bildpt. 

b) Badfi- und irel)aniinPii-Schnlen , dereii Boucli gleichfalls 
zur Voraussetzung der Ausübung niederer medizinischer Dienstlei- 
stung gemacht werden kann, so ferne solche staatlicher Autori- 
tät bedarf (siebe S 17). 

c) Militärscbnlen zur Ehrlemung militarwissenschaftiicher Kennt- 
niss f&r Unteroffiziere. 

3. Niedere künstlerische Fachschulen, Kunstgewerb- 
schulen, Zeichen-, Musikschulen, deren Besuch, wie die Kunst selbst, 
vollständig frei sein muss. 

4) Höhere wirthschaftliche Fachschulen* im An- 
schlüsse an die Realschulen und Realgymnasien« Beir Besuch sol- 
cher Anstalten ist daher andi in der Regel bedingt von erfolg- 
reichem Besuche dieser aligemeinen Schulen und ist Bedingung einer 
jeden Anstellung im höheren technischen Staatsdienste. Hieher 
j{ehören : 

a) Die landwirthsehaftlichen und Foistacadeiuicn ; 

b) Die polytechnischen Schulen und besoudern Grewerbeacade- 
mien, wie Bergwerksacademien, Bauacademien; 

c) die Handelsacademien, welche sehr häufig mit den vorigen 
vereint sind. 

d) Die Fachhochsehulen, von denen jedoch 

e) Die polytechnischen Hochschulen zu unterscheiden sind, so- 
ferne auf denselben die ^.'e.x^animten auf die Kealbildun» bezüglichen 
Wissenschaiteu iu rein theoretischer Weise vorgetragen werden. 



* Hierüber: Baamet*rk, üeber stMite- und laadvirtbaebaltl. Aesde- 
mien, 1839. Hartenstein, 0e1>er bobeie ImiNr. Lebmufitalten. 1852. 
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Diese letztem, welche in unsrer Zeit erst im Entstehen begriffen 
sind, bilden eine eigenthuinlicliL' ErscheiniiniJr auf dem Gebiete des 
ünterrichtswesens, indem sie in der Regel mit der Prätension einer 
Grleiclistellung mit dea Universitäten auftreten, ohne doch eine in- 
nere Berechtigimg dazu zu haben. Sie sind nämlich ihrer ganzen 
BestimmTuig nach keine nniversitates sciendanim sondern nur för 
einen — Ideinen — Theil derselben eingerichtet und mit bestunroter 
Beziehung auf das praktische Leben und die tedinisehe Fachbil- 
dung gegründet. Es fehlen daher ihrem Wesen die Orondpfeiler 
einer Univer.^ität, Allgemeinheit nnd Allmiifa^sendheit der "Wissens- 
gebiete und Pflege reiner Wissenschaft ohne unmittelbare Beziehung 
auf praktische Anwendung. 

Die richtige Stellung polytechnischer Hochschulen ist also als 
Schlusspunkt des wirthschaftlidien Fachunterrichts. Darum darf die 
Lehre an diesen Anstalten aber auch nidit rein theoretisch sein, 
weil sie sonst ihren Zweck verföhlt, sondern muss immer auch auf 
die Erlernung der nothwendigen niannellen Fertigkeit (iewicht legen ; 
andrerseits muss die polytechnische Hochschule alle technischen 
Fächer in sich aufnehmen , die besondern Fachhochschulen absor- 
bireo, weil nur durch solche Umfassendheit der Wissensgebiete die 
Blüthe einer Hochsdiule gehofft und die Anstalt vor dem Rück- 
fidle zur einfachen polytechnischen Schule oder vor der Gefahr der 
Leistungsunföhigkeit bewahrt werden kann. Denn dem Bedürfhisse 
der Zeit, welches diese Anstalten hervorgerufen hat, wird nur durch 
solche Universalität Genüge geleistet, weil dieselbe allein im Stande 
ist Lehre nnd Lernende vor jener Vereinseitigung zu bewahren, 
welche die Schattenseite der strengen Arbeitstheilung unserer Zeit 
ist und ohne solche Anstalten auch bei den ffir die technischen 
Berufe Höchstgebildeten zum Schaden des wirthschafUidien Gredeihens 
der Einzelnen und der Nation gewiss einreissen wtlrde (siehe auch 
$ 28). 

5. Höhere wissenschaftliche Fachschulen im An- 
schlüsse an die humanistischen Gymnasien oder ähnliche allgemeine 
Schulen. Hieher zählen: 

a) medizinisch - chirtirgische Lehranstalten, als Vorbereitung 
iiir wund- und zahnfirztliche Praxis, wohl auch för Pharmazeaten. 

b) Tliieranndschulen, 
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c) Reclitsacademien, welche jedoch wie die uiedizinisch-cliinir- 
gischen Anstalten an dem Gnindfehler der fachlichen E^dnsivität 
leiden und gegenüber dem Postolate der innigen auch äussern Ver- 
bindnng aller gelehrten Wissenszwoge kaum gerechtfertigt werden 
können. 

d) Militäracadeiuieii zur Ileranbildung eines tüchtigen Offiziers» - 
Standes. 

6. Höhere künstlerische Fachschulen sind die 
Maler-, Bildhauer-, Musikacademien, die Lehranstalten Tür drama^ 
tische Kunst, bei welchen ein besonderer Werth auf die intensivste 
persönliche Einwirkung des Lehrers auf denSchfller gelegt werden 
muss. In der Kunst schliesst sich die „Schule immer unmittelbar 
an den ^Meister*. 

Rechte und Pflichten des Staates sind liier die gleichen wie 
bei den höhern allgemeinen Schulen; das Priuzip der Freiheit der 
Benützung wird nur bezüglich derjenigen alterirt, welche auf Grund 
der hier gemachten Studien eine Anstellung im Staatsdienste an- 
sprechen, 

% 28. Universitäten.* 

Die Universitäten verfolgen das doppelte Ziel, in allen Wis- 
senschaften einen auf ilireni gemeini»amea geistigen Inhalt begrün- 
deten vollständigen Unterricht zu gewähren, und zugleich die hr»ch8te 
theoretische Ausbildung für die speciellen gelehrten Berufe darzu- 
bieten. Sie sind also Pflanzstätten der höchsten allgemeinen Bil- 
dung und zugleich die oberste Stufe für den besonderen Unterricht 
in den säninitlichen P'ächern der gelehrten Berufsarten. Doch unter- 
scheiden sie sich von allen i)l»ri<,'i n Anstalten fiir die allgemeine 
BildunLj (% iM)) durch die l-'onn des methodischen Unterrichts in 
welcher die Wisscnseliaften dargeboten werden, und von allen Fach- 
schulen durch ihre Universalität, welche weder gestattet, dass nur 
dnzelne Zweige der Wissenschaft gelehrt, noch dass die einzelnen 

* Atisgeseichnetes bierübet (Tielfaeh in Programmen und GelegenbeitS' 
sdiriftan) ist gesagt von ScUeiermaoher, Schelilng, Ssvigoy (In Ranke's Zeit- 
sdirift), Düllinger, Sybel; Wessenbevg, Die Reform der dentscbeu Univer- 
sitKt 1866. M e i n r s , Oesebiebte der Bntstebnng und £ntvicklung der hoben 
Scbulen. I— lY. 1802 ff. 
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Wissenschaften streng gesondert und unabh&ngig behandelt werden; 
▼ielmehr liegt gerade die Eigenart des Universität&nnterrichts in 
dem Festhalten des innern Znsammenhangs sowohl der einzelnen 

Disciplinen eines grossen Wissensgebietes, als auch dieser unter 
einander, welcher ZiTsamnionlianir in der Lehre und in der innern 
Organisation der Universitäten zum Ausdrucke kommen muss. Da- . 
mit rechtfertigt sich wohl zur Genüge die besondere Stellung, welche 
die (deutschen) Uniyersitftten* im ganzen Systeme der Unterrichts- 
anstalten einndimen; aus dieser besondern Funktion welche die 
Unirersitftten fdr den Unterricht zn erfüllen haben ist auch ihre 
besondere äussere und innere Einrichtung zu entwickeln. 

T. Innere Organisation. 

1. Die Lehre. 

Entsprechend der d()|»pelten Aufgabe der Universität , sowohl 
in allen Wissenscliaitun den vollkommensten Unterricht zu gewäln on, 
als auch für die höhern gelehrten Berufsarten dio wissenschaftliche 
Fachbildung zu vollenden, muss die Lehre a) allseitig, b) specialisirt 
nnd c) streng wissenschaftlich sein. 

a) Es ist daher prinzipiell kein Zweig der Wissenschaft vom 
üniversitätsunterrichte auszuschliessen, jeder neu auftretendtMi Wis- 
senschaft eine .Stelle im Unterrichtssysteme einzurä innen. Jede er- 
hebliche Lücke in demselben ist ein Schritt zur I'achsclmle uud 
damit zur Verleugiunig der Universität. Dies gilt besonders be- 
züglich der technischen Wisseoschaflen , welche zwar, so weit sie 
für die Fachbildung nothwendig sind, an den polytechnischen Hodi- 
schulen erschöpfend gelehrt werden, nichtsdestoweniger aber doch 
auch auf der Universität gepflegt werden müssen. Denn dort wird 
die technische Wissenschaft um der Anwendung willen gelehrt, 
während sie hier um ihrer selbst willen aufgenommen sein iiiuss; 
nur die Universität hat den Beruf, reine Wisseoschaft zu treiben; 
auf die Anwendbarkeit ihrer Lehren wird sie zwar stets Rttcksicht 



* Es ist selbstrerstandlieh, 4ms hier nur toh UniTersitaten in deatsohem 
Sinne nnd Geiste die Rede ist; die iog. englischen nnd ronanisolien ünlvetii- 
tifeen tngen einen guu andeni Chnfakter; jene sind liöhere allgemeine Sohnlen, 
diese sind Faolisclmlen. 
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nehmen mttssen, die Anwendung selbst und die Unterweismig in 
derselben liegt ansserhalb ihrer Aufgabe, ja sie widerspricht sogar 

ihrem \\\scii. 

Neben diesem prinzipiellen Grunde für die Aufnahme der 
technischen Studien an den Universitäten sprechen auch noch prak- 
tische Gründe dafür, wie die Nothwendigkeit solcher .Studien fttr 
künftige Administrativbeamte » sowohl im amtlichen als Selbstver- 
waltnngsdienste, sowie die wünschenswerthe Ergänzung der nator- 
wissenschafih'chen und nationalökonomischen Disciplinen durch tech- 
nische Vorträge über Land- und Forstwirthschaft, Technologie, 
Handeiskunde, Bergbau- und IJüttcnkunde und J3au\vesen. 

b) Die Npecialisirung des Unterrichts geschieht, indem die 
sämmtlichen Wissenschaften nach «»rossen Gebieten ^jetheilt werden, 
in den Facultäten, und innerhalb derselben auch die einzelnen 
Fächer getrennt behandelt werden. Durch diese Einrichtung ist 
der Forderung strenger wissenschaftlicher Arbeitstheilung Gentige 
geleistet und doch zugleich die Einheit der einzelnen Disciplinen 
eines grossen Wissensgebietes, wie der gesaimuten Wissenschaften 
gewahrt und ausgedrückt. 

Dabei entsteht die Frage, ob die Universitäten sich mit den 
vier alten Facnltaten (theologische, juristische, medizinische und 
philosophische) begnügen können, oder ob die nen aufgetretenen 
umfassenden Wissenschaften, die Staatswissenschaften und Natur- 
wissenschaften, zn besondem Facultäten zusammengelasst nnd also 
von den juristischeri und [»hilosophisf^hen Fneultäten getrennt werden 
sollen. Was die crstt n ii nnbeljtn;j;t, so ist die Errichtung einer 
besondern l acultät liir iStaatswissenschaften, wegen ihres specifisch 
juristischen Charakters, nicht vortheilhafl und kein ßedürfni^s; bei 
einer Zusammenfassung der staatswirthschaftlichen und privatwirth- 
schaftlichen (technischen) Wissenschaften zu einer besondem Staats- 
wirthschaftlichen Facultät aber entstünde eine Znsammenwürfelung 
von Theilen der Social- und angewandten Naturwissenschaften, 
welche gegen die jeder Fncultät ndtliwendiize innere Ijnheit Ver- 
stössen würde. Hinsichtlicli der naturwissenschaftlichen Facultäten 
dagegen ist mit Recht auf den innem Zusammenhang der Natur- 
wissenschaften mit der Philosophie zu verweisen und die Bedeutung 
derselben als allgemein bfldende propädeutisdie WlsseuschaAen her- 



106 



< 



vorzubdbeii, so dass auch hier eine vollständige l^nnung nicbt 
gerathen erscheint. Das Zweckmftssigste därfte in beiden Fällen — 

besonders an f^rossen Universitäten — die Scheidung der juristi- 
schen und philosophischen Facnltät in je zwei Sektionen sein, wo- 
durch dem Bedürfuisse der 8peciaiität und der Einheit iu gleicher 
Weise Rechnung getragen werden kann. 

c) Die strenge Wissenscbaftlichkdt der Lehre prSgt sich zn- 
nSchst in der acroamatischen (Vortrags-) Form aus, sowie in der 
stets prinzipiellen und rein theoretischen Behandlung der einzelnen 
Lehren. Dabei bleibt nicht ansgoschlossen, dass neben diesen all- 
genieincn Vorträgen auch jiral^tische Coüegien eingerichtet werden, 
welche jedoch prinzipiell nur als Ergänzung und Erläuterung neben 
den Vorträgen bestehen, nicht aber diese seihst verdrlüigen sollen. 

In einzelnen Fächern ist eine solche Verbindung der Theorie mit 
der Praxis sogar nothwendig, wie hei den medizinisdien Kliniken; 
bei anderen, z. B. den theologischen, philologischen, historischen 
Seminarien, sehr wünschenswertli ; auch für das rechts- und staats- 
wissenschaftliche Studium sind praktische Uebungen unter Anleitung 
des Lehrers von günstigen Wirkungen wegen der anhaltenden Ein- 
wirkung desselben auf die Schüler, rJer daraus entstehenden An- 
regang zu mehr wissenschafUicher Thätigkeit und der intimeren 
Begebungen zwischen beidea Aber doch ist es nicht wünschens- 
wertb, dass sich solch praktiscber Unterricht auf Kosten der Lehr- 
vorträge übermässig erweitere, weil er die Gefahr der blossen Rou- 
tine statt tiefer wissenschaftliclier iiegründunj? und die Gefahr der 
dauernden Unselbständigkeit bei den Schülern erzeugt und so nach 
beiden Seiten leicht gegen den Universitätszweck Verstössen könnte; 
auch ist es in der Wissensdiaft durchaus nicht in dem Maasse 
Aufgabe des Lehrers, Schule zu machen, wie etwa in der Kunst. 

2. Die Lehrer. 

Die gleichen Grundsätze gelten auch für den Lehrkfirper der 
Universität, daher müssen für alle Disciplinen der Wissenschaft 
Lehrer vorhnnden sein und zwar wo möglich für jede abge- 
seiüossene Disciplin ein besonderer Lehrer. Die WissenschaDr 
licfakeit ihrer Leistungen wird znnädist gesichert durch Feststel- 
Inng gewisser Bedingungen, von welchen der Zutritt zum Lehr- 
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amte abhängt, ganz beMjiiders aber wird sie gefordert und erhöht 
werden können liurch vollkommene Freiheit der Lehre. 

Jede Wissenschaft fallt in die Scholastik zurück, wenn ihr 
Zif! und ihre Forschungsmittel durch ausser ihr selbst gelegene 
Vorschriften beeinflusst werden. Freie Aufifassiug der Lehre und 
Methode, insbesondere Freiheit von jeder polizeilicheil BevormuDdung 
ans politischen oder religiös- kirchlichen Rücksichten ist also die 
erste Fordening, welche im Interesse der Wissenschaft erhoben 
werd*»n muss. Ebensowenig ist eine Beschränkung der Professoren 
auf die im Interesse der Sjiecialisirung der Lehre nothwendigen 
Noniinalfächer gerechtfertigt; gerade die Freiheit der Lehre bürgt 
am besten für die Tüchtigkeit des Lehrers in dem von ihm 
gewählten Fäche. Nur engherzige bureankratlsche Beftrchtong 
kann darin eine Grefahr ftr die Wissenschaft oder f&r den Unter- 
richt sehen. 

Die Professoren jeder Faeultät bilden zusammen einen Lehr- 
körper für die Verwaltung der Lehre in dem abgeschlossenen 
Wissensgebiete derselben ; die Einheit und Wissenschaftlichkeit des 
ganzen Universit&tsQnterrichts wird durch das gleichfalls aus den 
Professoren znsammengesetzte allgemeine Verwaltungsorgan, den 
Senat mit dem Reetor an der Spitze fiberwacht mid erhalten; 
derselbe entscheidet atich über die Znlassung 7on Privatdozenten, 
sowie über die Besetzung vakanter Lehrstellen, sowiit seine Com- 
petenz reicht; die definitive Jicsctzung der Lehrkanzeln steht jedoch 
dem Staate zu (siehe unten). Ebenso soll ihm die freie Verwal- 
tung aller innero Angclegenlieiten der Universität unter Oberauf-- 
sieht des Staates zustehen, soweit die gesetzlichen Grundlagen des 
UniversitSitswesens davon nicht berührt werden. 

3. Die Studenten. 

Da auf der Universität der doppelte Zweck verfolgt wird die 
Wissenschaft um ihrer selbst willen zu lehren und zu|xleich den 
höchsten fachlichen Unterricht für die gelehrten Berufsarten zu 
bieten, so sollten füglich die Studierenden auch in zwei Kategorien 
geschieden sein, in ordentliche und ausserordentliche Hdrer, von 
denen die ersteren» in der Regel die Mehrzahl, sich zu einem be- 
•timmt en Bemfe ausbilden, die letztem ihrer allgemdnen Aus^ 
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bildung wegen die Universität besnchen. Nur Ton der ersten 
Gattung Studenten kann mit Recht ein Nachweis genügender Vor- 

bildiinsr gefüidert werden, ebenso wie auch nur bezüglich dieser 
Prüfungen eingerichtet werden müssen. 

Auch die Studenten sollen an der Freiheit der Wissenschaft 
Theil haben. Lernfreiheit, sowohl bezüglich der Gegenstände, 
als ihrer Reihenfolge, ist ans Rücksicht für die Individualität, 
die Neigung und die besondern äussern Verbältnisse des Einzel- 
nen geboten; sie erweckt den Eifer, den wissenschaftlichen Sinn 
der Studenten und ist zugleich ein Sporn und Antrieb fSr den 
Professor; jedoch wird dabei die Bestimmung von Oblit^atcollegien, 
— aber ohne vorgeschriebene Reihenfolge — für solche Studen- 
ten, welche auf Grund ihrer .*^tudien einen x\nspruch auf Staats- 
anstellung erheben wollen, immerhin aufrecht erhalten bleiben 
können. Jedoch mfissen die Stodenten unter der academischen - 
Bisdplin stehen, sowohl in Betreff ihres äussern Verhaltens, als 
ihrer Studien; die Eigenartigkeit und Ungebundenheit des acade- 
mischen Lebens, welche Schleier in ach er mit Recht als eine 
psychologisch- juidagogische Fordeniii*; hezeichiiet , braueht darunter 
nicht zu leiden; aber anderseits dürfeu auch die pädagogischen 
Rücksichten, so lange der Unterricht dauert, nicht ganz ausser 
Acht gelassen werden. Die früher allgemein bestandene academische 
Gerichtsbarkeit dagegen ist heutzutage durch nichts gerechtfertigt 
(siehe unten). 

II. Aeassere Organisation. 

1. Die Universitäten sind Korporationen, welche aus der Ge- 
sammtlieit der Lehrer, den immatrikulirten Studenten und aus den 
zur Greschäftsiiihrung angestellten Beamten bestehen. Bas IrUher 
besonders privilegirte academische Bürgerrecht hat seine Bedeutung 
verloren, wie auch alle Immunitäten und Privilegien der Universi- 
täten als nnzeitgemäss und mit dem Rechtsstaate unvereinbar be- 
seitigt worden sind. Diess gilt insbesondere auch von der acade- 
mischen Gerichtsbarkeit*), welche in Criminalsachen bei 



* Vgl. hiesa die Gntaehten toxi Conrtin nnd Geyer in den Yerhtndlttngen 
de» 6. deutschen Jaristentogs. 1865. 
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dem gegenwärtigen Oriminalprocess mit seinem Anklageprinzip» 
seinen Geselnrornen etc. ohnehin ein Privilegium odiosam geworden 
ist, in Givilsachen aber nicht nur überflfissig (auch In Anschanung 

der caiisao ) sondern auch im Widerspruche liul der (Üpichheit vor 
dem (jfesetze ist und izegeu den Grundsatz der Ütizuiassigkeit aller 
Privilegieu verstösst. Sin gefäiirdet den äcliten Ciemeingeist und 
Bürgersinn auf welchem die Zukunft der »Staaten beruht. 

Die Verwaltung der Universität, sowohl nach ihrer wissen- 
sohaftlich-pädagogiBcfaen, als nach ihrer ökonomiscben Seite (Stif<- 
tungs- und VermSgensverwaltung) wird naoh aussen durch den 
Rector nia^niticus vertreten. 

2. Im Svstemo der rnterrichtsanstalten niiniiit die Universität 
die höchste iStute ein. Für die gelehrten Berufsarten ist sie die 
höchste Fachbildungsanstalt, daher für diese auch der Nachweis 
erfolgreichen Besuchs der höhern allgemeinen Schulen (humanisti- 
schen Gymnasien) die Voraussetzung bildet, ebenso wie von erfolg- 
reich bestandenen Universitätsprufuugen ein Anspruch auf künftige 
Staatsanstellung in diesen Benifen abhängt. Als die höchsten 
Lehranstalten allgemeiner wissenschafiliclier Ausbildung steht den 
Universitäten, beziehungsweise den einzelnen Facultäten, das liecht 
zur Ertheilung des Ductorgrades zu, dessen früher bestandene 
besondere politische Vorrechte und Privilegien indess auch sammt- 
lieh gefoiien sind. 

3. Die Universitäten sind Staatsanstalten; Privatuniver- 
sitäten dürfen nur mit (lenehmigung des Staates errichtet werden. 
Ihm steht auch die ()h(>ranfsicht und die gcsannnte Leitung der 
Vermögens- und Untern< liisver\valt(ing zu, so weit die Erhaltung 
der nothwendigen Einheit des ünterricht&wesens dadurch bedingt 
ist. Demnach muss auch die Anstellung und Besoldung der Pro- 
fessoren durch den Staat geschehen, während die Zulassung von 
Privatdozenten als innere Angelegenheit der Universität (dem Senat 
und der betreftendf ii l acultät) überlassen bleiben kann. Unter 
allen Umständen soll aber das Ministerium nur nach vdiliergegan- 
gener Einvernalnne der Universitätsorgaue pusitiv iu die Verhält- 
nisse der Universität eingreifen. 

Im Widerspruche mit dem Berufe der Universitäten uud der 
Professoren steht eine dauernde Verwendung der juristischen Facul- 
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täten als Spruchcullegien lür verwickelte Processe, oder gar als 
höchste Instanz für Ctviljustiz; dagegen unterliegen Gutacliten der- 
selben im Bedürfnissfalle keinem Bedenken. 

VI. Capitel. ßildungswesen. 
§ 29. Bildung'sinltiel. 

Zur Forderang der geistigen Entwicklung und Gesittung eines 
Volkes genfigen die versdiiedenen Unterrichtsformen noch nicht; die 
Volksscbnle setzt eine Weiterbildung des elementaren Unterriditft 
durch Lehre und Leben prinzipiell vorans; die höhem und Fach- 
schulen werden durch ihre besonderu Zwecke beschränkt; und auch 
die Universitäten sind ihrer Aufgabe als TTntHirichtsanstaUen nach 
nicht berufen, die geistigen Güter der ailgemeioeu Bildung zum 
Gemeingute der Na4ion zu machen. 

Es bedarf daher noch besonderer Thätigkeit der Verwaltung, 
um ihrer allgememen Bildungsaofgabe nach allen Seiten Inn gerecht 
zu werden; zum Theile kann diess allerdings dadurch erreicht wer- 
den, dass die Uuterrichtsanstalten neben den für ihren Zweck un- 
mittelbar nothwendigen Lehrgegenständen auch Elemente der allge- 
meinen Bildung aufnehmen und unter den /Schülern verbreiten 
(Pfl^e der schönen Künste, allgemein bildende Lektüre etc.); 
immerhin wird auch diess die Anwendung besonderer Bildungs* 
mittel und die Thätigkeit besonderer Anstalten nicht entbehrlich 
machen, welche Mittel und Anstalten die Verwaltung theils selbst 
darzubieten, theils die von Privaten dargebotenen zu überwachen die 
Pflicht hat. 

Als Mittel zur Verbreitung allgemeiner Bildung können alle 
Einrichtungen angesehen werden, welche Jedem das für die Weiter- 
bildung nothwendtge oder nützliche Material darbieten (Bibliotheken, 
Sammlungen, Ausstellungen); ferner erscheinen als solche alle An- 
regungen zu besonderer Leistung oder Ausbildung, entweder durch 
besondere in Aussicht gestellte Vortheile (Preisausschreibungen, 
Geldnntorstützungen und EhrenWcu^ungen ), odr durch Vorführen 
nachahm ungs werther musterhaiter Leistungen (Aufstellung von Kunst- 
werken, Bauten, Monumenten etc. j, oder durch persönliche Einwir- 
kung auf den Bildungstrieb des Volkes (Öffentliche Vorträge, Wan- 
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derlehrer); nicht iniader die VorfähruDg von Kunstwerken, welche 
oadi den Intentioneii der Künstler eine oombinirte Thätigkeit Em- 
zelner erheischen (Theater, Konzerte); endlich die Presse als das 
wichtigste Mittel zur Verbreitung von Wissenschaft und BOdung 

iii einem Volke. 

Mehrere dieser Bildungsmitte! müssen wegen der Stellung des 
Staates und der besondern Aufgaben der Verwaltung noch näher 
betrachtet werden. 

1. Bibliotheken. 

Die Nothwendigkeit öffentlicher Bibliotheken ergibt sich aus 
dem dringenden Bedürfnisse nadi denselben zur Verbreitung allge- 
meiner Kenntnisse und zur Fortbildung des Volkes ebenso, wie aus 
dem Glesichtspunkte der Kosten solcher Sammlungen, welche der 
Privatmann aufzuwenden in der Regel ausser Stand ist; überdiess 
wird durcli öffentliclip Bibliotheken das Bedürfniss mit den gleichen 
Koi>teu viel vollkommener l»efriedi,2t werden ktnineii, als durch viele 
Privatbibliotheken. Solche liir die allgemeine öffentliche Benützimg 
bestimmte Bibliotheken können jedoch sowohl von einzelnen Pri- 
vaten oder Gesellschaften (Vereinen, Korporationen), als von den 
Gemeinden und dem Staate errichtet werden. 

a) Pri vatb i b 1 i o l ii e k e n zu allgemeiner Benntzuug bestehen 
in der Regel nur als gewerbhche Unternelmiuugen (Leihbibliotheken). 
Der Staat hat kein Interesse, dieselben zu verhindern oder zu bc- 
schränken, soferne nicht die von ihm zu überwachende öffentliche 
Sittlichkeit und besonders die bestehenden Strafgesetze verletzt 
werden. Die Befugniss der PoliKeibehdrden zur Sdiliessung solcher 
Unternehmungen muss priiizi})iell im Gesetze und für jeden ein- 
zelnen Fall durch Uichters{)ruch ausgesprochen sein. J);is gleiche 
gilt von Gesellschaftsleihbibliütlieken, während die nur für Geseii- 
schaftsmitglieder bestehenden nicht unter diesem Gesichtspunkte zu 
betrachten sind. 

b) Gemeindebibliotheken sind ein immer lebhafter ge- 
fühltes Bedürfniss der allgemeiiien Bildung, deren Erweiterung ja 
auch unter die Aufgaben der Gemeindeverwaltungen föllt. Es 
können solche errichtet werden durch Stiftungen, aus den Mittelns 
des Gemeindje- und Schnivermögens; der Staat soll die Möglichkeit 
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der Herstellung durch Zuschüsse aus dem allgemeinen Bildnogs^ 
fonde erletchtem. 

c) Bibliotheken der Unterrichtsanstalten sind noth- 
wendig, damit auch bei ihnen die Pflege allgemeiner Bildung neben 

dem besondern Unterrichte stets in umfassender Weise in()(i;lich sei. 
Die Errichtung, InstandhalMini.' und lic'iufsiolitij^ung solrlier liiblio- 
thekeu richtet sich nach denseibeu (iruudäätzea, welche bezüglich 
dieser Anstalten selbst gelten. 

d) Bibliotheken der Aemter und Behörden. In 
kleinem Umfange, zum Uandgebrauche sind solche wohl bei jeder 
Behörde nothwendig; fEür die weitern Bedürfhisse, selbstverständ- 
lich mit vorzugsweiser Berücksichtigung dei- 1 achliteratur scheint 
eine vereiaigfe liildiothek in jeder Stadt, etwa bei der bosondem 
Administrativbehöide, die billigste und zweckmässigste Einrichtung. 

e) Eine grosse allgemeine Staatsbibliothek ist 
nothwendig, weil «sie allein den wachsenden Umfang der wissen- 
schaftlichen Arbeiten beherrschen und das Bewnsstsein und Ver- 
ständniss des geschichtlichen Werdens der grossen geistigen Wahr- 
heiten möglich machen." (Stein.) 

Die Wahl des Ortes, wo sich diese Bibliothek beiluden soll, 
wenn die Erriclitung mehrerer nicht möglich ist, richtet sich nach 
dem dringendsten Bedürfnisse, al^o theils nach der Grösse der 
Stadt, der Zahl der daselbst befindlichen Gebildeten, dem Mangel 
. von . anderen (etwa Universitäts-) Bibliotheken. 

Solche Staatsbibliotheken- nehmen dieselbe Stellung im Ver- 
waltnnusorffanismus ein, wie andere der Erfüllung einzelner Ver- 
waltüng.saut'gaben dienende Organe; die Beamten derselben sind 
also Staatßdiener, stehen nntr r dem Ministerium des Innern, welches 
nicht blos eine Oberautsicht, sondern die volle administralive Lei- 
tung der Anstalt führt. 

2* Sammlungen, sowohl wissenschaftliche als Kunstsamm- 
lungen, zeigen ganz Ähnliche Verhältnisse; auch hier wird der Staat 
sich der Verpflichtung niHit eutzieluii könm-ii, dun-li direkte staat- 
liche Thätigkeit dem IJcdiirfiiisse der allgeuiemen Hildiinu: zu ge- 
nügen, soweit durch Privatthätigkeit dasselbe nicht in ausreichender 
Weise beledigt wird. 

3. Ausstellungen, mögen dieselben eine besondere oder 
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alle KichtaDgen der menschlichea Geistesth&tigkeit umfassen, für 
kldnere oder grossere Kreise der menschlichen Cresellschalt be- 
redinet sdn, sind in erster Linie immer wirksame Bildnngsmittel, 
ireil sie den Gresiehtskreis der Besucher erweitem, zur V( rgluichung 

der Leistungen und damit zu ihrer Verbesserung anregen, neue 
Bezieliungen in einem Toilve oder zwischen den verschiedenen Völ- 
kern knüpfen und eine weitere Verbreitung geläuterter Anschauung, 
ein gleichm&ssiges allgemeines Yerständniss in weiten Kreisen her- 
beizofllhren yermOgen. Daneben sind sie anch der Entwicklung 
der Volkswirtbscfaaft günstig dnrch Erweiterung der Absatzkreise, 
durch genauere Bekanntmachung mit den Producdonsbedingungen 
und Verhältnissen fremder Gegenden und Länder, so dass in ihnen 
einer der wirksamsten Hebel der Cultur gesehen werden muss, 
welche die neue Zeit hervorgebracht hat. Der Staat darf sich 
diesem Bildungsmittel gegenftber nicht gleichgültig verhalten; kleinm 
Ausstellungen für bestimmte Bezirke und zn besonderen Zwecken, 
wie lokale landwirthsf^tafUicbe und Industrieausstellungen, Kunst' 
ausstellungen u. dgl., werden zwar in der Regel durch Privatthädg- 
keit und Spekulation zu Stande kommen; doch kaim die Verwal- 
tung auch hier durch Staatszuschüsse oder sonstige mateiielle 
Beihilfe (z. B. unentgeltliche Gewährung eines Lokals) der Privat- 
untemehmung fördernd zur Seite treten. Grossartig angelegte Aus- 
stellungen dagegen (besonders allgemeine Weltausstellungen) be- 
dürfen einer kräftigen positiven UnterstQtzung des Stiftes oder gar 
der unmittelbar staatlicben Unternehmung; zur Verständigung mit 
andern etwa concurrirenden Staaten sind diplomatische Verhand- 
lungen niithig; den Ausstellern und Besuchern sollen besondere 
Vergünstigungen (bei Benützung der Transportmittel, Zollfreiheit 
u. dgl«) gewährt werden; das Unternehmen selbst, wenn es von 
Privaten ausgebt, bedari^ in der Regel einer staatlichen Grarantie 
seines finanziellen Erfolges oder einer bedeutenden Staatesubven- 
tion; solche Kosten, welche bei gut geleiteten Unternehmungen 
ohnehin \\ieder gedeckt werden, dürfen jedoch die Verwaltung von 
ausgedehnter Benützung dieses Bildungsmittels nicht abschrecken. 
4. Theater. 

Die Aufgabe der Theater besteht in der Darstellung drama- 
tischer Kunstwerke, welche ihren vollen > mächtigen Einfluss auf 
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die Hebung und Förderung der allgememen Bildung nur durch eine 
Verbindung mehrerer Künste (Poesie, Musik, darstellende Kunst) 

zu Süssem vermögen. Gerade die Schwierigkeit und Kostspielig- 
keit guter tlu ati alischer Leistungon legt der Verwaltung die Pflege 
der Theater nahe, weil das Bedürfniss der allgemeiuen Bildimg 
uacli Vorführung solcher Kunstschöpfungen nur selten durch Pri- 
yatleistungen vollkommen befriedigt werden kann. 

Neben dem Bildungszwecke verfolgen auch die Theater in der 
Regel einen wirthschaftlichen Zweck, insoferne sie als gewerbliche 
Unternehmungen betrachtet und darnach eingerichtet werden. 

Von beiden Gesichtspunkten aus bedürfen die Theater prinzi- 
piell voller Freiheit, sowohl bezüglich der Wahl und der Art der 
Kunstdarstellungen, als bezüglich der wirthschaftlichen Seite des 
Unternehmens; und zwar im Interesse der Blüthe und Leistungs- 
flUiigkeit der Theater selbst, wie audi im Interesse des Publikums; 
es ist diese Forderung der Freiheit auch nur eine besondere An- 
wendung der allgemeinen freiheitlichen Grundsätze in Bezug auf 
die allgemeine Bildung und die Kunst, wie in Bezug auf den Gfe- 
werbsbetrieb. Zur Verhütung von Ordinnii^s-, Sittlichkeits- oder 
andern Gefahren, sowie zur üeherwachung der Bildungs aufgaben 
der Theator steht jedoch dem Staate ein allgemeines Oberaufsichts- 
recht wie über alle Privatbüdungsan stalten zu. 

Diese Oberaufsicht übt die Verwaltung aus: 

1. Durch die Verpflichtung jedes Theaterunternehmers 2ur 
▼orgängigen Anzeige seines beabsichtigten Unternehmens im Ganzen 
bei der Verwaltungsbehörde. 

2. Durch das Recht des freien Zutritts ein(>s liiezu bestimm- 
ten Verwaltungsbeainien zu jeder theatralischen Darstellung. 

3. Durch Anwendung von Kepressivmassrcgeln im Falle von 
Rechts- oder Ordnungsverletzungen seitens der Theaterdirektion; 
polizeiliche Schliessung einer Vorstellung; Polizeistrafen gegen den 
Director oder das Personal; Confiscation des Manuscripts, gesetz- 
widriger Dekorationen etc. darf nur auf einen Richterspruch hin, 
welcher die Zulässigk* it derselben ausgesprochen hat, erfolgen. 

Das gegenwärtig noch fast allgeuieiu bestehende System der 
Theatercensur ist aus drei Gründen fehlerhaft. Einmal legt es das 
ürtheil äber die moralische Zulässigkeit eines Kunstwerks zur 
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öflfentlichen Darstellung, und die Entscheidung über die Recht- 
mässigkeit einer solchen Darstellung in die Hand der Venw^ltungs- 
organe, während zur Entscheidung über den Thatbestaad einer 
Rechtsverletzung doch nur der Richter befugt ist, für Fragen der 
Moral aber em öffentliches Forum überhaupt nicht besteht. Zwei- 
tens gelQQirdet die Theateroensnr den wirthschaftlichen Erfolg eines 
Theatemntemehmens und damit das berechtigte Privatinteresse des 
Unternehmers, und stellt damit auch die dauernde Befriedigung des 
Theaterbedürfnisses zum Schaden der allgemeinen Bildung in Frage. 
Drittens erweist sich die Theatercensur als wirkungslos, theils wegen 
der Unmöglichkeit jedes vorzuführende Werk zuerst genau in Be- 
zi^ong auf Sittlichkeit, politische Grundsätze, Rechtsverletzungen 
n. s. w. zu prüfen, theils wegen der doch immer vorhandenen Mög- 
lichkeit, bei der Barstellung eine Aendenmg des der Behörde vor- 
gelegten Manuscripts vorzunehmen. 

Durch das Svstem der administrativen 0! raufsicht in Ver- 
bindung mit einzf^lnen gesetzlich zuläs>ij4cn it' piessivmassregeln wird 
nicht blos die berechtigte Freiheit der Theaterunternehmung und 
damit ihre Leistongsf&higkeit für die öffentliche Bildung gesichert, 
sondern auch das öffentlicfae Interesse besser gewahrt, indem durch 
eine strenge richterliche Verfolgung wegen Verletzung der Straf- 
und Polizeistrafgesetze nnd die gesetzliche Androhung der Conlis- 
kation der dabei angewendeten Mittel jeder Direktor in der wirk-, 
samsten Weise zu seinem eigenen Censor gemacht wird. 

4. Eine weitergehende Oberautsicht und Einflussnahme auf 
die Theaterverhältnisse wird insbesondere den Selbstverwaltungs- 
oiganen hftufig dadurch möglich sein, dass Theaterunternehmungen 
w^en der, in der Regel im Besitz der Gemeinde befindlichen 
Theaterlokalitftten Verträge mit den Verwaltungsorganen abznschlies- 
sen genöthigt sind, bei welchen dann die Interessen der Gemeinde 
und besonders der alleremeinen Bildung durch Vertragsbedingimgen 
ausreichend sicher gestellt werden können; nur darf auch dadurch 
die nothwendtge Freiheit der Kuustleistungen nicht beeinträchtigt 
werden. 

IHe Interessen der allgememen Hldnng machen es jedoch 

noihwendig, wenn durch private Speculation das Theaterbedärinlss 

nicht hinlänghch befriedigt wird, dass von Sdten der Öffentlichen 

8» 
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Verwalttiiig eine positive Thätigkdt in Bezug anf die Theater ent- 
faltet werde, welclie sich aber natörlich im richtigen Verhältnisse 

der Bedentung desselben m den fibrigen Bildnngsmitteln nnd Ver- 
waltungsaufgaben überhaupt bewegen niiiss. Zunächst wird die 
Selbstverwaltung (Gemeinde, Provinz, Land) zur Bef^irderung und 
HerbeiziehuDg von Privatunternehmunaen Subventionen von kür- 
zerer oder längerer Zeit gewähren, wodurch sie sich gleichfoUs einen 
massgebenden Einflnss anf die ganze Untemefamnng erwerben 
kann. Dann aber macht das Bildnngsbedürfniss die Errichtang 
nnd Erbaltnng wenigstens eines grossen Theaters anf Staatskosten 
(Hof- und Nationaltheater) nothwendi^, welchem die Aufgabe der 
Pfleore reiner, edler fc^unst ohne Rück.sicht auf den Ertrag zufallt. 
Solche Anstalten rechtfertigen sich durch den Werth der klassi- 
schen Kunst für die allgemeine Bildung nnd durch die umfassende 
Aufgabe des Staates für dieselbe; darum trifft sie auch ungerecht 
der Vorwurf, dass sie nur Wenigen auf Kosten aller Steuerzahler 
einen 0«nuss versciiaffen. 

Zwei Grundsätze aber müssen bei der Verwaltung von Staats- 
theatern fostgehalten werden; sie <Iiirlen eine feste Ii udgetposition 
nicht überschreiten und müssen dem Privateinflusse des Staats- 
oberhaupts ebenso entzogen sein, wie alle übrigen Staatsanstalten. 
Die Verwaltung der Staatstheater geschieht durch Staatsbeamte, 
welche unter dem Ministerium des Innern (oder des Unterrichts) 
eine unabhängige Stellung einnehmen; an jedem Staatstheater sollen 
auch eine Anzahl systemisirter Stellen mit fixen Gehalten för die 
ersten Partien im Schauspiele nnd in der Oper bestehen, neben 
\v>'l fi die Theaterverwaltnng das iihrige nothwendige Personal 
mit .freien Coutrakten ohne Staatsdienerrecbte anzustellen befugt 
sein soll. 

5. Die Presse.* 

Die Presse ist das vollkommenste Mittel zur Vervielfältigung 
und Verbreitung der geistigen Arbeit des Einzelnen dnrdi die 

Buchdnickerkiinst und «andere Vervielfaltignngskünste, wie Holz- 
schnitt, Stahl- und Kupferstich, Lithographie, Photographie u. dgl. 

* Hierüber verbreiten sich ausfübrlich die Verhandlttngen des 6. dentschen 
Jarisienta^ (Gatachten vou Glaser und John). Ferher: Harum« Die Sster* 
reichische Pressgesetsgebnng, 1857. Pözl im StaatewSrterbuohe. 
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Durch sie werden die Ideen und Kenntnisse Einzelner zum Gremein- 
gute Aller genutcht, indem sie die Benfltzung der Resultate aller 

geistigen Arbeit Jedem in der leichtesten und bequemsten Form 
ermöglicht. Durcii die IV'sse werden also zunächst die Mittel 
zur Verbreitung allgemeiner üUduug zahlreicher und zugänglicher 
nnd darin liegt schon ein ungemein wichtiger £iafluss derselben 
auf den Büdnngsznstand des Volkes. Sodann wird durch die 
Pjrasse (besonders durch die Tagespresse) ein allgemeiner Gedanken- 
austausch herbeigeführt und damit tritt eine Erweiterung des Ge- 
sichtskreises, eine Reife des Urtheils durch Prüfung entgegenstehen- 
der Ansichten in viel vollkonjmnerer Weise ein, als diess durch 
mündlichen Gedankenaustausch möglich ist, weil durch die Presse 
eine fortwährende wechselseitige Einwirkung des Einzelnen auf das 
Ganze und der Gesammtheit auf den Einzelnen entsteht 

Nach ihrer äussern Erscheinung ist aucb die Pkesse ein ge- 
werbliches Unternehmen und zwar in ein^ zwd&ehen Form» als 
Dmckergewerbe und als Verlagsgeschäft. Sie verfolgt daher neben 
der BilduDgsaufgabe ein wirthschaflliches Ziel in einer von jener 
ziemlich unabhängigen Weise. 

Prinzipiell ist auch auf diesem wie auf allen Gebieten des 
allgemeinen Bildungswesens die Forderung voller Freiheit gerecht- 
fertigt; einerseits vom Gesichtspunkte der Bildungsaofgabe der 
Presse, welche sie um so voUkommner und sicherer wurd erfüllen 
können, je ungehinderter sie dem jeweiligen Bedürfnisse sich anzu- 
ßchliessen vermag; der geistige Verkehr des Volkes wird wie der 
wirthschaftliche Verkehr um so lebendiger, daher um su l)efiiedi- 
geuder und erfolgreicher für die Bilduni^ desselben sein, je weniger 
er durch gesetzliche oder poliziüiche »Schranken in seinen Bewe- 
gungen gehemmt ist. Anderseits ist die Pressfreiheit auch die 
Voraussetzung der Entfaltung der wirthschaftlichen VerhlUtnisse 
der Presse, welche hmwiederum die Vollwurkung derselben auf 
Verbreitung und Verallgemeinerung der Bildung im Volke bedingt; 
denn auch beim Hressgewerhe gilt der Satz, dass es zu um so 
grösserer Entfallung und ßlüthe gelangt, je freier die gewerbliche 
Coneurrenz ist und je weniger staatliche Einflüsse auf das gewerb- 
liche Leben sich geltend mashen; am allerwenigsten aber ist an 
eine ausschliessliche Aasübung des Pressgewerbes durch den Staat 
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selbst za denken, da dieser vie za jedem directen Gewerbsbelriebe, 
so insbesondere zu diesem relativ am venigsten beßUiigt und be- 
rofen ist, weil besonders bei der Presse nur durch das individnelle 

Schaffen und Aufnehmen jene Lübendigkeit des geistif^en Verkehrs 
eutsteheii kann, welche das Wesen und die Bedeutimg dieses 
Bildungsmittels ausmacht. 

Demnach hat die prinzipielle Pressfreibeit zwei von einander 
wesentlich verschiedene Seiten. 

1. Mnss es Jedem gestattet sein ein Pressnntemehmen in*« 
Leben m mfen und zu föhren (Freiheit des Pressgewerbes). 

2. AJuss Jeder seine Meinung durch die Presse frei aus- 
sprechen dürfen feig. I^ressfreiheit). 

Die Schranken, welche der Pressfreiheit durch die Hechtsord- 
nung des Staates gezogen sein müssen, sind theils im Strafreohte, 
theils in d^ administrativen Ordnung des Staates gdegen. 

Das Pressstrafrecht wendet sich gegen die rechtswidrige 
That, welche durch die Presse bewirkt worden ist, wdl eme Strafe 
nur auf concreter Thatbestandsbeschreibung eintreten darf. Das 
Strafgesetz bestimmt den zu einem Pressvergehen erforderlichen 
Thatbestand (der Injurie, Verleumdung, Aufreizung zu rechtswidriger 
physischer That) und enthält zugleich die Strafdrohung; der Richter 
entscheidet über das Vorhandensein des Thatbestands und über 
das in concreto zolftssige Stralmaass. 

Daraus folgt, dass Greist und Tendenz eines Presserzeuguisses 
nie Gegenstand der Strafverfolgung sein kann, weil in einer Idee 
kein juristischer Thatbestand einer Gesetzesverletzung vorliegt, son- 
dern nur durch Präsumtion aus dem Inhalte gewonnen werden 
könnte; eine solche ist aber in dem Strafreohte unzulässig. 

In dem Strafgesetze mnss aber auch die Zul&ssigkeit einzelner 
Straffolgen, .wie der Gonflskation der sämmtlichen Exemplare, so- 
fern sie noch nicht in Privatbesitz übergegangen sind, des stehen* 
den Dmcksatzes eto. prinzipiell anerkannt sein, welche Zulässig- 
kciL im einzelnen Falle der Richter auszusprechen hat; die innere 
Berechtigung hiezn erhält das Gesetz aus der allgemeinen Aufgabe 
des Staates für Autrechthaitung der Rechtsordnung, welche durch 
die mächtige Wirkung der Presse ganz besonders gefilhrdet wer- 
den kann. 
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Die administratire Ordouag des Pnasweseos verfolgt 
zunächst das Ziel, dem Staate die ErfEUlnng semer Aufgaben für 
das Bildun^swesen, insbesondere die Durchfuhrung einer allgemeinen 
Oberaufsicht ii!)er alle JJildunirsiiiittel zu ermöglichen; daneben dient 
sie aber auch der Aufrechterhaitung der Rechtsordnung und der 
Strafverfolgtiog (in der besondem Form der gerichtlicfaen Polizei, 
deren nähere Befirachtang in die Lehre von der Jnstizverwaltiuig 
— Straiproeess — xa verweben ist). 

IKe im Interesse der allgemeinen Bildung gehandhabte Ober- 
aufsicht des Staates auf die Presse erstreckt sich über ihre wirth- 
schaftiichü und geistige »^eite. 

In erster Beziehung steht der Verwaltung das Kecht zu : 

1. von jeder Untemehmung eines Druckeigeverbes Anzeige m 
verlangen; die Unterlassung moss durch das PolizetetrafgesetEbneh 
mit Strafe bedn^t sein; 

2. die Ersiehtlichmachnng des Draekortes, Droetes lud Ver- 
legers auf jedem Druckwerke vorzuschreiben und 

3. bt*i (h'r Tagespresse insbesondere Anzeige eines jeden Unter- 
nehmens mit Angabe des Eigeiithümers und des verantwortlichen - 
Bedactenrs zu fordern. 

In zweiter IQnsicht muss die Verwaltung das Recht hahen: 

1. ein jedes Druckwerk unter ihrer vollen Verantwortlichkeit 
mit Beschlag zu legen, wenn das Vorhandensein einer Rechts-» 
Widrigkeit in demselben bekannt wird, oder die Verwaimug solches 
anzunehmen Grund hat; 

2. den Vertrieb eines Druckwerks imter diesen Voraussetz- 
ungen zu verbieten, wodurch dieser, nicht aber der Besitz eines 
Exemplars polizeilich strafbar wird. In jedem solchen fVüle sind 
jedoch die verantwortlichen Personen die sofortige Einleitung einer 
strafrechtlichen Untersuchung zu fordern berechtigt; 

3. von der Tagespresse besonders die Vorlage eines Pflicht- 
exeni|ilais zu verlangen, was gleiclizeitig mit der Ausgabe eines 
jeden ülattes geschehen muss. 

4. Die periodische Presse ist auch zu verpflichten jede amt- 
liche Berichtigung einer irrigen Mittheilung unentgeltlich au&unehmen. 

5. Für besondere Fülle muss em Verbot einzeher Bfitthei- 
lungen bestehen, wie z» B. von Gerichtsverhandlnngen vor Beginn 
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des Öffentlichen Verfahrens, yon mflitärischen Mittheilungen irShrend 

des Krieges u. dg). 

Damit ist der Verwaltung ausreichende Möglichkeit gegeben, 
sowohl sich beständig Kenntniss zu verschaffen über die thatsäch- 
licheo Verhältnisse der Presse, als auch Rechts- und Ordoungs- 
verletzungen vorzubengen. Dah^ sind auch alle früher gegen die 
Freiheit der Presse angewendeten polizeilichen Systeme ' fehlerhaft; 
das Prohibitiysystem, in Verbindnng mit der Gonoessioninrag 
der Pressgewerbe wegen der damit g chaffenen absoluten Poltzd- 
Willkür und der feindselitjen Stellung der Verwaltung gegenüber der 
gesammteu Presse; das Präveutivsystem (Censursystem) wegen 
des Kampfes der Polizei mit dem Geiste des Druckwerks und mit 
den Ideen eines freien geistigen Aufschwunges im Volke; das 
RepressiYsy Stern wegen des Strebens, den Greist der Presse dordi 
Bedrohung der Existenzberechtigung des Unternehmens abhftngig 
zu machen, indem die materiellen Interessen desselben abhftngig 
gemacht werden und insbesondere, jede Opposition gegen die be- 
stehende Regierung dadurcli zu uuterdriicken, dass ein allgemeines 
Pressdehct als „Aufreizung zu Hass und Verachtung gegen die 
Regierung " formulirt wird, während damit doch keinerlei objeo- 
dye Thatbestandsbeschreibung, als Voranssetzong einer Anwendung 
des Strafgesetzes, gegeben ist, auch offenbar keine strafbare An- 
stiftung oder Anfrdznng yorllegen kann, wo die Handlung selbst, 
zu welcher angereizt wird (,iiass und Verachtung) keiner Bestrar 
fting unterließt. 

Einen stärkern ICiuiluss, als auf Grund des allgemeinen Ober- 
aufsichtsrechts über das Bildungswesen der Verwaltung zukommt, 
kann sie auf die Presse ausüben dnrdi positive Untersttltzang 
einzelner Pressuntemehmungen oder Presserzeugnisse (z. B. bei 
wönsehenswertben, aber theuren, wissensehaftfidien Publikationen, 
offiziösen und inspirirten Zeitungen u. dgl.), oder durch eigne 
Pressunternehmungen, wie .Staat.Mli uckereien, offizielle Zeitungen, 
Gesetz- und Verordnungsblätter etc. etc.; nur ist auch hier zu 
betonen, dass der Staat sich auf gewerbliche Unternehmungen 
nur im Palle eines unabweisbaren Bedürfnisses einlassen soll. 
Das Bedürfniss nach einer offiziellen oder offiziasen Tagespresse 
richtet sicJi zunächst nach der mehr oder minder siehem SteUnng 
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der jewfiUigen Regierung zum Volke; die EntbehrliciÜLeit einer 
soldien Presse ist ein Zeichen der consoKdirten, geordneten Zu« 

stände in einem Staate; die ofBcielle oder ufficiüse Mittheilung ein- 
zelner Thatsaohen, Actenstucke etc. etc. an die Tagespresse wird 
jedüch immer ein Bedürfniss bleiben und die liegierung darf auch 
keine Gelegenheit versäumen, über die in der Presse bezüglich 
ihr» Massregeln oder Intentioneii verbreiteten irrigen Ansichten % 
ZOT recbten Zeit die nöthigen Beriohtigangen nnd AnfUänmgen 
za veranlassen. 

S 30. Biidungsanstaiten. 

Die Bildungsanstalten nehmen aus mehrfachen Gründen eine 
besondere Stellttng des allgemeinen Bildungswesens ein. Sie sind 
versdueden 

1. von solchen durch Privatthftdgkeit entstandenen Anstalten 

und Unternehmungen, welche nur ihrer Wirkung nach in erster 
Linie fiir die allgemeine Bilduni; bestehen, während sie ihrem 
nächsten Zwecke nach in den Bereich der wirthschaftlichen Thätig- 
keiten fallen, wie Ausstellungen, Theater, Presse; 

2. von soldien Anstalten, deren Aufgabe es ist, nur ffildungs- 
mittel zu sammeln nnd zn gewähren, aber nidit nnmittelbar dnrdi 
persdnliche Leistungen f&r die allgemeine Bildung zu wken, wie 
Bibliotheken und Qffentfiche Sammlungen. Im Gegensatze zu diesen 
Bildungsmitteln verfolgen die Biidungsanstaiten den Zweck, durch 
persönliche Thätigkeit ihrer Organe und Mitglieder die allgemeine 
Bildung in erster Linie zu fördern und zu verbreiten. Es kommen 
hauptsächlich zwei Arten soloher Biidungsanstaiten in Betracht, 
nämlidi 1) Bildnngsvereiae und wissenschaftiiche (gelehrte) Gesell- 
schaften; 2) Academien der Wissenschaften nnd Kflnste. 

1. Bildungsvereine nnd wissenschaftliche Gesell- 
schaften sind private Vereinigungen mit dem doppelten Zwecke, 
sowohl die Kriuitnisse und die Bildung der Mitglieder zu erweitern, 
als auch aut die aligemeine Bildung des Volkes einen Einfluss aus- 
zuüben. Dnhei können solche Vereinigungen bestehen entweder für 
besondere Kat^rien des Volkes, wie Arbeiter-Bildungsvereine, 
oder för besondere Richtungen des geistigen Lebens oder der Ein- 
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sieht der BerOlkeraiig, wie Biktangsgesellschaften zur Pflege reli- 
giösen Lebens, gelehrte Gesellschaften, landwirthschaftliche, gewerb- 
liche Bildungsvereine, oder für die Gesammtheit des geistigen Lebens 
wie Lesevereine, Vereine zur V^erbreitung gemeinnütziger Kennt- 
nisse etc. etc. Die Stellung der Verwaltung zu aolohen Anstalten 
ist in ier Regel eine passiire, mit dem Prinzipe aUgemeiDer Ge- 
stattaiig nach den Gnindsfitzen der Vereinsverwaltnng (siehe IV. Ab- 
theihing); dabei ist aber die positive Fdrdenmg dnrch die Ver- 
waltung durch Gewährung materieller und moralischer Unter- 
stützung, wo solche begehrt vnrd und möglich ist, durchaus nicht 
ausgeschlossen, sondern liegt sogar in der allgemeinen Aufgabe der 
Verwaltung für die Bildung des Volkes. 

2. Wissenschaftliehe und künstlerische Aoade- 
mien * sind staatliche Bildungsanstalten, welche m der Vereini- 
gong heryorragender M&nner aus allen Gebieten der 'Wissenschaft 
und Kunst bestehen, eine besondere Organisation mit Selbstver- 
waltung ihrer iniiern vVngelegenheiten haben und die Aufgabe ver- 
folgen, mit ihrer Autorität die Ergebnisse wissenschaftlicher und 
künstlerischer Leistung als dauerndes Besitzthum eines Volkes oder 
des lenzen Geisteslebens zu cbnstatiren, wissenschaftliches und künst«* 
lerisches Streben überall zu fördern und mit ihren ausgedehnten 
Bütteln zu unterstützen, durch die eigenen Leistungen ihrer Ifit- 
gUeder Vorbilder vollkommener geistiger Arbeit aufzustellen, und 
durdi die Wahl ausgezeichneter Männer zu Mitgliedern den Ehr- 
geiz und das geistige Schaffen anzuspornen. 

Die Wirksamkeit solcher Staatsanstalten darf jedoch nicht 
allzuhoch angeschlagen und überschätzt und desshalb das Jüiass 
des Staatsaufwandes für dieselben niebt soweit ausgedehnt weiden, 
dass die richtige Verhältnissmässigkeit mit den Staatsleistungea 
auf den andern Gebieten des BOduogs- und Unterricliftswesmui da- 
durch verletzt wüide. 



* Hieso n. a. J. Cltimm, üebev Schule, Ünirenitili, Aeadevie. 1850. 
Blnntsehli im StaatswSfteAndM. 
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DRITTE ABTHEILUNG. 



Die Terw altung des wirthschaftlichen Lebens.'' 



S 31. Die Bedeutung der Volkswirthschaft für 

den Staat 

In der Verwaltung des persönlichen Lebens verfolgt der Staat 
die Aufgabe, die Entwicklung und Entfaltung der physischen und 
geistigen Eigenschaften des Menschen — der Persönlichkeit mög- 
lich zu machen durch Beseitigang aller Hindernijsae der Freiheit 
des Eänzelnen und durch positive Ifitwirkung bei der HersteUimg 
ailer Lebensbedingungen, welche d^ Mensch ans eigener Kraft und 
dnrch die Leistung der gesellschaftlichen Vereinigung sich in aus- 
reichendem Maase niclit zu verschaffen vermag. Denn jede voll- 
tüchtige Person ist eine ^täikung der Volkski-aft und daher des 
Staates selbst. 

Damit ist die Verwaltung des persönlichen Lebens abge- 
schlossen. Ihre weitem Aufgaben erhält die Verwaltung durch das 
GesellschafUIeben, in welchem der einzelne Mensch die Bedingung 

* Ausser dem klassischen Hauptwerke ron Raw, Grundsätzo der Volks- 
wirthschaftspolitik (Tl. Band seiues Lehrbuchs der polit. Oekcnomie) 5. Aufl. 
1862, Tgl. noch iusbesoad. Kudler, Grundlehreu der Volkswirthschaft II. Bd. 
2. Aufl. 1856, und M. Wirth, Nationalökonomie. II. Band. 2. Anfl. 1862. 
Stein. Verwaltongslehre VIT. Mo hl, Polizeiwissenschaft Tl. - Viel Beleh- 
rung üudet sich auch iu deu drei liauptzeitschriften : Zeitschrift für die gesanim- 
ten Staatswisgemehaften (bis jetzt 26 Bände); Jahrbücher für Nationalökonomie 
von HüdelnHid (8 Jahrgänge), und Vierteljahrschrift fllr Tolkswirthschaft und 
ColtnrgMcfaioht« (8 Jahrgänge). 
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seiner etgeneo Bedürfmasbefnedigniig und das Feld seiner Tbfttig- 
keit f&r die Gresammtheit sucht und findet. Er tritt bier dflsn 
Staate nnr als Theil der bflrgerlidien Gesellschaft entgegen ; danun 
nimmt auch der Staat fortan anf seine Privatunternehmungen, seine 
Stellung und Verbindung in der Gesellschaft keinen directen Eiafluss. 

Das gesellschaftliche Leben tritt im Staate in zwei Haupt- 
formen auf: 

1. als geselisohaftliche Verbindung zur Gewinnung der wth- 
sehaftlicben Güter, deren das Leben bedarf (Volkswirthschaft). 

2. als gesellschaftliche Verbindung zur Befriedigung aller gei- 
stigen Bedfirfnisse (sociales Leben). 

Die Volkswii th Schaft, das menschliche Gesellschafls- 
leben in Bezug auf die wirthschaftliehe Güterwelt , bewegt sich 
nnn nach Gesetzen, welche nicht vom iStaate ausgehen oder in ihm 
die Endpunkte ihrer Wirksamkeit haben , sondern auf den Anlagen 
nnd Neigungen der Menschen beruhen. Bei ungehinderter Entfol- 
tung aller wirthschaftUdien Kräfte wirken diese Gesetze der Volks- 
wuthsehaft in schönster Hannonxe auf die immer voUkommnere 
Beii iediguug des menschlichen Gesammtbedarfs au wirthschaftlichen 
Gütern hin. 

Je grösser aber bei den gesteigerten Verkelirsbeziehungen der 
Völker untereinander das Gebiet der Wirksamkeit dieser volks-. 
wurthschaftliohen Gesetze wird, desto leichter kann auch bei einer 
für das Ganze günstigen Vertheilung der wirthschaftlichen Güter 
für einzelne Völker oder VolkstheÜe ein ungünstiges Verh8ltms& 
entstehen. 

Es liegt nun aber in dem Selbsterhaltungstriebu des Staates und 
ist eine Seite .seines Machtzweckes, dass er gerade seine Angehörigen, 
das Staatsvulk, auch in wirthschaftlicher Beziehung möglichst günstig 
gestellt zu sehen verlangt. Darum kann auch der Staat der Entwick- 
lung der Volkswirthsdiaft nicht gleichgültig zusehen, sondern er 
muss die Beförderung der wirthschaftlichen Interessen gerade sei- 
ner Bürger als eine seiner vorzügliehsten Aufgaben erkennen. 
Denn eine gute Entwicklung der Volkswirthschaft ist nicht nur 
eine Bedingung eines hohen Culturzustandes für ein Volk, sondern 
bedingt auch die Existenz und Leistungsfähigkeit eines iStaates 
gar mannigfach! 
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Es können daher Gonflikte zwiscben den Forderungen der 

vom Staate absehenden Volkswirthschaft und den Interessen eines 
einzelnen Staates vorkommen, welche derselbe, wenn sie seine 
£xistenz bedrohen , nach dem Gesetz der S«lbsterhaltnng mit allen 
za Grebote stehenden Mitteln der Politik zn seinen Gunsten zu 
entscheiden bestrebt sein mnss. Es ist also anch bei dem Prin- 
zipe wirthschaftlidier Freiheit durchaus nicht jedes Eingreifen der 
Staatsgewalt verwerflich; es handelt sich fOr die Verwaltnng nnr 
um die Findung eines Systems, nach welchem die Forderungen 
der Volks'^^ irtlischaft mit denen der Gesellschaft und des Staates 
in Einklang gebracht und erhalten werden kann. 

Ein solches System hat als nicht erst zu beweisende Voraus- 
setzungen die Nothweadigkeit des Staates, wie sie sich aus dem 
Gesellschaftsbegriffe ergibt, die staatsbürgerliche Gleichheit der 
Mensdien, (daher kemerlei Frivileginm oder Bevorzugung) tmddie 
prinzipielle Nothwendigfceit der wirthsehaftlichen ¥Veiheit, des Be- 
sitzes , Erwerbs und Verbrauchs, weil die Volkswirthschaft von 
Gesetzen beherrscht wird, welche ihre günstige harmonische Wir- 
kung nur bei voller Freiheit erzielen können. 

Alle Verwaltangsmassregelo müssen daher diesen Prinzipien 
entsprechen. 

1. Wo der Staat nicht ein eminentes Interesse geßlhrdet 
glaubt, ist die Pk'lvatfteiheit nirgends einzoschrünken. 

2. Staatsmassregeln dürfen nie für einzelne Personen oder 
Klassen, sondern immer nur fiir alle Staatsbürger ergriffen wer- 
den. Nur für Fälle vorübergehenden besoodern Nothstandes mö- 
gen Ausnahmen zulässig sein. 

3. Widersprach emer Staatsmassregel mit den Forderungen 
der Volkswirthschalt kann höchstens ausnahmsweise dann znl&ssig 
sein, wenn dieselbe nur vorübergehend sein soll, in wdchem Falle 
die Wirksamkeit wirthschaftlicher Gesetze wirklieb aufgehalten wer- 
den mag; odpr wenn es sich um staatliche Existenzfragen handelt, 
wo dann der politisciie Sinn der Bürger sich das volkswirthschaffc- 
liche Opfer gefallen iässt. 

Es ist übrigens eine irrige Anschauung, als ob die sogenannten 
volkswirthschafUichen Natnigesetze so mAcfatig wirkten, dass dap* 
neben die Staatsgewalt machtlos wäre; diese Gesetze wirken, wie 
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alle Gesetze des mensciiUchen Geistes (nur in übertragner Beden- 
tang Naturgesetze") nur in gewissen Tendenzen. Die concrete Form, 
in welcher ihre Wirkun^ren zu Tage treten, wird fast immer durch 
äussere Einflüsse herbeigeführt und es ist nicht abzusehen, warum 
der Staat seine Machtmittel, insbesondere seine rechtsbildende Kraft, 
nioht gleichfalls zur fieeinflassnng des wthschaftlichen Lebens in 
seinem Sinne sollte verwenden dttrfen. Mehr ist der Staat anch 
andern socialen Gksetsen gegenüber zn lasten nicht im Stande; 
denn da er durch die Bevölkerung getragen ist, so muss er auch 
hier dem Genius derselben, dem Zeitgeiste folgen. 

I. CapiteL Besitz und Eigenthum. 

§ 32. Die Ordnung der Besitz- und Eigenthums- 

Verhältnisse. 

Wie die absolute Volkszahl und die Vertheilung und Bewegung 
der Bevölkerung im Staate die Objekte besonderer Verwaltungs- 
anfgaben sind, (Bevölkerungspolitik und BevölkerungsordouDg § 13 
nnd 14) so ist es auch die Thatsache des Eigenthums, seine Yer- 
thdltmg unter den Staatsangehörigen und sein Wechsel. Damm 
fallen auch der Verwaltung hier ganz ähnliche Aufgaben zn: eine 
selbstbewnsste EigenthnmspoHtik festzuhalten und durchzu- 
führen , und eine die genaue Kenntnis» aller Eigenthumsthatsachen 
stets ermöglichende Ordnung der JEigenthums- uud ßesitz- 
verhcältnisse herbeizuführen. 

I. Die Eigenthumspolitik geht von der Freiheit und Un- 
verletzlichkeit des Frivateigenthums ebenso aus, wie die fievöl- 
kerungspolitik von dem Prinzipe der persönlichen Freiheit Den 
Beweis der Nothwendigkeit nnd inneren Begründung dieser Prin- 
zipien liefert die Rechtsphilüsuphie. 

Voll einer günstigen Vertheilung des gesammten Eigenthums 
hängt aber nicht bloss die w irdisch aftliche Bliithe eines Volkes 
und besonders das Gedeihen aller einzelnen Volksklassen ab; auch 
das nothwendige sociale G-leichgewicht im Volke und die Leistungs- 
fähigkeit des Staates selbst ist von derselben in hohem Grade 
bedingt. 
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Diese firkenntDus miuste in der Staatoyerwaltonii; das Be- 
d&f&iss erzeugen anf die EigentbiunsyerhätDisse des Volkes einen 

bestimmendeD Einfluss zu nehmen, um sich wenigsteus politischer 
Consequenzen aus einer ungünstigen Eigenthumsvertheilung durch 
Verhinderung oder Beseitigung derselben zu erwehren. 

Daraus sind die Landvertheilungen bei den Griechen, die 
hg^ agrariae der Römer hervorgegangen; auf denselben Er* 
wfigongen beruhten alle Theilbarkeits- und VoiSgungsbescfarftn- 
kungen velche in den Zeiten des Polizeistaates besonders auf dem 
Gmndeigenthnme lasteten; selbst die sodalistisdien und comrouni- 
«tischen Heilversuche unserer Tage knüpfen an denselben Ge- 
danken an.* 

Unter der Herrschaft der modernen Prinzipien der Unverletz- 
lichkeit des Eigenthums und der wirthschaftlichen Freiheit (S 31) 
erscheinen solche Massregeln als ungerechtfertigte Eingriffe der 
Staatsgewalt in die Rechtssphiie des E^elnen und der GreseU- 
schaft; die Verwaltung darf sich daher, abgesehen von der Re- 
sultatlosigkeit derselben, .solcher Zwangsmittel zur Herbeiführung 
einer günstigen Vermögeusvertheilung nicht mehr bedienen. Sie be- 
findet sich daher hier in ähnlicher Lage wie bei der lievölkerungs- 
politik; sie muss vorzugsweise auf indirectem Wege die Herbei- 
föhrung des wünschenswerthesten Zustandes erstreben. 

Eine ungunstige Vertheilung des Vermögens kann eintreten: 

1* Durch übermässige AuhSufung von Vermögen in der Hand 
Einzelner neben einer zahlreichen ganz besitzlosen Riasse. Geld- 
Oligarchie, Latifundienbildung — Pauperismus, Proletariat. 

2. Durch eine übermässige Zersplitterung besunders des Grund- 
eigenthums, welche, wenn sie nicht mit der LatU'undienbilduug zu- 
sammentrifft, nur in einer Uebervölkerung begründet sein kann. 

ad 1. Je weniger die Verwaltung in erster Beziehung direkt 
eingreifen kann, desto mehr muss sie ein wachsames Auge auf die 
Verhältnisse haben; denn sie sind immer Anzeichen ungesunder 
Zustände, welchen sehr oft auf anderem Wege abgeholfen werden 
kaim, während ein directes Eingreifen des Staates ein Verstoss 



* Tgl. lüeza A. 'Wagner, IMe Atw«luiffhiig dos privaten Omndeigen* 
thums. 1670. 



gegen die Beditsordnmig wäre. Vorzogsveise liegt in solchen Zu- 
Btftnden eine Aufforderung zur PrtlAing der wirthscbaftlichen Gesetz- 
gebting, insbesondere auch der übrigen Yerwaltungsmassregeln fSr 

das persönliche und sociale Leben ; von der Beseitigung aller recht- 
lichen Hindernisse einer wirthschaftlich richtigen "Vertheilung des 
Gruudeigenthums (Aufhebung des ständischen und geschlossnen 
Grundbesitzes) hängt zumeist die dem Bedürfnisse des Volkes ent- 
sprechende Vertheilang ab. 

ad 2. Eine übermfissige VennO^nszerspIittenmg, wodurch 
der sogenannte Mittelstand gSnzlich beseitigt wfirde, kann beson- 
ders in socialer Beziehung eine ungünstige Vermögensvertheilung 
genannt werden, vorzugsweise in dem Falle, wo eine zahlreiche ganz 
besitzlose Klasse neben wenigen Reichen und einer im übrigen sehr 
gering bemittelten Volksklasse besteht; eine Zersplitterung, wodurch 
die übrwiegende Mehrzahl der Bevdlkemng in den Bezitz eines 
wenn auch kleinen Vermögens gelangt ist, wäre dagegen ökono- 
misch sogar &a günstiger Znstand, besond^ da die Macht der 
Association des beweglichen Vermögens die Wirksamkdt kleiner 
Vermögen erheblich zu steigern vermag. 

Das Gruiidngenthum zeigt dagegen besondere Verhältnisse, 
indem dasselbe nicht so leicht associirt werden kann, und eine 
übermässige Parcellirung der Grundstttcke ihre Prodnctivität (aas- 
genommen in Städten) absolut verringert. Man bat desshalb der- 
selben dnreh mannigfache Vorbengongsmittel zn Stenern versncht. 

Früher bestanden wohl allgemein die sog. geschlossnen Güter, 
welche ohne besondere l^ewilligung der Verwaltung nicht getheilt 
werden durften ; als das Bedüihiiss der Volkswirthschaft diess 
nicht mehr unbedingt aufrecht erhalten liess, gestattete man Ab- 
trennung einzelner Thole (walzende Grundstücke) nur bis zn einer 
gewissen Quote des gesammten Gutes, oder man setzte du untheil- 
bares Minimum, Besitz- oder Parcellenminimum fest (Güter» oder 
Stfickschluss). Solche gesetzliche Bestiromnngen erwiesen sich, ab- 
gesehen von dem darin gelegnen Verstösse gegen das Princip der 
Freiheit des Eigenthums und des wirthschaftlichen Verkehres, als 
unwirksam, weil der wirthschaftlich ungünstige Zu8taud der Zwerg- 
wirthschaft dann nur in andrer Form auftrat (Zwergpacht) die noch 
dazu ökonomisch und soeiai der verbotnen Form nachstand« 
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Noch weniger zulässig erscheint es, in jed«»ni Einzelfalle die Be- 
hörde entscheiden zu lassen, oder gar Straf'bestiiniiiuiigen gegen 
gewerbsmässige Gutszertrfimmerang (Hofmetzgen) aufzustellen. 

Am wirksamsten kann noch einer leichtsinnigen oder schwinde!- 
haften Theilung des Gmndhesttzes vorgebeugt werden: 

1. durch Erschwerung des Besitzweehsels bei Orondstficken 
durch strenge Grundlniolis- und lJyj)otlu*ki'nbii''hsv()rscliriften , die 
schon im Interessi' (Um- EiL'^'iithunKsordnung gelmten sind, sowie 
durch hohe Besitzveränderuiigsabgaben, wobei jedoch ein billiges 
Mass nicht übers(!hritten werden darf; 

2, durch Verpflichtung des Eigenthflmers zoni Eintrag in die 
Gruüdbflcher als Bedingung der Wiederveränssening oder Paroel- 
limng ; 

Ii. durcli die Gestattung der Krriolitiin;,' von Fideiconimissen 
und Erbgütern, welche jedoch, um aufrecht erhalten zu bleiben 
von dem Erben des (jjründers oder Jicsitzers immer wieder er- 
neuert werden müssen. Damit darf jedoch keine Beseitigung der 
Pflichttheilsberechtigungen verbunden sein. 

4. Einer Latifundienbildung durdi den Staat im Interesse der 
Beseitigung übermässiger Paroellirung stehen dieselben Erwägungen 
eiu^* u 11, welche für Beseitigung der Domänen sprechen, sowie das 
Prinzip der wirthschaftlichen Verwaltung, welches Massregeln zu 
Gunsten einzelner Klassen der Bevölkerung auf Küst^ n Aller ver- 
bietet. Höchstens Hesse sich eine solche als ein Stück innerer 
Colonisation im Interesse der Armenpflege rechtfertigen. 

Im Allgemeinen ist auch hier an das Prinzip zu erinnern, 
dass die wirthscbaftlichen Gesetze in der fVeifadt harmonisch 
wirken, und dass der Staat nur dann sem Interesse gegen 
dieselben zu vertreten Veranlassung hat , wenn ihm wirksame 
Mittel zur Seiti' stehen und nicht der kleine Vortheil des »Staates 
durch einen grössern NachÜieil für das wirthschaftliche Leben 
erkauft wird. 

II. Die Ordnung der Eigeuthums- und Besitz- 
verhältnisse kann von der Verwaltung theils durch mögliehst 
genaue Kenntnis» der Vennögensthatsachen , theils durch formelle 

Vorschriften in Hctrefr des Wechsels der Eiijenthilmer und Besitzer 
einer 8a«-he, theils endlich durch eine auch auf das Vennögeu sich 

Inuiua-Btul'iM.-K^', Ve|•»v:^lluu{,'^ltIllI*. 9 
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erstreckeade doichgräfende Adnunistrativ-Matheilung des Landes 
httigestellt nnd erhalten werden. Diese Angaben der Verwaltung 
werden durch folgende Massregeln gefördert. 

1. Allgemeine Vermögens Statistik. Eine vollständige 
direkte VermSgensaufnahme wird, abgesehen von den unöbei wiiid- 
licben Schwieligkeiten, auch wegen mangelnder Berechtigung der 
Verwaltung, in die Privatverhältnisse des Einzelnen einzudringen, 
nieht mdglich sein. Die statistischen Erhebungen und Schätzungen 
kennen daher zunSchst nur auf Grund von Anhaltspunkten vor- 
genommen werden, welche direct oder indirect ein Urtheil über 
einzelne Vermögens thatsachen erlauben; die Benützung der Spar- 
kassen, die Vertheilung der Staatsschuld im Lande, die Besteue- 
rungsergebnisse sowohl der directen als indirecten Steuern sind 
hieför geeignet. 

2« Eine besondereGrundbesitzstatistik dag^n ist, 
wenn schon mit grossen Kosten, aber doch ausfthrbar nnd f&r 
die Verwaltung von grösstem Werthe. Hiezn wird erfordert: 

a) eine vollstäiidigc L ü. ii d e s v e r m e s s u 1 1 g , welche nicht 
bloss als Grundlage einer genauen Landeskenntniss für den Rechts- 
bestaud des Staatsgebiets, tUr militärische und fiskalische Zwecke 
(Grundsteuer) nothwendig, sondern auch im Interesse der privaten 
Rechtsordnung und aller auf das Grundeigenthum sich beziehenden 
Verwaltungsanfgaben dringend gefordert ist Soll dieselbe genau 
und dadurch zweckentsprechend sein, so darf sie nicht in einer 
gesonderten Aufnahme der einzelnen Geiueindemarkungen bestehen, 
sondern muss auf Gnmdlage einer Triangulirung des ganzen Landes 
vorgenommen wei*den, weil sonst bei dem Aneinanderfügen der 
einzelnen Flurkarten viele Fehler unvermeidlich sind. 

b) Die Resultate der Vermessung werden in Karten dar* 
gestellt 9 welche fltar die einzelnen der oben bezeichneten Aufgaben 
in verschiednen MassstSben auszufOfaren und auch dem Publikum 
zugänglich zu machen sind. 

ij. Zur Vermeidung öfteren Naehmessens und zur Herstellung 
äusserer Merkmale, wodurch die Vermessungsresultate erhalten und 
die Gnmdbesitzverhältnisse zuverlässig bleiben, dient die Setzung 
von Grenz- und Marksteinen, deren Unantastbarkeit durch 
strenge Strafbestunmungeu verstfirkt werden muss. 
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3. Zur Itesondern Kenntniss des Wechsels des Gnmdeigea- 
tlmms dient das Institut des Grnndbnchs, weldies die Vet- 

iiiessiingsergebnisse und ziifjU'ic]i eine Schätzung aller Innnoltilien 
enthalten inuss (vollständiges Kataster). Dasselbe dient als Grund- 
lage fiir die Rechtswirksamkeit aller Besitzveränderungen, welche 
sämmtlich im Grundbache eingetragen werden müssen, so dass 
dasselbe einestheiU eine genaue statistische Kenntniss aller auf 
das Immobiliareigenthum sich besiehenden rechtlich begründeten 
Thatsachen ^möglicht, andern TheOs in Bezug auf die Rechts- 
verhältnisse vollen Beweis zu machen geeignet ist. 

4. Die a d ni i n is t r a tiv e Ordnung des Grandeigenthums 
wird dadurch erreicht, dass jedes Grundstück ohne Ausnahme 
einem Gemeindeverbande zugewiesen würd. Gegen eine Ausnahius- 
Stellung grosser Waldungen, von Freigebogen und Seen, oder der 
Staatsdomänen, fürstlichen GQter u* dgK spricht die ftberall noth- 
wendige, nur von den Gemeinden wahrzunehmende Sorge für 
dauernde und neu auftretende lokale und Verkehrsbedurfnisse, so- 
wie die dadurch entstehende Schwierigkeit bei Behandlung neuer 
Ansiedlungen auf solchen Gebieten; zudem darf nicht vergessen 
werden, dass jedes Grundstück als Theil des Staatsgebietes in die 
allgemeine Ordnung und die rechtliche Gliederung desselben ein- 
bezogen sein muss, wenn nicht Irrungen über die Staatsangehörig- 
keit der Eigenthfimer und Bewohner und damit über die Staats- 
grenze selbst hervoigemfen oder wenigstens möglich gemadit 
werden sollen. 

$. 35. Der Rechtsschutz des Elgenthums und 

Besitzes. 

Von dem Grundsätze der Unverletzliohkdt des Eigenthums 
aus gelangt man zur Verpflichtung des Staates, dasselbe durch 

eine Rechtsordnung zu schützen. Es ist die Aufgabe des bürger- 
lichen Rechts und Processes, des Strafrechts und Strafprocesses 
in Verbindung mit der gerichtlichen Polizei, jeden unberechtigten 
Angriff auf das Eigenthum abzuwehren und im Falle einer Ver- 
letzung den Rechtszustand wieder herzustellen. 

Der Verwaltung kommen hier ausser der allgemeinen Sorge 

0* 
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för die Sicherheit und Ordnung auf allen Gebieten des wirth- 
scballlichen Lebens keine besondern Aufgaben zu. 

Aber der SehutK der privaten Rechtsordnung und die Frei- 
heit des Eiceiiihuins haben eine (irenze 

1. in der Sell»sf«'rhfi!tiingsjifliHit des »Staates, vermöge welcher 
er sich Alles im »Staate, Personen wie äacheu unterordnet, wenn 
eine Gefahr für seine Existenz nur durch Inanspruchnahme jener 
auf Grund eines stärliem Rechtes abgewendet werden kann. 
(Staatsnothrecht besonders bei Krieg und Revolution). 

2. Mnss eine solche Grenze angenommen werden, wo es sich 
um unbedingte ])urchfiihrung eines Gesetzes oder einer als noth- 
wendia anerkannten administrativen Massregel handelt, und der 
vorhandene Nothstand nur durch einen Eingriff in das Privatrecht 
beseitigt zu werden vermag. (Staatsnothrecht im lYieden, z. B. bei 
Feuers- und WsAsersgefahr). 

S. Eine noch engere Grenze des Eigenthumsschutzes und der 
Eigenthumsfreiheit ronss bezüglich des unbeweglichen Eigenthums 
angenommen werden, dessen liechtsordnung eine principielle Ver- 
schiedenheit von der des Mobilareigenthuins zeigt. Dieses nämlich 
steht in keiner öffentlich-rechtlichen Beziehung zum Staate: es ist 
ausschliesslich an die Person geknüpft und damit sein Rechts- 
schutz auch der gleiche, wie der Schutz der Person. Das Immo- 
bilarelgenthum theilt nun zwar gleichfalls diese Eigenschaften; es 
. gehört auch zur vermögensrechtlichen — wirthschaftlicfaen — Seite 
der Persönlichkeit. Aher es trägt noch einen besondem Charakter; 
deim ein jedes (Grundstück im Staate ist Theil des Staatsgebietes, 
also des ausschliesslichen H(>rrscliafUgebiete.s des Staates. An die 
Materie des Gebietes ist die Existenz des Staates geknüpft, sie 
ist Bedmgung desselben; darum kann der Staat auch einen An- 
spruch an die Materie, die Substanz des Staatsgebietes und eines 
jeden Theils desselben erheben, wenn die Bethätigung seiner Exi- 
stenz, die Dnrchilihrung seiner Aufgaben auf dem Staatsgebiete 
selbst, d. h. an seiner Substanz erfolgen soll. Stehen daher Pri- 
vatrechtsverhältiiisse am Grundeigenthum der llerrschafrs iüsnbung 
durch den Staat ausnahmsweise entgegen — das Staatsgebiets- 
recht setzt in' der Regel das volle Privateigenthuni voraus — 
80 kann dieser, wenn seine Zwecke es erheischen, dasselbe auf- 
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heben oder beschranken. Das Privatrecht an der Substanz wird 

deinnaoli nur da heseiti'^t werden können, wo sein Fortbestand mit 
der Verfol^fung des Staatspebietsrechts unvereinbar wird; dagegen 
kann der Staat einen Ansi»rucli an den Werth des Immobile aus 
diesem seinem stärkeren Rechte nicht erheben, weil er dadurch ja 
nur das Staatsgebietsrecht, beziehungsweise seine Verwaltungsattf- 
gaben auf dem ganzen Gebiete, in yoHem Um&nge zur Geltnog 
bringen will.* ' 

Die Fälle, in welchen der Staat im Interesse der nngdün- 
derten Durchfiihrune der Staatszwecke in die Freiheit dos Privat- 
eijjenthums am Staatsgebiete ein^ireift, lassen sich miter folgenden 
Gesichtepunkten 7Aisammenfassen : 

1. Administrative Aufhebung des Frivateigen- 
thums. — Enteignung, Expropriation.** 

2. Administrative Beschränkung des Prtvateigen- 
thums — staatsrechtliche Servitatenbestellnng, Enteignung des 
Gebrauchs. 

In diesen hoiden Fällen nimmt der Staat die Stibstanz voll- 
stcändiiz oder nur einzelne Eigenschaften derselben in Anspruch, um 
entweder selbst Anstalten zu errichten oder administrative Mass- 
regeln im Interesse der Verfolgung der Staatszwecke durchzuführen, 
sofeme der im Privateigenthume gelegene Widerstand auf kemem 
andern Wege beseitigt werden kann. Die principielle Begründung 
des staatlichen EiiteiLrnungsrechtes liegt daher in den staatlichen 
IIüheitsre<'l)t»'ii in ihrer räumlichen Bezielmng — Staats<rebiets- 
rerht; die concrete Motivirung der administrativen Aiithebung oder 
Beschränkung des Eigenthums kann nur durch den Nachweis gelie^ 
fert werden, dass die Entfaltung staatlicher Thätigkeit auf einem 
bestimmten Thdle des Staatsgebiets im Interesse emes anerkannten 
Staatszweekes gelegen tmd nur durch Beseitigung oder Beschrän- 
kung des Privateigenthums zu erreichen sei. Daraus folgt denn 



* Eine weitere ADtführnng und BegrOndnog dieaei Ansielit habe ich In 
der Abbasdlmig „die BecbteverhIItnisse des Steatsgebieto* in der Zeiteehrift 
für die gesamintem StiiatawiueDsdiefteii. 1870* II. n. III. Heft, so gebeu irersiiehl 

Hierüber n. a. G. Meyer das Recht der Expropriation. 1868. Thiel, 
Expropriafieiunebt und Vetfebff«B. 1866. 
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auch« dass von einer Enteignung bei Mobilien nur in uneigent- 
lichem Siniii! gesprochen werden kann; in Wahrheit liegt hier 
immer ein Fall des Staatsnothrechts vor; für die regelmässige i^.v- 
propriation beweglicher Sachen uia der blossen Nützlichkeit fdr die 
Staatszweckc willen fehlt jede staatsrechtliche Basis, wenn man 
nicht auf die veraltete Lehre von einem dominium eminens ül>er 
alles PrivateigenÖium zorüddiommen will. 

Die Enteignung ergreift aber dennoch auch nur die Substams 
des Grrundeigenthums, nicht audi dea Werth; denn nur soweit die 
Nüthweudigkeit ausschliesslicher staatlicher Verfügung über das- 
selbe geht, reicht auch di(; liereciitigiing zui' Enteignung; der 
Werth des Immobilareigeiithums ist aber keine Bedingung für die 
MiigUchkeit staatlicher Thätigkeit; derselbe ist daher dem Enteig- 
neten voll und zugleich mit der Enteignung zurückzugeben. (Ent* 
Schädigung). 

3. Administrative Beschränkung des Privateigen- 
thums. Diese ündet ausschliesslich aus wirtlischartspüiitiscliea 
Gründen statt und äussert sich in den Verwaltuiigsgesetzen und 
Yorschrifleu in Bezug auf einzelne Krwerbszweige (besonders bei 
Bergbau, Jagd und Forstbetrieb etc.). Siehe hierüber das folgende 
CSapitel. 

4. Administrative Aufhebung dinglicher Rechte 
an fremdem Grund und Boden. (Gmndentlastungen und Ab- 

lüsuugeu). In so weit die mannigfachen Unfreiheitsverhältnisse der 
ständischen Gesellschaftsordnung einen staatsrechtlichen Charakter 
trugen, gründen sich diese Massregeln auf das Recht des Staates 
innerhalb des Staatsgebietes ausschliesslich staatsrechtliche Befug- 
nisse auszuüben. Aber auch soweit diese Beschränkungen rein 
privatrechtlicher Natur waren, ist der Staat zu ihrer Aufhebung 
befugt, weil sie die Greltendmadiung der Staatszwecke, besonders 
den individuellen Freiheitszweck und den gesellschaftlichen Cuhiir- 
zweck und daher die Verwaltungsthätigkeit für das persönliche und 
das wirthschaitliche Leben aofbielteu. Selbstverständlich ist auch 
die Entschädigungsfragc ganz anders gelagert als bei der Enteig- 
nung. Soweit die Eigenthumsbeschränkungen und Grundlasten 
staatsrecbtficfaen Gharakter und Ursprung hatten, kann davon 
Überhaupt köne Rede sein; privatrecbtliehe Grundlasten dagegen 



. j .1^ .^ l y Google 



185 

werden von den Entlaste hu abgelöst, weil sie, nicht der Staat die 
YoUe privaürechtliche Verfügung über das Eigenthmn erhalten. 
Ueber die sociale Seite der Frage siehe IV. Abthdlung. 

5. Administrative Anfhebung eines Korporations- 

Eigenthums. Diese zeigt abgesehen von der auch hier zuläs- 
sigen Enteignung eine besondere Eigentliümli-likeit darin, dass der 
staatliche Einfluss auf das Privateigenthum zunächst wegen der 
staatsähnlichen Organisation des Eigenthümers veranlasst sein kann 
{Gremeinde, Kirche). Läuft der Staat in Folge dessen (^efthr, 
dass er auf seinem Gebiete nicht mehr ausschltesslidi Steat sem 
könne, so nfmmt er eben die volle Verfngnng über das Gebiet 
zur Beseitiuiiiig dieser Gefahr in Anspruch, solerne er nicht zu 
der noch Nvirksaniern Aiifl()siing solcher Korporationuu befugt ist. 
Ausserdem sind es auch hier wirthschaftspolitische Gründe, welche 
den Besitz der todten Hand beschränken, damit das Grundeigen- 
thum nicht dauernd extra oommerdum gehalten werden kann, wo- 
bei die Beschränkung der staatlichen ilassr^eln auf das Inmiobi]ar- 
eigenthum gleichiklls aus dem Staatsgebietsrechte abgeleitet werden 
zu müssen scheint. 

Dagegen besteht eine erhebliche Verschiedenheit der Aus- 
führung dieses Rechtes in den beiden hauptsächlichen Fällen seiner 
Anwendung. Bei der administrativen Theilungdes Gemeinde- 
vermögens treten nämlich die Gemeindebüiger an die Stelle der 
Korporation; bei den Secularisationen dagegen der Staat; 
auch das Besitzredit ist wesentlidi verschieden, da das Gemeinde- 
vermögen neben den vermögensrechtlichen Ansprüchen der Ge- 
meindeglieder in der Regel auch eine staatsrechtliche Beimischung 
hat, während das Kircheavermögen dieselbe in der Regel entbehrt, 
dagegen aber auch nur von der Korporation als solcher besessen 
wird. Bei den Gremeinheitetheilungen tritt also keine Bereicherung 
des Staates ein, sondern nur eine Geltendmachung seiner Herrsehaft 
auf dem Staatsgebiete; bei den Secularisationen erwIchst für den 
Staat die Pflicht, eine Entschädigung eintreten zu lassen, soweit 
das Vermögen nicht aus staatsrechtlichen Titeln erwachsen war. 
Siehe übrigens auch hierüber weiteres im IV. Abschnitte. 

Für alle diese Fälle einer adnunistrativen Aufhebung oder 
Besehränkung des FriTateigenthtims ist selbstverständlich nur in 
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besonderer gesetzlicher Anerkennung der Zulassigkeit der richtige 
Weg zu sehen ; adminiKtrative Willkür ist um m mehr da zu ver- 
meiden, wo durch diu nothwondiire Veifoli^iin«? der Stjuitszwj^cke 
wohl erworbene I'rivMtreehte verletzt werden iiiiisscn. Aueli 
Yertaliren nuiss j^esetzlieli ^en;iu vorgeschrieben und den i'rivaten 
zur Verth(>idi»ung ihres Hechts auch gegen die Verwaltungsorgane 
Rechtsmittel offen gelassen sein. 

Eine nothwendige Vervollständigung und Ergänzung des Eigen- 
thumsschtttzes ist der Schutz des Besitzes. (Ihering). 

Dieser .Satz gilt ebenso von dem Ke(thts8chutze, welchen das 
Oivilreclit und der Civilprocess cewährt, als von dvm (»ffentliclieii 
Kechtsschiitze; der Jksitz ist die thatsjii'bliclin Ersciieinunj^sfonu 
des KigeDthiims, und darum seiner praktischen Bedeutung nach 
eine ^Eigenthumsposition^, weldie desshalb auch einen besonderii 
yermögensrechtlicfaen (wirthschaftlichen) Werth hat; darum ist auch 
der Besitzesschutz eine Seite des Rechtssdiutzes des Vermögens; 
der Besitz ^ dient wie das Eigenthum der allgemeinen Bestimmung 
des Vermögens: der menschlichen Befriedigung durch ^Sachen luil- 
telst freier Gewalt über dieselben." (ijtaiil) *. 

34. Der wirthschaftiiche Schutz des Eigen- 

ihiuns find Besitze». 

Das Vermögen bedarf zu seiner .Sicherheit nicht bloss des 
Rechtsschutzes» sondern auch eines Schutzes vor Werthsverlust 
und Untergang der Sache, der durch natürliche und wirthschaft^ 
liehe Verhältnisse entstehen kann. Dieser Staatsschutz tritt nap- 
tärlich erst ein, wenn die Vorsicht und Kraft der Einzelnen oder 
freier wirthschaftlichcr \'ereinigung zur Abwehr solduT Gefahren 
oder zur Beseitigung der Folgen für das Vermögen nicht ausreicht; 



* Bi» BtBMtMi Uatmuehungui von Ihering über den Grnnd des 
Besitseisohntses« 2. Anfl. 1869« liefern einen neuen Beireis dafür, dass 
eine gesunde ciTOistisebe Bebandlung auch fflr die PubticisUlc von httehster 
Bedentnng werden kann; gerade in dem Umstandei, das« die Ergebnisse seiner 
üntersndinngen andi auf das fiffentlicbe Recht ToUe Anwendung finden, scheint 
mir ein nicht an untersobtttsender Beweis für die Biditig^mt derselben gesehen 
werden in niilssen. 
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denn das Prinzip der wirthschaitlichen Freiheit hat die wirth- 
schaftliche Selhstverantwortlichkeit und den Selbstschiitx zur Coii- 

sei|ueüz, während beim Uerlitssdmtzo »'iiio prin/i|M('ll(> mul aus- 
schliessliche Aufgabe des StaaLes vorliegt, weil dieser für den Bestand 
der Kcchtsordnung im Ganzen und Eiuzehien immer einzutre- 
ten hat. 

Von den Gefahren, welche das Vermögen als eine Sunnne 
wirthschaftlieher Gfiter (Werthe) bedrohen, entziehen sich manche 

gänzlicli jeder menschlichen Vorsicht \ind Einwirkung. Hieher 
gehören nicht bloss imvoilier/uschende Naturereignisse wie lOrd- 
beben, Dürre, Frost etc., sondern aucli insbesondere wirtiis«jliaft- 
liehe Ereignisse, welche eine allgemeine oder eine Kntwerthung eia- 
* zelner wirthschaftlieher Güter mit sich bringen, wie Aenderungen 
in den grossen Verkehrsriehtungen , Erfindungen, Mode ete. etc. 
Der Verwaltung kann hier höchstens die Aufgabe zufallen, reclit- 
zeitig auf das Herannahen solcher Ereignisse aufmerksam zu 
machen und die Vurtlieile veränderter Pruductiuus- und \'crkelirs- 
richtungen auch für den eignen Staat zu erstreben, um damit Ver- 
mögens Verluste anderer Art auszugleichen. Im Uebrigen wird sich 
die Thätigkeit der Verwaltung auf die Durchführung von Noth- 
standsmassregeln beschränken müssen. 

Andere Gefahren dagegen lassen sich durch eine vereinte 
Sorgfalt aller Betheiligten und Bedrohten unter ordnender Mit- 
wirkung der Verwaltung bekämpfen oder wenigstens in ihren wirth- 
schaitlichen Folgen beseitigen. 

Die Aufgabe der Verwaltung ist hier eine zweüachc; rrstens 
hat sie Anordnungen und Massregeln durchzuführen zur Ordnung 
in der Benützung und zur Bekämpfung der entfesselten Elemente 
Feuer und Wasser, sowie zur Fernhaltung und Beseitigung von 
epidemischen Thierkrankheiten; zweitens hat sie jene Anstalten 
und Unternehmungen zu überwachen, welche die Versicherung des 
Vermögenswerthes gegen Verluatgefahr zu ihrer Aufgabe gemacht 
haben. 

I. Feuer Ordnung. (Feuerpolizei.) 

1. Zur Yerhfitung von Feuersgefahr bat die Verwal- 
tung eine Reihe von Vorschriften, theils allgemeiner th^ls lokaler 
Natur zu erlassen, welche eine feuersichere Her&telluiig und Er- 
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baltung von Gebftoden bezwecken (besonders in Betreff der Feaer- 

stellen, Bedachung, Reinigung der Kamine etc.), Daneben be- 
darf CS noch besoudurer Bestimmungen über feuergetährlichu Ge- 
werbsanlagen wie Pulvermühleii , Hochöfen u. dgl., sowie strenge 
Verbote feuergefährlicher Handlungen. Alle diese Anordnungen 
sind besonders durch, lokale Organe (Feaerbeschau) sorgfaltig zu 
uberwaclien. 

2. Znr Bekämpfung und Unterdrückung ausg^ 
brochener Feuersgefabr hat die Verwaltung sowohl Lösch- 

geräthe und Löschmittel herzustellen und bereit zu halten, als auch 
ein besonderes Löschpersonal zu organisiren und einer freiwilligen 
Feuerwehr jede thunliche Unterstützung und Förderung angedeihen 
zu lassen. Femer sind Einrichtungen zur . Erlangung mögliehst 
schneller Kmide vom Ausbruche eines Brandes zu treffen (Feuer- 
wache) und bei der Löschung selbst dne zweckmässige energisdie 
Thätigkeit zu entwickeln, dabei aber zugleich för Rettung der Men- 
sclienleben und Schutz des Vermögens gegen Zersti)rung durch die 
Lös( }ivurkehrungen oder gegen Entwendung etc. umfassende Vor- 
kehrungen zu veranlasseu. 

n. Schutz gegen Wassersgefahr. 

1. Vorbeugende Massregeln sind theils 

a) Anordnungen der Verwaltung in Betreff der Benützung der 
Gewäss^ und der Instandhaltung ihrer Ufer, um jedes Hinder- 
niss eines geregelten Wasserabliu:iäes zu vermeiden und nicht bei 
jedem hohen Wasserstand eine Ueberfluthung der angrenzenden 
Grundstücke b( s irgen zu müssen. Die Setzung von Aichptahlen 
(Pegeln)» welche die jeweilige Höhe des Wasserstandes anzeigen, 
dient zur Controle der Befolgung solcher Anordnungen und zu- 
gleich zur Kenntniss der Verwaltung, wann ausserordentliche Mass- 
regeln zum Schutze vor Uebersdiwemmung- geboten sind. 

b) Directe »Schutzan lagen (Flusscorrectionen , Dämme, 
Deiche, Archenbauten etc.) erfordern immer ein organisirtes Zu- 
sammenwirken der bei solchen Anlagen Interessirten ; die Her- 
stellung derselben, welche vielfach allein eine Gefahr zu beseitigen 
vermag, ist daher als eine öffentlidie Last zu behandeln und von 
der Verwaltung (Gemeinde-, Provinzialverwaltung) zu veranlassen 
und zu überwachen. Die Kosten sind in erster Linie von den 
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betheiligten Uferbesitzern, in derem Interesse die Anlage vorzugs- 
weise hergestellt wird zn tragen; ein Zuschuss ans Staatsmitteln 

ist jedoch wegen der liedeutuiifi; derartiger Schutzmassregeln für 
ganze Gegenden nicht nur wünschenswerth, sondern sogar geboten. 

III. Massregeln zur Unterdrückung der Gefahr sind 
insbesondere die Verbreitung der Nachricht nahender Uebersc^wem- 

. mung, die Bereithaltung und zweckmässige Verwendung von Ret- 
tnngsanstalten (Bote etc.) unter zwangswdser Mitwirkung der 
benachbarten Bevölkerung, sowie besondere Anordnungen und Vor- 
kehrungen bei Eisi,^m^ in Flüssen (Aufstellung von Eisbrechern, 
Anlegung von Kanälen im Eise etc.). 

IV. Zum Schutze des Viehstandes gegen Krank- 
heiten, welche epidemisch auftreten (Epizuotien), sind zum Theil 
ähnliche Massregein anzuwenden, wie sie bei der Verwaltung des 
Öffentlichen Gresundheitswesens geboten sind; durch eine allgemeine 
Anzeigeptiicht der Viehbesitzer muss die Verwaltung über das 

• Auftreten einer solchen Krankheit rechtzeitige Inlbrniation erlaiigeii ; 
Sperre gegen das Ausland, Absperrung von Häusern und Ort- 
schaften im Inlande oder Oonsigairung des verdächtigen Viehes 
müssen zur Verhütung einer weitern Verbreitung angeordnet wer- 
den; bei hartnäckigen Krankheiten wie z. B. bei der Rinderpest 
kann nur äusserst strenges Vorgehen (Schlagen aller verdächtigen 
Stücke) eine Weiterverbreitung verhüten. Fär solche Ffllle ist 
aber, da die Massregeln im Interesse der Gesammtheit vorge- 
nommen werden, der einzelne Vielibesitzer, dessen Viehstand den- 
selben zum Opfer gefallen ist, billig durch die Verwaltung zu ent- 
schädigen. Zur Vermeidung der £inschleppung ist auch besonders 
eme polizeiliche Ueberwacbung der Viehmärkte durch besonders 
aufgestellte Thierärzte nothwendig. 

V. Die Ordnung des Versicherungswesens.** 

Die Volkswirthscliaft zeigt in dem Versicheruugspriuzipe den 

* Vgl. Schenk die Wassenechtslnge. 1860. Stein L. Die Wasser 

reehtslebre in HaimerTs Migazin. XVm. 2. 

Viel Belehrung findet sich in der „Zeitschrift für Versicherungsrecht'' 
Ton Hai SS. 1865 fl'. Hauptwerk auch für die Technik des Versicherungs 
Wesens ist: Masius, Lehre der Versicherung. 1846*. Femer kommen in 
Betracht: 8-iski. Jahrbuch für das gesammte Yersicherungswesen* £lsner, 
Versicherungszeitttog und Assecuranxalmanacli. 
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Weg an, auf welchem die wirthfiohaftlichen Folgen eines nicht 
vorhergesehenen Unglücksfalls för das Vermögen gemildert oder 

ganz beseitigt werden können. Es ist die Versicherung eine Form 
der genossonschaftlichi n Selbsthilfe, mag dieselbe min als unmit- 
telbare oder als mittelbare Genossenschaft auftreten. (Gegen- 
seitigk(»itsversicherun2^ — Spekulationsversicherung.) 

Dadurch ist die Verwaltung jeder Pflicht zur Herstellung und 
Leitung eigener staatKcher Versicherungsanstalten überhoben ; denn 
zu positiver Unterstützung des wirthschaftlichen Lebens ist sie nur 
dann veranlasst, wenn der Einzelne sich selbst oder in freier ge- 
sellschaftlicher Verbindung die Bi'dingimgen s'>iiH r wirthschaftlichen 
Ikdürfnissbefriedigung nicht hiizustellen vermag. Aber auch ab- 
gesehen von dieser prinzipiellen Entscheidung ist die Führung 
eigener Landesversichemngsanstalten , welche besonders zur Ver- 
- Sicherung von Gebäuden gegen Feuerschaden vielfach bestehen» von 
praktischen Gresichtspunkten nicht zu empfehlen, weil sie nicht bloss 
da als vollständig entbehrlich sich zeigen, wo sie nicht bestehen . 
(Frankreich, Entrland, Oesterreich), sondern auch mit allen der 
industriellen Thätigkeit der Staatsverwaltung anklcbeuden Mängeln 
und Nachtheilen versehen sind (Stagnation in den Satzungen, 
theure und minder sorgsame Geschäftsführung, daher auch höhere 
Versicherungsprämien). Am stärksten treten diese Naditheile auf, 
wo die staatlichen Versicherungsanstalten ausschliessende Befug- 
nisse haben, weil hier noch die aus dem Monopol immer entste- 
hende Ausbeutung des Publikums und in Folge mangelnder Con- 
currenz noch grössere Lässigkeit in Berücksichtigung der Vurtheile 
einzutreten pflogt. 

Eine Verbindung des staatlichen Versischerungsgeschäfis mit 
andern Zweigen der Verwaltung zur Kostenersparung, welche man 
dann oft als einen Vortheil solcher Anstalten, gegenüber den Pri- 
vatversicherungsgesellschaften , rülimt, kann nur auf Kosten der 
Sorgfalt fiir beide Arten der adininistrativen Tliätigkoit irescluOien. 

Ebenso wenig kann ein besonderer Vortheil einer solchen 
Staatsanstalt fiir Gebäudeversicherung in der günstigen Wirkung 
auf den Credit der Hausbesitzer, denen hier eine Versicherung nie 
versagt werde, gesehen werden, weil das gleiche von jeder Prtvat- 
. versidierungsgesellschaft oder wenigstens bei einiger Concurrenz von 
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Privatanstalten erwartet verde» kann. Dagegen liegt in dem an- 
geblidien Vortheil ihrer Ausdehnung Ober ein weites Gebiet (das 
ganze Land oder einzelne Provinzen) geradezu ein grosses Bedenken 
gegen sie, weil dadurch ihre Kassa bei jedem grössem Unglück 

(besonders lirand) in erheblichem Maasse in Anspruch genommen 
mrdy wuiireiid bei freiem Geschäftebet riebe aller Privatvcrsichc- 
rungsanstalten sich der Verlust auf viele vertheilen könnte. Nur 
die relativ grössere Sicherheit der Landesversicherungsanstaiten 
lässt sich als wirklicher Yortheil anfuhren; aber auch dieser ver«- 
schwindet gegenüber den in der Ausbildung begriffenen Rückver- 
sicherongsanstalten, wodurch die einzelnen Privatanstalten zu ebenso 
grosser Sicherheit sich zu entwickeln vermögen. 

Aber clH-nsoweuig als die Verwaltung selbst Versiclieruii^s- 
austalten in s Leben zu rufen und zu führen lierufen ist, kann sie 
eine Berechtigung haben, eine Betheiligung der Bevölkerung an den 
Versicherungsanstalten mit Zwang herbeizafähren. Denn durch das 
Versäumniss des Einzelnen, sich zu versichern, entsteht keine 
Wirkung f&r Dritte, aus welcher auf staatlichen Schutz Anspruch 
gemacht werden könnte; fiir die Sorgfalt des Einzelnen aber hat 
der Staat nicht einzutreten. Andere Personen (z. B. Gläubiger) 
aber kruiijoii ihre Interessen an einem Vermögen selbst hinlänglich 
wahrnehmen; Hypotheken insbesondere kömien dadurch sicher- 
gestellt werden, dass ihre Gewährung von der Versicherung der 
Hypothekenobjekte abhängig gemacht wird. Nur för solche Ge- 
bäude, welche der staatlichen Aufsicht oder Verwaltung unterstehen, 
also fdr öffentliche Gebäude « Gemeindehäuser etc. , auch fßr die 
Pii[Mllen gehörigen Goliäude oder süIcIk', welche als eine dem Staate 
l'f'-^telltc Caution betrachtet werden, ist der Versicherungszwaug 
zulässig, ja sogar geboten. 

Vom Standpunkte der Verwaltung aus kommen daher die 
Versicherungsgeschäfte in gleicher Weise wie alle firwerbsgeschäfte 
in Betracht; daher ist prinzipiell Freiheit der Concurreoz und 
zwar für inländische wie ausländische Anstalten zu gewähren. 

DaL't'gt'ii ist allcriliiigb im Interesse der Bevölkerung, welche 
sich über die Verliältnisse der einzelnen Anstaltt-n, licsonder» ihre 
Einriclitung, Fundatiuu etc. nicht genau informireii kann, eine Be- 
aufsichtigung aller im Lande Geschäfte treibenden Versicherungs- 
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anstalten in der Weise von der Yerwaltang zn handhaben, dass 
sie Einsicht in die Statuten einer jeden, sowie periodisdie öffent- 
liche Rechnungslegung fordert, von ansvärtigen die Aufstellung 
eigner Agenten im Inlande und deren Bekanntmachung verlangt, 

und jodeni Unrecht und Schwindel mit Versicherungstfeschäflen 
(üeberversicherung, Doppel Versicherung j aufs strengste zu steuern 
sucht. 

Diese Grundsätze gelten für alle Arten der Vermögensver- 
Sicherung, also in gleicher Weise nicht bloss iiir Immobiliar- und 
Mobiliar-Feuerversicherungen, sondern auch für See-, Hagel-, Vieh- 
versicherungen u. dgl. Yon Lebensversicherungen vide $ 50. 

n. CapiteL Erwerb. 

S 35. Die Ordnung der Erwerbsverhältnisse. 

Die grosse Mehrzahl der wirthscha&hchen Ofiter muss immer 
wieder neu erworben werden. Eigenthum und Besitz sind zunächst 
rechüidie Formen der Aneignung und Verfügung über die Güter, 
ohne welche ein nachhaltiger und kräftiger Erwerbsbetrieb nicht 

möglich wäre. Sie genügen aber den Bedürfnissen nur insofenie, 
als sie uls Grnndlnge für die Beschaffung aller nothwendigen Güter 
— also für den Erwerb dienen. Daher sind sie auch nicht bloss 
Gegwstand juristischer und statistischer Betrachtung, sondern fallen 
wegen ihrer ökonomischen Bedeutung auch in den Kreis der wirth- 
schafts-politischen Aufgaben des Staates. 

Daneben tritt nun als zweites Hauptgebiet der Verwaltung»- 
thätigkeit die Liesanimte Gewerbstliäiigkeit des Volkes auf, auch 
wieder als Coliectiverscheinung , ja noch unzweifelhafter als solche 
zu behandein. Denn während durch die Form des Eigenthums der 
Einzelne sich von der Gemeinschaft zu emandpiren trachtet, ist er 
im Erwerb geradezu auf dieselbe angewiesen, und kann nur in 
derselben sein wirfchschaftliches Ziel erreichen* 

I. Zwei grosse Prinzipien zeichnen hier die materielle 
Ordnung der Erwerbsverhältnisse und damit die Richtung der 
Verwaltungsthätigkeit im Allgemeinen vor; sie niuss 1. Jeden 
möglichst erwerbsfähig zu machen .streben; 2. jeder Art von Er- 
werb in gleicher Weise wirthschafUiche Productivität zuerkennen. 
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und daher keiner eine Bevorzugung angedeihen lassen, keine zu 
Gunsten andrer benachtheiligen. 

J . Als allgemeine Voraussetzuug der Erreichung dieser Ziele dient 
die per.sönliche Freilieit und die Freiheit des Eigenthums. Insbesondere 
aber hängt die günstige Wirksamkeit der Verwaltungsthätigkeit von Ge- 
währung der Freizügigkeit ab, deren Gomplement die Erwerbfreiheit ist. 

2. Ebenso erscheint als Voraussetzung die Herstellung der Be- 
dingungen jeder Erwerbth&tigkeit — der körperlichen uttd geistigen 
Entwicklung der Bevölkerung, insbesondere eine ausreichende GewSb- 
ryng des Kealuiiterriclits. 

3. Die Erwerbölahigkeit des Einzelneu wird unter diesen 
Voraussetzungen am besten durch volle Erwerbsfreiheit hergestelit. 
Da der Staat im wirthschaftlichen Leben nicht dem Einzelnen zu 
Hilfe kommt, sondern die Erwerbsmögiichkeit blos von dessen 
Leistungen für die Volkswirthschaft abhingt, so ist er auch nidit 
berufen und berechtigt, den Einzelnen den Besitz und die Ver- 
fugung über Produktionskräfte zu vermehren, was nur auf Kosten 
anderer geschehen koniiie; dagegen kann er nun auch keine an- 
dern Einschränkimgen auferlegen, als solche, welche das Öffentliche 
Wohl gebieterisch erheischt. 

Es ist das Prinzip der Selbsthilfe, durch welches der Staat 
die volle Erwerbsfreiheit anerkennt. Hiezu whrd er schon gedrängt 
durch Grundsfttze, welche als Richtschnur ftir alle Verwaltungs- 
thätigkeit auf dem wirthschaftlichen Gebiete gelten müssen (§31). 

Insbesondere aber weisen noch mehrfache besondere Erwägun- 
gen der Verwaltung dieselbe Grundlage für ihre W'iiksamkeit an. 

a) Das Streben der Einzelnen nach Erwerbsfahigkeit wird um 
so stärker sein, je weniger sie sich auf die directe Unterstützung 
des Staates verlassen können. 

b) Mit jeder directen Einmischung in die wirthsdiaftlichen 
Angelegenheiten übernimmt die Verwaltung die Verantwortung für 
den Erfolg, so weit er auf Rechnung derselben gesetzt werden 
kann, während doch ein wirkliches Einstehen datür nicht möglich 
ist. Es betheiligt sich daher die Verwaltung durch die Einmisch- 
ung beständig an der wirthschaftlichen Spekulation, während das 
Risiko dafür von der Bevölkerung, bald von den Prodncenten bald 
von den Gonsumenten getragen wird. 
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c) Jede directe Geldhilfe, welche einzelnen Erwerbsuaterueh- 
mungen oder Klasse von der Verwaltung geboten wird, kann nur 
aus den Kräften des gesammteu Staates genommen sein; also 
werden gleichberechtigte Interessen zu Gunsten Einzelner verletzt, 
was um so bedenklicher ist, als an und für sich jede Oesellschafts- 
tbnn , also auch jede Erweihsgesellschaft nach Ilerrschaft über 
ihre Concurreiiten strebt. 

d) Ebenso wird die Uleichheit des Rechts verletzt, w^'nn 
rechtKche Unterschiede der Erwerbslahigkeit im Volke gemacht 
werden. 

Durch das Prinzip der Erwerbsfreiheit und seiner Gonsequenz, 
der Selbsthilfe, wird die Verwaltung daher auch dem zweiten 

volkswirthvschaftlichen Grundsatze gerecht, welcher gleiche Berückr 
sichtigung aller Erwerbszwoisre verlaust. 

Noch ist die gegenwärtige Verwaltungspraxis lange nicht auf 
diese Grundsätze gestellt. Die noch vorhandenen mehr oder minder 
verbreiteten Beschränkungen der Erwerbsfreibeit und Formen der 
Staatshilfe sind grösstentheils auf die polizeiliche Auffassung des 
Staates zuräckzuföhren , nach welcher nur durch die staatliche 
Dazwischenkunft far die Gesammtheit (Volkswirthschaft) etwas 
geleistet werden könne; theils boniluu sie noch auf der Wohl- 
fahitsanschauung, welche bald den Schutz der Consumenten vor 
üebervortheilung , bald den Schutz der Production oder einzelner 
Productionszweige im Auge hatte; theiis gehen sie hervor aus 
Uebertreibung politischer Rücksichten, welche überall eine Gefahr 
fiir den Staatsbestand sehen. . 

Dagegen gehen die in neuester Zeit gemachten Anstrengungen 
zur J^i u «'itorimg des Staatseinflusses auf den iM wcrb iii der Form 
der StaatshiitL' aus absichtlicher oder unbedachter Unterstützung 
socialistischer Bestrebungen hervor, wie sie insbesondere von Seiten 
der Arbeiterbevölkerung immer deutlicher zu Tage treten (§ 36). 

Als Massregeln und Einrichtungen, welche mit dem Systeme 
der Erwerbsfreiheit sidi nicht vereinen lassen, sind zu betraditeii : 

1. «Privilegien und Monopole, ausschliessliche Befug- 
nisse Einzelner zur Ausübung bestimmter Erwerbszweige oder ein- 
zelner Theilü eines solchen; besonders Handelsmonopole und Privi- 
legien; Bankmonopol etc. in der liege! »md sie iu der Absicht 
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veitiehen» Erweirbszireige zur Blüthe za bnngen und ihnen Absatz 
20 sidiGni, von denen anKunebmen ist, dass sie ohne Schutz nidit 
würden bestehen können. Sie erzeugen den Nachtheil, dass der 
Betrieb solcher Unternehmungen wegen mangelnden Impulses schlecht 
Oller doch weniger ffiit eingerichtet ist, als er unter freiem Wett- 
bewerbe sein müsste ; ferner vertheuem sie die Consumtion, machen 
dadordi nur dne geringere Production möglich oder schaffen künstlich 
eine Frodnctionsart, welcher die natOrKchen Bedingnngen des Ge- 
ddhens fehlen, alles anf Kosten der Consnmenten nnd der übri-* 
gen Prodnotionsföhigen, an denen dadurch auch ein Unrecht 7er^ 
übt wird. 

2. Regalien, Monopole in der Hand des Staates , welche 
dem übertriebenen Gedanken der staatlichen Hoheitsrechte und der 
ängstlichen Sorge für die Staatabedürfnisse entsprangen nnd aus 
ToroehnaUcfa fiskalischen Rücksichten anfredit erhalten worden sind. 
Dieselben NaohtheOe, wie bei den Monopolen treten hier nur in 
erhöhtem Masse anf, wenn auch noch die theure Verwaltung aller 
Staatsgewerbe mit in Betracht zu ziehen ist.* 

3. Milder in den Wirkungen sind Erwerl>sbeschränkungen, 
welche auf dem Concessionssysteme beruhen. Unter diesem 
Systeme besteht zwar eine vielfache, aber doch immer beschränkte 
Befiigniss zur Ausübung einzelner Erwerbszweige; soweit die Be« 
schrftnknngen reichen, müssen daher andi hier die gleichen Wir- 
kungen eintreten, welche das System der Monopole erzengt. Die 
Rücksichten auf persönHche Verhältnisse, Leumund, Kenntnisse 
der Erwerbtreibeiideii sowie die Inbetrachtnahme dos lokalen Be- 
düGfnisses, von welchen Umständen die Concessiunsertheilung ab- 
hängig gemacht whrd» sind durch Uebertreibung des Wohlfahrta- 
gedankens hervoigerofen, nach welchem man der Verwaltmig dne 
besondere Sorge für die einzelnen Erwerbtreibenden nnd ihren 
gesicherten Nahmngsstand, sowie für das consumirende Publikum 
und die Versoiguüg des Marktes mit guten Producten aufbürden 
zu müssen glaubt. 

* DaM die Beg alieii nicht blost vtm Standpnukto der WlrthsdiaftsIebTe 
und Politik* sondem inibesondie auch rm. Beebtsitatidpiiiikte am nt ivt^ 
mfen sind, wett „das Begal aberhanpt kein Jniistiidier Begriff ist^. hat 
St? an eh. Über Unprang nnd Natur der Begalien, I86S» sehfln naeb|pwies0B* 
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4. Ein GbrrectiT. all dieser monopoliBtisehen BesohraDkimgen 
.mosste im Systeme obrigkeitlicher Taxen entstdien. (Lohn- 
taxen, .Zinstaxen, Taxen der mnzelnen Prodncte.) Als hauptsäch- 
liches Motiv kann hier die Sor^e für die Consumeiiten angesehen 
werden, welche ohne solche Taxationen der moüopuiistischen Aiis- 
beutang durch die vor Concurreiiz gesicherten Producenten preis- 
gegeben gewesen wären. Dieses System wird mit dem Fallen aller 
oben bezeichneten BeschranlLungen von selbst entbehrlicb. £s ist 
seine Besdtigong auch nothwendig, weil obriglceitliGhe Taxen ein 
BQndemiss fQr natnrgemftsse Ausdehnung der Froduction sind und 
den Consiinienten ein ausreichender Schutz doch nidit gewährt 
werden kann, da hei dem heständigen Schwanken der Preise die 
Taxen mindestens eben so leicht zu hoch als zu niedrig gegriilen 
sein können; ja ersteres tritt bei der natürlichen Üeherlegenheit 
der Prodttcenten über die Consumenten sogar häufiger ein, da lets- 

' tere eme unoiganistrte nicht leicht zu assodürende Nachfrage dar- 
stellen, während erstere sich leichter über gleichmSssige Preise 
verständigen und dadurdi die obrigkeitliche Taxadon nicht unerheb- 
lich beeinflussen. 

5. Erwerbsheselit äiikunixen ans s o (; i a I e n M o f i v e n. Hie- 
her «ehören z. B. Krwerlisl»eschränknn;^eii des Adels, der unehe- 
lichen Kinder; beschränkte Wechseliahigkeit, Börsenfähigkeit. Ins- 
besondere aber zählen hieher die mannigfachen Beschränkungen, 
welche in Folge ständischer Abgeschiedenheit der Erwerbsarten 
entstanden und festgelialten worden sind; Bauemstand mit geschlos- 
senen Gatem, die Zunttverfassung der Gewerbe, die Handelsgilden. 
Auch ein das ökonomische Leben stark l)eeiuäusseiides geschlos- 
senes (jreuieindebiirgerthum fallt zum Tiieil in den Kreis dieser Be- 
trachtungen, obwohl dasselbe hauptsächlich unter socialen und rein 
politischen Gesiditspunkten zu betrachten ist. Siehe IV. Absdmitt. 

6. Während so der Erwerb im Inlande selbst den mannig- 
ftßhsten Besduränktmgen unterlag, ist durch das Prohibitiv- 
system, die praktische Gestaltung des Merkantilismus, auch dem 
Verkehr nach aussen ein mächtiges Hindemiss in den Weg gelegt 
worden. Dieses ►System vermehrte die Menge niuiiopolifstisclier Be- 
günstigungen der Production auf Kosten der Consumenten und 
schuf eine Keihe känstlich blühender Erwerbszweige» welche unter 
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freier GoncuiTenz weg^n Maii|^l der natttrfiohen und wthflchAfU. 
Hchen Voraossetziuigen nieht h&tten gedeOieii können. Je weniger 

dasselbe in allgemeiner Ausdehnung über alle nationale Production 
sich als durchführbar erwies, desto mehr neigte sich die Yerwai- 
tuQgsprazLs 

7* zum gemässigten Protectionssysteme» wdofaes ato> 
indem es nur einzelnen Erwerbssweig^n Bogänetigungen gewShrte, 
selbst innerhalb der ProductbnsthSlig^eit von dem Grundsätze der 
Gleicbbereditigimg der Interessen abwidi, ohne desshalb der Gon- 

sumtion vollkommen gerecht zu werden, welche doch immer der 
monopolistischen Ausbeutung durch die protegirten Gewerbe preis- 
gegeben war. 

Alle diese verschiedenen Beschränkungen werden durch das 
System der Erwerbsfrdheit beseitigt; freie Gonenrrenz, Selbsthilfe, 
Gewerbefreiheit, Freihandel smd lauter einzelne Bezeichnungen dieses 
Systems in der besondem Anwendang auf die haaptsäohliohsteh 

Richtungen desselben. Aber anch dieses System erleidet nach den 
oben (S 31) entwickelten Grundsätzen des Staatsinteresses an der 
Volkswirthschaft gar mannigfache Modificationen ; politische I^tick- 
sichten können und müssen unter Umständen über die volkswirth- 
scbaftlichen überwiegen und der dadurch iur einzelne Zweige des 
Erwerbs oder der Gonsumtion entstehende Nachtheil ist eben daim 
als Opfer für das Wohl der Staatsgesammtheit zu beCraditai* 
Nur darf natürlich ein solcher Widerspruch der staatiichen mit den 
wirthscLafLlichen iiiLeressen nicht leichthin angenommen werden, 
sondern muss bestimmt nachweisbar sein und ein überwiegender 
Vortheil für das staatliche Interesse aus der Erwerbsbeschränkuug 
mit Sicherheit erwartet werden können. 

IL Die formale Ordnung der Erwerbsyerhftltmsso beruht 
in der ZnsammenfiMwnng, Henuudehong und BeufitzuDg der hei den 
Erwei%treibenden eines jeden Zweiges vorhandenen Kraft und 
Leistungsfähigkeit zur selbständigen Ordnung ilu'er Erwerbsangelegen- 
heiten und Wainning ihrer eigenen Interessen. 

1. Die Verwaltung muss sich vor Allem den freiwillig sich 
bildenden Vereinen, Innungen, Congressen u. s. w. gegenüber, so- 
feme sie nur auf dem Principe der Ireien Mitgliedsehaft beruhen, 
Jucht nur nicht feindselig verhalten» sondeiu dieselben als dne 

10» 
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erhebliche Uuterstutzang in EritÜlung ihrer eigenen Aufgaben mit 
Freuden begrü^sen und naeb Kr&ften befördern. 

2, Sie kann aber ancb, wo sie eine Fdrderang ilirer Interessen 
erwartet, solche Verbindungen selbst hervorrufen und dinen Ein« 
fliisß auf dieselben, soweit ein solcher zur Erreichung ihrer Zwecke 
nothwendig erscheint, ausüben. 

ad 1. Am stärksten hat sich das Associationsbedürfniss bis- 
her in Vereinen ausgesprochen, welche zur Wahrung und Be- 
förderung der Interessen jedes Erwerbszweiges entstanden sind. 
Diesen die Weiterentwicklung auf dem Prinzipe der freien Kit- 
gliedsdiaft, und eine wahre Interessenvertretung gegenüber der 
Staatsverwaltung möglich zu machen, liegt im wohlverstandenen 
Interesse dieser selbst. Denn nicht in der lleranliildung willfah- 
riger, unselbständiger Organa, soutlern in freiwilliger Mitwirkung 
der Betheiligten bei Durchfülirung der staatlichen Aufgaben hat 
die Verwaltung Aussicht für die wirthschaftlichen Angelegenheiten 
des Volkes hesser, als durch blos bnreaukratische Einrichtungen 
möglich ist, soi^n zu können. Wo das Veransleben daher sidi 
reich entfaltet, da wird die Verwaltung durdi dasselbe die beste 
und ,n IS reichend ste Förderung ihrer Bestrebungen finden, jinderseits 
wenb'ii aber auch die Interessen der einzelnen Erwerlxsz^vciL^.^ am 
kräftigsten vertreten werden. Hinsichtlich der landwirtlischaftlichen 
Vereine ist die Verwaltung dah^r besonders veranlasst, die früher 
allgemein bestandene Neigung zur Geltendmachung eines Regiemngs- 
einflusses aufzugeben; bezüglich der Gfewarbs^und Handelsverbftnde 
handelt es sich um Verhinderung jeder Unfreiheit der Mitglied- 
schaft, als dem charakteristischen Merkmale der alten Zunft- 
verfassnng. 

Dagegen kann und soll die Staatsverwaltung solche Vereini- 
gungen in der ausgedehntesten Weise zur Beförderung ihrer Auf- 
gaben heranziehen; zur Herstellung einer alle Zweige des £rw^bs- 
lebens nmfessenden, vollständigen Statistik, als Grundlage aller 
Erkenntniss der einzelnen Angaben und der Beobachtung über die 
Erfolge der Gesetzgebung; fismer zur Einholung von Gutachten, 
Berichten nnd Vorschläiren etc. etc. , überhaupt zur Ermittlung und 
Constatirunu tliatsäcli lieber Verliältnis.se des Erwerbslebens (z. B. 
Uesancen) und unzweifelhafter Aussprache der Wünsche nnd Be- 
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«cbw«rdeo der erwerbtreä)endeo Bevölkerung. Siehe über Vereine 
im All?. IV. Abtheilung. 

ad 2. Anstatt der Vereine, wo solche sich noch nicht iu 
hefriedisender Weise entwickelt haben, oder neben deuseibeu kann 
die Staatsverwaltimg Vereinigungen der Erwerbshitercssen selbst 
hervorrufen, sei es für einzelne bestimmte Zwecke, wie z. B. durch 
Emsetsung einer aus SadiverstSodig^n und Betheiligten gebildeten 
Untersttohungsoomniission (enquete), oder durch Orgaoisining be- 
sonderer Vertretungen, Rftthe (eonseils, boards), Kammern, Con- 
grc'ssc u. d<i\., wobei dann weniiJ:stens der Grundsatz befolgt wer- 
den muss , da^-s denselben mösrlichste SelbstandiLikeit und Unab- 
hängigkeit vom Behördenorganismus eingeräumt werden und nur 
in Bezug auf das Mass der Aufgaben (z. B. Fragestückc der 
Enquete » Gompetenz der Kammern eCc*)» nicht aber hinsichtlich 
der Art und Weise ihrer Ausführung, bindende Vorsohrifiten ge- 
geben werden dArfen. ^In der That sind sie an sidi vid besser, 
als ein unthätiger und schleclit organisirter , aber anderseits nicht 
so ^ut, als ein tücIitiL,'er Verein. Wo V ereins- und Versamm- 
lungsrecht daher in rechter Blüthe stehen, 'da werden sie fast 
überflüssig ; wo sich die Regierung auf die Vereine nicht verlassen 
kann, sind sie mithwendig«'^ (Stein). 

$ 36. Die Arbeit'' 

Die Anwendung der allgemeinen Grundsätze, welche für die 
Politik der Erwerbsverhältnisse gelten müssen, (S 35) auf die 
einzelnen Arten des Krwerbs ist vielfach beeinÜusst von dem 
nationalökonomischen Grundcbarakter derselben, welcher für Arbeit, 
Kapital und Unternehmung besonders zu beachten ist. 

Für den Erwerb aus Arbeit wird vielfach ein besonderer 
Staatssdiutz in Anspruch genommen, weil die Arbeit einer zuneh- 



* Di© sjxci lisch© Literatur über die Arbeiterfrage bcätoht in Broschüren 
und Vereius-((Jeuo&äeu!>cliafu-)Bericbten. Sie schcidcL ^ich in Deutschland ent- 
sprechend den drei ^[rossen Arbeiterparteien iu eine L a s s a II e auische Rich- 
tung mit dem Prinzip der StaatshiJfe, eine SchuUeCDelitschJäche mit dam 
FHnzipe der geDOMensehaftliohen Selbetliilfe, und in eine demokratisch et 
welehe ohne bestimmtes natlonal^Sltonemisebes Programm snntelist toq der 
Negation des boeteheiidttt StaaliwetMU ausgeht. 
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menden Yergewaltigiixig dnioh das Kapital eiitgegeD gehe and dar 
mit das Loos der zaUradbsten uid bedItrftigsCen Volksklasse sich 

fortwährend verschlechtere; es erheische der Arbeiterstand daher 
um so dringender die Staatshilfe, als ohne diese der Verfall der 
ganzen wirthschaftlichen und socialen Existenz des Staates erfolgen 
müsse. (Arbeiterfrage). Wären diese Befürchtungen gegründet, 
so würde allerdings eine An^g^abe des Staates dann gesehen wer- 
den müssen, Sorge für die ökonomisdien Wirkmigen der Arbeit 
im gleichmassigen Interesse der Arbeiter wie der übrigen Staats- 
gesellschaft zu entfalten. 

Der nationalökonomische Charakter des Erwerbes aus Arbeit 
zeigt nun allerdings die besondere Eigenthümlichkeit, dass das Ge- 
setz von Angebot und Nachfrage, welches den Preis jeder wirth- 
schaftlidien Leistong im Allgemeinen bestimmt, hier anders wirkt 
als bei andern Frodnctionsflustoren. Die Preisansgleidimig welche 
sich nämlidi bei Termehrter Nachfrage dnrch Vermehrong des An- 
gebots ergibt, kann hier erst in langen Perioden erfolgen durch 
Heranwachsen einer neuen Arbeitergeneration, und nur, soweit das 
Kapital (zunächst in 1 orm von Maschinen) sofort in wirksame 
Goncorrenz mit der Arbeit zu treten, und dieselbe zu ersetzen 
vermag, wird die dnrch Steigerang der Nachfrage zn erwartende 
Lohnerhühnng nJdit eintreten. Da aber nun mit der bestSndigen 
Yennehrung des Nationabeichthoms auch die Summe der nach 
Arbeitsverwendung verlangenden Kapitalien wächst und die Ver- 
mehrung der Arbeiterbevölkemng nicht in demselben Maasse sich 
vollzieht, so ist, unter der Voraussetzung voller Freiheit der Ar- 
beitsverwendung eine constante Steigerung des Arbeitslohnes zu 
erwarten, welcher für höhere als rein mechanische (von der Mar 
BcMne zu ersetcende) Arbeit gegeben werden muss. Nur für die 
gemeine Arbeit wird also der Durchschnittslohn sidi für die Dauer 
auf der Höhe der zur Erhaltung der Existenz und Fortpflanzung 
erforderlichen Lebensnothduift behaupten ; für die Arbeit überhaupt 
bestimmen die sämmtlichen Produktionskusien (herkömmliche Le- 
bensbedürfnisse, nicht Lebensnothdurtt) das Minimum des Lohnes. 

Daraus ergibt sich schon die Unrichtigkeit der sodalistischen 
Forderungen, ^reiche vom Staate eine besondm Hilfe für die Ar- 
beiter aus dem Grunde verlangen, weO bei der bestehenden Ver- 
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mögensungleichheit und der Inferiorität der ^beit gegentlbelr dem 
Kfipitale in Folge des ^ehdmen ökonomisöhen Gresetzes vom Ar- 
beitslöhne^ (Lassalle) die natürliche Gerechtigkeit nilr aof dem* 

Wege der Staatshilfe hergestellt werden könne. 

Abgesehen von den i^anz unznlässigen Fordeningen des Com- 
inumsnius , Socialismiis und Mutualismus ist dalier auch jede For- 
derung nach (jreldhilfe für die Arbeiter als ungerechtfertigt zurück- 
zuweisen: sowohl die £inrichtung der Staatswerkstätten, in 
welchen dem Arbeiter, der nicht eine entsprechende Arbeit anf 
dem privaten Arbeitsmarkte findet, auf öffentliche Kosten -eme 
solche Erwerbsgelegenheit geboten worden soll, als auch die Er- 
richtung einer S t a a t s 1) a n k für Producti vassociationen , wodurch 
den Arbeitern das (Tründungskapital zu selbständigen genossen- ' 
schaftlichen Unternehmungen dargeboten, und zugleich (durch Dis- 
kontirung der Wechsel, welche eine solche Association ausstellt) 
das ganze Betriebskapital beständig gajrantirt werden sollte. Solche 
Massregeln widerspredien den obersten Grundsitzen derErwerbs- 
politik, womach die Mittel der Gesanimtheit nicht zur Verbesserung 
der ökonomischen Lage einer einzelnen Gesellschaftkiasse verwen- 
det werden dürfen. 

Ebensowenig kann aber auch ein Eingreifen der Staatsgewalt 
in die freie Lohnübereinkunft zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer gerechtfertigt werden. "Weder obrigkeitliche Lohntaxen 
noch obligatorische Einfuhrung des Systems der Gewinnbe- 
theiligung (OommissionssTstem oder industrielle Partnerschaft), 
welche nur eine besondere Form des Arbeitjslohnes ist, lassen sich 
vom Standpnnkte der Erwerbfreiheit und der Selbsthilfe verthei- 
digcn. Lohntaxen enthalten eine Verkümmerung des Arbeitslohns, 
indem sie den Arbeiter verhindern von d^ Freiheit und Gunst 
der Goncurrenz vollen Gebrauch zu machen, um die Unternehmer 
vor unbilligen Forderungen zu schfitzen und den auswärtigen Ab- 
satz der Prodncte dorch Verminderung der Productionskosten m 
heben; sie halten damit die Arbeitsleistung aut einer Stufe der» 
Mittelmiissigkeit und sind daher ungerecht gegen bessere wirth- 
schaftliche Arbeitsleistungen, und damit ein Hiaderniss der geisti-. 
gen Erhebung des ArbeitersUmdes. Das System der Gewinnbe- 
theiligung ist nicht bloss selten am Platze (am besten noch bei 
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selur schwierigen grosser ^Sorgfalt bedürfenden Arbeiten), sondern 
auch meistens gerade f9r den Arbiter nngeeJgnett za dessen Gun- 
sten die Einrichtung bestehen soll, indem sie ihn durch die An- 
wartschaft auf GewiniiantheU an ein Unternehmen kettet und damit 
der vollen Freizii<^ngkeil verlusti": macht; anderseits ist für die 
Unternehmer kein ükononiis(;h bedeutender Vortheil zu sehen, weil 
sie an Selbständigkeit der Geschäftsleitung in Folge der Oontrole 
der gewinnbetheiligten Arbeiter jedenfalls ebensoviel verlieren als 
sie dnreh vermehrte Sorgfalt derselben gewinnen. Keinen&lls 
eignet sich daher das System zur Grundlage einer allgemeinen ge- 
setzlichen Regelung der Verhältnisse zwischen Unterneluuer und 
Arbeiter, weil es von einer nur annähernden Lösung der Arbeiter- 
frage mindestens eben so weit entfernt ist , als von einer Wah- 
nmg der Grundsätze wirthschaftlic^her JYeiheit und Selbständigkeit. 

Die Verwaitang muss sich darauf beschränken, mit den ihr 
za Gebote stehenden berechtigten Mitteln dem Arbeiter gleichfalls 
die Erreichung des doppelten Zieles aller wirthschaitlichen Entwick- 
lung zu ermöglichen, welches in Selbständigkeit und Freiheit des 
Wirthschaftslebens besteht. Zumeist sind auch die Arbeiter smi 
die SeJbsthille angewiesen; durch Ausbildung des Sparkassen-, 
.Versieh erungs- , überhaupt des Genossenschaftswesens, müssen sie 
nach Jener Selbständigkeit ringen, welche nur dann einen Werth 
nnd eine wirkliche Unabhängigkeit begründet, wenn sie ans eigner 
Kraft erworben ist; der Staat befördert diese Bestrebungen dmrch 
Feststellung rechtlicher Formen für die genossenschaftliche Selbst- 
hilfe, in welcher sie nach allen Seiten ungehindert und ungestört 
sich entwickeln kann und darf. 

Die Mittel, welche der Staat, abgesehen hievon, zur Hebung 
des Loses der arbeitenden Klassen anwenden mnss, lassen sich 
nngeföhr folgendermassen bestimmen. 

1. Es ist Pflidät des Staates, alle Hindemisse zu beseitigen, 
welche einer Bntwfdtlung der persönlichen Freiheit und ungehin- 
derten Verwendnng der vollen Arbeitskraft im Wege stehen. Frei- 
zügigkeit und Erwerbsfreiheit sind auch für die Arbeiter die 
Voraussetzung jeder Verbesserung ilu-es Loses. 

2. Auch den Arbeitern mnss die Möglichkeit offen stehen^ 
durch die Kraft der Association die individuelle LeistnngsflOiigkeit 
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Steigern; auf diesem Prinzipe muss das Verems- und Genossen- 
scfaaftsrecht aufgebaut sein. Insbesondere ist ihnen die Ooalitions- 
i^peihelt kq gew&hren, nm durch gemebsame Verabredung die best* 

mögliche llegulirung der Lohnverliältnisse liLTbeizutuhren ; und zwar 
darf der Staat weder einzelne Verabrediiiigeu und geiiieinsjunes 
üandeln zu diesem Zwecke (Aibeitseinsteliung) verbieten, noch auch 
ständigen Art)eiterverbindungen entgegentreten, welche den Zweck 
▼erfolgen, solchen ArbdtseinsteUungen durdi vorsorgliches Ansam- 
mehi von periodlsdi emgezahlten BdtrSgen der Mitglieder eine 
grössere Aussicht auf Erfolg zu sichern (scig. Gewerkveremey ttar 
de unions). 

Dagegen ist es allerdings Aufgabe des Staates, nicht bloss 
die ausserhalb solcher Verbindungen stehenden Arbeiter vor physi- 
scher oder moralischer Vergewaltigung (Drohung, Einschüchterung, 
betrügerische ManöTer) seitens der G«werkvereine zu sohfitzen 
und ihnen die Freiheit des Willens und Handelns zu sichern, son- 
dern auch zu yerhfitra, dass nicht aus solchen organisurten Ver- 
bindungen der zahlreichen besitzlosen Klasse der Gresaimnthat-eine 
sociale Gefahr von unberechenbarer Tragweite erwachse. Den 
ersten Zweck erreicht der Staat durch eine in der Be&tiiiinning des 
Thatbestands der unerlaubten Coalitiou klare Strafgesetzgebung und 
wirksame Emrichtung der Strafverfolgung ; ^ das zweite wird verhindert 
durch ein auf der allgemeinen Unerkubtheit gefaeuner GreseUschaften 
begründetes Verbot, einer Arbeitarverbindung anzugehören, deren 
Statuten und sonstige Organisation nicht der Verwaltungsbehörde 
zur Kenntniss vorgelegt sind, sowie durch eine, den Grundsätzen 
über politische Vereine analoge, Beschränkung der erlaubten Mit- 
gliedschall aui inländische oder im Inlaade ausdrücklich anerkannte 
Arbeitergenossenschaften . 

Im Uebrigen lässt sich, wenn gleich von ArbeitsetnsteUungen 
in der Regel weder filr die Arbeiter noch f&r die Volkswirthschaft 
Oberhaupt ein erheblidier Vortheil geschafft werden kann, kein 
Rechtsgrund ermitteln, um den Arbeitern die (wenn auch lua^seuliaite ) 



* Dm Moment des VertngBbnidtt bei Aibeitoeiiistelluug i&t nicht Gegen- 
stand der stimfreebtliolieii, sondern der civilreehUiehen QDslifleation, kann «Istt 
in iieb Mieh keine oaeflMUe AibettselnstelluDg begründen. 



154 



Kündigung eines VertnigsverhSltnisses zu verlneten, wälirend sie 
doch jedem Mnzelnen unbedingt gestattet ist Im Gregentheile 
würde der Staat sich einer grossen Ungerechtigkeit gegen die 

Arbeiter schuldig machen, wenn er ilmen Lohnverabreduugen ver- 
bieten wollte, während (!r ein gleiches Yerhot gegeuüber den Unter- 
nehmern durchaus nicht aufrecht zu erhalten vermag; ja er würde 
dadurcli den Arbeitern eine WafTo zur Vertheidigung ihrer £2xistenz 
ans den Händen wmden» auf welche sie um so mehr Gewicht legen» 
als ihre Stellung im wirthsoihaftlichen Wettkampfe ohnehin eine 
viel ungünstigere ist, als die der Üntemehmer. 

Eine sehr zweckmässige Einrichtung um die Nachtheile der 
Arbeitseinstellung von dem Wirthschaftsleben überhaupt abzuwenden, 
muss in den Schiedsgerichten gesehen werden, welche zur 
Prüfung der beiderseitigen Anforderungen z^^n sehen Lohnhenn und 
Arbeitern eingesetzt werden können. Ihrer Einführung auf gesets- 
licfaon Wege , am besten in organischer Verbindung mit der Ge* 
meindeverwaltung oder den Handels- und Gewerbekammem steht 
nichts im Wege, obschon ein Zwang zu ihrer Benütssnng sich nicht 
wird rechtfertigen lassen. Sie werden Arbeitseinstellungen nicht 
ganz beseitigen , aber doch seitner und weniger audauomd zu 
machen vermögen. 

3. Besondere Sorgfalt muss die Verwaltung der Fördemng 
und Ausdehnung des Unterrichts der arbeitenden Klasseu zuwenden 
(Verbot der Kinderarbeit während der gesetzlichen Schulzeit), weil 
gerade yon der geistigen Erhebung der Arbeiter audi ihre ökono- 
mische Verbesserung zunächst bedingt ist. 

4. Auch fiir Leben und Gesundheit der Arbeiter hat die 
Verwaltung einzutreten, theils durch Gesetze, welche eine Beschrän- 
kung der Arbeitszeit und Arbeitsverwendung für die Kinder ent- 
halten, theils durch positive Vorschriften über den Betrieb schäd- 
licher Gewerbe und die Beschaffenheit der Arbeitsraume; die Her- 
stellung gesunder Arbeiterwohnungen wird besonders eine der Auf- 
gaben der Gemeindeverwaltungen sein. 

5. Eine sociale Erhebung des Arbeiterstandes und damit 
wieder ein Hebel zur Verbesserung des Loses desselben überhaupt 
muss endlich auch in der Gewährung von Wahlrechten gesehen 
werden. 
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% 37. Das Kapital. 

Wedor /Air Ansammlung von Kaijitalien , noch zur Herbei- 
ziehung solcher vom Auslande oder zur Verliindorung des Abflusses 
nach dem Auslande lassen sich (abgesehen von den Thäügkeiten 
der Finanzwirthschaft) directe Staatsmassregeln ergreifen, welche 
unter Walurang der virthsoliafUichen Freiheit und Festhaltimg des 
Rechtebodens für die Staatsyerwaltung Irgend eine Ansndht anf 
Erfolg haben könnten. Ebensowenig kann die Verwaltung ihre 
Aufgabe in Ausübung eines Zwanges zu hons- oder Erwerbs- 
geschäft^n sehen. Vielmohr wird die KapitaUbildung und Ver- 
wendung, so vortheilhaft auch die Zunahme derselben für die ganze 
Volkswirthschaft ist, doch immer als Sache der individuellen 
Neigung und Möglichkeit aufgefasst und darnach von der Verwal- 
tung gehandelt werden mOssen. 

Indireot kann der Staat die Ki^>italsbildung befördern durch 
besondere Massregeln in Bezug auf Oonsumtion (S 49 ff), sowie 
durch eine umfassende Sorge fÖr das Erwerbsleben überhaupt, in- 
dem die Verwaltung bedacht ist auf Herstellung jener Bedmgungen, 
unter welchen der Erwerb im Inlande möglichst vielseitig werd(!n 
kann, sowie dadurch, dass sie för unbedmgto Sicherheit nnd Frei- 
heit des Erwerbs mid Verkehrs im Inlande sowohl als mit dem 
Auslande thätig wird. 

Die beste Beförderung ausgiebiger Kapitalverwendungen för 
die inländische Volkswirthschaft muss also 1. in der Sicherheit 
der Kapitalsanlagen, 2. in der Freiheit der Anwendung, 3. in der 
möglichsten Mannigfaltigkeit der Anwendung von Kapital gesehen 
werden. 

1. Die Sicherheit der EajiitaUen als Prodactionsfa^storen 
(als Vermögen siehe oben $ 33 f.) hftngt ab von guten Schuld- 
gesetzen. Vornehmlich wurd also von der Ansbildung des Givfl- 

rechts und Processes besonders in Ik'zug auf das Verkehrsleben, 
von schneller und billiger Hilfe der Kapitalisten in einer guten 
Sabhastationsordnung und von entsprechenden Bankerottgesetzen 
eine Beförderung der Kapitalsbildung erwartet werden müssen. 

2. Die Freiheit in der Anwendung der Kapitalien be- 
steht hauptsachlich in der Freiheit des Zinsennehmens. Zins- 
taxen wie Lohntaxen sind aus der veralteten, wissensduiftlich 
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längst widerl^en Anschaanng bervorgegangen, als wenn die Be- 
stimmung des Preises för Kapitals- oder Arbeitsnutznng rein 

willkürliche, nicht an bestimmte volkswirth^ haftliche Gesetze ge- 
bundene sei; das System der Erweibi>ln;>.chränkungen Hess das 
Taxationsaystem als Gorrectiv gegen monopolistische Ausbeutung der 
Consumenten sogar als nothwendig erscheinen. Die dabei verfolgten 
Inteotionen, sdiOQ in der Zeit der inrthscbaftlidien UnfreUieit nioht 
m eireiclien, kOnnen jedoch unter der Herrschaft des Prinzips 
der Erwerbs- und VerkehrslVeiheit, gar \mne Aussieht anf Reali- 
sation raelii' Ikibtii. Die als Maxinialsätze aufgestellten Zinsta.xen 
verfehlen nicht nur iliren Zweck, den Kapitalsbediirftigen Kapital 
2U billigem Zinsfusse zu sichern, sondern bringen gerade eine ent- 
gegengesetzte Wirkung hervor; die Kapitalien werden durch Zurück- 
haltung, Hinanssenden in das Ausland, Mangel an Eraparungs- 
antrieb u. dgl. seltner und daher naoh wirthschaftlichen Gesetzen 
auch thenrer; da aber anter der Herrschaft der Wuchergesetze der 
iiaturgemässe Preis för KapitalnutzunLnMi nicht gefordert werden 
darf, so wird durch Erhebung einer ^V.söecuranzprämie die Differenz 
zwischen dem erlaubten und dem naturgemässeu Zins ausgeglichen 
und dabei noch eine besondere Voransvergntung für die Gefahr 
der Ektdedrang eines unerlaubten Barlehensgeschfiftes geford^; 
diese nothgedrungene Verheindiehnng der DarlehensgeschSfte und 
ihrer Formen ist erst die Quelle des unsittlichen Wuchers, 'beson- 
ders wenn auch der Borger vom ( resetze bedroht ist. 

Der Schutz des Schuldners gegen Ausijeutung durch wahren 
Wucher ist gerade in der Oefientlichkeit und Klagbarkeit aller 
Darlehensgeschäfte zu sehen, welche erst mit voller Freiheit des 
Zinsennefamens ebtreten kann. Denn auch alle Modificationen der 
Zinsfreiheit leiden an demsdben Uohd wie die reme Zmsbesdirwi- 
kung; 80 das Vorzugsredit der landesüblichen (gesetzlichen) Zinsen, 
der ausdrücklich stipulirten Zinsen gegenüber etwaigen Prämien, 
Zuschlägen etc. ; die Besithränkung der Klagbarkeit der Zinsen aus 
Darlehiensgeschäften auf die gesetzlich erlaubte üöhe u. dgl. 

Ein gesetzlicher Zinsftus, welcher sich dann an den landes- 
üblichen mOglidist genau anscUiessen muss, ist nur för dnzelne 
Fälle von Rechtsgeschäften, wo nichts stipulirt worden, bei Verzugs- 
zinsen u. ähnl* nothwendig 
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Das beste Mittel, vm den KapHalbedfitrfttgea entgegen za 
kommeTi, ist eine gnte Pflege dsi Greditvesens, wovon in $ 47 

austülii lich gehandelt wird. 

3. Möglichst mannigfache Verwendung der Kapitalien 
wird durch Beförderung aller einzelnen Erwerbszweige herbeigeführt, 
wobei ein besonderes Augenmerk auf alle Anstalten der Credit- 
bei^ening gerichtet werden mnss, wie sie ffkt den Immobitiar* 
credit In der Hypothekenordnnng, fQr den Mobiliarcredit in fianken 
und Creditinstituten nnd flir den persÖnKchen Credit In Credit- 
vereinen und Volksbanken bestehen. Auch hievon weiteres in 47. 

§. 38, Die Unternehmung. 

iäne Untemekmang im volkswirthschafdiefaen Sinne ist immer 
vorbanden, wo die yerscbiedenen Prodnolionskräfte xn dner Pro- 
duction vereinigt werden. Auf der Unternehmung beruht die volks- 

wirthscbaftKche Leistung. Damm gelten bezüglich der Unterneh- 
mungen im Allgemeinen auch die Grundsätze der Verwaltung in 
Bezug auf den Erwerb (§ 35). 

Auf einem Punkte aber beginnt eine neue Aufgabe des 
Staates, da nftmlich, wo mehre Individuen sich za gemeinschaft- 
licher Unternehmung verbinden. Denn hier wird eben wegen der 
Gemeinschaft des Erwerbs der Einzelne dnrdi aile andern Theil- 
nehmer gebunden; die Verwaltung ist daher berufen, dafiir zu 
sorgen, dass nicht durch die Gesellschaft Unti i i]n itsverhältnisse 
entstehen, nnd dass nicht der Einzelne durch die lietheiiigung an 
solchen Unternehmungen zu Schaden komme in Fällen, in welchen 
er durch dgene Vorsicht ihn nidit verhüten konnte; ebenso ist es 
ihre Aufgabe zum Schutze des Publikums, welches mit solchen 
Unternehmungen in Gesdbaftsverbindung tritt, sowie zur Bdebung 
des Unternehmungsgeistes im Volke rechtliehe Grundlagen itlr diese 
Seite des wirthschaftlichen Lebens zu schaffen, welche eine unge- 
hinderte Entwicklung des Unternehmungstriebes gestatten und doch 
zugleich die wirthschaftlichen Verhältnisse der Bevölkerung vor 
üfissbrauch sdiützen; denn gerade bei solchen gesellsdiaftlichen 
Unternehmungen ist eine bedeutende Kapitalsansammlung und da** 
mit ^me grosse Wirkung auf die ganze Volkswirthschaft nidit nur 
m(Sglich, sondern in der Regel ausgesprochene Absicht 
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Diese Ziele ermeht mm die Verwaltmig nicht etwa dnrdi 
bescbränkende Bestintmimgen fibor GrundUDg soldier Untemeb- 
muDgen oder durch besondere OoncessionsertheHung in jedem 

einzelnen Falle. Dadurch würde sie theils eine ausreichende Ver- 
sorgung des wirthschaftlichen Bedürfnisses verhindern, theils sich 
selbst eine Verantwurtlichkeit aufbürden, welche sie nicht überneh- 
meo kanü. Die Concession ist eine stillschweigende Anerkennung, 
dass die Verwaltong das Unternehmen für soUd und für geeignet 
halte» wfihrend sie doch weder tiber die Vertranensfirage, noch 
über die Bedflrfnissfrage eine Cognition haben kann. Greht die 
Concessionsertheilung nidit Ton diesem Gresicfatspmikte aus, so fehlt 
ihr jedes Object; denn die Prüfung der rechtlichen " Erlaubtheit des 
Zweckes ist überflüssig, weil ein Verstoss gegen die Gesetze doch 
der richterlichen Verfolgung anheimfällt und der dadurch etwa ent- 
stehende Kapitaisverlost für einzelne Theilnehmer selbstverschuldet 
isty da jeder die Gesetze kennen muss. — Auch wegen sogenannter 
GemeinschSdlidhkeit kann die Verwaltung nicht ein Unteroehnnen 
verbieten, weil damit kein klarer Begriff und Thatbestand bezeichnet, 
also nur polizeiliche Willkür wieder möglich wäre und weil bei 
einem gemein schädlichen Unternehmen auch keine Betheiligung des 
Publikums zu befürchten sein wird. 

Es wird daher auch hinsichtlich der Gründung von Erwerbs- 
gesellscdiaften von dem Grundsatze der unbedingten Erhiubtheit 
ausgegangen werden müssen. Damit veriragt sich jedoch nicht nur, 
sondern ist nothwendig zu verbinden eme genaue rechtliehe 
Formulirung der Thatsachen, von deren Vorhandensein die 
Existenztuliigkeit einer jeden besondern Art von Erwerbsgesell- 
schalten bedingt ist. Dabei sind zu untersclieiden : 

1. Gesellschaften, deren Theilnehmer persönhch für die Ge- 
sellschaft eintreten und an dem Erwerbe sich direct betheüigen; 
offene Handelsgesellschaften, Erwerbsgenossenschaften und Ihnl. 

2. GeseUschaften, weldie nur durch l^^pitaWn^^mT^Tig ge- 
bildet und von einer eigens bestellten Verwaltung geleitet werden; 
Commanditgesellschaft, Actiengeselisclialt etc. etc. Für erstere hat, 
so weit niclit, wie bei ofi'nen Handelsgesellschaften, die bürgerhche 
und liandelsgosetzgebung, sowie eine geordnete Rechtspflege aus- 
reicht, die Spedalgeset^ebung von dem Prinzipe der Solidarhaft - 
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auszageheD. — Für Actiengesellscbafteii (und Commanditen auf 
Actien) smd ausser rechtlichen Bestiinmiiiigeii über die Haftung 
ffir den Nominalwerdi der Actien besondere Normativbestimmungen 

aulzustellen, hinsichtlich des iiothweuiügen Inhalts der Statuten, 
der Organisation etc. etc., um die Ausführung betrügerischer Ab- 
sicht zu verhindern. Besonders ist für Erwerbsgenossenschafteu, 
sowie für Acdengesellschaften die Forderimg mindestens j&hriicher 
Recfantmgsl^ng zn stellen, und zwar muss bei ersteren, sowie 
bd Actiengesellsdiaften mit Actien anf Namen den Theilnehmem, 
bei Actiengesellschaften mit Actien an portenr eine öffentlidie 
Rechnungslegung stattfinden, welche am besten in einer General- 
versammlung zugleich mit der Berichterstattung über den Staad 
des Unternehmens gegeben wird. 

in. CapiteL Die Erwerbszweige. 

$ 39. Land- und Forstwirthschaft; Viehsucht* 

Die Verwaltung wird iiire richtige Stellung zu den einzelnen 
Erwerbszweigen und damit das Maass ihrer Aufgaben nur dann 
finden, wenn sie dabei ausgeht von dem nationalökonomischen und 
socialen Charakter derselben. 

Hier untersdieiden sich nun sämmtiiche Arten der Urproduc- 
tion erheblich von den Verhältnissen der Gewerbs- und Handels- 
thätigkeit vorzujjsweise durch ilu^e viel grössere Abhängigkeit von 
der Natur und die dadurch entstehende geringere Beweglichkeit; 
ferner durch ihre überwiegende Bedeutung für die Gesammtpro- 
duction, und endlich durch den weitgehenden Einfluss des land- 
und forstwurthschafUichen Betriebes insbesondere auf die natflr* 
lidien P^nctionsbeduigungen. 

Je ausgeprägter diese VerhSitaisse sind, desto gr588er wird 
die Sorge der Verwaltung tVir diese Erwerbszweige sein müssen; 
sei es nun, dass die Urproduction in zu grosser Abhängigkeit von 



* Hieta T6Cgleicibe das vonfiglidw Werk von Roseher, KatioMl- 
Skoaomik des Aekerbanes nnd der verwandten ürprodnetionen. IL Band seines 
Systems der Yolkswirdisdiaft. 5. Anfl. 1867. Von Mhem Werken F. Bülau, 
der Staat nnd derLaadUa. 1834. Elsa er, Politik der lAndwirthaobafi 1836. 
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der Natur gehalten ist (unentwickelter Zustan«!) , odpr dass die 
Bevölkerung des Staates überwiegend sickerbautreibeiid ist» oder 
dass die Bewirthschaftong einer Grundfläche ganz besonders auf 
die Prodacdonsbedingangen wirkt (Klima, Feachtigkeit)t 

Daneben treten natürlich anoh hier viele vhrthschaftliehe Mo- 
mente auf, welche fttr alle Erwerbszweige gleichmfissig oder doch 
ohne wesentliche Modificationen gelten und daher auch gleiche 
staatliche Massregela erfordern. Jedenfalls aber hängt von der 
Blüthe der ürproductionszweige und der möglichst vollständigen 
Ancuötzung der vorhandenen Natarkräfte die Entwicklung der 
Volkswirthschaft mid die Bläthe des Staates so sehr ab, dass 
dieser mit. allen solfissigen Mitteln auf eine Beförderung derselben 
hinarbeiten mnss. 

I. Für die Landwirthschaft und die verwandten 
Zweige der Urproduction ist uuu die Thätigkeit der Ver- 
waltung in zweifacher Hichtung geboten; zuerst handelt es sieh 
um Aufhebung aller gesetzlichen Beschränkungen, welche der freien 
Geltendmachung der wirthschafUichen Leistnogsföhigkeit entgegen- 
stehen; Beseitigung der persSnlichen AbhängigkeitsTerhftltnlsse, 
Herstellang vollkommener Verfiigungsfreiheit, Aufhebung aller Real* 
lasten und cnlturfeindlichen Grnindgerechtigkeiten; — negative 
Bichtung der Verwaltungsthätigkeit; 

dann sind Massregeln und Einrichtungen geboten, wodurch 
die Ürproductionszweige zu höherer Kntwicklung und Ertragsfähig- 
keit gebracht und zugleich die Interessen der gesammten Volks- 
^ wirthschaft am besten gefördert werden k&nnen; Schute der Piro* 
duction, Anregung und Leitung, nöthigenfisdls Selbstbewirthschaf- 
tung durch die Staatsverwaltung; — positive Richtung der 
Verwaltungsthätigkeit 

Im moikriieu Rechtsstaate ist die erste Aufgabe der 
Staatsverwaltung schon annähernd gelöst. Die angebornen und 
unkündbaren Knechtschaftsverhältnisse sind beseitigt. Auch von 
Grund und Boden sind die drückendsten Fesseln gelöst imd bleibt 
ntur nothwendig durch strenge Gesetze Gew&hr zu geben, dass sie 
nicht Unvermerkt wieder entstehen. Noch nicht ganz verwirklicht 
dagegen ist die Freiheit des Betriebes. Flurzwang, Offen- 
heit der Felder, Hut- und Triftgerechtigkeiten einerseits; Dorf- 
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System und Gemengelage der Felder anderseits sind noch vielfach 
Hindernisse einer freien intensiven Bewirthschaftnng und schwfißhen 
die Leistungsfähigkeit der Landwirthschaft nnd ihrer verwandten 
Zweige. 

Die erstgenannten drei Ilaupthiudernisse zwar können und 
müssen durch Gesetz einfach beseitigt oder wie sonstige Reallasteii 
abgelöst werden; Dorfsysteni und Gemengelage dagegen bieten dem 
Eingreifen der Verwaltung erheblich grössere Schwierigkeiten dar. 
Das erstere kann gar nicht als unbedingt nachtheilig bezeichnet 
werden; ein überwiegender Nutzen ans dem Hof Systeme Iftsst sich 
im Allgemeinen nicht behaupten ; daher wird steh auch eine staat- 
liche Einmischung hier nicht rechtfertigen lassen. Bei der Arron- 
diruug dagegen ist dieser Nutzen unzweifelhaft; die Thätigkeit der 
Verwaltung wird hier aber eine positive, daher erst weiter unten 
näher davon zu handeln ist. 

In der zweiten positiven Kiohtung der Yerwaltungsthätig- 
keit liegt zuerst der Pr o du ctions schütz, der eben in der 
grössem Abhängigkeit dieser Erwerbszweige von der Natur und in 
ihrer relativ höhern Bedeutung für die Nationalversorgung seine 
Rechtfertigung erhält, soferue er nicht weiter ausgedehnt wird, als 
zur Herstellung einer wahren ConcurrenzfUhigkeit nothwendi? ist. 
Die Gesammtheit setzt hier durch die Staatsverwaltung ihre Kraft 
ein, um diesen Zweigen der Urproduction die £mancipation von 
den Mnflttssen der äussern Natur zu erleiditem und ihnen die 
Möglichkeit eben so freier Bewegung anzubahnen, wie sie Gewerbe 
und Handel aus eigener Kraft erringen konnten. 

Der Productionsschutz kann sich vurnehmüch uvuvn zw • i Feinde 
wenden müssen : gegen ein iibermächtiges Ausland und gegen feind- 
liche Kräfte im Innern. 

Die Nothwendigkeit eines solchen Schutzes zunächst gegen die 
Concurrenz des Auslandes ist aber nicht allgemein zuzu- 
geben. So knge dieselbe nur die mlftndiscihe Getreideausfbhr ver^- 
ringert oder aufhebt, ist darin gar kein bedenkliches Symptom zu 
sehen; denn nur niedrig cultivirte und dünn bevölkerte Lftnder 
sind zu dauernder Kornaü.sfuhr liefäliigt. Wird aber der inländische 
Landbau geradezu gefährdet, dann sind Kornzulle zulässig, weiche 
in Theurungsgesetzen ihren natorgemässen Kegulator änden müssen. 

IaiMUi>Stencgc, V«rmUtaiic«l«kc«. 11 
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Ein solcher Fall ist aber sicherlich nur aU AusDahmsznstand denk- 
bar; die Gleidiinassigkeit dsr mdsten PhYdactenpreise in den Län- 
dern gleicher Cdturstufe, die mit zunehmender Entfernung steigen- 
den Transportkosten und die Unsicherheit eines regelmässigen 
Bezugs der Hauptmenge der iiuLliwendigen Nahrungsmittel aus 
sehr entlegenen culturarmen Ländern wirken einer solchen Gefahr- 
dang der inländischen Landwirthschaft entgegen. Die Kegel wird 
daher auch hier die Freiheit des Getreidehandels bilden mttssen. 
Aehnfiohes gih beztiglich der Forste und Viehzuchtsprodncte; eine 
6el^ fltr die Wirthschaft des Volkes im Ganzen und die nach- 
haltige Nationalversorgung durch starke ausländische Concurrenz 
ist daher vorzugsweise mir für solche Staaten vorhanden, hei wel- 
chen der eine oder andere Zweig der ür|iroduction in überwiegen- 
dem Grade den Haupterwerb der Bevölkerung bildet, also wieder 
nur bei unentwickeltem wirthschafblichen Leben, wo allerdings der 
Staat ganz andere, hier nicht weiter zu untersuchende Grundsätze 
der wurthsdiaftlichen Politik zu verfolgen gezwungen sein kann. 

Der Sdiutz der Landwirthschaft gegen fdndlidie KrSfte im 
Innern muss zunächst durch eine umtasscnde Feldpolizeige- 
setzgebung gewährt werden, welche sich als nothweudige Er- 
giuszung des Eigeathumsschutzes den Schutz der Feldfrüchte zu 
ihrer hauptsächlichsten Aufgabe setzt. Anordnung eines ständigen 
Flur- und Waldschutzes, Verpflichtung der Weideberechtigten zur 
Haltung standiger Hirten, Verbot der Weide auf Aeckern, Wiesen 
« und Waldgründen während der Hegezeit, der Besamungs- und ersten 
Bestockungsperiodo, sowie Bestimmungen zur Verhütung von Scha- 
den durch ilauigethigel, liaiipeii und schädliche Insekten bilden 
den hauptsächlichen Inhalt solcher l-'eldpolizeiordnungen , welche 
unter Aufstellung der allgemeinen Rechtsgrundsätze und Anord- 
nungen für das Verfahren der Geltendmachung all^ auf localen 
Verhältnissen beruhenden Bedurfnisse den tVeiesten Spielraum offen 
lassen soll; Provinzial- und Gemeindeordnungen müssen dem ge- 
meinsamen Feldpolizeigesetze ergänzend zur Seite treten. 

Hinsichtlich der durch die Elemente, besonders Feuer, Wasser, 
Hagel etc. , drohenden Gefahren fallt der Productionsschutz nut 
dem £igenthumsschutze zusannnen. 

Auch der landwirthsohaftliche Credit kann einen be~ 
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sondern Sc3iutz der StaatoyenrolUmg mit Beoht in Anipmoh neh^ 
men, da er bei der Tiel geringeren Bewegliohkeit der landwirth- 

schaftlichen Production und bei dem überwiegenden Bedarf an fixen 
Kapitaiieii aus eigener Krait die Concurrenz mit den übrigen Er- 
werb&zweigen nicht zu bestehen vermag. 

Eine gute Grundbuchs- und HypothekengeBetzgebnng und daran 
rieh sehliessend eine mSgliebst rasche Subhastationsordnnng kOunen 
zwar den dringendsten Bedfirinissen in dieser Richtung gendgen; 
nichtsdestoweniger werden jedoch besondere Anstalten nur FOrde- 
iuhl: des landwirtlischaftlichen Credits, vorzno^sweise landschaftliche 
— provinzielle — Creditvereine durch die Verwaltung hergestellt 
oder doch hervorgerufen werden müssen, so lange wenigstens die 
Formen des Immobiliarcredits und die allseitige Benützung der 
OreditAhigheit der Landwirthschaft nicht auf gleicher Stufe mit , 
der Entwieklong des Geschäfts- und Ihdustrieeredits stehen (v^. 
« 47). 

Auch sonst bedürfen wohl die för den landwirthschaftlichen 
Betrieb abzuschliessenden Rechtsgeschäfte einer besoodem, von den 
allgemeinen Privatrechtsnormen abweichenden gesetzlichen Hegeiung 
zum Schutze der hier besonders auftretenden Interessen; so z. B. 
bei Gewährleistungen im Vidihandel, bei der Regelung der Waaser- 
benfitzung, wo, wegen der Leichtigkeit der Industrie^ die Wasser- 
kraft durch Dampf zu ersetzen, im Zwrifel die Entseheidunf der 
Frage über Ausnütznng der Wasserkräfte zu Gunsten der Land- 
wirthschaft getroffen werden soll. 

Auch der Anregung durch die Staatsverwaltung bedarf die 
Landwirthschaft noch \ielfach, während Industrie und Handel durch 
das lebhaft drangende Verkehrsbedürfniss allein genügenden Sporn 
zur Weiterentwicklung erhalten. Einerseits sind nämlich landwirth- 
schaftliche Verbesserungen an rieh schwieriger einzulllhreii und be- 
dfirfen eines längeren Zeitraums, bis wirthsdiaftUche E<rfolge sieb 
ergehen; anderseits zeigt die landbautreibende Bevölkerung ihrer 
Haiiptma.Nsc iinch (der sog. Bauernstand) ein viel grösseres sociales 
Beharren und ist desshalb Neuerungen im Betriebe wi iii^iir zu- 
gänglich. Die Mittel, wek^e die Verwaltung zu zweckmässiger 
Anregung besitzt, bestehen: 

1. in Gewährung eines den versohiedenai Klassen der land- 
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baueiuieB Bevölkenmg entsprechendeii Unterrichts (besonders 
auch In Einführung des Instituts der Wanderlehrer); vgl. dazu f 27; 

2. in Einrichtung von Mus t er wir th Schäften, welche ent- 
weder als Unterrichtsmittel dienen oder rein praktische Beispiele 
einer vorzii üblichen Giitswirthschaft sein sollen. Die ersteren, theo- 
retischea Musterwirtli Schäften müssen mit landwirthschaftlichen Lehr- 
anstalten in Verbindung gebracht werden, welche derselben als 
Lehrmittel bedürfen; auch sollen solche Wirthschaften f&r den 
ganzen Umfang der landwirthschaMchen Theorie Muster und Bei- 
spiele bieten, daher anch mit enner Versuchsstation yersehen sein. 
Dabei bleibt der Gesichtspunkt der Kentabilitcät einer solchen Wirth- 
schaft gänzlich ausser Frage; das Bedürfniss des Unterrichts ist 
die einzige Richtschnur für den zn machenden Aufwand. Bei den 
praktischen Musterwirthschaften dagegen soll die Verwaltung ein 
Muster richtiger wirthschaitlicher Verwaltung darstellen und in dem 
Gewinnen eines möglichst hohen Remertrages muss die Muster- 
haftigkeit einer solchen Wirthschaft jedem Landwirthe einleuchten. 

3. Auch strebsame Luiidwirthe können von der Verwaltuijg 
als Musterwirthe aufgestellt und ihnen Betriebskapitalien dar- 
lehensweise gegeben werden. Nie aber darf ein solcher Musterwirth 
Geldunterstützung, also auch keine nnyerzinslichen Darlehen, er- 
halten, weil damit sofort die ökonomische Musterhaftigkeit seiner 
Wirfhschäft in Frage gesteUt wurde. 

4. Audb landwirthschaftliche Ausstellungen mit 
oder ohne Prämienvertheilung können in ausgezeichneter Weise 
anregend wirken. 

5. Sonstige Prämienvertheiiungen zur Einführung von 
Meliorationen u. dgl. sind nur in kleinem Masse wirklich geeignete 
Mittel der Anregung. Für grossartige Verbesserungen, mit deren 
Versudi immer auch ein grosses Bisiko verbunden ist, sind die 
Mittel, welche im richtigen Verhältnisse zu anderem nothwendigen 
Verwaltungsaufwande zu Gebote stehen, in der Regel viel zu un- 
bedeutend, als dass eine Wirkung von solclien Prämien erwartet 
werden könnte; dagegen mag immerhin bei Cuitur öder Gründe 
oder Einführung höherer Culturarten zeitweilige Steuerbefreiung als 
taugliches Mittel angesehen werden. 

Leitend nennen wir die Landwirthsohaftspofitik theils dann, 
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WBüQ die Verwaltmig durch positive Maunabmen (z. B. Bestene- 
rung, ZoUgesetzgebnDg n. dgl.) einzelnen Zwdgen der Landwirth- 
schalt eine bestimmte Richtung zn verleihen, und auf die Produc- 

tion oder Consunition mit Alisiclit bestimmend einzuwirken sucht; 
theils wenn sie die Regelung der Benützung einzelner Productions- 
factoren in <ngene Hand nimmt und VeränderungeD oder Verbesse- 
rangen des Betriebes dadurch erst recht ermöglicht. In erster Be- 
ziehung besteht ffir Anregung und Leitung das gleiche Prinzip; der 
Staat versucht ohne zwingende oder bevormundende Einwirkung auf 
den Einzelnen der nationalen Prodnction diejenige Richtung zu ge- 
ben, welche sich ihm fiir die (Tesamnitheit und mit besonderem 
Hinblick aui" die Zukunft als die für naclilialtige Nationalveisurgung 
vortheilhafteste darstellt. Nur darf natürlich auch hier die Rück- 
sicht auf das Prinzip der wirthschafblichen Freiheit, sowie auf die 
berechtigten Interessen der lebenden Generation nidit sdion um 
eines möglichen künftigen Vortheils willen ausser Acht gelassen 
werden. Dagegen ist die Berechtigung positiv leitender Thätigkeit der 
Verwaltung bei solchen landwirthschaftliclien Angelegenheiten un- 
bestritten, Wo es sich handelt um unzweifelhafte, im Interesse der 
Volkswirthschaft und des Staates gleichmässig wünschenswerthe 
Verbesserungen, welche durch eine wenn auch vereinte Thfttigkeit 
der dabei betheiligten Privaten entweder gar nicht oder nur mit 
grossen Schwierigkeiten durchzuführen smd. Hieher gehören vor- 
nehmlich die beiden F&lle einer Regelung der Wasserbenfitzung 
oder E n t w ä s s e r u n ii und der A r r o n d i r u n g der Gutscomplexe. 

Die Leitung der Wasserbenützuns* kann sich be- 
ziehen l) auf Entwässerungen, 2) Bewässerungen, 3) Deichwesen, 
4) Uferschutz. Es handelt sich dabei vornehmlich um Durchfüh- 
rung grösserer Unternehmungen zum Behufe der Bodencultur, welche 
sich Aber eine grössere GrundflSche erstrecken und ohne Ausdehnung 
auf fremde Grondstflcke oder zwangsweise Enteignung unbeweg- 
lichen Eigenthums nicht ausführbar sind. Indem solche Unterneh- 
mungen als Gegenstand des öffentlichen Interesses erklärt werden, 
ist zuL'l it'h der Verwaltung das Recht einzuräumen, auf Verlangen 
einer bestimmten Majorit&t der Betheiligten (nach Köpfen und 
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Dftoh Gruodbesits) eine * gesetzttche Genossenschafit zu diesen 
Zwecken zu bilden, einen Zwang zur Thdlnabme, eventuell znr 
Ueberlaseang der för die Ausführung nöthigen Grundstöoke oder 
de& oicht selbst benütsten Wassers an die Genossensobaft dnrcb- 

zuführen und so den WidiTstand Einzelner zn brechen, welcher die 
EinlÜhrung solcher nnzweiteihafter Verbesseruugen sonst für immer 
zu hindern vermöchte. 

Gans ähnliche Grundsätze gelten für die Arrondirung, 
nur werden hier seltener Grenossenschaltsbildungen möglich sein, 
sondern die Verhandlungen in der Regel durch die Verwaltungs- 
organe (vorzugsweise der Selbstverwaltung) unmittelbar und selb- 
ständig mit den einzelnen (Trundbcsitzern gepflogen werden müssen. 
Immerhin wird aber auch hier die Nothwendigkeit des Zwanges der 
Minorität zuerst naclizuweisen sein, der Besitzübergang durch Be- 
freiung von den regelmässigen Abgaben und den Taxen des Grund- 
und Hypothekenbuchs erleichtert und die Entschädigung für die 
Expropriirten mOg^iclist deren Bedürfnissen angepasst werden müs- 
sen, was am besten wohl durch Entschädigung in Grundstücken 
und Geld geschieht. 

Gemein degrundvertheilungen, welche ökonomisch ähn- 
liche Wirkungen äussern können, wie die Arrondirungen , fallen 
überwiegend in den Bereich iier Verwaltung des socialen Lebens; 
vgl. » 64. 

Die Nothwendigkeit der Selbst bewirthschaftung durch 
die Staatsverwaltung endlich kann nur in einzeloen ausnahmsweisen 

Fällen vorliegen, wo besondere, nicht rein wirthschaftliche Interessen 
es verlangen. Dahin gehören die Bewirthschaftung ausgedehnter 
Domänen oder der trieb monopolisirter Culluren (z. 13. Tabak), 
wo das äskalische Bedürfoiss zur Aufrechthaltung solcher Ein- 
nahmsquellen drängt; ferner der Betrieb grosser Staatsforste zur 
Siehenmg der Nachhaltigkeit des Holzwuchses im Interesse künf- 
tiger GrSiMrationen oder zur Erhaltung nothwendiger klimatischer 
oder sonst physikaliscber Eigenschaften des Landes; endlich die 
Haltung von Staatsgestüten, wo das inilitärische Bedürfniss auf 
keinem andern Weg sicher befriedigt werden kann. Im Uebrigen 
muss als Regel aulrecht erhalten bleiben, dass der Staat wie über- 
haupt zu privatwirthschafUicher Thätigkeit so auch zu eigener 
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Laodwirtlisctuitt weder Beruf nodi gleiche fief&higang wie der Privat- 
mann besitzt.* 

n. Die Forstirfrtliseluiffc erheischt besondere, erhöhte Rück- 
sichten von der Staatsverwaltung, theils wegen der physikalischen 
Kigenschaften der Wälder, vvudarch sie auf Klima, Feuchtigkeits- 
vertheiluug, Furmation der Erdoberfläche und t'ruchtbarkeit des 
Landes unstreitig sehr bedeutenden Einfluss haben; theils auch 
wegen ihres nationaiökononuschen Charakters, indem sie in noch 
höherm Grade wie die Landwirthsehaft yon der äossem Natur ab- 
hängig ist, sehr langandanemder Wirthschaftsperioden bedarf und 
ein gleichfalls allgemein nnd fortwährend dringend begehites Product 
liefert, für dessen nachhaltige Erzielung Sorge getragen werden 
niuss. Zudem gibt es wohl in jedtMu Lande wenigstens in mässiger 
Ausdehnung sog. unbedingten Waldboden, der keinen andern land- 
wirthschaftlichen Gebrauch zuiässt, und dessen Benützung durdh 
die Forstwirthschaft daher zur möglichsten Ausnütznng aller vor- 
haudnen Productivkräfte sowohl, als zur Verhütung der ans gänz^ 
lieh nncultivirtem Areale hervorgehenden Grefahren fnr das Oultur^ 
land nicht Mos dringend gewünscht, sondern nötliigeufalls durch 
die Verwaltung veranlasst werden niuss. 

Diese verschiednen Rücksichten veranlassen nun mehrfache 
Massregeln der Forstpolitik, welche unter Wahrung des freien forst- 
wirthschaftlichen Betriebes die berechtigten Interessen der Gresammt- 
heit gegen Missgriffe Einzelner sdiützen nnd die Nachhaltigkeit der 
Holzprodnetion sichern sollen. Dabei kann es sich Mer selbst- 
verständlich nur um das Mass der Staatsaufsicht über die Privat- 
waldungen handeln, während die Frage von der nothwendigen 
Ausdehnung und Bewirthschaftung der Staatswaldungen Gegenstand 
finanzwissenschaftlicher Erörterung sein muss. 

Unter den nicht staatlichen Waldungen haben nun die Körper- 
schaft-, Stiftungswaldungen u. dgl. wieder eine besondere Stellung 
gegenüber der Verwaltung, indem der Gresicfatspunkt der Nach- 
haltigkeit des Betriebes hier viel ausschlaggebender sdn mnss, als 
hinsichtlich der im Privateigenthum befindlichen; daher auch fär 



* Zar EfgSnBttiig Tergleiebe meine Studien Uber LudwiflhKcluiftipoJitik. 
Dtntsdie Tierteljahisclnift (C»tCa) 1867. IV. Heft. 
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diese eine viel strengere Gesetzgebung und Autsicia durclizu- 
führen ist. 

Die ökonomischen und technischen Grundsätze, welche die 
Staatsverwaltung biefor beobachtet, müssen die gleichen wie für 
die Staatswaldnogen selbst sein; daher auch die CSoltor- und Be- 
triebsplane zur behördlichen Prüfung vorzulegen sind, bei Rodungen 

besondere Genehmigung der Forstbehörde nachgesucht, öftere Be- 
sichtigung durch die Verwaltungsorgane geduldet werden muss, 
wogegen aber besondere beschränkende Bestimmungen hinsichtlich 
des Forstpersonals für solche Waldungen unter diesen Voraus- 
setzungen nicht geboten erscheinen. 

Der IVivatforstbetrieb dagegen kann keinen andern Beschrftn- 
kungen unterli^n, als 

1. Im Interesse der Erhaltung der Wälder gewissen Bestim- 
mungen über Rrnluiik^pn, dahin gehend, dass solche nur erlaubt 
sind, wenn die gerodete Fläche entweder sofort in andre Ciiltur 
genommen wird, oder neue Besamung oder Bestockung eintritt; 

2. im Interesse der Sicherung des Terrains (vorzüglich bei 
Bodenerbebungen), sowie der klimatischen Verhältnisse und der 
Fruchtbarkeit des Landes bestimmten Verboten der Rodung in sog. 
Sdiutzwäldem; 

3. im Interesse der Sicherung wohlerworbener Rechte dem 
Verlangen einer vorgängigen Zustimmung der Forstbereciitiü;t<'n zur 
beabsichtigten Uniwandlung eines Waldbodeos für andre Culturarten. 

Zur Durchführung dieser Beschränkungen des fireien Private 
forstbetriebs ist nicht blos eme nöthigenfalls zu erzwingende CÜn- 
siehtsnalune der Staatsforstbehörde zu gestatten, sondern müssen 
auch Insbesondere sowohl die Eigenschaft eines Waldes als Schutz- 
wald als auch die versehiednen am Walde bestehenden Berechti- 
gungen Dritter (Servituten) zweifellos festgestellt sein. Das erstere 
.kann nur durch sorgfaltige Erhebungen von Fa.\i zu Fall und Ein- 
tragung der Schutzwaldeigenschaft in das Kataster erreicht werden, 
während eine einfiushe Definition des Schutzwaldes im Forstgesetze 
für den einzehnen Wald immer Zweifel und Meinungsverschieden- 
heiten bestehen Heese und dadurch die strenge Durchführung der 
beschränkenden Bestimmungen erschweren würde. Die Forstberech- 
tigungen Dritter (Holzrecht, Streurecht, Weiderecht) sind vor allem 
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zu fiziren und dabei auf ein solches Mass eiozoschräakeii, welches 
der Barchföhnmg . eines rationellen Forstwirdiscihaftsplajies keine 
Schvierigkeiten entgegenstellt; zugleidi aber mfissen sie der Mehr- 
zahl nadi wenigstens einfach , die wenigen für den kleinen 
Landwirtli wichtigen dagegen unter beiderseitiger Zustimmung fiir 
ablösbar erklärt und die Ablösung seitens der Verwaltung durch 
Errichtung einer besondern Kasse erleichtert werden. * 

ni. Unter den vielen im Interesse der Yiehxiieht angewen- 
deten Verwaltangsniassregeln lassen sich nur die Ordnung des 
Beschäl Wesens (Eönmg) und die Sorge gegen ansteckende 
Viehkrankheiten reditfertig^n. 

1. In erster Beziehung haudelt es sicli fiir die Verwaltung 
nur um die Aufgabe, eine rationelle Fortpilauzung dei* inländischen 
Viehrassen möglich zu machen, nicht aber- unter der falschen 
Voranssetzung der privaten Leistungsunfahigkeit das Beschälwesen 
selbst in die Hand zu nehmen. Der Staat erfüllt hier sehne Auf- 
gabe YoUkommen, wenn er 

1. fiir Verbreitung von Kenntnissen in der Viehzucht auf 
landN^-irthschaftlichen Schulen, insbesondere auch ftu* Heranbildung 
tüchtiger Thierärzte sorgt; 

2. die Haltung von mänulichen Zuchtthieren und deren gewerbs- 
mässige Verleihung zwar frei gibt, aber doch durch periodische 
ärztliche Untersuchung ihre Tauglichkeit in sanitärer Beziehung 
feststeUen lässt; 

3. zur Verbreitung besonders geeigneter Rassen mit den ihm 
zu Gebote stehenden Mitteln anregt, insbesondere von Staatsgütern 
aus eine Verbreitung veranlasst. 

Die Haltung und Verleihung von Zuchtvieh — besonders 
Zuchtstieren — den Gemeinden zur Pflicht zu machen, erscheint 
nidit als gerechtfertigt, da dieselben nur als sociale Gemeinschaften 
^e derartige Tbätigkeit entfalten, hiefttr aber ihnen die Autonomie 
gewahrt werden mnss. 

* Die Fiige Ton d«r Stutsaofiieht Uber den FonCbefeiieb igt Gegautstid 
l«bh«fter ErSrtwangeii. G^gßn dieselbe sprach sieh u. a. der volkBwhrthadi< 
Congress im J. 1868 ans; rgt VievteQahischxift für Volkswirthschaft und Cnltnr- 
geschiefate. 1868, ni. Fttr dieselbe n. e. Contsen fai Gltaec*« JahrbOohem 
Ar OeseHsehafte- und SUetswissenseheft. 1869. 
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Auch das staatliche (xestätsweseii findet vom Stand- 
punkte der VoJkawiithadiaftspoIitik ans keine Rechtfertigung; es 
widerspricht einmal dem Grundsatze, dass die StaatsverwaJtnng 
keine direkte privatwirthschaftliche Leistunc: für die einzelnen Land- 
wirthe ülx rnehnien soll; daim aber erweist sicli das Gestiitwe.st'ii 
auch als ein überfiüssiger oft sehr bedeutender Aufwand, welcher 
durch keine höhern pohtischen Kücksichten geboten erscheint. Ein 
Hauptpunkt hiebet sind die von den Gestüten erhobenen Taxen 
&kr Benützung seitens des Publikums. Sind dieselben niedrig, so 
dass die Gestüte ökonomisch unwirthschaftlich betrieben werden, 
80 erfordern sie nicht blos i;i usse 8taat8zu.sehiisse, welche nur ein- 
zelnen Viehbesitzern m nute koiiinu^u, sondt'rn machen auch da.s 
Privatbeschälwesen und damit einen Zweig erlaubter Privatwirth- 
schait unmöglich; bei hohen Taxen wird der Staat einfach Con- 
eurrent in einem Erwerbszweige, wozu er keinen Beruf hat. 

Aber allerdings wird durch die Privatth&tigkeit nur das 
wirthschaftliche Bedürfniss befriedigt. Bas militärische Bedürf- 
mss des Staates scheint auf Beibehaltung der Gestüte hinzuweisen ; 
aber auch hier wirken sie nicht richtig. 

Wenn nämlich der Staat (iiircli sein (TestütwesL'U eine über- 
mässige Pferdehaltung bei Privaten über das landwirtlischaftliche 
Bedürfniss hinaus herbeiführt, veranlasst er eine schlechte Wirth- 
Schaft der Landwirthe im Interesse eines möglichen Kri^es; ef 
schädigt also indhrekt deren ökonomische Terhältnisse schon im 
Frieden. Dass dieselben daraus in Kriegszeiten Grewinn ziehen 
können, ist hiefiir keine Entschädigimg; sie werden zu Spekulanten 
auf den Krieg. Wird aber die vermehrte Pferdezucht zur Ausfuhr 
verwendet, so ist dieselbe entweder in Folge der wirthschalllicheu 
Bedingungen möglich, dann wird sie aber auch durch die Privat- 
Industrie herbeigefUhrt werden können ; oder sie ist künstUch, dann 
tritt wieder für die Qbrigen Zweige der Landwirthschaft ein Nach- 
theil dadurch ein, und wird die Pferdezucht zu einer Begünstigung 
Einzelner auf Kosten Aller, um so mehr als die Staatsgestüte nur 
ein einseitiges Viehbedürfniss befriediiren. 

W^enn daher die politisch-militärischen Interessen zur Aüfrecht- 
haltung des staatlichen Gestütswesens drängen, so muss diess doch 
immer als Ausnahmszustand bezeichnet werden, welcher in Zeiten 
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des tiDtsdüednen Friedens jedenfallB den Erw^m^eD aus volks- 
wirthfidbafUidieii und finandeUen Rftcksiditen weichen sollte. 

2. Die Sorge gegen ansteckende Viehkrankbeften roft Mass- 

regeln hervor, welche schon unter dem Gesichtspunkte des wirth- 
schaftlichen Schutzeä von liligeuthum und Besitz betrachtet öiud. 
Vgl. § 34. 

§ 40. Jagd uud Fiüclierei. 

l. Nachdem das Jagdrecht auf l^mdem Grund und Boden, 
welches theils als Regal, theOs als Realrecht der Grundherrn bis 

auf die neueste Zeit bestanden hatte, wohl allenthalben beseitigt, 
und der Grundsatz alluenieiii (reltung erlangt hat, dass im Grund- 
eigenthum die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden 
gelegen ist, besteht die Aufgabe der Staatsverwaltung in Beeng 
auf die Pflege der Jagd nur darin, Garantien zn schaffen, dass die 
Jagdausflbung weder die rechtlichen noch wirthschaftlicfaen Verhält- 
nisse der Jagd oder der Bodenenltnr gefÜhrde oder beschSdige. 

Diene Garantien liegen theils in einer von dem Ja^drecht un- 
abhängigen Rej^eiuiJii der Jagdausiibung, theils in Festsetzung vou 
Strafen für Beeinträchtigung der Jagdberechtigung, theils endlich 
in Gewährung eines Rechtsanspruchs der Grundbesitzer gegenüber 
den Jagdberechtigten auf £rsatz des erlittenen li^dsdiadens. 

A. Soll die Jagd rationell ausgeübt werden, so muss sie nach 
emem bestimmten Plane, unter Berücksichtigung der eigenthüm- 
liehen Fortpflanzung und Ernährnng einer jeden Wildgattung, mit 
einer bestimmten anerkaimten Technik und auf einem grösseren 
zusammenhängenden Bezirke betrieben werden. 

Daraus ergibt sich die Nothwendigkeit: 

1. das Recht zur Ausübung der Jagd von dem im 
Grundeigenthume liegenden Recht auf den Nutzen der Jagd zu 
trennen, wenn nicht in einem grossen zusammenhängenden Grund- 
besitze selbst die Garantie für eine rationelle Jagdausübung gege- 
ben ist, oder mit der l'rennung eiue unzulässige Beschränkung der 
freien Verfügung über den Grundbesitz verbunden wäre {^z, ß. bei 
Hofräumen, Gärten, umfriedeten Grundstücken u. dgl.); 

2. das Jagdanaflbungsrecht auf allen für selbständige Ja^- 
atuübung zu kleinen GrandstüdLcn der Gemeinde, als socialer 
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uod Interessengemeinschaft einzuräomen, welche dieses Recht in der 
Regel durch Verpachtung» ausnahmsweise durch VertraaensrnSmier 
ausübt. Der Pachterlös ist selbstverständlich auf die betheiligten 

Grundbesitzer als die Inhaber des Rechts auf die Nutzung der 
Jagd, nach Massgabe ihres Grundbesitzes zu vertheilen. 

3. Zur Ermöglichuug einer rationellen Jagdausübung ist es 
auch nothwendig, allgemein bindende Vorschriften über eine ge- 
wisse Hegezeit für die verschiedenen Arten des Wildes, sowie 
über die erlaubten (waidmännischen) Arten der Erlegung und 
des Fangens zu erlassen, damit nicht die Willkür des Emzelnen 
die Interessen vieler anderer Jagdberechtigten seflihrde. 

4. Dureli allgemeine Verpflichtung znr Losung vun Jagd- 
karten behufs der Jagdausübung und durch Berechtigung der 
Verwaltung, dieselben zu verweigern, werden sowohl gewisse per- 
sönliche Garantien für eine rationelle und nicht Sicherheit«- oder 
rechtsgeföhrliche Ausübung gewonnen, als auch das Vergnügen der 
Jagd mit einer ganz entsprechenden Art von Luxussteuer belegt. 

B. Dieser für die Interessen der Jagd wie der Bodencultur 
gleichmässig fiirderliclien Regelung der .Tagdnu^ ii lang tritt als noth- 
wendige Ergänzung zur Seite: 1. der Sclmtz des Jagdausübungs- 
rechts gegen Jagdfrevel mittelst Bestrafung aller unberechtigten 
Eingriffe in fremdes Jagdausübungsredit; 2. der Schutz der Boden- 
cultur gegen jede BeschSdigung durch jagdbares Wild (besondere 
Wildschadensgesetze). 

n. Eine Aufgabe der .Staatsverwaltung in Bezug auf die 
Fischerei kann nur für solche Gewässer bestehen, deren Be- 
nutzung nicht einem Einzigen zusteht, und auch hiefür wird ausser 
einem Verbote des Fischfangs in der Laichzeit, des Gebrauchs 
undurufalassender Gerftthschaften oder zerstürender Fangmittel keine 
besondere Aufgabe der Vowaltung erwachsen. Schutz des Frivat- 
fiseherelreehts und Anregung zu Verbesserungen in künstlicher 
Fischzucht können nach gleichen Grundsätzen wie für andere Zweige 
der Urproduetion von ihr ausgehen. 

§ 41. Bergbau. 

Der Bergbau ist in doppdter Eßnsiehi Gegenstand staatlicher 
Saige: 
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aJs Zwdg der hervorbringenden Arbeit und als Quelle der 
Staatseinkünfte. 

Früher war er wohl sülgemein Regal, — der finanzielle Stand- 
punkt massgebend. Für uns kommt dagegen nur die Stellung der 
Verwaltung und Polizei zum Bergbau in Frage. 

Das Wesen des Bergbaues ist durch mehrere besondere 
Kigensdiaften verschieden von allen übrigen Prodnctionsart^. 

1. Der Bergbau kann von keinen kleinen Unternehmungen 
ausgehen. 

2. Er macht grosses stehendes Capital nothwendig zur Er^ 

DÜnung (Stollen, Schachte), zu]- l^rhaltung (Wasser-, Wetter- 
losung), zum Betrieb (Förderung). 

3. Das grosse Interesse des Staates an den Producten ruft 
besondere Massnahmen hervor; daher gegenwärtig noch viel mehr 
beschrftnkende Bestimmungen und Staatsbeihilfe als bei anderen 
ProduGtionsarten sich vorfinden. 

Gegenwärtiger Zustand des Verwaltungsrechts. 
1. Das Recht des Unternehmens. 

a) Staatserlaubniss zu jedem Bergwerksnntemehmen; 
diese muss bezahlt werden (gegenwärtiger Modus der Regalitftts- 
ausubung). 

b) Freierklärung des Bergbaues. Das Recht auf berg- 
männische Gewinnung der Mineralien ist vom Grundeigenthum ge- 
trennt (aber es ist kein Verzicht auf das Regal darin zu sehenj. 

Die Erlaubniss auf Anmelden nach Mineralien zu schürfen, 
ist in der Regel unbedingt. (Schür&ettel dürfen nicht verweigert 
werden; der Grundeigenthfimer schürft ohne Zettel) 

Ein Entschädigungsrecht des Grundeigeiithümers besteht zwar 
(meist in fVeikuxen), wird aber nur tdar die Oberfläche bemessen. 
Bei missglücktem Schürf ist der Status quo wieder herzustellen. 

Das M u t h u n g ö r e ch t entsteht für den Finder nach erfolg- 
tem Nachweise des Aufschlusses und der Abfindung mit dem Eigen- 
thümer oder Cautionsleistung. Die Priorität richtet sich nach dem 
Datum des ächürfsettelB. Die Muthung wird nur für einen be- 
stimmten Raum (Zeche, Gmbenfeld) gewährt. 
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2. Recht des Betriebes. 

a) Finanzielle Rechte des Staats. 

1. Die ßergwerkseigenthümer zahlen dem Staate Abgaben 
(früher Bergzeliont). 

2. Der Staat hat ein Vorkaufsrecht bei edlen Metallen. 

b) Rechte des Staats, velohe die Nachhaitigkeit 
des Bergbaues bezwecken (Verhtttang von Raubbau), 

1. Recht der Besichtigung. 

2. EÜnsicht In die Betriebspläne. 

Verbot un nachhaltigen Betriebs durch Vorwegnähme des 
Zugänglichsten. 

4. Verbut des längeren Stillstands des Baues bei Strafe des 
in's Freie Fallens (Aufhebung der Berechtigung). 

5. H&ufig Pflicht des Staates, den Erbstollen zu bauen. 

6. Daför Entsdiädigung an nutzbarem Gestein in diesem 
Stollen und ans dem ganzen Ertrag der entwfisserten Gruben (in 
der Regel '/g). 

c) Rechte des Staats an der Bergwerk «Verwaltung. 

1 . Bestätigung der Vorstandschaft und der technischen Werk- 
föhrer. 

2. Revision der Rechnungen. 

3. Austheilung der Ausbeute oder Repartition der Zubusse an 
die Kuxe. 

4. Forderung, aus der Dividende dnen HiUsvorrath zu bilden« 

Dieser Recht sznstand bedarf einer eingehenden Revision. 

1. Der liegalitätsstandpunkt und die aus demselben hervor- 
gehenden Beschränkungen sind gänzlich aufzugeben. Jurisprudenz 
und Volkswirthschaftslehre haben sie in gleicher Weise als un- 
haltbar nachgewiesen. 

2. Die FreierklSmng des Bergbanes ist ein Unredit am Grund- 
besitz, eine theOweise Aufhebung des Eigenthumsrechtes, irelebes 
durch kein Staatsnothrecht gerechtfertigt werden kann. Für die 
Ausführung der nothwcatiigen wirthschaftspolitischen Massregelu 
leicht das Expropriationsrecht vollkommen aus. 

3. Auch das Recht des Betriebs muss von jenen Be- 
sdiränkungen befreit werden, welche theils ans dem RegaiitAts- 
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Standpunkte entstanden sind, theils über die Grenzen erlaubter 
Staatsaufsicht hinausgehen. Kur wo der Staat besonderes leistet 
(Erbstollen), kann er auch besondere Rechte in Anspruch nehmen. 

Die Älassregeln der Staatsverwaltung zur Beför- 
derung des Borgbaues bestehen in Anwendung: 

1. allgemeiner Beförderungsmittel. 

a) Verbreitung geologischer Kenntnisse. 

b) Bildung der Techniker (Steiger etc.). 

c) Verbesserung und Vermehrung der Transportmittel. 

2. in finanzieller Unterstützung. 

a) Uebernahiue von Kuxen. • 

b) Vorschüsse aus der durch Abgaben gebiideteu öergkasse, 

c) Zinsengarantie. 

d) £rbauung von Erbstollen. 

e) Eventuell Selbstban. 

3. in der Sorge fflr die Bergarbeiter. 

a) Veraiiiassung von Kna})}isehaftskassen. 

b) Eintülining von* Neben besuiuiltigungen. 

c) Verhütung von Unglücksfällen.^ 



* Die zu diesem letzte» Behufc zweckmäs&igeu MasjjrPgGln sind meist 
polizeilicher Natur, am strengsten bei Ruhlenbergwerken uuthig; diese könueu 
als belehrendes Beispiel dienen: 

Die Yerhütaug Ton Unglücksf&llen in Kohlengruben 
durch schlagende Wetter erfordert folgende Massnahmen: 

1. Sämmilidie ^alte Baue*^ in oberen Sohlen etc. müssen sofort nach 
Binstellnng der Arbeit luftdicht abgesperrt werden. 

2. In den Betrieben selbst mnss die Ventilation, der ünftvechsel der 
Grube so lebhaft sein, dass das entvickelt» Kohlenatoffgas aus den FlOtsen 
sogleich fortgeführt und als unsehidlioher Gemengtheil in die Luft an^nom- 
uen wird. 

3. Es genügt aber auf grossen Tiefbau>Kohlensechen ein einiiges Venta> 
lationssystem mit einer liVettermas«9ihine nidit, vielmehr muss für jeden Schacht 
(bei nur einem Schacht sowohl für den hSogenden als liegenden Betrieb) je 
eine Wettermnschine und dadurch ein getheiltes um so wirksameres Wetter- 
sjrstem in der Grube beschafft werden. Ein grosser Geldaufwand ist biebei 
unvermeidlich. 

4. Für den Schutz des Bergmanns dient die Sicberheits-Lampe. 

l)*'r Zii^«tan(l dos Luh/.v.g'^ in (Irr Crobe um! der "Wetterwechsel muss 
uu den Betriebspuukteu während der JiaQht, wenn nicht gearbeitet wird, von 
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S. 42. Die Industrie. * 

Es genügt, von den yielen die Industrie von den verscbie- 
denen Zweieren der Urproduction unterscheidenden nationalökono- 
mischen Momenten nur zwei hervorzuheben, die ungleich grössere 
individuelle Beweglichkeit des Betriebes und die Leichtigkeit des 
Ausschlusses der Prodnction an das jeweilige Bedürfiiiss nach 
Menge und Art; eine Würdigung derselben fuhrt unbedingt zu der 
Ueberzeugung, dass die Industrie auch in ungleich geringem Masse 
eines besondern staatlichen Schutzes, administrativer Anregung und 
Leitung bedürftig sei, ja dass die Staatsverwaltung gerade hier 
von dem Principe der Gewerbefreiheit, die Industriellen von dem 
der Selbsthilfe ausgehen können und sogar müssen, wenn die In- 
dustrie sich natnrgemftss, das hdsst nach den Gesetzen des wirth- 
sehaltlichen Lebens entwickeln soll. 

Allerdings besteht auch innerhalb der Industrie wieder ein 
Cl radunterschied, sowohl was die individuelle Freiheit der Bewe- 
gung, als auch was die Leichtigkeit in Ansnützung der jeweiligen 
Gonjunkturen des Marktes anbetrifft; und besonders ist es das 
Handwerk-, welches in einer verhältnissmässig ungflnstigen Lage 
gegenüber dem Fahrikb et riebe sich befindet und gerade mit 
Ausbildung voller gewerblichen Freiheit immer noch mehr von der 
erdrückenden Concurrenz derselben bedroht wird. Darum wird 
auch eben aus den Kreisen der Handwerker heraus noch immer 
theilweise das Streben wahrgenommen, .diejenigen administrativen 
Beschränkungen festzuhalten, welche aus der alten, auf die Ver-* 
hfiltnisse des yorherrsehenden Handwerksbetriebs begrftndeten zünf- 
tigen Gewerbeordnung sich erhalten haben, ja sogar die Rückkehr 
zu dem System der Concessionirung oder gar der Exclusivität zünf- 
tiger Gewerbeverfassung verlangt. 



besonders angestellten, eveutuell staatlich beeidigten Controlbeamten rendirt 
werden. Erst darnach soll die Schicht beginnen. 

Simmerbach, Seadsohretbea an Liebig iu der Augsb. AUg. Zeitung. 
1869, ^r. 269 Beil. 

* Hiem ebschon theilweise veraltet: F. BüUo, der Stwt und die In- 
dustrie. 1834. Steiubeis, Elemente der Oewerbebeforderung. 1851. — 
Mascher, das deutsche Gewerbewesen. 1866. 
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Die Staategewalt kann selbstverständlich auf derartiges Ver'* 
luDgm nach positivem Eiogreifea in die OrdnaDg der indostiiellen 
Verhältnisse nur unter der Voranssetzung eingehen, dass die be- 
fürchteten Zostftnde der Gresammtheit einen Naehtbeil brächten, sei 
es einen durecten durch minder gnten und allgemeinen Gewerbs- 
betrieb, oder einen iiidirecten durch Verletzung der Rechtsordnung, 
Vermebrunt^ der Armuth u. dgl.; denn sie darf die Mittel der 
Gesammtheit nicht dazu verwenden, um nur die ökonomische Lage 
Einzelner oder selbst einzelner Kategorien der Gesellschaft zu ver- 
bessern und vor der Goncnrreoz andrer Gleichberechtigter zu 
schützen. Solche allgemeine Ge&hren der Gewerbefreibeit nun, 
obwohl vielfach behauptet, sind jedoch weder der Natur der Sache 
nach zu bftürchten, noch auch trotz ihrer fast allgemeinen Durch- 
fuhrunjO: irtrenduu eingetreten; höchstens haben sich vorübergehende 
Uebelstände und für einzelne Personen wirthschaftliche Verluste 
ergeben, welche zum Theil auf Rechnung eigenen Verschuldens 
gesetzt, zum Theil als nothwendige Folge eines jeden Uebergangs 
aus alten in neue Zustände erklärt werden müssen. Eine Ver- 
schlechterung der Gewerbsproducte im Allgemeinen ist schon wegen 
der grossen technischen Vervollkommnung der Maschinenproduction 
nicht zu befürchten; aber auch die eigentlichen Handwerksproducte 
werden an durchschnittlicher Güte nicht verlieren, sondern eher ge- 
winnen, da ja gerade in freier Concurrenz ein grösserer Sporn zu 
technischer Volikomin^heit li^ ond bei freiem Verkehre die Ver- 
sorgung eines jeden Marktes mit guten Producten »leichtert ist; 
ganz abgesehen davon, dass das System der Gewerbs- und M^ter- 
prüfiingen nur in sehr unvollkommener Weise auf einen absolut 
^ulun Uand Werksbetrieb hinwirken konnte. — Eiiu; übermässige 
Besetzung der Handwt rke, welche bei Einfuhrung der Gewerbe- 
freiheit vorübergehend entstehen kann, gleicht sich erfahrungs^ 
gemäss sehr rasch aus, theils durch den erleichterten Uebergang 
von einem Gewerbe zum andern, theiis durch die Aufentbalts- 
und Niederlassungsfreiheit, theils endlich durch Zurttckdrängen der 
ungeschickten Handwerker in die Beihe der Gewerbsgehilfen. — 
Die Unterdrückung endlich des Handwerks durch den Fabriks« 
betrieb findet nur in solchen Gewerben statt, bei welchen eine aus- 
gedehnte Maschinenanwendung möglich ist und erzeugt nur vor- 
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fibergehende üebelstände fEbr &me\ne Grewerbtreibende, indem fiir 
solebe Zweige der Tndnstrie der bandwerksmässige Betrieb Uber- 

}iaiij)t autgegeben wird; dagegen wird eine solche Unterdrückung 
nicht hlos bei T.okalfire werben, sondern bei allen denjenigen nicht 
statttindea, welche tür das individuell verschiedne Bedürfniss ar- 
beiten; ja der tüchtige Handwerker erhält gerade neben der Fa- 
brik erhöhte Bedeutung. Nicht zu übersehen ist hiebei auch, dass 
4er Fabrik- und Masokinenbetrieb, sowie die gesteigerte Consam- 
tion überhaupt eine Reihe von handwerksmässigen Beschäftigungen 
erst hervorruft. 

Soweit aber durch die Gewerbefreiheit und die dadurch be- 
dingte Aufhebung der Zunttverfassung wohlerworbene Rechte be- 
rührt werden, seien es reale Gewerbsrechte oder Yermdgens- 
rechte der Zünfte, lässt sich theils . durch Ablösung, theils durch 
eine, den neugeschalfhen Verhältnissen sich anpassende Aende- 
ning in der Form der Ausübung eine Rechtsverletzung jeden- 
falls vermeiden. 

Aber auch bei der Herrschaft des Prinzips der Gewerbefrei- 
heit ist niclit absolute Nichteinmischung des Staates in die Ver- 
hältnisse der Industrie, sondern eine öffentlich rechtliche 
Ordnung des freien Gewerbsbetriebes im Greiste der mo- 
derden Volkswirdiscliaftspolitik gelegen. Ja es machen sich auch 
hier Rücksichten der allgemeinen wie der speziellen Verwaltuugs- 
politik geltend, welche selbst einzelne Beschränkungen des Prin- 
zips nicht blos als zulässig, sondern geradezu als nothwendig er- 
scheinen lassen. 

1. Die Grundlage für die Ordnung der Gewerbsverhältnisse 
bilden die Gewerberegister, welche auf Grund der G^werbs- 
anmeldungen geführt werden müssen. Sie erflUlen neben dem ad- 
ministratiTen Zwecke, das Vorhandensem der notiiwendigen Vor- 
aussetzungen für einen freien Gewerbsbetrieb zu constatiren, auch 
noch einen statistischen und tiscalischen Zweck (Gebühren aus der 
Gewerbsanmeldung, f a^ision für die Gewerbesteuer). Jedem An- 
gemeldeten, dessen Grewerbsbetrieb nicht besondeni Beschränkungen 
unterli^ (siehe nnten), wird ein Gewerbeschein ausgestellt. 

2. Obschon den Gonsumenten in der Regel über die richtige 
Menge und Güte eines gekauften Gewerbserseugnisses em Urtheii 
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möglich ist, so kann doch in einzelnen Fällen eine vorsorgliche 
Thätigkeit der Vtiwaltüiig zur Verhütung von Betrug ge- 
boten sein, wo ein sicheres Resultat der Waarenuntersnchiing ent- 
weder besondere Keuntoisse oder besondere Werkzeuge, Yorhch- 
tnngen u. dgl. voraosseUt. 

Hieher gehören nicht blos die Sorge flir richtiges Mass« 6e- 
irieht und Geld (siehe S 45 u. 46), sondern auch die Bestimmun- 
gen fiber die nothwendigen Erkennungszeichen und Proben des 
Feingehalts der Edelmetalle, über wahrheitsgetreue Ansahen über 
den Inlialt bei eigenthümlicher Verpackungsweise, über den Ge- 
brauch der Fabrikszeichen, sowie auch der Marken — Etiquetteu- 
nnd Firmeoschutz. Die £inriditung von Schauanstalten (Industrie- 
Bazar)^ soferne die Benützung derselben facoltativ ist, kann glddi- 
falls sehr günstig wirken; fthnJicfa wie f&r die Producte der Land- 
wirthschaft und Tiehzucht Markthallen, Fleisdihtoke eingerichtet 
werden. 

3. Für die Eiitwieklung und Vervollkommnung der Industrie 
kann die Verwaltung besonders durch Pflege und Unterstützung 
des niedem und höbem technischen Unterrichts, sowie durch Hei>* 
vorrulung und Beförderung yon lokalen und allgemeinen Industrie- 
ausstellungen wirken. (Siehe hierüber bes, SS 27 u. 29). 

4. Zur Entwicklung geordneter und blühender VerhAltnisse 
der Industrie trägt endlich auch die Organisation des Ge» 
Werbebetriebes sehr viel bei. Dieselbe ist nach dem Prinzipe 
der Selbsthilfe zwar zumeist in die Haiid der Gewerbtreibendeu 
selbst gelegt, welche durch die Ausbildung des Associationswesens 
auf allen Grebieten des industriellen Lebens die jündernisse der 
Verbesserung ihres Loses bekämpfen und besdtigen können; es 
bedarf jedoch auch der thätigen Mitwirkung der Verwaltung zur 
Erreichung grosser Uesultate. Theils sind es die rechtlichen Grund- 
lagen des Genossenschattswescns , welche dieselbe herzustellen und 
zu erhalten berufen ist, theüs die öchaöung besonderer Organe 
wie Gewerbekammem und Gewerbegerichte , wodurch die Verwal- 
tung der Industrie die Mdglichkeit einer ausreichenden Interessen- 
yotretung und einer wirksamen Beseitigung der innerhalb derselben 
auftretenden GonÜicte schaffen muss. (SS 35, 36 u. 38). 

£ine Beschränkung des freien Gewerbsbetriebes 

12» 
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kann auch bei dem System der GewerbeArelheit da eintreten mfiMen, 
vo entweder höhere poHtiache Interessen das Aufgeben derselben 
nothwendig machen, oder wo Rücksichten der Verwaltung: des per- 
sönlichen Lebens überwiegen, oder endlich wo ausnahmsweise die 
freie Concurrenz und die Selbsthilfe der eigenthümlichen Natur- 
einzelner Richtungen der Industrie gemftss nicht voll wirksam wer- 
den kann. 

1. In die erste Kategorie von BeschrSnkungen gehören alle 

jene, welche zum Schutze der fiskalischen Rechte des Staates 
(z, B. Staatsmonopole, Münze, Zölle), oder zur Erhaltung der Ver- 
theidigungsfälngkeit des Staates (z. B. in Festungen, in Kriegs- 
zeiten) auferlegt werden. 

2. Rücksichten der Verwaltung des persönlichen Lebens rufen 
vorzugsweise Beschränkungen der Kinderarbeit, sowie jener Zweige 
des Grewerbsbetriebs hervor, welche eine Gesundheitsgei&hrdung 
befürchten lassen; fiir solche bleibt zweckmässig das Concessions- 
system beibehalten. (Vgl. übrigens § IG). 

3. Aus wirthschaftspolitischen Gründen müssen der Autor- 
und Verlagsschutz beibehalten werden. (Hierüber und über Erfin- 
dungen siehe $ 44). 

4. Auch die Abhaltung übermässiger Concurrenz des Aus- 
landes durch Schutzzölle kann ftr einzelne Gewerbszweage immer- 
hin als vorübergehende Massregel gerechtfertigt sein, soferne deren 
Blüthe für pinen Staat nothwendig ist und die Ausnützung sonst 
unbenützt bleibr-nder \()rbandener Productivkräfte dadurch erzielt 
werden kann (z. B. bei Zucker-, Kisenindustrie). Dagegen ist ein 
allgemeines Schutzbedürfniss der Gewebe nicht nur nicht nach- 
weisbar, sondern es erweist sich auch jeder unnütze Schutz als 
schädlich, weil er einen Mangel an Aneiferung durch die Concur- 
renz hervorruft, den Consunienten und damit der ganzen Volks- 
wirthschaft grosse Opfer auflegt, welche ausser Verhältniss zu dem 
erreichten Vortbeile stehen und durch Hervorrufüng von Retorsions- 
massregeln des Auslandes die Lebhaftigkeit und Erweiterung der 
Verkehrsbeziehungen hemmt (vgl. § 35). 
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§ 43. Handel.'' 

Dieselben Grundsätze, welche das Verhalten der Verwaltung 
gegenüber der Industrie, besotiders im handwerksmässigen Betriebe 
bestiiDmeQ, gelten auch für den Kleinhandel (Krämerei), welcher 
nach seiner DationalOkonomiachen Bedeutung yollkommen auf gleicher 
Stufe stdit. 

Dagegen zeichnet sich der Grosshandel durch grOssteLeich- 

tigkeit der Bewegung und Unabhängigkeit von Ortlichen, natOr- 
liehen oder wirthschaftlichen Verliältnissen nicht bloss vor der In- 
dustrie, sondern vor allen Zwei^ien des Erwerbslebens aus; er 
int ^geradezu cosmopolitisch, nicht national^. (Bluntschli.) 

Darum kann und muss auch das Prinzip der wirthschaftlichen 
Freiheit in Bezug auf den Grosshandel zur schrankenlosesten An* 
Wendung kommen. Eine staatliche Beeinflussung oder Beschrän- 
kung liegt weder im tateresse des Handels, welcher das grösst- 
iiiögliche Freigebit'i lur seine Thätigkeii anstrebt, noch im Interesse 
der hervorbringenden und verzehrenden Bev(11k< ruiisj, wt lche Absatz 
ihrer Producte und Befriedigung ihrer Bedürfnisse um so sicherer 
und vortheilhalter erwarten kann, je ausgedehnter und mannig- 
facher die Handelsbeziehungen der Mensdien untereinander geknöpft 
sind; noch endlich im Interesse des Staates, welcher in einem 
blffhenden und vielverzweigten Handel nidit bloss die beste Stär- 
kung der wirthschaftlichen Nationalkraft, «ondem auch eine beson- 
dere Bürgschaft für Erhaltung und Erweiterung triedlicher Bezieh- 
ungen zu andern Staaten zu sehen veranlasst ist. 

£s ist demnach die erste Aufgabe des Staates zur Pflege 
des Handels, nidit nur im Innern des Landes alle Hindernisse, 
welche in Form von BinnenzftUen, Stapelreohten u. dgl. bestehen, 
zu beseitigen, sondern auch für den auswärtigen Handel (Einfuhr-, 
Durchftihr- und Ausftihrhandel) die Haudelsfreiheit im Prinzip an- 
zunehmen und derselben bei den handelspoHtischen Verträgen mit 
fremden Staaten zur Geltung zu verhelfen (Formel der ^^meistbe- 
gfinstigten Nation 

* Das iiratassendöte Werk ron Murhard, Theorie imd Politik des 
Handels, I. II« 1831, ist vielfach reraltet. 
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Auf die Zollgesetzgebung übt dieses Prinzip den rüdcwirken- 
den Kiiiilüss, dass die Schutzzölle die Ausnahme bilden und immer 
mehr zu Finanzzöllen werdi n , bei Aii-,tiihr Zollfreiheit die Kegel 
wird, Durchgangsabgaben gänzlich wf^alien. 

Auch jeder Widersprach öffentlicher Einrichtungen mit den 
CntwiGklungstendenzen des Handels muss beseitigt werden, sofeme 
em solcher nicht in höheren politischen Motiven seinen Ursprung 
und seine Rechtfertigung ündet. Desshalb muss der Staat verzich- 
ten auf jedes widernatürliche Festhalten des Handelszugs in seinem 
Gebiete durch Stapelrechte, künstliche Verlängerung des iitrassen- 
laufs, der Eisenbahnen etc. innerhalb des Landes; nicht minder 
sind Monopole und Privilegien einer vom Staate betriebenen oder 
mir begünstigten Handelsgesellschaft anlkageben und zu beseitigen ; 
sie sind bei der reichen Entfaltung der Privathandelsthätigkeit 
unsrer Tage entschieden nicht nur kein Bedürfniss, sondern nur 
ein Hemmschuh, und es wäre nicht gerechtfertigt, dieselben in 
Rücksicht auf ihre etwa bedeutende Leistung in früherer unent- 
* wickelter Zeit, unter ganz andern Voraussetzungen, fortbestehen 
zu lassen. 

Die Ereihfitt des Handels bedingt auch hier die Ordnung des- 
selben, welche 

1. zunächst in einer Rechtsordnung besteht. Diese be- 
zieht sich sowohl aut die privatrechtlichen Verhältnisse des Handels 
(Handelsrecht), als auch auf die besondem processualischen Ein- 
richtungen, welche wegen der eig^thümlichen Natur kaufm&nni- 
scher Bechtsgeschfifte gefordert sind (Handels-, Wechsel- Mess- 
und Marktgeridite), endlich auf das Strafrecht (Bankerottgesetze). 

2. An die Rechtsordnung schliesst sich die Organisation 
der Handelsinteressen, damit ihre Berücksichtigung und Ver- 
tretung stets gesichert sei. Dieselbe muss von der Aufhebung 
jeder Exclusivität des Handelsstandes, weiche eine öffentlich recht- 
liehe Bedeutung haben würde, ausgehen und auf dem Prinripe 
der freien Vereinigung beruhen* Die Genossenschaftsbildung wird 
hier in der Regel ohne Staatsbeihilfe dem BedttHhisse entgegen- 
kommen und demselben entsprechen, wenn sie sich nur ungehindert 
entfalten kann. Neben derselben erscheinen die Handelskam- 
mern als zweckmässige Bindeglieder unter den Angehörigen des 
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HandeUstandes and als geeignete Vertretuiigskörper für ihre Inter- 
esse« (vgl. § 35). 

Als be-sundere organisatorische Einrichtungen im Interesse des 
Handels inässen jeduch noch betont werden: 

a. Consulate,'*^ Behörden, welche ihren Sitz im Auslände haben, 
nm soirohl die Interessen der Handeltreibenden selbst zu schützen 
als anoh die staatlichen Interessen am Handelsverkehre zn wahren 
und zu vertreten. Ihre Thätigkeit umfasst daher den allgemeinen 
Schutz der schitiahrt- und handeltreibenden Personen, ihrer Rechte, 
Freiheiten, Schiffe und tiiiter ini tremdun Lande, die Ertheiiung von 
iiath und Beistand im Falle eines Conflicts» Schlichtung ihrer Strei- 
tigkeiten; sodann die Sorge för Achtung und Durcfafuhrang der 
Handels- und Sdiiffahrtsverträge, die Anknüpfung und den Ab* 
schluss neuer handelspolitisoher Verhandlungen und Vereinbarungen. 
Zu diesem ßehufe haben die Cunsuln beständig genaue Kenutniss 
von der Handels- und .Sv hiliahrtsbewegung zu nehmen, liierüber 
laufende Berichte au die Kegierung zu erstatten und mit den Be- 
hörden des Oonsularbezirks in beständiger Korrespondenz zu stehen, 
Anträge, Vorstellungen etc. etc. zu machen; femer nmss ihnen 
das Recht zukommen, den Handeltreibenden Atteste, Pässe etc. etc. 
auszustellen und überhaupt jene Hegiemngshandlungen vorzuneh- 
men, welche im handelspolitisclien Interesse geboten und nur im 
fremden Lande ausführbar sind. Ihre Bedeutung und Wirksam- 
keit ist bei der immer weitern Ausdehnung der Handelsbeziehungen 
gegenüber den Gesandtschaften eine stets zunehmende und eben 
desshalb muss nicht bloss für eine genügende AnzaM von Con- 
sdaten, sondern auch für eine ihren Aufgaben entsprechende recht- 
liche Stellung ( Exterritorialität) Sorge getragen werden. 

b) Die Mäckler (Sensalen") sind Geschäftsleute zur Ver- 
mittlung zwischen .Vngebot und Nachfrage, .welche daher mit der 
Menge, Güte und den Preisen der disponiblen Waaren vertraut 
sein müssen. Biese Eigenschaften machen sie auch tauglich, als 
Sachverständige und Scfaätzlente beim Abschlüsse von Handelsge- 
schäHben beigezogen zu werden. Diese Thätigkeit und Sachkennt- 

* L. Neumann, Handbuch des Consulatawmens. 1854. Lindhoin 
A. SU Reform der Consulat«. 2. Anll. 1864. 
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niss der Mäckler ist für deu Handel von bedeutendem Voitheile; 
derselbe kann jedoch noch erhiiht werden, wenn die Mäckler ein 
öffentliches Vertrauen in Anspruch nehmen können, weil sie 
dann zugleich als glaubwürdige Zeugen für die Rechtsgiltigkeit der 
von ihnen vermittelten Handelfgeschäfte anerkannt werden. Dar- 
um ist es im Interesse des Handels gelegen, wenn eine ^enüf^ende 
Anzahl von Mäcklern, welche dann auf eigne Rechnung keinerlei 
Geschäfte machen dürfen, entweder amtlich bestellt oder wenig- 
stens die aus dem Handelsstande gewählten amtlich beeidigt und 
an eine Mäcklerordnung gebunden werden. Jedoch soll solchen 
amtlieh besteltten oder bestätigten Mäcklern damit kein Monopol 
eingeräumt, und die freie Concurrenz von Privatmäcklern nicht be- 
hindert werden. 

c. Börsen, Vereinigungspunkte für den Abschluss aller Arten 
von Handelsgeschäften, sind am hesten geeignet, um die yerschie- 
denen auf die P^isbestinmiung einwirkenden Momente des Pro- 
ducten- und Effectenmarktes zu dberblidten und dadurch einheit- 
liche Preissätze (Curse) für jede Gattung der Waaren und Werth- 
papiere an jedem Tage zu erhalten. Da si^h nun die Börsen 
immer an grossen Verkehrsmittelpunkten bilden, so üben die hier 
festgesetzten Curse einen bestimmenden Einfluss auf die Preissätze 
Innerhalb des ganzen Yerkehrsgebietes emes solchen Mittelpunkts, 
sowie auf die Curse anderer Börsen ans. Wegen dieser gössen 
Bedeutung einer jeden Börse für das ganze Yerkehrsleben ist eine 
staatliche Ordnung für die Börsenjjescliäfle nothwendig, theils um 
unberechtigte Einflüsse fernzuhalten, theils auch uiu die wünschens- 
werthe Autorität der Börsencurse zu erhöhen. Eine solche Börsen- 
ordnung* muss Bestimmungen enthalten über die Börsenfahigkeit 
und die Bedingungen der Antheilnahme an dem Börsenverkehre, 
sowie über die Formen des Geschäftsabschlasses und die Fest- 
setzung der Curse. Die Freiheit der Errichtung solcher Börsen, 
Wodurch am besten den schädlichen Winkelb()rsen vorgebeugt wird, 
soll weder durch das Concessionssystem noch auf eine andere Weise 
weiter beschränkt werden. Die Staatsverwaltung betheiligt sich an 
dem Börsenleben selbst nur durch Vereidigung eines Börsennotars 



Tgl. u. ». Sommar uga F. t., die neue Wieuer Bdrseuordiiung. 1855> 
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sowie durch Aufstellung eines Börsencommissärs (Börsenrath), wel- 
cher für die Einhaltung der Börsenordnungen Sorge zu tragen hat, 
und entweder amtlich bestellt oder uur bestätigt ist. Ausserdem 
hat die VerwaltUDg in eigenem Interesse den Börsen jene Mitthei- 
lungen ungesäumt zu machen, welche auf die riditige Bestimmung 
der Ourse und auf die Unterdr&ckung schwindelhafter Operationen 
zu whrken yermögen, sofeme £e RüdLskäiten dar Politik solche 
Mittheilungen zulassen. 

d. Die staatlichen Aufgaben für Messen und Märkte sind 
hei der abuehmendeo Bedeutung derselben gering mid beschränken 
sich Torzugsweise auf Erlassnng von Markt- und Mess Ord- 
nungen zum Schutze anderweitiger Berecht^ongen am Messplatze 
sowohl, als zur* Verhütung von Ordnungs-, Sicherheits- und (Je- 
sundheitsgefahren. Im Uebrigen kann sich der Staat ihnen gegen- 
über neutral verhalten, sie weder verbieten noch begünstigen ; denn 
das Bedürfniss darnach ist höchstens ein locales oder speciales und 
wird dann durch die eigene Thätigkeit der Interessenten hinläng- 
lidi befriedigt werden können. 

e. Dagegen macht sich in unsrer Zeit das Bedürfniss nach 
Lagerhäusern* (entrepots, Docks) immer mehr geltend, beson- 
ders seit die Anwendung der Lagerscheine im kaiifnicännischen 
Verkehre in Aufnahme gekommen ist. Diese auf den Inhaber 
lautenden, indossirbaren Empfangsbestätigungen (Auslieferungsscheine 
nadi dem deutsehen Handelsgesetzhuche art. 302) dienen theils 
znm bequemen Verkaufe der- gelagerten Waaren, theils zu deren 
Verpflindung, und sollen desshalh auch immer in duplo ausgestellt 
sein, als Uebertragnngsschein (cedule, weightnote) und Pfandschein 
(warrant), wodurch sie gleichzeitig ein höchst bequemes Mittel des 
Waarenumsatzes und ein sehr geeignetes Creditpapier (gleichsam 
ein Wechsel mit Realsicherheit) werden können. Die Staatsver- 
waltung muss die Erriehtang soldier Anstalten begfinstigen und 
eine rechtliche Ordnung dieser modernen Verkehrsformen herbei- 
führen; im Allgemeinen sind sie wohl gleich den Banken zu be- 
handeln, vgl. § 47. 

3. Die I^'reiheit im Betriebe von Handelsgeschäften kann eine 
Beschränkung erfahren, wo der Handel im Umherziehen (Hausir- 

* £. Sax, aber L»gerhäuser und Lageneheine/ 1869. 
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handel) betrieben wird. Die sittUehen. und rechtlidien Bedenken, 
weldie in Folge des nnordentlidien Lebenswandels solcher Handel- 

trpibnnden entstehen, sowie sanitätspolizeiliche Rücksichten machen 
es uuthwGiidig, den Haiisirhandel an besondre öfter zu erneuernde, 
polizeiliche Bewilligung ( Patent) zu knüpfen, welches nur auf Hei- 
mäts- und Gesundheitsausweis bin, nur an ältere Personen und 
für dnen bestimmten Bezirk gegeben werden soll. Gewisse Waa- 
ren wie Gifte, Arzneien, Waffen, Gold und Silber sind von dem 
Umfange eines solchen Handelsbetriebes auszuschliessen. 

§ 44. Geistige Arhoif.* 

Geistige Arbeit kann entweder in der Form der persönlichen 
Dienste geleistet oder an körperlichen Produkten fixirt ausgeboten 
werden. Im ersten Falle bietet sie weder besondere nationalöko- 
nomisehe von andrer Arbeit wesentlich versc^edene Merkmale dar, 

noch veranlasst sie eigen thümliche aus ihrem nationalökonomischen 
Charakter hervorrgehende administrative Massregeln oder Einrich- 
tungen. Hieher gehört nicht nur die praktische Thätigkeit der 
Aerzte, Lehrer, Richter etc., sondern auch geistige Arbeit in der 
Form der Bede, des Vortrags, d^ mimischen Darstellung etc. 

Dagegen zeigt sich im zweiten Falle allerdings ein solcher 
prinzipieller Unterschied zwischen den Resultaten rein geistiger 
Arbeit und jedem andern Producte. 

JSoll nämlich die an einem körperlichen Producte fixirte geistige 
Arbeit einen im Preise desselben ausgedrückten selbständigen Tausch- 
werth haben, so muss dem Geistes- Arbeiter eine dem Eigenthums- 
rechte analoge ausschliessliche Verfögung über die Form der Ver- 
öffentlichung möglich sein, in welcher er das Resultat seiner geisti- 
gen Arbeit anbietet, da der geistige Inhalt eines solchen PToductes 
von) Eigentliumsreeht nicht ergriffen werden kann. 

Eine sulche Tauschwerthsfahigkeit der Producte geistiger Arbeit 
ist ebenso die Vorbedingung für diese selbst, als die Freiheit der 
Person und des £igenthums die Voraussetzung der Voikswirthschaft 
bildet Ja, der Staat hat nicht nur ein whrthsdiaftspolitisches, 

Hierüber ausgezeichnet A. E. F. Schäi'fle, die national'-koTintuiielie 
Theorie der ausschliessenden AbsatzverhSltnisse. 1867. Auch Klostermann, 
das geistige i<^igeuthum au Schriften, Kunstwerken und Erfindungen. 1867, 1869. 
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•>oüderu überhaupt ein eminentus culturpolitisches Interesse an der 
steten Krweiterunu df r geistigen Arbeit und nmss darum derselben 
auch einen Schutz aogedeihen lassen, welcher ausreicht, um der 
Entfaltuuß des geistigen Arbdtstriebes sicher zu sein. (Autor- 
schats, Verlagsrecht.) 

Grerade die Erwerbfreiheit bringt es mit sich, dass Jeder ge- 
schätzt sein muss gegen Thätigkeiten eines Andern, wodurch seine 
eigne Freiheit gefährdet wird ; das Prinzip der bürgerlichen Freiheit 
lautPt, d;i>- s'w sn weit reicht, als nicht die Freiheit eines Andern 
dadurch verletzt wird. 

Mit Rücksicht darauf darf aber auch der Schutz nicht weiter 
geben« aJs das specielle national-ökonomische Interesse reicht, die 
an körperlichen Producten fixirte geistige Arbeit tauschwerthfähig 
zu machen. 

In welchen Fällen nun und in welcher Form der geistigen 
Arbeit ein besonderer iSchutz des Staates gewährt werden muss, 
hängt von den Formen ab, in welchen die Resultate der reiueu 
Geistesarbeit in den Verkehr gebracht werden können, weil hievon 
wieder die Tausohwerthsbestimmung der geistigen Leistung be- 
dingt ist. 

1. Ist die Fiximng der geistigen Arbeit in einem bestimmten 

körperlichen Producte nur dem Geistes-Arbeiter selbst möglich, so 
ist seine Arbeit, da er an diesem Producte an sich schon Eicren- 
thum besitzt, tauschwerthföhig , ohne dass sie eines besondern 
Staatsschutzes bedürfte. Biess gilt z. B. bezüglich aller Original- 
Sdiöpftmgen der bildenden Kunst, bei welchen zwar die zu Gmnde 
Heg^de Idee ja das ganze Resultat der geistigen Arbeit, aber nicht 
ihre vollkommene Darsteilbarkeit, Gremeingnt werden kann. 

2. Aehnlich verhält es sich bezüglich aller Erfindungen auf 
dem industriellen Gebiete, deiiii Darstellunijsweise aus dem Pro- 
ducte nicht sofort ersichtlich oder auf dem Wege mechanischer 
YervielflUtigang nicht ohne weiteres genau nachgeahmt werden kann. 

3. hi allen Fällen gewerblicher Production, welche zwar eine 
vorausgehende besondere Geistesarbeit unterscheiden Itet, bei wel- 
cher aber dennoch die Stoffproduction und yerarbeitung so sehr 
überwiegt, dass in den Vortheilen einer pewerhlichen Initiaiive ein 
entsprechender Preis der Ueistesaibeit gesehen werden kann, recht- 
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fertigt sich gleichfalls dn eigener Schutz nicht; so bei vielen Er- 

hnduügen, gewerblichen Mustorn, photographischen Aufnahmen etc. 

Dieser besondere Schutz dei- reinen Geistesarbeit wird daher 
vorzugsweise in jenen Fällen nothwendig sein, wo die Resultate 
derselben nur in einer solchen Form körperlich dargestellt werden 
kduoen« welche auf rein mechanischem Wege beliebig yervielfiUtigt 
werden kann. Hieber gehören: 

1. der Schutz der Schriftsteller, deren geistige Arbeit nur in 
Druckwerken fixirt und veröflfentliclit werden kann, 

2. Der Schutz der Künstler, soterne deren Kunstleistungen in 
derselben Form gleichfalls auf mechanischem Wege beliebig wieder- 
gegeben werden kann (Gompositenre, Kupferstecher, Holzschneidfir 
etc., aber nicht Architekten, Oelmaler, Bildhauer, deren Original- 
Schöpfungen durch Copien, Nachbildungen etc. nicht in ihrem Tausch- 
werthe beeinträchtigt werden können). 

3. Verwandt hiemit ist der Schütz dramatischer Dichter und 
Compositeure, welche die Form der Darstellung oder musikalischen 
Aufführung für ihre Arbeit wählen, weil auch diese Verkehrsform 
vom Autor nicht beherrscht werden und ohne sein Zuthnn beliebig 
reprodadrt werden kann. Nur wurd sich die Gumulirnng dieses 
Schutzes mit dem Schriftstellerschutze nicht rechtfertigen lassen, da 
dem Geistesarbeiter nicht für alle erdenklichen Formen, sondern 
nur fiir jene bestimmte Form des Geistesproductes Schutz gewährt 
weiden soll, in welcher er das Kesultat seiner geistigen Arbeit 
anbietet. 

4. Der sog. Patentsdiutz ist dadurch zwar nicht voUstftndig, 
aber doch grossentheils beseitigt. Ein ausschliessendes Bedit des 
Erfinders auf die Form, in welcher er die Erfindung in den Ver- 
kehr bringt, könnte nur dann i^orechtfertigt worden, wenn eines- 
theils die Resultate dieser geistigen Arbeit eine von der Form, an 
welche sie tixirt sind, unabhängige Existenz haben (z. B. wenn 
wissenschaftliche Lehrsätze zu unmittelbarer technischer Verwen- 
dung sich eignen), oder wenn diese Form eine beliebige nicht vom 
Erfinder abhängige mechanische VendelAltigung zulSsst. Da ab«r 
einerseits die Unmöglichkeit besteht, bei dem fraglichen Sdiutz der 
Eifuitiungen eine solche Unterscheidung praktisch festzuhalten, tind 
da anderseits das Schutzbedürfniss der Autoren zum Theii wenig- 



Digitized by 



.189 



stens in ihrer bemfsmSangen geistigen Thi&tigkeit begrflndet ist, 

welche beim Erfinder nicbt angenommen werden kann, so wäre es 
nngerechti'ertigt, einen allgemeinen Schutz der Krtindungen (Patente) 
zu gewähren, weil dadurch die Verbreitung vortheilhafter industrieiier 
Verbesserungen und damit der Fortschritt der Production über- 
haupt aufgehalten wfirde, um in ganz verduzelten Fällen einen 
h5hem als den imen Untemehmerlohn zu sichern. 

Da der Autorschntz nur den Zweck verfolgt, die Geistesarbeit 
unter allen ünistiiiiden tauschwerthfähig zu machen, also dem 
Autor eine entsprechende Entlohnung zn ermöglichen, so darf 
derselbe auch nicht weiter gehen, als dem Autor das ausschliess- 
liche Becht för eine bestimmte Zeit (Lebenszeit, besser bestimmte 
Schutzfrist fär jedes Oeistesproduct) zu gewähren, um sein Gdstes*- 
product in jener Form gewerbsmässig darzustellen, welche er für 
die Veröflfentlichnng gewählt hat (Buch, Photographie, dramatische 
Darstellung etc.). Ja er könnte ganz entbehrlich werden, wenn da« 
Verkehrsleben selbst solche Formen ausbilden würde, in welchen 
der Geistesarbeit ihr Tauschwerth gesichert wäre (Gegenseitigkeits- 
versicherung?). 



möglichster Mannigfaltigkeit und Vielseitigkeit bedingt ist, verlangt 
der Verkehr, sowohl was die rechtlichen Formen anbelangt (Han- 
dels-, Wecbsel-, Seerecht), als auch hinsichtlich der Tauschwerk- 
zeuge und Verkehrsanstalten eine einheitliche, gleichflirniige Kui- 
wicklung, welche eben desshalh vielfach eine besondere Thätigkeit 
der Staatsverwaltung unentbehrlich macht. 

Masse und Gewichte zunächst, als die Werkzeuge zur 
rasdien und richtigen Benrtheilung der körperlichen Ausdehnung 
und Schwere der Sachgttter, weldie zur Schnelligkeit und Sicher- 
heit des Täuschverkehrs so unumgänglich nothwendig sind, können 
nur durch staatliche Thätigkeit jene allgemeine Geltung im .Staate 
und jenes Vertrauen in die Richtigkeit ihrer Verhältnisse erlangen, 
von welchen ihre Anwendbarkeit im grosse Verkehrsleben abhängt. 
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Audi die immer mehr aogestrebCe Gleidiförmigkdt des Mass- 
nnd Grewichtswesens nicht blos für den ganzeo Staat, sondern wo 

möglich fiir die ganze civilisirte Welt wird nur auf dem Wege der 
staatlichen Gesetzgebung m erreichen sein. 

Bei der i£iufuhrung oder Veränderung eines Mass- und Ge- 
Wichtssystems sind die Resultate der mathematischen und natur- 
wissenschaftlichen Forschnngen nebst den ans der Betnushtnng der 
Volkswürthscfaaft sich ergebenden Erfahmngssätzen zu Gnmde zu 
legen. Darnach können gegenwartig als Fordemngen in Betreff der 
Zweckmässigkeit eines solchen einheitlichen Systems bezeichnet 
werden ; 

1. Die möglichste Unyeränderlichkeit der Grundlage des ganzen 
Systems. (Unwandelbare Grundlage ans der Natur.) 

2. Die Uebereinstimmmig der verschiedenen Massgattongen 
(Libigen- und Flächen-, Körper- nnd HoUmasse, Gewidite) in 
der Emheit des Grundmasses. 

3. Einheitliche Massbestimmung fiir alle auf die gleiche Weise 
Hiessbaren Gegenstände (nicht zweierlei Pfunde, Ellen etc.), 

4. Einfache Rechnungsweise (dekadisches System). 

Das diesen Anforderungen am meisten entsprechende franzö- 
sische Mass- und Grewichtssystem mit der Grundlage des Meters 
in dedmaler Theilung hat eben desshalb bereits eine nahezu aUge- 
meine Anerkennung und Anwendung geftmden. 

Die btS'jndern Autgabeu der Staatsverwaltung zur Erhaltung 
der Richtigkeit und Zuverlässigkeit der eingeführten Masse und 
Grewichte bestehen: 

1. in Niederlegung und Verwahrung der Urmasse (4taIons) 
unter besonderer Aufsicht; 

2. in Anfertigini 2 und Vertheilung von Copien derselben in 
den einzelnen Verwaiiungsbezirken zur Aichung, Stempelung und 
Revision ; 

B. in amtlicher Aichung und Stempelung aller als Masse 
oder Gewichte dienenden G^genstftnde; 

4. in Vorschriften über die ausschliessliche Anwendung soldier 
geeichter und gestempelter Masse und Gewichte, verbunden mit 

Strafandiobimgen gegt^'n Uebertretung derselben; 

ö* in öfterer Untersuchung der im Umlaufe und gewerblichen 
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Gebrauche befindlichen Masse und Gewichte and Entfernung d^ 

als unrichtig befundenen^* 

S 46. Geld.** 

Das volkswiithschaftlinhe Bedürfuiss hat sich im Gt lde einen 
aUgemeiiieii Tauschwerthsmeüser und ein be(iuemes Mittel zur Vor- 
nahme von Tauschoperationen geschaffen. Vollkommen kann das- 
selbe aber seine Aufgabe doch nur dann erfüllen, wenn der Stoff 
des Geldes edles Metall (Gold oder Silber), die Form Münze, und 
die Anerkennung seiner Eigenschaften, die Annahme an Zahlungs- 
statt in Folge des Einsetzens der staatlichen Autorität gesetzlich 
erzwing bar ist. 

Die Aufgabe der Staatsverwaltung ist also damit begrenzt» 
dass dem volkswirthschalUicben Verkehr ein brauchbares Geld her* 
gestellt würd. Weder Regalität des Ansmonzens, noch eine Finanz- 
operation, noch ein Staatsgewerbe kann und darf in dem aus- 
schliesslichen Rechte des Staates auf die Münzprägung gesehen 
werden; der Staat hat ein solches Recht nur, weil er die Pflicht 
hat für das volkswirthschaftliche Bedürfniss nach Geld thätig zu 
werden, und weil er diese nach den gegenwärtigen gesellschaltlichen 
Verhältnissen auf keinem andern Wege erfüllen kann. 

L Die Forderungen der Volkswirthschaft, von welchen die 



* Nach dM Mass- und GewieJitsoidnung des Norddeut- 
schen Bundes Tom 17. August 1868, welche das fra&Bdsisehe System 
suerst den deutseheu Verhiltnissen angepasst hat, ist tOt das L&ngenmass 
die Einheit der Meter (Stah), mit den AhthetlungMi Centimeter (NensoU)» 

Millimeter (Strich); Dekameter (Kette), Kilometer (1000 M.). — Die Einheit 

des F 1 a c h e n m a s s e s ist der Quadrat-Meter ; 100 Quadrat-M. sind eine Are; 
lO.OOÜ Qu.'ulrat-M. eine Hektare. Für das Kttrpermass ist die Eiubeit der 
1000. Theil des Cubikmeters, Liter oder Kanne; Liter (Schoppen); Vio Cu- 
bik-M. ein Hektoliter (Fass); 5Ü Liter = V.^ Fass = 1 Scheffel. — Entfer- 
nungsmass ist die Meile = 7500 Meter. — Gewichtseinheit bildet das 
Kilogramm = 2 Pfund = 1000 Gramm ; 10 Gramm = 1 Neuloth; '/j Kilogramm 
= I Pfund; 50 Kilogramm = 1 C'entner; 1000 Kilogramm = 1 Tonne. — Das 
Gramm ist 1 Cubik-Centimeter destiliirtcn Wassers. 

** Hoffmann« Die Lehre vom Oelde. 1838. Oppenheim, Natur 
de» Oeldes. 1856. 
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Verwaltung sich in ihrer .Thätigkeit för das Münzwesea vorzugs- 
weise leiten lassen mnss, sind im Allgemeinen dahin zu bestimnieo: 

1. Das Miinzwesen mnss ffir den ganzen Staat einheit- 
lich und allgemein geordnet sein ; ja selbst mit dem Auslande 
(in erster Linie mit den Nachbarstaaten) soll wo möglich eine 
Uebereinstimmung wenigstens in den Grundverhältnissen bestehen. 

2. Die Währung soll den thatsächlichen Verhältnissen des 
Geld-(£delmetall-)Marktes entsprechen. 

3. Die Wahl des Münzfusses, die Stückelung und eine 
gen Ligen de Ergänzung durch Scheidemünze muss sich an das 
Verkehrsbedürfniss anschliessen. 

ad 1. Die Einheit des Münzwesens im Staate ist 
ebenso nothwendig für das lebhafte Verkehrsbedürfniss innerhalb 
der Grenzen des Staates, welcher ja auch immer ein gemeinsames 
Wirthschaftsgebiet nmschliessen soll, als sie bei dem ausschliesslichen 
Rechte des Staates anf Münzprägung leicht h^'zustellen und ztt 
erhalten ist. Auch für den internationalen Verkehr wäre 
eine einheitliche (Welt-) Münze ein nicht zu unterschätzender Vor- 
theil, wenn schon das Bedürfniss darnach bei weitem nicht so 
dringend ist, wie bezüglich einer einheitlichen Mass- und 6e- 
wichtsordnung. Für den grossen Handelsverkehr nemlich, welcher 
die Hanptmenge seiner Fordeningen durch Wechsel und Anweisungen, - 
seine Baarzahlungen aber vorzugsweise durch Barren (ungemünztes 
Edelmetall; vermittelt, hat das gemünzte Geld mehr oder wenigt-r 
nur die Bedeutung der Scheidemünze; es wird weniger zur Zah- 
lungsvennittlnng als . znr leichtem Auseinandersetzung angewendet. 
Für den Kleinverkehr andererseits ist eine internationale Mfinzon- 
heit so viel wie bedeutungslos, da er hüchstens an der Landes^ 
grenze häufig mit einem fremden Münzgebiete in Berührung kömmt, 
sonst aber nur in ganz vereinzelten Fällen Zahlungen oder Berech- 
nungen in fremden Münzsorten zu empfangen oder zu machen hat. 
Der nnmittelbare Nutzen einer solchen internationalen Münzeinigung 
besteht demnach nur in allgemeiner Erleichterung und Vereinfa- 
chung der Berechnungen, und in Gleichförmigkdt daher auch allge- 
meiner Verständlichkeit der Preisbestimnmngen ; daneben noch in 
Vortheilen für den Reiseverkehr und für die (nicht bedeutenden) 
Geldsendungen. Es wäre daher verfehlt, wollte ein Staat die im 
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Innern nothwendige Reform des Münzwesens aufschieben oder sich 
in der Wahl eines als vorzüglich anerkannten Münzsystems beirren 
lassen durch den Gedanken an eine einmal mögliche internationale 
Begelnng des Münzweaens, oder um der Beförderung einer ioteiv 
nationalen Münzeinfgang inllen ein anerkannt unrichtiges , aber 
vielverbreitetes Münzsystem annehmen. 

ad 2. Die Frage, welche Währung dem Münzsysteme zu 
Grunde liegen soll, lässt sich, sofeme eines von den Edelmetallen 
als ausschliessliches Währungsmetali gewählt werden soll, endgültig 
nicht allgemein entscheiden, sondern wird je nadi den Verb&lt- 
Dissen der Edelmetallproduetion und den sonstigen wirthschaftlichen, 
besonders Verkehrs-Terhältnissen verschieden beantwortet werden 
müssen. Die letzteren sprechen nun allerdings fiir eine stetig zu- 
nehmende grössere Geeignetheit der Goldwähruns. Silber ist für 
niederere, Gold für höhere Culturstufen im Allgemeinen brauch- 
bare!. Dagegen treten bei der £delmetaUproduction fortwährend 
solche Schwankungen auf, dass ein aus den Thatsadien derselben 
gezogener Sdünss auf die Vorzügliehkeit des einen oder anderen 
Edelmetalls nur unsicher sein kann, weil weder Gold noch Silber 
eine stetig überwiegende Vermehrung aufzuweispn hat. Während 
früher fast allgemein die Silberwährung bevorzugt war, hat sich in 
neuerer Zeit (besonders seit 1848) das Streben nach der Gold« 
wSbrung mit Beziehung auf die veränderten PToductionsverhältnisse 
gezeigt; die allemeueste Zeit dagegen hat wieder einen Umschwung 
gebracht, da sieb unter nnsem Augen (seit 1858) die Production 
wieder mehr zu Gunsten des Silbers zu gestalten beginnt. 

Kann man sich daher prinzipiell weder zu Gunsten der Gold- 
noch der Silberwährung entscheiden, so ist dagegen die Doppel- 
währung* (altemirende Mischwahrong) geeignet, sich unter allen 
Verhältnissen der Edelmetallproduetion als entsprechend zu be- 
haupten. 

Der Uaupteinwand, welcher gegea die Doppelwährung immer 

* Man hat In neaeater Zeit aneh 
•prodMi (6rot9, Der UebergMig Ton der j^lberwlbrang zur CkildwShrang. 
Berlin 18^), welehe »ieh ron der Doppelwihrong aiur dadtnch onteffseheidet, 
dMt die beiden Edelmetalle ganz nnabbtngig tob eiamder, ohne getetsliobe 
TaiifiniDg gegen «inaador mnlaiifeii wurden. 
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erhoben wird, hält sich an die dabei nothwendige Festsetzung eines 
gewissen Werthverhältmsses zwischen Gold und Silber (in Frank- 
reich 1 : 15.50) '* ^adonsh entstehe bald ein Widerspruch der gesets- 
lieben Bestimmnng mit d^ thatsächlicben WerthsverbSItnisse, 

welclu!s sich bei veränderten Productions- und Consumtionsmengen 
der Edc'linctallc «j;l(Mclir;iIls It'idit veräiider*» ; dieser Widerspruch 
aber führe eine Unsicherheit des ganzen Geldwesens mit sich. 
Ausserdem werde dadurch auch eine Ungerechtigkeit gegen 
die Böller begangen, indem sie gezwungen werden, billigeres Geld zu. 
höherem Kurse anzunehmen; damit schSdige man insbesondere die 
Interessen aller derjenigen, welche Forderungen an andere haben, 
da den Schuldnern die Möglichkeit geschaffen würde, durch Zah- 
lung in der biiliizen Geldsorte sich auf Kosten der Gläubiger einen 
Vortheii zu verschaÖ'eu. Endlich sei die Doppelwährung für die 
Dauer eine Unmöglichkeit, weil das billigere Metall massen- 
haft eingeführt, das. theore ausgefUhit werde und dadurch immer 
bald dne factisdie Einheitswähmng entstehen mQsse« 

Es erweisen sich jedoch diese Grfinde gegen die Doppelwäh- 
rung bei näherer Eetraclituiig als unzureicliend. 

a. Der sog. Zwangskurs des relativ entwerthetea Metalls kann 
jedenfalls nicht lange währen; das Ausströmen des theureren Me- 
talls wird in der Erweiterung des Gebrauchs des billigeren selbst 
sdne Grenze finden, weil eben dadurch dem weitem Smken des 
Preises vorgebeugt wird. Die steigende Nachfrage nach dem billi- 
geren Metalle wird also dessen Preis wieder erhöhen, dadurch den 
Preisunterschied der Metalle ausgleichen und weitere Ausfuhr des 
einen Metalls verhindern. 

b. Eine Ungerechtigkeit gegen die Gläubiger liegt in Einfiih* 
rang der Doppelwährung nicht, weil ein Nettogewinn ans den Preis* 
ficbwankungen der edlen Metalle nur bei grossartigen Verkehrs^ 
«Operationen möglich, aber auch hier immer minim ist, w&hrend yon 
dem einfachen Privatmanne ein solcher Gewinn aus der Differenz 
zwischen dem gesetzlichen und dem factisclien Werthrerhältnisse 
•der Edelmetalle in der Kegel gar nicht gemacht werden kann. 
Abgesehen aber von dieser so geringen Möglichkeit fQr den Schuld- 
ner» aus soldien Werthdifferenzen flberhanpt auf Kosten des Gläu- 
•bigers zu gewinnen» wird sowohl durch die Eonkurrenz der Ver^ 
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ktMifer des theureru Metalls diese Möglichkeit noch verringert, als 
auch durch .Stipulation einer bestiiiiniteii GeMsiHt' |(iold oder 
Silber), wodurch sich der Gläubiger vor unvoriiergeseheuer Be- 
nachtheiligung schützen kann. 

c. Die Möglichkeit des Aftsstrdmens eines Metalls bei der 
DoppelwiÜlirung ist eher als ein Vortheil denn aJs ein Nachtheil anzu- 
sehen. Dadorch ist dem Handel freie Wahl des Metalls, je nach 
dem grössern Vurtheile des einen oder andern gelassen, und also 
das Goldwesen am meisten den Prinzipien der wirthschaftiichen 
i'reiJieit entsprechend geregelt. 

d. Die Toröbergehenden Nachtheile, welche mit dem factischen 
Uebergange von zwei Währongsmetallen zu einem in Folge einer 
Preisverminderung desselben entstehen können, würden jedenfalls 
aufhören, wenn die Doppelwahrung nicht blos in einem Staate, 
soudern in einer Mehrzahl von Staaten oder gar allgemein ange- 
nommen würde; die Preisschwankunofen der EcJehnetalle könnten 
auf das Münzwesen um so weniger Einfliiss haben, je grössere 
Verbreitung die Doppelwährung gefunden hätte. 

e. Die Doppelwährung ist jedenfalls auch das beste Mitte), 
um das jeweilige Terkehrsbedürfniss nach Gold- oder Süberwäh- 
mng zum deutlichsten und unverfälschten Ausdrucke zu bringen, 
inid würde sich daher auch als Uebergangsmassregel bei einem 
beabsieht i«,'ten Wechsel des Währungsmetalls empfehlen. 

ad 3. In Bezog auf den Münzfuss, die Stückelung 
und Scheidemünzen (Münzsystem L e. S.) gilt es als erster 
Grundsatz, dass das Mttnzsystem mit dem €rewichtssystem überem- 
stimme, sowohl was die Münzeinhdt, als was ihre Vervielfachungen 
und ihre Tfaeiinng anbelangt. Das metrische (Dedmal-) System 
ist desshalb auch allgemein als das theoretisch und praktisch einzig 
richtige anerkannt; die vorzüglichste Grundlage für ein Münzsystem 
ist daher auch die reine metrische Einheit, das Gramm Fcin-Grold, 
um so mehr als daaselbe zugleich eine ganz geeignete Kechnungs- 
dnheit bildet.* 

* Die Durchführung eines auf dieser Grundlage aufgebauten Münzsystems 
würde am besten in der Weise geschehen, dass das Zehnfache der Kechnungs- 
einheit fwplrho doni ^(^^[enwnrtigon preuss. Thaler am nächsten kommt und 
tugleicii >Iünteiaheit für äilberwähruug würde) zur iMüuzeiuheit für Goldwäh- 

13* 
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Bei der Wahl der Recfanungsdiiheit (HauptmfiDzsift«!)^) >st 
uemlich die Rücksicht auf die Beqtieinlfdikeit des Verkehrs und 

der Rechnung, auf die Wohlstands\ ürhiiltnisse und die Grösse der 
Durchschnittsumsätze niassgebend ; allzu grustse Kechnungseinheiten 
sind nidit nur unbequem im Gebrauche, sondern veranlassen auch 
me zu mannigfache Stückelung; allzu kleine tragen den entgegen^ 
gesetzten Fehler an sich, dass die Stückelung dem Bedtirfoisse nidit 
mehr genügen kann und sind zum Rechnen nicht minder unbequem. 

Ferner ist eine möglichst grosse Reinheit des Edeiinetalls 
(geringe Beimischung von schlechterem), sowie thunlichste Ueber- 
fiinstimmiing der Münzeinheit und des darauf begründeten Rech- 
nungssystems mit den Bedürfoissen des internationalen Verkehrs 
anzustreben. 

Scheidemanzen sind sdion der höheren Prägekosteo 
wegen nach einem leichteren Münzfiisse (Verhältniss der Münzstück- 
zahl zum Münzgewichte) auszuprägen. Doch darf diese Erleichte- 
mng eine gesetzlich bestimmte massige Grenze nicht übersteigen, 
und die Menge der Scheidemünze nicht über den reellen Bedarf 
vermehrt Verden; die grOsste Scheidemünze soll kleiner sein« als 
die kleinste vollwichtige Münze, und zur Annahme von Scheide- 
münze darf nur bis zum Werthe der Bechoungseinheit gesetzlicher 
Zwang bestehen. 

Ii. Den vüQ der Voikswirthschaft gestellten Anforderungen an 
em gutes Münzwesen kann der Staat lür die Daner nur dann ge- 
nügen, wenn er auf die Ausbildung und Vervollkommnung der 
Münztedinik bedacht ist, und bei Herstellung der Münzen, sowie 
zu ihrer Erhaltung in gutem Zustande sich von den durch die 
Technik festgestellten Erfalirungsregeln leiten lässt. Vorzugsweise 
muss Rücksicht genommen werden auf den Durchmesser der Mün- 
zen, welcher zur Vominderung der Abreibungsflächen un Verhäit- 
* niss zur Dicke nidit zu gross gewählt werden darf, auf die Rän- 
derung, die Legirung (Beimisdmng von fremdem H^U, rothe, 
weisse L.), welche wenn andi lücht ganz vermieden, so docb be- 

nmg (Goldkrone) genommen würde; der 1000. Tlieil der Krone würde denn 
eis Kreuxei die Einheit der Seheidemünie werden. Solehe Yonddlge sind In 
nenester Zeit von Nothomb in den prensBiaehen Jalnbüehem 1888 nnd too 
Mösle, Des tentonisdie Mfimuystem 1870^ geueebt worden. 
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soDdera bei Gold auf ein MiDimum reducirt werden soll, in keinem 
fVüIe aber mm Yorihdle der Münzst&tte ausgebeutet werden darf. 
Zur Erhaltung guter Münzen im Verkehre ist es nothwendig, 

sowohl eine Maximalgrenze des erlaubten Gewichtsverlustes festzu- 
setzen, über welche hinaus die Münze nicht melir als gesetzliches 
Zahlungsmittel gilt, als auch durch sorgßütige Controle der im 
Umlanfe befindlichen Münzen und Einziehung und Umprägang der 
nicht YoUwicbtlgeii Münzen, woza das BedürfntBS aas dem Ange- 
bote alter Münzen bei den Münzst&tten und dfl^ntlidien Kassen 
wahrgenc niiTion werden kann, jene Sicherheit des Mönzwesen« zu 
erhalten, weiche durch Einsetzen der staatlichen Autuiität garantirt 
ist und die Voraussetzung bildet für den wirklichen Eintritt der 
ganstigen Folgen eines geordneten Münzwesens für das volkswirth- 
sduiftliche Leben im Staate. 

m. Die staatliehe Sorge für das Geldwesen erstreckt sidk 
über alle Zweige desselben, welche das volkswirthsdiaftliche Be- 
dürfniss entwickelt. Hieher zählt denn auch das Papiergeld, 
welches zwar nicht wie das Metallgeld fiir den Verkehr nothwendig 
ist, aber doch grosse Annehmlichkeiten bietet (Zahlungserleichte-' 
mng, geringe Kosten der Versendung etc.). 

Dar Staat ist also nicht prinzipiell zur Herstellung von Pa- 
piergeld verpflichtet; aber wo das Bedörfoiss nach Papiergeld auf- 
tritt, muss es vom Staate befriedigt werden. Als Anzeichen eines 
solchen Bedürfnisses können u. a. angesehen werden: ein Steigen 
im Preise des Metallgeldes im Vergleiche zu den Waarenpreisen; 
geringes Angebot von ungemünztem Metall, starke Benützung Ton 
Chreditbillets, bereitwillige Aufnahme firemden Papiergelds. Beson- 
ders durch letzteren Umstand kann der Staat sogar zur Emission 
gezwungen werden, wenn er nicht eine dauernde unverzinsliche An- 
leihe des auswärtigen Staates im Inlande zulassen will, statt selbst 
dieselbe zu gemessen. 

Jedes vom Staate emittirte Papiergeld muss nun, um seine 
Bestimmung vollkommen zu erfüllen und das geltende Münzsystem 
nidit SU alteriren, einen gesetzlichen Ours (Parikurs) gleich dem 
Metallgelde haben. Da aber der Preis des Papiergeldes nicht auf 
dem innern Werthe desselben, sondern nur im Vertrauen auf die 
Autorität des Staates beruht, so kann der Parikurs mit dem Me- 
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tallgelde nur anfreclit erbalten werden, wenn jenes vom Staate an 

Zahlungsstatt angenommen (Steuerfundation ) und auf Verlangen 
eingelöst wird (Metallfundation). Das erstere allein ist nicht ge- 
nügend, weil der iStaat mit den Einkünften aus Steuern wieder 
sdne Zahlungen machen, also das Papiergeld immer wieder in den 
Verkehr bringen muss; in der letzteren Forderang dagegen liegt 
das richtige Gorrectiv gegen übermässige Emission. Wo dieses 
fehlt, tritt leicht, bei Schwächung des Staatscredits znmal, eine 
Entwerthung des Papiergelds, daher Agio fiir Metallgold ein; das 
Papiergeld verliert den Charakter eines Surrogats, und eine fao- 
. tische Papierwährung verdrängt die gesetzliche Währiing im Ver- 
kehre, wodurch fax die ganze Volkswirthschaft Störang und Un- 
sieherfaelt entsteht. Die factische Emission kann der Staat auch 
einem Privatnnternehmen (Bank) unter seiner Controle überlassen, 
was aber nicht mit dem Hechte der Baiiknotenemission verwechselt 
werden darf; vgl. § 47. 

$ 47. Credit» 

Der Credit erleichtert die Uebertragung der Productionsfactoren, 
zumai des Kapitals aus einer Hand in die andere, fuhrt sie der 
jeweilig besten Verwendung zu und bildet damit eine der Haupt- 
formeu des Güterumlaufs, ^n vorzügliches Beförderungsmittel des 
Verkehrs. 

Wie aber bei den übrigen Formen des Güterumlaufes, so Ist 

auch hier eine positive Thätigkeit des Staates nicht bloss unter 
gewissen Voraussetzungen , sondern prinzipiell und unter allen Um- 
standen geboten; sie ist schon im Begriffe des Credites gelegen, 
welcher in dem Vertrauen besteht, dass der Borgende zu rechter 
Zeit zahlen wolle, künne und müsse. (Definition Hermanns.) 
Diese nothwendige erste Function der Staatsgewalt besteht in der 
Erlassung und Durchführung der Schuldgesetze (Creditgesetze) und 
Einrichtung einer raschen und sichern gerichtlichen Execution der 
säumigen Schuldner (vgl. § 37). 

Daran schliessen sich sodann eine Reihe administrativer Mass- 
regeln und Einrichtungen, welche für die einzelnen Arten des Gre* 
dits besonders nothwendig werden. 

* NabtBius, der Öffentliche Credit. ^ Aufl. 182d. 
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Die Hanptarten des Credits sind: 

1. Der persönliche Credit mit seinen Formen der ein- 
fachen Schuldverschreibung , des Darlehens anf Faustpfand und der 

Darlehen mit Vorbuchung (bei Vorschusskassen und Darlehens- 
vereinen). 

2. Der Realcredit mit dem System der Grund- und 
Hypothekenbücher und den Formen der HypothelLenbriefe und 
Pfandbriefe. 

3« Der Geschfiftscredit, dessen Hauptformen der Buch- 
credit (bes. Contooorrent) , der Wecbselcredit und der Bankcredit 

sind. 

4. Der industrielle Credit, dessen gewöhnlichste Form 
die Actie bildet. 

Für alle vier Arten des Credits bestehen besondere Anstalten, 
welche wegen der 'Wichtigkeit des Credits für das Verkehrsleben 
dne besondere Aufmerksamkeit der Staatsverwaltang in Anspruch 
nehmen. 

ad 1. Für den persünlichen Credit bestehen Leih- 
anstalten, welche die Benützung desselben didnn ii erleichtern, 
dass sie Darleihen gegen Faustpfand oder einfache Verschreibong 
(mit oder ohne Bürgschaft) ganz allgemein oder wenigstens für 
bestimmte Kategorien der Bevölkerung, nicht bloss in einzelnen 
Fällen anbieten. Je nach der Art der Credif^wfihrung sind sie 
Pfand- oder Lethhäuser und Hilfsleihkassen. 

Beide Arten von Anstalten eignen sich zwar auch für den 
Privatgewerb.sbtTi ieh ; die Vortheile derselben, welche in Schnellig- 
keit und Geheimhaltung der Hilfe, massiger Zinserhebuog, vor- 
zugsweise aber in Gewährung von kleinen Darlehen an Smere 
Schuldoer bestehen, sind auch durch Privatleihanstalteo zu er- 
rdcben, und dieselben daher auch nicht zu verbieten. Aber doch 
stellen sidli die mit derartigen Anstalten immer verbundenen Nach- 
theile (Veranlassung zur Verschwendung, Diebshehlerei und Betrug 
einerseits, Unsicherheit des Credits nnd eine d plurch hervorgerufene 
in höherem Zinse sich ausdrückende Assekuranzprämie anderseits) 
bei Privatanstalten in so erhöhtem Masse ein, dass die Verwal- 
tnng, zunächst wegen des mehr örtlichen Charakters solcher An- 
stalten die Gemeindeverwaltung, mit gutem Grunde sidi veranlasst 
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sieht, Privatleihanstalten einer strengen Ueberwachung zii nnter- 
werfen und durch Errichtung öffentlicher Leihanstaiten dem Credit- 
bedfirfnisse der Dürftigern in ausreichender Weise entgegenzu- 
kcHnmen; um so mehr als eine gedeihliche Wirksamkdt Ton Pri- 
Yatanstalten wegen der geringen Gewinne immer aof ein beecheidnee 
Mass sich beschränkt sehen wird. 

Dabei ist jedoch nicht aus dem Auge zu lassen , dass solche 
öffentliche Leihanstalten nicht eine Einnahmsquelle für die öffent- 
lichen Finanzen» sondern nur Hüisanstalten zur Hebung der unbe- 
mittelten Klassen sein sollen; es darf daher nicht die Erzielong 
dnes Reingewinnes verfolgt werden; Uebersc&üsse welche sich er- 
geben sind vielmehr zur Herabsetzung des Zinsfiisses für Darlehen 
zu verwenden. Anderseits dürfen aber auch insbesondere die 
Hilfsleihkassen nicht als Almosenanstalten aufgefasst werden; es 
sind vielmehr auch ,hier nur verzinsliche Darlehen zu gewähren, 
welche etwa in Annuitäten zurückgezahlt werden dürfen. Dagegen 
ist allerdings die ftossere Verbindung solcher Anstalten mit der 
Yerwaltung von Armenanstalten (aber nicht die Conftmdining) 
wegen der Vereinfachimg der GeschSfte und der Kostenerspanmg 
zweckmässig. 

Ueber die für einzelne Kategorien bestehenden Vorschuss- 
kassen vgl. was über die genossenschaftliche Selbsthüie an ver- 
schiedenen Stellen bes. S Bö — S8 gesagt ist. 

ad 2. Der Bealcredit verlangt ausser den allgemeinen 
Creditgesetzen noch besondere staatliche Einrichtungen, welche dem 
Kapitale als Antrieb dienen sollen, sich in diese Verwendung zu 
begeben. Bei der Gebundenheit und relativen Unbeweglichkeit des 
Hypotiiekkapitals ist nemlich eine erhöhte Sicherheit das nothweo- 
dige Aequivalent, welches zur Erhaltung ausgedehnter Anwendung 
des Bealcredits geboten werden muss. Nicht genügende Sidierheit 
der Unteriage des Bealcredits (des Werthes der Immobilien) und 
«ne grossere Unbeweglichkeit, als im Wesen des Bealcredits ge^ 
legen ist, sind die Ursachen, welche gerade in der Gegenwart ein 
starkes Wegziehen des Kapitals von Gnmd und Boden iK wirkt 
haben , und es ist Aufgabe der Gesetzgebung gerade durch Besei- 
tigung dieser Ursachen eine Hebung und Ausdehnung des Beal- 
credits herbeiföhren m helfen. 
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Dieses Ziel wird Torneliinlioh mir dardi eine gate Eiarichtong 
der Grundbuch- nnd Hypotheken-Gesetzgebuiig sowie durch Real- 
creditanstalten erreicht werden können. 

a) Die Hüfurm-Grundsätze der Grundbuch- und Ilypo- 
thekenordnun g* bnziehen sich theils auf die Vermehrung der 
Sicherheit theils auf die Erhöhang der Beweglichkeit der darge- 
liehenen Hypothekkapitalien, wodurch am besten auch die Inter- 
essen der kapitalbedürftigen Gnindbesitzer gefördert werden. Die 
erstere Aufgabe wird erreicht durdi Einführung des Grundbuch- 
Systems (§ 32) an Stelle des Pfand- (Hypotheken-) Buchsystems und 
Begründung desselben auf ein genaues Kataster; ferner durch Fest- 
halten der rein dinglichen Natur der Hypothek, sowie der be- 
währten Prinzipien der Publicität, Specialität und Priorität. 

Die grössere Beweglichkeit der Hypothekkapitalien, als zweites 
Ziel der ReforiD, wird erreicht durch die Möglichkeit der Mobili- 
sirung der Hypothek**, welche durch Hypothekenbriefe auf lohaber 
(Pfiuidbriefe) mit Theilung der gesammten Post in kleinere Be- 
träge (appoints) geschaffen wird. 

b) Die Gründung von Real credit an st alten kann vom 
Staate ausgehen, wo Privatspeculation oder Association diese nicht 
in*s Leben rufen; prinzipiell ist hiefÜr Staatsthätigkeit ebenso 
wenig gefordert, als es gerechtfertigt ist, solchen Anstalten be- 
sondere Yergflnstigungen oder Privilegien (wie z. B« sdmellere 
Ezecutionsmittel) eiuzuribimen. 

Hypothekenbanken und Hypotheken Versicherungs- 
anstalten, letztere besonders geeignet zur Belehnung von Nach- 
hypotheken, unterliegen denselben Bestimmungeo , wie die übrigen 
Baaken oder Versicherungsanstalten; sonstige Realcreditanstalten 
fallen je nach der Form ihrer Znsammensetzung unter das Ge- 
sellschafts- oder Grenossenschaltsredit 

ad 3. Als Voraussetzung einer Torthenhaften Entftütang des 
Geschäftscredits erscheint zunächst ein gut codificirtes Han- 
dels- und Wechselrecht, welches einheitlich für den ganzen Staat 



* M«>oher, H. A.» Das dentiehe Chondbiidt. ini4 Hypotiiäksn. 
mra. 1869. 

*^ Lehn Ann, di« MobilisiriiBg des Hypothfkfliibriclb. 1868. 
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sein und in mög^üclister Uebereinstniimnng mit den Grundsätzen 
des Handels- und Wechselrechts anderer, wenigstens der benach- 
barten Staaten sich befinden soll; femer eine einheitliche Redit- 
sprechung, damit nicht die handels- und veehselreditHdie Praxis 

die gleichmässige Anwendung der Rechtsgrundsätzo wieder alterire. 
Eine weitere staatliche Sorge fiir die verscliiedenen Thätigkt iten 
zur Belebung des Geschäftscredits ist in der Kegel nicht geboten, 
da die meisten der zu diesem Zwecke bestehenden Unternehmungen 
und angewendeten Formen sich als legelmfissige kaufin&misdie 
Geschäfte darstellen, wie z. B. Gründung von Handelsgesellschaf- 
ten, Benützung von Wechseln, Depositen, Saldosaal (dearing- 
house etc.). 

Die verschiedenen Formen des Geschäftscredits concen- 
triren sich nun in den Banken;^ die Stellung des Staates zu 
densdben ist daher auch entscheidend für die Erfüllung staatlicher 
Aufgaben in Bezug auf den GeschAftscrejit überhaupt In der 
Oonoentration der vorsehiedenen Formen des GesohSftscredits, wie 
diese dem Bankunternehmen zu eigen ist, liegt an sich keine Ver- 
anlassung für die Verwaltung, andre als die allgemeinen Grund- 
sätze über Unternehmungen zur Anwendung zu bringen. Der Bank- 
geschätlsbetrieb einer einzelnen Person (Bankier) wird demnach 
als Gewerbsbetrieb der Gewerbeordnung, d^ Bankbetrieb einer 
o&en Handelsgesellschaft, CSommandite oder AotiengeseUschaft, den 
betreffenden allgemeinen Bestimmungen des Handelsrechts und den 
allgemeinen administrativen Anordnungen hinsichtlich solcher Gesell- 
schaftsformen unterliegen (vgl. S 38); es bestehen keine genügen- 
den Gründe, welche bei dem Prinzipe der ünternehmnngslieiheit 
gerade für Bankuiiternehmangen die Beibehaltung des Systems der 
Goncessioninuig rechtfertigen« Der Einfluss, weldien Banken auf 
das wirthscfaaftliche Leben äussern ist nicht ihnen besonders zu 
eigen; grosso Aetienuntemehmungen andrer Art kOnnen unter 
vielen Umständen gleichen ja bedeutenderen Einflnss auf die Volks- 
wirthschaft ausüben. Die möglicherweise für Dritte aus betrüge-* 



* VgL unter Tfelöi: Tellkampf, fiber dio omeite Entwieklnng det 
BankiraieiM in DeatoeUMid. 8. Aufl. 1866. Hftbner, die BmImii. I. IL 
1853. Tooks, GMohifilit» dar Freisft. (HanpfeiPtrk!). Bantsoh von Athw, 1858. 



Digitized by 



203 



lischer, sorgloser oder aUza specolativer GescfaaftsfQhmng entstehen- 
den Nachtheüe können weder als Begel gelten und daher aooh 
nicht die Gmndlage fftr eine besondere Mass re gel sein, noch 

kommen sie in Vergleich zu der BofricHÜgung eines thatsächlich 
grossen wirthschaftlichen IJedürfnisses , worin ihre regelmässige 
Wirksamkeit gps( hen werden muss, ül>erhaupt in Betracht. 

Gesetzliche Normativbedingungen, Verpflichtung zur Anzeige 
und Eiutragung in die Handelsregister, und eine staatlicfae Ueber- 
WBchnng, ansgeübt durch die Forderung der öffeutlicbkeit und Con- 
trole der Emhaltung der NommtiTbedingungen genügen der Si<dter- 
heit des Verkehrs und ermöglichen eine uaturgemässe Entwicklung 
des Bankwesens; damit ist denn auch das vielfach vom Staate in 
Anspruch genommene Bankmonopol und die »age von der Einheit 
oder Vielheit der Banken in einem Staate gewürdigt. 

Mit den regehn$ssigen Oeditgeschfiften einer Bank (Weohsd- 
diskont, Lombard, Gontoeorrent, Depositengeschfift, Handel mit 
Werthpapieren etc.) verbindet sich jedoch häufig auch noch die 
Anwendung eines besondern Mittels zur weitern Entwicklung und 
insbesondere ?Air Erhöhung der Gewinne aus Bankunternehmungen, 
zu welchem die Verwaltung wegen seiner grossen Tragweite für den 
Verkehr eine besondere Stellnng nehmen muss: die Banknoten- 
ausgabe* (Zettelemission). Der Verkehr hat diese Creditfom 
entwickelt, nidit bloss die Gewinnsucht der Banken * ohne ein vor- 
handenes Bed^rfiiiss wttrden dieselben gewiss keine allgemeine An- 
erkennung uikI Annahme sich verschafieu können. Verwandt niit 
der Banknote sind zwar auch sonstige Creditbillets i Depositen- 
scheine, Waarennoten, Warrants, weighinotes, cedules und checks), 
welche sftmmUich in kleinem oder grossem Kreisen, für kürzere 
oder Ifingere fVisten als Geldsurrogate umlaufen können. Die Bank- 
note unterscheidet sich aber doch von allen diesen Oreditformen 
wesentlich theils durch die nnbegrenete Dauer ihrer Umlaufszeit, 
theils auch und insbesondre durch die Ait ihrer Emission, welche 
eine selbständige Bankoperation bildet und ihre Sicherung in dem 
ganzen Bankgeschätte haben muss, während die andern Formen 
von Creditbillets nur acoessorisch zu einer andern Bankoperation 



* Wagner» A., Syitem der deutedien Zettelbankgeietigeboag. 1870. 
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sich wiialteD nnd immer speddie JDeckiiiig haben mnlaseD. Doram 
sind auch besondere Massregeln hinsichtlich der Zettelbanken ge- 
rechtfertigt nnd geboten. Es Iftsst sieh nnn unbedingt annehmen, 

dass die etwaigen Nachtheile, welche durch die Benützung dieser 
Creditfornien, der Banknoten, entstehen können, von den enormen 
Vortheilen überwogen werden, welche der Verkehr durch Verein- 
fachung, Baschheit und Billigkeit der Geschäfte aus ihrer Benfitz- 
ung sdiöpft. 

Aber doch können diese Vorthdle sicher nur dann gehofit 
werden, wenn die grösste Vorsicht und Erfahrung bei derGesdiifts^ 

fuhrung solcher Zettelbanken waltet. Zudem berührt die Banknoten- 
ausgabe das Gebiet des ausschliesslich dem Staate vorbehaltnen 
Geldwesens (§ 46) so nahe, und nimmt das öffentliche Vertrauen 
in so besonderem Masse in Anspruch, dass ans diesen Gründen 
die StaatsverwaltDUg mit Recht die unbedingte Freihdt der Zettel- 
banken für bedenkliisher hAIt, als die ausnahmsweise Beibehaltung 
des Oonoessionssystems fibr diese besondere Art von Banken. 

Ueber das Mass der bei Gründung einer Zettelbank zu stellen- 
den Forderungen und des auf den Betrieb auszuübenden staatlichen 
EinÜusses bestehen jedoch gegenwärtig noch sehr verschiedene 
Grundsätze, welche sich in drei Gruppen scheiden lassen, und als 
Systeme der Bankpolitik beiekihnet werden.* 

a) Das continentale System beruht auf dem Prinape 
der bankmXssigen Deckung; die Sidierung der emittirten Bank- 
noten wird zu erreichen gesucht durch die Vorschrift, dass der- 
jenige (gröRsere) Theil der Noten, für welchen nicht Baardeckung 
verlangt wird, durch kurzfristige Forderungen der Bank gedeckt 
sein mtiss. Der Bankcredit ist bei diesem System Ewar leicht be- 
nützbar; denn soviel die Bank auf kurze Firisten (Wedisel, Depo- 
siten etc.,) oreditirt, so viel kann sie in Banknoten schulden. Es 
sichert aber diese Deckung nicht gegen eine Zahlungsunfähigkeit 
der Einlösungskassa einer Bank, wenn in Zeiten der Krisis die all- 
gemeine Cff (JitlüsiL'keit auch die Banknoten ergreift und dieselben 
massenhaft der Bank zur Einlösung prftsentirt werden. Gerade 



* 4i6 Dai»telluug in A. Beer, GeBOhieiite des Welilnadela. 
Bd. m, 1864. 
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fSat die Zeiten einer Greldkiisis und Creditnoth mrkt daher du an- 
gewendete Sicherungemittel nicht; in ruhigen Zeiten aber bangt die 

ümlaufsföhigkeit der Banknote nicht von der Einhaltung dieses 
aritlimetischen Verhültoisses zwischeu baar uad baokuiässig ge- 
deckten Noten ab. 

b) Das amerikanische System gestattet nur so viele 
Banknoten auszugeben, ak bei einer eigens dazu erriditeten Staats- 
kassa Actiya, besonders soUde Staatspapiere hinterlegt sind. Auch 
hier tritt die Unwirksamkeit der Massregel gerade am deutlichsten 
bei einer politischen oder wirthschaftlicben Krisis auf; die Activa 
werden dann eben gleichmässig wie der Bankcredit entwerthet 
und damit ungeeignet als volle Deckung der emittirten Banknoten 
zu gelten. 

0} Das englische System (beruhend auf der Peelsacte 
J. 1844) hat eine absolute Ziffer (14.| MtlL Pf. St.) angenom- 
men, bis zu welchem Betrage iianknoten ohne Baardeckung aus- 
gegeben werden dürfen; diese sind fundirt durch eine Forderung 
der Bank von England an den Staat, wie auch das ganze System 
diese eine Zettelbank zu ihrer Voraussetzung bat und auf den 
besondem englisdien Zust&nden beroht; jede Über diese Ziffer 
hinausgehende Banknote muss baar gedeckt sein. Die Unanwend- 
barkeit dieses Systems auf eine Mehrzahl von Zettelbanken in 
einem Staate leuchtet sofort ein; aber auch fiir die eine Bank von 
England hat sich das Prinzip als ungenügend erwiesen, da in Zeiten 
der Creditlosigkeit und Kxisis die Forderung der Baak an den 
Staat BxuAk nicht unter allen Ümstftnden realisirbar ist. 

Absolute Sidierheit der Banknoten wurd durch keines dieser 
Systeme erreicht; am besten kann nodi durch das oontinentale 
Banksystem ein An s{ hinlegen der Notenemission an das Verkehrs- 
bedürfniss erreicht werden, obschon auch durch dieses gerade in 
Fällen grossen Maugels an Zahhmgsmitteln der Bank Hindernisse 
bereitet werden, wodurch sie ausser Stand gesetzt wird, durch 
Yorflbeigehende Mehrausgabe von Banknoten schnelle Hilfe in 
ein«r Geldkrisis zu bringen, also eine der wichtigsten Functionen 
einer Zettelbank auszuüben. 

Zudem ist die BankpoUlik, welche Zettelemission einschraiiken 
will, ja factisch undurchführbar, weil die andern Formen der Credit- 
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btllets aucli viel Umlaufsföhigkeft liesitseD, ja sogar einer weitern 
Stnfe der Credkentwieklnog angehören. Entbehrlich aber ist sie, 
weil die Geschäftswelt über die Creditwiirdigkeit einei' Zettel baniv. 
in der Regel ein ziemlich richtiges ürtheil haben und die Noten 
einer solchen also auch darnach annehmen oder zurückweisen wird; 
insbesondere aber auch desshalb, weil eine da« VerkehrsbedOrfniss 
fibersteigende Notenmenge alsbald immer nach derjenigen Bank zu- 
strömen wird, von welcher sie ausgegangen ist, wenn nur die FoUe 
• Freiheit in der Annahme herrscht. 

Die Frage von der Einheit oder Vielheit der Zettelba iiken ist 
also zu Gunsten der letztern zu entscheiden; freilich aber, wenn 
die Banknote als Papiergeld umläuft, d. b. mit staatlicher Autori- 
sation und gar Zwangscurs versehen ist, dann kann es nur eine 
Zettelbank geben; wurd ihr aber ihr eigentlicher Charakter gelassen, 
so muss unbedenklich jeder Bank, welche die festzustellenden Be- 
dingungen erlüllt, die Concession zum Geschäftsbetriebe gewährt 
werden. 

Unter den festzuhaltenden Bedingungen für die Ertheilung 
einer Concession zur Errichtung einer Zettelbank sind besonders 
Hervorzuheben: a) eine gewisse namhafte Grdsse des Grundkapi- 
tals, wobei, wenn es in der Form von Actien herbeigeschafft ist, 

dieselben Grundsätze wie bezüglich aller Actiengesellschaften, be- 
. sonders was die alhuälige Einzahlung betrifft, zur Anwendung 
kommen müssen ; b) eine Beschränkung der Geschäfte einer Zettel- 
bank auf jene Zweige des Bankbetriebs, welche weder mit starkem 
Wagnisse verbunden, noch eine andauernde Verwendung des Be- 
triebskapitals enthalten; also weder Effectenhandel, noch Hypo- 
theken- oder Pfandbriefdarlehen, noch Betheiligung bei andern Ge- 
werblichen Unternehmungen (z. B. Eisenbahnen) können gestattet, 
sondern es muss der übrige Wirkungskreis der Zettelbanken auf 
Wechsel-, Lombard- und Depositengesch&fle möglichst beschränkt 
sein; jedenfalls sollten andre Zweige des Bankbettiebs ganz un- 
abhängig von diesen Geschäften gehalten werden, wenn sie auch 
von derselben Bank betrieben werden; b) die auszugebenden Bank- 
noten dürfen nur gröR<;erc Preismengen darstellen, welche durch 
eine Münze nicht mehr ausgedrückt werden; d) die Verbindlich- 
keit zu jederzeitiger Einlösung muss \m Strafe des Gonoessiona- 
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veilasteff ausgesprochen sein; e) die Organe der Zettelbank müssen 
so eingeriditet sdn, dass eine walire nnd volle Verantwortlichkeit 
derselben besteht; f) periodisch zu veröffentlichende Bilanzen müssen 

das Verliäkaiss der umlaufenden Notenmenge zur vorhandenen 
haaren und bankmässigen Deckung ersichtlich machen. 

4. Der industrielle Credit, dessen Pflege sich die mo- 
dernen Creditamtalten» credits mobiliers, aar Aufgabe machen, be- 
fördert die grossartigste Verwendung des massenhaft geeigneten 
Kapitals in neuen oder in EJrweiterang bestehender EJrwerbsunter- 
nehmungen aller Art. Solche Unternehmungen sind daher an sich 
gewiss geeignet, den Verkehr und die ganze wirthschaftliche Pro- 
duction besonders zu beleben und grossartige Ergebnisse zu er- 
zielen; aber eben in dieser Massenverwendnng von Kapital und 
in dem unbestimmten Geschäftskreise solcher Creditanstalten liegt 
auch eine gewisse Gefahr der Unsolidität, welche die Verwaltung 
veranlassen muss, sich ein Einspruchsrecht bei Gründung solcher 
Actienunternehmungen vorzubehalten, oder doch wonijxstens allge- 
mein einschränkende Bestinunungen über Gründung und Betrieb 
solcher Unternehmungen zu erlassen, und sie nicht zu Spielbanken 
und Schwindelgeschiften ausarten zu lassen. Ein allgemeines Ver- 
bot des Bfldckaufs der eignen Actien, sowie der Ausgabe von Ob- 
ligationen, ohne besondere Pfondsioherheit, endlich Strenge in Durch- 
führuiiij der Massrogelii, welche hinsichtlich nicht voll einbezahlter 
Actien geboten sind dH), müssen als die nothwendigsteu ad- 
ministrativen Anordnungen in Bezug auf solche Anstalten erscheinen. 

§. 48. Transport* 

Die Erleichterung und Belebung des Verkehrs durch beson- 
dere Transpürtniittel und Transportanstalten ist nicht nur ein her- 
vorragendes wirth schaftliches Bedürfniss, sondern liegt auch ebenso 
im Interesse der allgemeinen Politik. Das ganze Staatsleben zieht 
aus emer fortwihrend lebhaften wechselseitigen Berührung der. 
Staatsbürger und aus einer mannigfachen Verbindung der einzelnen 
Theile des Staates durch Strassen, Posten und Telegra- 



« Zu dem Gänsen vergl. Mohl« B. t., Suatsreobt, Y^tlkamobl and. 
PoUtik« Bd. 1X1. 186d. 
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pben, Eisenbahnen und Sobiffahrt den gröesten Gewinn 
sowohl durch Belebung des Znsammengehörigkeitsbewnsstseins und 

ZusaniiiiengehüiiglvLitsbediirfiiisses , als durch erleichterte Duich- 
föhrung aller voni Ontnini des Staates ausgehenden Ke^M>rungs- 
inasfiregeln. Dieses emiucut staatliche Interesse an der Eutwick- 
long der Transportmittel und Aostalten veranlasst daher einerseits 
eine besondere Verwaltongsthitigkdt in Bezng auf alle diesen 
Zwecken gewidmeten Privatunteroehmnngen, um den verscbiednen 
Interessen der Staatsverwaltung Geltung zu versdiaffen und gegen» 
über dem reinen Privatinteresse zu wahren, auderseitö kann unter 
Uuisläi iden sogar eiue unmittelbare Thätigkeit des Staates zur Her- 
stellung und Betreibung solcher Anstalten geboten erscheinen, wo 
PriTatuntemehmungen entweder überhaupt nicht vorhanden und auch 
nicht zu erwarteo sind, oder doch von solchen eine Berücksichti- 
gung der besondem Staateinteressen nicht verlangt werden kann. 

Während also dieser Zw^g wirthschaftlidier Unternehmungen 
ebensogut wie alle übrigen principiell der freien Entfaltung der 
wirthschaftlichen Kraft und Leistungsfähigkeit des Volkes über- 
lassen werden kann, macht sich dennoch vielfach des Bedürfniss 
geltend« in diese privatwirthscfaallliche Thätigkeit bestimmend ein- 
ZDgreifen, sie zu ergänzen oder gar zu verhmdem. Das Mass 
der nothwendigen unmittelbaren Staatsthfttigkeit ISsst sich prinzi- 
piell nicht feststellen, sondern ist immer im Einzelnen aus der Er- 
fahrung und der gegebenen wirthschaftlichen Gesammteutwicklung 
des Volkes zu finden. 

I. Eisenbahnen und Schiffahrt* sind diejenigen Zweige 
der Transportnntemehmungen, welche am unbedenklichsten der 
privatwirthschafblichen Thätigkeit überlassen werden können. Nur 
wird es zweckmässig sein, das System der Goncessionirung beizube- 
halten, theils um das Verkehrsbedürfuiss auf allen Punkten zur Gel- 
tung zu bringen und Bürgschaften ftir die Sicherheit des Trans- 
ports zu erlangen, theils auch um die Befriedigung der besondem 



* Vfrl. Knies, C. , die fiisenbabnen uud ihre Wirkungen. 1853. B e- 
scborner, das deutsche Eisenbahnrecht. 1858, Koch, Deutschlands Eisen- 
bahueu. I, II. 1860, ILftltenborn, C. t., Grund^äUe des prakt. Seereclits. 
1851. 2. Bd. 
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staatlichen Interessen auch bei PrivateiseDbahnen und Schiffahrt 
sicher zu stellen. 

In erster Beziehung wird daher die Concession abhängig 
za machen sein vom genauen Anschlüsse an ein von der Staats- 
▼ervaltnng festzasteliendes den ganzen Staat umfassendes System 
der Eisenbahn- und SchiflPahrtslInien, wobei zugleich dem Privat- 
unternehmer Verpflichtungen zum Ausbau und Betrieb sich an- 
schliessender Zweigiiiiieu aut'erlegt werden können, welche sonst viel- 
leicht wegen geringer iientabilität nie von solchen Privatunterueh- 
raungen in Angriff genommen würden; ferner wird eine besondere 
Rücksicht aof Sicherheit» Gesnodheit und Bequemlichkeit za ver- 
langen sein. In zweiter Beziehung aber wird die Verwaltung Gon- 
oessionen nur nnter der Verpflichtung der Privatnntemehmungen 
ertheilen dürfen, dass der Benützung der Verkelusanstalten durch 
die iStaatsregierung auf Verlangen ein Vorrang eingeräumt werde 
(z. B. ftir militärische Transporte, Briefpostbeförderung etc. etc.) 

Posten und Telegraphen* eignen sich im Ganzen (etwa 
Fahrpost und überseeische Telegraphen ausgenommen) weit weniger 
für den Plrivatbetrieb und sind desshalb auch immer noch als Gegen- 
stände der unmittelbaren StaatstliiiLigkeit zu betrachten. Es ist 
diess begründet theils in dem besonderen Interesse, welches die 
Staatsverwaltung selbst an der Brief- und Depeschenbeförderung 
hat, theils in dem erhöhten Grade von Vertrauen, welches von 
solchen Anstalten ui Ansprudi genommen wird; theils endlidi in 
dem vielfachen Conflikte, welcher zwischen dem öffentlichen Ver- 
kehrsbedürfnisse und dem piivatwirthschaftUchea Interesse solcher 
Anstalten besteht, indem die Forderungen des ersteren nach allge- 
meiner und gleichmässiger Ausdehnung solcher Anstalten über alle 
auch die entlegensten Theile des Staatsgebiets« sowie nach mög- 
lichst niedrigen Taxen und Gebühren (Penny-taxe) von Post^ und 
Telegraphenanstalten oft nur mit Aufgeben ihres eignen VortheiU 
und mit bedeutenden Opfern befriediget werden können. 

Am unentbehrlichsten ist die unmittelbare Staatsthätigkeit bei 
Herstellung und Instandhaltung derLandstrassen und Wasser- 



* Hattner, dM Fostwesen nnaerer Zeit V. 18M— 60. Gab, dM 
denttdü Poitncbt. 1865. KnUt, der Telegraph dg Yerkehnniittel. 1857. 
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Strassen (Kanäle etwa ansgenommen , welche nach ähnlichen 
Gnuidsätzen wie Eisenbalmen zu benrtbdlen sind); ja die Private 
thätigkeit ist auf diesem Gebiete gar nicht einmal wOnschenswerth, 

weil dcuiiit eine Erhebung von Fahrgeld nothwendiger Weise ver- 
bunden sein niü>ste; es ist aber darin ein bedeutendes Verkohrs- 
hmderui^s zu sehen, welches die Yortheile guter Strassen zum 
grossen Theile wieder auflieben v^ürde. 

Der allgemeine Vortheil, welchen die Volkswirthschaft aus 
guten Strassen durch die Verminderung der Transportkosten und das 
damit eintretende Sinken aller Waaren preise zieht, rechtfertigt auch 
die Tragung der Gesaiiiiiitkusteii für Land- nnd Wasserstrasseii 
durch die (^os nnnitheit, den Staat. 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe werden sowohl die Central- 
als auch die Selbstverwaltungsorgane thätig sein müssen; erstere 
werden besonders die Hanptstrassenrichtnngen (Hauptnetz), letztere 
die Strassen Ton nebensächlicher Bedeutung, und die Verbindungswege 
(Detailnetz) herzustellen haben. 

Soweit nun überhaupt der Staat Verkehrsanstalten herstellt, 
müssen dieselben für das ganze Verkehrsbedürfniss, nicht nur für 
die besondem Bedürfnisse der Staatsverwaltung entspredien, wo- 
durch natürlich besondere Anstalten (z. B. Telegraphen) zu rein 
administrativen Zwecken nicht ausgeschlossen sind. 

Darum ist es ungerechtfertigt, diese Anstalten fiskalisch aus- 
zubeuten. Es darf daher lui Errichtung; der Linien, Festsetzung 
der Tarife etc. nicht der Gesichtspunkt des Erträgnisses für die 
Staatskasse (Regalitätsstandpunkt) in erster Linie stehen, ja selbst 
ein bedeutendes Opfer (z. B. bei Portoermässignng) nicht gescheut 
werden, wenn damit dem allgemeinen Verkehrsbedürfnisse genützt 
wird. Anderseits aber wäre es auch wieder ungerechtfertigt, wollte 
die Verwaltung bei jem n Zweigen der Transpi^rtuiiiei nehmiingen, 
welche der Privatthätigkeit gleicherweise wie dem Staate offen 
stehen sollen (z. 13. Eisenbahn", Kanalbau) die Gebühren von ihren 
Anstalten soweit herabsetzen, dass damit die Privatthätigkeit 
ausser Stand gesetzt würde eine erfolgreiche Goncurrenz zu be- 
stehen. Auch würde es den finanziellen Interessen des Staates 
wenig entsprechen, wenn nicht zuiu mindesten die zur ^lulage uoth- 
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wendigen Anleihen und der Kapitalaufwand für den Betrieb ans 
den Einkfinfkien dieser Anstalten gedeckt wQrde. Im Gegentheile 

inuss die Politik, der Verkehrsanstalten das den Verkehrsinteressen 
am meisten entsprechende Ziel nie aus den Aiipfon verlieren, bei 
allen Verkehrsanstalten eine möglichste Gleichfönnigkeit im Betrieb 
und den Tarifen zu erzielen , was nur durch gegenseitiges Einver- 
ständniss aller in einem Staate (wo möglich sogar auch in den 
benachbarten Staaten) thätigen Verkehrsanstalten je eines Zweiges 
der Unternehmung za erreichen ist. 

V. Capitel. Verbrauch. 

S 49. Verzehrungspolilik. 

Die Gonsumtion schliesst den Kreb der wirthsdiafUichen Lebens- 
fnnctionen ab, indem sie die Prodncte ihrer endlichen Bestimmung 

entgegenführt und damit die Bedürfnisse befHedigt, welche die 
Menschen zu wirthschaltlicher Tliäfigkeit antreiben. Darum ist die 
Gonsumtion auch vom ethischen Standpunkte ebenso eine wichtige 
Seite des Volkslebens, wie sie als solche vom Gresichtspunkte 
der Volkswirthschaft aus bezeichnet werden muss; denn nmr 
das Bedürfniss treibt den Menschen zu wirthschaftlicher Thftti^ 
keit, und Jede höhere Bildung äussert sich wieder in einer ver^ 
mehrten und doch befriedigten Zahl und Lebhaftigkeit von Bedüif- 
nissen'*. (Roscher.) 

Ein solcher vollständiger Güterverbrauch, bei welchem die 
Verzehrung mit dem productiven Verbrauche im richtigen Verhält- 
nisse steht, muss auch für den Staat eine erfreuliche Erscheinung 
sein; ja, da von ihm das Gedeihen und die Entwicklung der 
Volkswirthschaft so wesentlich bedingt ist, darf der Staat dem- 
selben in keiner Weise hindernd entL^Lentreten, weil er damit seinen 
eignen Interessen entgegen handeln wurde, welche mit denen der 
Volkswirthschaft zusammentreffen. 

Daraus ergibt sich schon die Unzulässigkeit sog. Luxus» 
ge setze (Aufwandgesetze), welche, abgesehen von vielen mass- 
gebenden ständischen Vorurtheilen , von der krthfimlichen An- 
sdianung ausginge u, dass jeder Luxusverbrauch eine Versdiwen- 

14* 
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düng und damit ein wirthschaftliches Uebol sei. Die früher herr- 
schenden allgemeinen Bevormundungstendenzen erhielten in dieser 
Richtung ihren Ausdruck besonders in Kleider-, Gastmäler- und 
Begräbnissordnnngen , velche vielfach mit den handelBpolitiBGben 
Absichten des Merlumtilismtis versetzt ganz dazu angethan gewesen 
wSien, dem V^kehre nnd der volkswirthsdialtlichen Entwiddong 
starke Fesseln anzuligeii, wenn es möglich gewesen wäre, sie auch 
nur auiuiheriid vollständig durchzuführen. 

. Die vielfach an Stelle der Aufwaudgesetze getretnea Auf- 
wandsteuern können nur in soweit als Massregeln gegen allzu- 
grosse Verschwendung angesehen werden', als sie nicht um des 
finanziellen Ergebnisses willen aufgelegt sind; denn der Ökooomis«^- 
moralisdie Zweck der EWecknng der Sparsamkeit und der fiska- 
lische Zweck einer Einnalnne aus Luxusverbrauch schliessen sich 
gegenseitig aus; je mehr der eine erreicht wird, desto weniger 
kann der andere zugleich erreicht werden. 

Das hauptsäclilichste und zugleich wirksamste Mittel zur £r- 
weekung und Beförderung einer gesunden Volksoonsumtion, über 
welches der Staat verfügen kann, ist die Steigerung der Bildung 
und Gesittung im Volke und die Kräftigung des wirthschaftlichen 
Sinnes, wozu alle Massregeln der Verwaltung, insbesondere die 
Pflege der Volkswirthschaft in allen ihren Richtungen am sicher- 
sten führen. Das Prinzip der wthschafthchen Freiheit verträgt 
sich nicht mit Massregeln, welche den Einzelnen zu einer nach den 
Ansichten der Staatsverwaltung ökonomisch besten Güterverwen- 
dung zwingen soUen. 

Wo dagegen noch andre Motive auftreten, welche ein zwangs- 
weises Einschit iu n der Verwaltung gegen die unwirthschaftliclie 
Verzehrung rechtfertigen, da ist es im Geiste einer umsichtigen 
Wirthschaflspolitik gelegen, dass auch das ökonomische Moment 
nicht unberücksichtigt bleibe, sondern dass die erlaubten und gebo- 
tenen Massnahmen eine möglichst günstige allsdtige Wurksamkeit 
äussern. 

Diess tritt ein bei solchen Fällen einer nn wirthschaftlichen 
Verzehrung, welche entweder gleiclizeitig gegen die öflfentliche 
Sittlichkeit oder gegen die öffentliche iiuhe und Ordnung Ver- 
stössen, oder eine Gefahr für die individuelle Freiheit in sich 
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tragen. Aas solchen Grfinden wendet sich die Verwaltnng mit . 
Recht: 

1. gegen die ünmässigkeit in der Yerzehrung, welche so- 
wohl Gesundheitsgefälirdungeü als üüentliche Sicherheitsstörungen 
vielfach in ihrem Gefolge hat. Sie sucht dieselbe zu verhindern, 
indem sie auch bei der Gewerbeireiheit die Errichtuig von Sohenk- 
stnben an besondre polizefliche Genehmigang knüpft and damit die 
Anlockung zur UnmSssigkeit zu yerringem strebt; ans dem gleichen 
Grunde wird vielfach eine bestimmte Stunde festgesetzt, ttber 
welche hinaus solche Schenkstnben dem Publikum nicht geöffnet 
sein dürfen (Polizeistande). Die Jb olgen der Unmässigkeit für dritte 
muss die Verwaltnng zu unterdrücken trachten durch polizeiliches 
Einschreiten gegen jeden in der Trunkenheit verübten Eszess, 
durch polizeiliche Haftnahme eines jeden die dffentÜche Ordnung 
nnd Sicherh^t gefährdenden Ünmässigen, wie sie überhaupt zur 
Wahning der öffentlichen Sitte mit polizeilichen Mitteln einzutreten 
verpflichtet ist. 

2. Aehnliche Motive veranlassen die Verwaltung zur Beschrän- 
kung der Freiheit in der Abhaltung von Festen und Lust- 
barkeiten, welche nicht bloss eme starke Versnchnng zu nn« 
wthschaftficfaer Verzehrung und ünmAssi^eit, sondern auch zahl- 
reiche Gefahren fOr Sitte und Recht in sich tragen. Ganz besonders 
erheischt die Sorae für das körperliche und geistige Wohl der 
Jugend strenge Massnahmen der Verwaltung, um dieselbe von zu 
frühzeitigem und regelmässigem Besuche von Tanzunterhaltungen 
oder sonstigen l&rmenden Festen abzuhalten. 

8. Verwandt hiemit ist die administrative Mitwirkung hei Fest- 
stellung der gebotnen und erlaubteo Feiertage, nicht bloss um 
die in einer zu grossen Zahl derselben liegende Verlockung zu 
Müssiggang und unwirthschaftlicher Consumtion möglichst einzu- 
schränken, sondern auch zur Waiirung der individuellen Freiheit 
und des Rechts auf Arbeit, welche durch eine politische Anerken- 
nung der vielen von einzelnen Kirchen vorgeschriebenen Feiertage 
in der That auf unverantwortliche Weise verletzt werden. 

4. Vorzugsweise ans wirthschaftspolitischen Gründen wendet 
sich die Verwaltung gegen jede gewerbsmässig betriebne Art von 
Glückspielen, welche nicht bloss einer geordneten wirthschait- 
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liehen Lebensvdse entgegen sind, und sehr viel nnsittlielie folgen 
haben können, sondern anch in ganz besonders hohem Grade Gre* 
legenheit und Verluckung zur Verschwendung mit sich bringen. 
Voraussetzung einer jeden erspriesslichen Wirksamkeit der Ver- 
waltung ist freilich das Aufgeben des sog. Spielregals durch den 
Staat, welches er in Form der Staatslotterie noch so vielfach aus- 
übt. Daneben ist die dringendste Verwaltnngsmassregel in der 
Aufhebung eoncessionirter Spielbanken zn sehen, welche auf das 
wirthBchaftHche Leben In nahen and fmeren Kreisen die schäd- 
lichste Wirkung ;ui<srrn können. Dagegen scheint ein allgemeines 
Verbot der Glü -k.spiele auch wenn sie nicht gewurbsiiiät>sig, son- 
dern nur um des Vergnügens willen geübt werden, als ein Ein- 
griff in die Privatrechtssphäre nicht gerechtfertigt werden zu können. 

Die Frivatthätigkeit hat sich anch auf diesem Gebiete der öffent- 
lichen Interessen schon versucht und sich bemüht, durdi M&ssig- 
keitsvereine auf eine mehr wirthschaftliche Verzehrung im 
Volke hinzuwirken. Da aber gerade der Genus-s »buche der aller- 
individuellsten Neigungen und Bedürfnisse ist, so ist es begreiüich, 
dass die Wirksamkeit solcher Vereine, abgesehen von ihrer oft 
sehr asoetischen Richtung, im Vergleiche mit der guten Absicht 
doch eine sehr geringe geblieben ist. Aus demselben Grmnde kann 
die Verwaltung, welche ihren fYeiheitszweck nie ausser Acht lassen 
darf, ihnen nicht wohl eine besondere Unterstützung angedeihen 
lassen. 

S. 60. Besondere Anstalten zur Beförderung der 

Sparsamkeit 

Je' weniger die Verwaltung direct dne versdiwenderische 
Lebensweise verbieten kann, um so mehr muss sie ihre Aufgabe 
darin sehen, dieselbe durch Belebung der Si)arsamkeit im Volke 
einzuscliraiiken und zu verdrängen. Das wirthschaftliche Leben hat 
nun eine Menge von Formen entwickelt , in welchen dem £inzehien 
Grel^genhdt geboten ist, die Ueberschüsse seines Einkommens über 
den Betrag seiner wirthschaftlichen Oonsnmtion zur Erhöhung sd- 
ner wirthschaftlichen Prodnctions« oder Oonsumtioosfahigkeit an- 
zusammeln und fruchtbringend anzulegen. 
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Anstalten zn diesem Zwecke sind Sparanstalten im wei- 
testen Sinne mit bald mehr, bald weniger sdiarf ausgeprägtem 
Charakter, je nachdem die Erwecknn)? und zweckmässige Leitung 

der Sparsamkeit die ausgesprochene Hauptaufgabe bildet, wie bei 
den sog. Sparkassen, oder in Verbindung mit andern wirthschaft- 
lichen Zwecken jedoch so verfolgt wird, dass die Absicht der 
Sparsainkeitsbefördernng nicht nur eine untergeordnete Bolle spielt» 
(Lebens- und Bentenversicfaerongsanstalten.) 

Obschon nun derartige Anstalten auch als whrthschaftliche 
Unternehmungen betrieben werden können, also nicht immer als 
öffentliche Anstalten zur Erfüllung einer Verwaltungsaufgabe be- 
stehen müssen, so tragen doch die Geschäfte solcher Privatunter- 
nehmungen einen eigenthümlicheo von allen andern Arten der Unter- 
nehmung verschiedenen Charakter an sich, so dass auch der Yer'- 
waltung besondere Aufgaben JMck dieser Seite erwachsen. 

Einestheils nemlich ist es nothwendig dass ein stärkerer staat- 
licher Einfluss auf diesen Zweig wirthschaftl icher Unternehmungen 
ausgeübt werde, weil das Verhältniss, in welchem der Einzelne 
zur Unternehmung steht, in viel höherem Masse ein Vertrauens- 
verhältniss ist, als bei sonstigen Erwerbsgesellschaflen ; denn nicht 
die Speculation treibt zur Theilnehmerschaft an solchen Unterneh- 
mungen, sondern eine wohlbedäditige Sorgfalt für die Zukunft, 
weldie um so sicherer gehen muss, als es in der Regel die min- 
derbemittelten Klassen des Volkes sind, welche ohne specielle Ge- 
schäftskenntniss ihre kleinen Ersparnis.se solchen Unternehmungen 
entgegen bringen. — Selbstverständlich darf aber diese staatliche 
Beeinflussung nicht ein Hemmschuh reichlicher Entwicklung solcher 
Anstalten sein; im G^entheile muss die Verwaltung in dem Auf- 
treten zahlreicher und gedeihlich wirkender Sparanstalten eine hoch- 
zuschätzende Unterstützung ihrer eigenen Bestrebungen für das 
wirth schaftliche Leben erkennen. 

Anderseits ist die Verwaltung gerade an diesem Punkte häufig 
veranlasst selbstschaffend und selbstthätig aufzutreten und durch Her- 
stellung und Verwaltung von Sparanstalten einen starken äussem* 
Antrieb 2u Erspamngen zu gewahren, welcher mehr nützt als alle 
unhaltbaren polizeilichen Luxusverbote einer frühern Zeit. Die 
Eniclitung von Sparanstalten ist nemlich durchaus nicht immer 
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yon der privaten Spekulation zu erwarten, wenn aneh daa Be- 
dtirfoiss darnach nnsweil^lhaft vorhanden ist; denn gerade die 

reinen Sparanstalten (Sparkassen) werfen, wenn richtig betrieben, 
nur wenig Gewinn ab, ja es ist ein solcher nicht einmal wün- 
schenswerth , weil er nicht den eigentlichen Zweck einer solchen 
Anstalt fördert; und auch von privaten BnmaoitAtebestrebnngen 
wffd die Grttndnng von SpariLassen nur ansnahmsweise ansgehen, 
da dieselben sich zumeist auf das ftlr sidb schon wdte Gebiet der 
freiwilligen Armenpflege beschränken. Da es sich also hier nicht 
um Verkebrsbedürfnisse, sondern um Sorge für die Hebung des 
Volkes in wirthschaftlicher und ethischer Beziehung handelt und 
damit zugleich der Veraimung vorgebeugt werden kann, so ist die 
positive Thätigkelt der Verwaltung neben der immerhin zu beför^ 
demden Privatthatigkdt nidit bloss zulässig, sondern liegt unmit- 
telbar in den Aufgaben des Staates für Hebung des wirthsehaft- 
liehen Zustandes dt r Bevölkerung insbesondere der untern Klassen 
und ist zugleich in dem Erziehungsberufe der Verwaltung und in 
ihrer Aufgabe für Hebung der Cultur begründet. 

Die Anstalten zur Ansammlung und fruchtbringenden An- 
legung von Ersparnissen lassen sieh in zwei Klassen schdden:* 

1. reine Sparanstalten — Sparkassen, wehihe wieder allga- 
meine und besondere sein können; 

2. gemischte (theilweise) Sparanstalten, welche neben dem 
Zwecke der Ersparung auch noch die wirthschaftliche Versicherang 
gegen die Vermögensfolgen bestimmter Ereignisse als eine Haupt- 
aufgabe ansehen. Auch diese können wieder für alle Klassen der 
Bevölkerung oder nur für einzelne Elategorien eingerichtet sein und 
entweder aDe Zweige dieses Spar- und Versieheningsgeschfiftes oder 
nur einzelne in den Kreis ihrer Wirksamkeit hereinbeziehen. 
(Lebens-, Renten-, Kapitalversicherungen.) 

1. Am meisten Veranlassung zur eigenen Einrichtung wird 
für die Verwaltung aus den oben angefahrten Gründen hinsichtUdi 
allgemeiner Sparkassen bestehen. Die einzelnen gesell- 
schalUichen Kreise finden sidi vermöge des Assodationstriebs und 



* Hiezu : Hermann, über Sparanstalt^n. 1835. Mangoldt* Übet 
die Aufgabe, äteliuag und Eiorichtung der Sparkassen« 1847. 
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in Folge des stets vaehsenden SCrebens nacb Selbsthilfe leidit m 
besondm Sparvereinen zasammen, nm so mehr als fibr solche 

kleinere Kreise die Verbindung des Sparzweckes mit dem Hilfs- 
zweck nicht nur niöalicb, sondern sogar in der Regel geboten ist. 
(Arbeiterkassen, Fabriksparkassen, Kuappschafts-, Bruderschafts- 
kassen n. dgl.) Derartige Sparkassen machen jedoch allgemein 
zngSnglidie und höchstens Örtlich, nicht auch sodal begrftnzte Spar- 
kassen nicht bloss nicht entbehrlich, sondern diese bilden gerade 
eine -wOnschenswerthe E2r^Uizung; ohne sie könnten nnr Diejenigen 
des Vortlitils einer solchen Anstalt theilhattig werden, welche sich 
in einer gegliederten Beruf sspliäre befinden; auch werden besondere 
Sparkassen selten jene Ausdehnung erlangen können, welche noth- 
vendig ist, theils um die Geschäfte auf Annahme und Anlegung 
von Ersparnissen besdirftnken zu können, wodurch die Sicherheit 
der Einlagen erhöht wh^; theils auch nm die laofenden Kosten 
der GeschftftsTerwaltung aaf ein im Verhältnisse zn den GesdiSf- 
ten verseliwindendes Mass zurückzuführen, wodurch ein höherer 
Ertrag von den Ersparnissen erzielt werden kann. 

Für das Bedürfniss der gesammten Bevölkerung, welche durch 
keinen engem Organismus als den der Gemeinde nnd des Staates 
verbunden Ist, wird also anch in der Kegel die Gremeindeverwal- 
tung, snbsidiSr die Provinzlal- oder Gentralverwaltong emtreten 
mflssen; vorzugsweise liegt es in dem sodalen Bemfe der erstem 
dem wirthschaftlichen Leben seiner Angehörigen durch Grimdung 
und Leitung solcher Anstalten einen Impuls zu regerem ►Schaffen 
und wohlständigem Verbrauche zu geben. Dabei muss nach den 
von der Erfahrang an die Hand gegebenen Kegeln bei Einrichtung 
nnd Verwaltang der Sparkassen verfahren werden; die Maxima 
nnd Minima der zulässigen Einlagen sollen niedrig bestimmt sein, 
um besonders den unbemittelten Klassen die Vortheile solcher An- 
stalten geniessen zu lassen; die Benützung möglichst erleichtert 
sein , nm die (jrelegenheit zur Ersparung zu vermehren ; die Ver- 
zinsung ist so hoch als möglich zu leisten, da auf Gewinn nicht 
gerechnet werden darf, um den Keiz zum Sparen zn erhöhen; bei 
Verwendung der Sparanlagen und Verwaltung der ganzen Anstalt 
muss absolute Sicherheit der oberste leitende Grundsatz sein; 
endlidi ist auch durch vollständige Oeffentlichkeit der Verwaltung 



Digitized by 



218 



das yertraaen des Fablikmns zo gewinnen und ta erhulten, toI 
davon erst die volle günstige Wirkang auf das wthschaftliche 
Leben erwartet werden kann. 

2. liinsichtlidi aller Privat Unternehmungen, mö^en sie nun 
roino Spfiranstalten oder ziiij^leicli Versichenin^^sanstalten sein, ist 
eine stärkere staatliche Beeinflussung geboteu, als diess bei andern 
wirthscfaatUichen Unternehmungen geschieht; aber nicht durch das 
unhaltbare, nach keiner iSeite hin befriedigende Conoessionssystem, 
sondern auf dem Wege der Normativbedingungen, ähnlich 
wie bei Erwerbsgesellschaften, muss jene Sicherheit för das Publi- 
kum geschaffen worden, welche ebenso die Grundlage für das be- 
anspruchte Yertratieii , als überhaupt die Voraussetzung für ein 
gedeihliches Wirken solcher Anstalten ist. Hiebei muss der er- 
hebliche Unterschied zwischen reinen und theilweisen Sparanstalten 
dentlidi zum gesetzlichen Ausdrucke gelangen; die Normen für 
erstere sind rerhüItnissmSssig einfach und schliessen sich den 
Grundsätzen an, welche bezüglich der Gründung und Leitung 
öffentlicher Sparanstalten massgebend sind. 

Für die Versicherunt/sanstalten , insbesondere diejenigen fÖr 
Lebensversicherung, ist gefordert, dass die Normativen 
den Eigenthümlichkeiten solcher Unternehmungen entsprechend 
gehalten seien. Es handelt sidi hiebei vorzugsweise um Sicher* 
Stellung jenes Thdles der eingezahlten Versicherungsprämien, wel* 
eher nicht als Vergütung für das Risiko betrachtet werden darf, 
welches die Anstalt übernimmt, .sundern eine wahre Spareinlage 
bildet"*, welche mit Zins und Zinseszins entweder bei Eintritt des 
verabredeten Ereignisses oder bei Kündigung des Versicherungs- 
vertrags zurückgezahlt werden muss. Eine solche Sicherstellung 
ist um so noihwendiger, als sich die Greschfifte der Lebensver« 
siciberung nicht wie in andern Zweigen von Jahr zu Jahr abwickeln, 
und der jeweilige wahre Werth der Police, jener Urkunde, welche 
über den Versicherungsvertrag besteht, nur unter der Voraussetzung 
richtiger Mortalitätstabeüen und eines deu wirthsohaftlichen Ver- 

* Hiedurch schon unterscheidet sich, abgesehen Ton andern wiithsehafb- 
liehm Ifottenten, die LebensTtistelnniiig so wwentiicli von slleit Artm der 
. ünfaÜaveni<iherDiig 34), das« sich eine gemeiuaiiie Beliaiidlatig von settiit 
^bietet. 
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hältnissen genau entsprechenden Zinsfusses mit der nothweadigen 
mathematischeii Genauigkeit festgestellt werden kann. 

Za diesem Ende erscheint es als nothwendig, dass jedes der- 
artige Unternehmen 

a) gleichzeitig mit der Anmeldung bei den Handelsregistern 
die Prinzipien angebe, nach welchen es sowohl die Prämienreserve, 
als den Ziusfuss berechne, und nach welchen Mortalitätstabellen 
es sich richten wolle; 

b) dass die vollste Oeffentlidikeit der GeschSftsgebahrong be- 
folgt werde; 

c) dass die Becbnnngsergebnisse , besonders die nothwendige 

Höhe der Prämienreserve, welche sich genau berechnen lässt, in 
üebereiiistiminung sich behnden mit den aufgestellten Prinzipien; 

d) dass diese üebereinstimmung jährlich durch eine Coniniis- 
sion von Sachverständigen für jede angemeldete Anstalt erfolge, 
welche ans der Mitte der Bedieiligten hervorgehen nnd zu diesem 
Zwecke beeidigt werden soll. (Zweckmässig in Verbindung mit den 
Handels- und Gewerbekammern.) 

Sind derartige Lebens- oder Rentenversicherungen von einer 
Actiengesellschaft unternommen, so müssen selbstverständlich die 
fElr diese besondern Formen der Unternehmung bestehenden Nor- 
mativbedinguDgen gleichfalls znr Anwendung kommen (vgl. $ 38). 

3« Einzelne theilweise Sparanstalten für besondere Kategorien 
werden gleichfalls häufig dem Staate zn errichten obliegen , oder 
wenigstens wird er ihre Errichtung zu begünstigen haben; so z. B. 
Wittwea- und Waisenka^isen, Beaniteiiverenu', l*ensioDSkassen U«dgl. 
Doch ist hierüber nichts besonderes zu bemerken. 
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VIEKTE ABTHEILÜNG. 
Bie Terwaltimg des socialen Lebens. 

§ 61. Staat und Gesellschaa^ 

Der Mensch ist mit all seinen Bedürfnissen auf die Gresell- 
schaft angewiesen ; nur ia der beständigea, alle Verhältnisse durch- 
dnogenden Verbindung mit anderen kann er den Anforderangen 
gentigen, velehe er an daa Leben stellt Das Streben nach mög- 
lichst vollständiger Aneignung der für die Lebensbedfirfoisse er- 
forderlichen materiellen Güter treibt ihn zn Tatudi nnd Verkehr, 
zu Arbeitstheünng und Arbeitsvereinignng, zu Gebrauchstheilung 
und rH'brauchsvereiiiiguüg, kurz zu allen Forniea des volkswirth- 
schaft liehen Lebens, welches eben nur als gesellschaitliche 
Erscheinung denkbar ist. 

Aber auch die Summe der geistigen Gtiter, deren Besits 
der Mensch hochhält und hochhalten muss, weist ihn anf die ge- 
sellschaftliche Vereinignm/ hin; denn er findet nie die Kraft der 
Aneignung und ErhalLung dieser Güter in sich selbst, und würde 
daher ohne die gesellschaftliche Vereinigung darauf verzichten 
müssen« 

Der Staat allein kann aber diesem Bedürfnisse nie genfigen. 
Viele und grosse geistige Bedfirfnisse allerdings werden nur durch 
den Staat eine volle Befriedigung erfahren können; dem National- 

♦ Vgl. Treitschk c, ncspllschaftswissenschaft. 1859. Stein L., Sy- 
stem der Staatswissenscbaft IT B l : Die Qesellaohaftslehx». 1856. Held J., 
StAafc and Gesellschaft. 3 Tille. 1863*65. 
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gefühl und Natioiialbewusstseiii zunächst, dem Rechtsbedürfniss und 
dem Bedürfniss nach Sicherheit kann voUkommea nur der Staat 
genügen. Das Streben naoh SelbstvervoUkomniniuig und Verbreitung 
der Givilisation ist wenigstens zum grossen TheOe auf den Staat 
unmittelbar hingewiesen. Aber' der moderne Staat beruht auf dem 
Prinzipe der staatsbürgerlichen Gleichheit seiner Angehörigen und 
kann daher do^ih nur für die Befriedigung derjenigen Bedürfnisse 
des Volke« wirksam eintreten, weiche entweder als allgemeine, allen 
gemeinsame aufgefasst werdeo müssen oder von deren Befriedigung 
doch eine die Interessen der Gesammtheit direct berührende Wir- 
kung voraussichtlich erwartet werden muss. 

Ffir die besonderen gesellschaftlichen Bedürfnisse einzelner 
Gruppen im Volke wird dagegen der Staat nicht seine Kraft ein- 
setzen küimen; im Gegentheile, er setzt die sociale Gruppirung 
zur Erreichung gesellscliaftlicher 8onderz wecke voraus, und tritt in 
der Kegel mit directer Verwaltungsthätigkeit nur auf, so weit die 
ges^lscbaftliche Kraft des Volkes dessen eigene Bedürfnisse nicht 
zu befriedigen vermag. Der Staat ist eben nicht ans einer Summe 
einzelner Menschen gebildet (atomistisdie Anffassung), sondern er 
beruht auf der Voraussetzung eines Volkes, also einer für alle 
Lebenszwecke in mannigfachster Weise auch ausserstaatlich unter 
einander verbundenen Summe von Menschen (organische oder ge- 
sellschaftliche Auffassung). In einer allen Bedürfnissen des Volkes 
sich anschliessenden socialen GUedemng sieht der Staat die Stei- 
gerung semer eigenen Leistungsfähigkeit 

Die gesellsehaftlichen Formen nun, welche ausser der Volks- 
wirthschaft die Einzelkraft, und damit auch die .Staatskraft steigern, 
sind Familie, Stände, Kirche, Vereine, Gemeinden. 

In der Familie wird zunächst das höchste ethische Bedürf- 
niss des Menschen befriedigt , welches durch die natürlichen Ver- 
hältnisse der Blutsgemeinschaft den Aeltern und Kindern gemein- 
sam eingepflanzt ist; ihre Grundlage ist die Ehe, die höchste 
Form der wediselseitigen Ergänzung des individuellen Lebens. Für 
den Staat ist die Familie die einzig denkbare Form geordneter 
Fortpflanzung des Volkes und die bei weitem vorzüglichste Form 
der Entwicklung des persönlichen Lebens zur Selbständigkeit. 

In den Ständen wird das Bedürfniss nach gesellschaftlicher 
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Geltong UDd wechselseitiger UnterstützaDg gleicher socialer Ziel- 
punkte auf Grund gleicher materieller oder geistiger Kräfte ange- 
strebt (Geburts-, Besitz-, Berofsstftnde). Vom staatüdien Gesidits- 

punkte aus ist die in den ständischen Gesellschaftsformen liegende 
conservative Tendenz und die dadurch erreichbare Ik'friedigung 
jener besondern Bedürfnisse von Bedeutung, welche aus einer ge- 
irissen gesellschaftlichen Stellung hervorgehen. • 

Die kirchliche Ordnung beruht auf der Gleichheit de& 
religiösen Bekenntnisses und auf der historischen Gestaltung der 
kirchlidien Organisation. Die sociale Bedeutung der Kirche ffSar den 
JOinzeluen wie für den Staat ist sehr gross, theils wegen der innera 
Uebereinstimmung in den höchsten Angelegenheiten dos Menschen, 
theils wegen der der kirchlichen Organisation vindicirten und ein- 
geräumten Macht über die Gewissen der einzelnen Bekenner. 

Diesen unfreien Gesellschaftsformen, bei welchen die Zugehörig- 
keit des Einzelnen durch eine nätQrliche oder gesellschaftliche 
Thatsacho (Geburt, Besitz, Berufswahl) ohne sein Zuthun bestimmt 
wird, stehen zunächst die Vereine als die freie Gesellschaftsform 
für aüe Lebenszwecke geeignet gegenüber. Das charakteristische 
Merkmal dieser Gesellschaftsform ist die Bestimmtheit des Zweckes, 
zu dessen Erreichung sich alle diejenigen verbinden, welche ein 
Interesse an demselben haben. Die Vereine wirken mit und fftr 
den Staat; die Verwaltungsaufgaben werden vielfach von den Ver- 
einen übernommen, und von diesen um so sicherer und vollkom- 
mener erfüllt, als sie den dabei betheiligteu »Subjekten und Ob- 
jekten näher stehen, und die Arbeitstheilung und Vereinigung auf 
-dem socialen Grebiete durchzuführen vermögen. 

Die Gemeinden endlich sind nicht blos Organe der Staats- 
verwaltung, berufen, die Verwaltungsaufgaben in örtlicher Begren- 
zung nach dem l^rinzipe der Selbstverwaltung durchzuführen, son- 
dern zugleich selltständifjje sociale Körper, deren Glieder in dieser 
Vereinigung eine Heihe geseilschatllicher Bedürfnisse befriedigen 
wollen, welche eben in Polge ihres örtlichen Zusammenseins, der 
dauernden Nachbarschaft, sowohl in . Bezug auf das persönliche wie 
gesellige Leben entstehen. 

Die Entwicklung und Steigerung des socialen Lebens, wodurch 
die Kraft und Leistuugsiähigkeit des Volkes erhöht wird, liegt 
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daher im dgensten Interesse des Sta.ate8; er wd die Geseilschafts- 
bilduDgen nicht bloss befördern, Teil ihm dadurch die Erföllung 
seiner Yerwaltnogsaiifgaben erleichtert wird, sondern es ist die 

Förderung des socialen Lebens eine prinzipielle Verwaltungsaufgabe 
schon für sich, weil damit die Vervoilkonimaung des Individuums 
in der Gesellschaft und die Civilisation des YoUces im Ganzen 
gesteigert wird. 

Freilich mnss der Staat sein Augenmerk auch beständig darauf 
gerichtet haben, daiss die EntwicMung gesellschaftlidier Formen 
nicht die persönliche Freiheit des Individuums beeinträchtige, oder 

die Vielgestaltigkeit des gesellschaftlichen Lebens unniiiglich mache, 
oder gar den Staat selbst in seinen Lebenselementeu und seiner 
endlichen Bestimmung für die Gesammtheit des Volkes bedrohe. 
Auch die Freiheit der Gesellschaftsformen kann keine ungezügelte, 
keine schrankenlose im Staate sein; dieser hat vielmehr die Auf- 
gabe und den Beruf, auch fiir das sociale Leben einen Rechts- 
boden zu schaffen, auf welchem die persönliche Freiheit Schutz 
findet gegen die strammen Organisationsbestrebungeu jeder Gesell- 
schaftsform; auf welchem die Möglichkeit jeder gesellschaftlichen 
Neubildung und jeder erlaubten Wirksamkeit einer Gesellschafts- 
form gewahrt wird gegen das exciusive Streben einer andern; einen 
Rechtsboden endlich, welchen die Gesellschaftsformen nicht über- 
schreiten können, ohne in die ausschliessliche Rechtssphäre des 
Staates einzutreten und damit seiner unbedingten Ilerrschaft unter- 
worfen zu werden. Nur dadurch können die vielen verschiedeneu 
Kräfte des Volkslebens in harmonischer Wechselwirkung neben 
einander bestehen und sänmitlich för das grosse Ziel des Staats- 
lebens, für den idealen Staatszweck der Oulturentwicklung dauernd 
verwerthet werden. 

L CapiteL Die Familie."^ 

§ 52. Die Ehe. 
Die Ehe ist die Grundlage der Familie und damit des Volkes, 

* Geistreich und tief empfunden: W. H. Riehl, Die Familie, 3. Band 
seiner Naturo^cschiclite des Volkes. 6. Aufl. 1S62. Vgl. auch W. Koscher, 
System der Voik*wirthschait Bd. U. § 88 ff. 
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nicht blos in Beziehung auf die f ortpüanzung , suiidern auch hia- 
sichtiich seiner körperlichen und geistigeu Entwicklung. Sie ist 
aber nicht eine staatltdie £iiiridituiig, sondern eine ans der Ge- 
sittung entspringende gesellscbafttiche Erschdnnng. Darum kann 
sie nur als freiwillige Einigung auftreten, wie ja audi die Gesit- 
tung selbst nicht staatlich erzwungen werden kann. 

Dagegen schliesst di(; Ehe begriflsmässig die Freiheit der 
Auflösung auS) weil damit der Familie, dem Hesultate und Ziele 
der Ehe, ihr Fundament beliebig entzogen werden könnte. Der 
Staat muss daher die Ehe als gesellschaftUcbe Thatsache anneh- 
men; aber er muss sie auch reditlich formuliren, weil jede Gesell- 
schaftsform der rechtlichen Ordnung bedarf, diese aber nur vom 
Staate ausgehen kann, und weil die Interessen des Staates, welche 
in Bezug auf die Ehe mit den Gesellschaftsmteressen zusammen- 
fallen, nur durch gesetzliche Feststellung des Eherechts gewahrt 
weiden kOnuen. 

Daraus ergeben sich die Aufgaben der Staatsverwaltung in 

Bezug aaf die Elhe. 

I. Der Staat muss die Ehe als freien Vertrag er- 
klären; er muss daher sich selbst jedes directen oder indirecteu 
Zwanges in Bezug auf die Eheschhessung enthalten, uud darf auch 
keinerlei privaten oder gesellsdiaftlichen Zwang dulden. 

1. Verwerflich ist daher nidit nur jedes directe Gebot der 
Eheschliessung, sondern auch die Festsetzung von Ehehindemissen, 
welche nicht schon aus dem Wesen der Ehe und ihrer socialen 
und püiitischea Bedeutung hervorgehen. Daher ist es zwar gerecht- 
fertigt, zu jungen Personen, zu nahe mit einander verwandten oder 
schon in einer gildgen Ehe gebundenen, ehenso solchen Personen 
das Recht auf die Ehe zu verweigern, welche von der Offentlidien 
Armenpflege unterstfitzt werden müssen; dagegen erscheint es als 
unzulässig, die Berechtigung zur Eheschliessung abhängig zu ma- 
chon von dem Nachweis eines gewissen Vermögens oder Einkom- 
mens, von gleichem Keligionsbekenntnisse, oder gar die P]rla\ibniss 
zur Eheschliessung in das Belieben der Verwaltungsbehörden oder 
Gemeinden zu legen. 

2« Auch alle Formen des indirecten Zwangs müssen beseitigt 
werden; hiäier gehören die besondem Begfinstigungen und politi- 
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sehen Vortheüe (WaUreehte, Steaenahlang, gewisse Aemter etc.), 
welche den Terhehratheten eingerfinint werden, Kinderprftmien etc. 
einerseits; anderseits die Abhfingigmachung des Rechts der Ehe- 

schliossung vom Genieindebürgerrecht, selbständigem Gewerbsbe- 
triebe; der amtliche KheconseiKs für Beamte etc. etc. 

'd, Der private Zwang zur Eheschliessung, soferne er ein an- 
mittelbarer ist, fallt zunächst unter strafrechtliche Gesichtspunkte; 
aber andi der mittelbare Zwang wird, soferne es in der Macht der 
Yerwaltang liegt, fem zu halten s^n; in der Regel Iftsst sicii diess 
jedoch nur bei einem Excess der väterlichen Gewalt denken; dieser 
ist aber auch im nmt^ekehrten Falle (ungerechtfertigte Weij^ernnc^ 
des väterlichen Consensesj zu verhindern, während ein beschränkter 
Gonsens hinsichtlich Minderjähriger, sowie die den Aeitern einge- 
räumte Möglichkeit, durdi vermltgensrechtliche Bestimmungen einen 
Eäafluss auf den Entschlnss der Kinder auszuüben, keinem Beden- 
ken unterliegen kann. 

Auch aus gesellschaftlichen Verhältnissen kann der Staat einen 
Zwang zur Ehe oder wider dieselbe nicht zulassen; daher darf er kerne 
Schranken der Ebenbürtigkeit (ausser bei den regierenden Fürsten- 
Familien) rechtlich anerkennen; ebensowenig wird der G5libat vom 
politischen Gesichtspuukte aus haltbar sein und auch die vom Staate 
nicht anerkannten kvchlichen Ehehindemisse oder sonstigen Zwangs- 
vorschriften können auf das staatliche Eherecht keinen Einfluss 
ausüben. 

n. Der Staat muss der Ehe die rechtliche An- 
erkennung in bestimmter Form öffentlich gewähren. 
CCivilehe). Die Nothwendigkeit der Ehe für Familie und Ge- 
sellschaft und ihr Bedür&iss nach einer Rechtsgrundlage macht die 
directe Thätigkeit des Staates durch seine Verwaltungsorgane noth- 
wendig, welche die Ehe als Bevölkerungs- und sociale Tliatsache 
zu constatiren und die Einhaltung' ihrer rechtlichen Ordnung zu 
überMrachen haben. Die kirchlichen Functionen, welche zur Schlies- 
sung einer Ehe als religiöse Angelegenheit nothwendig sind, wer- 
den dadurch selbstverständlich in keiner Weise alterirt 

Den Bedfirfnissen der Reclitssieherheit der Ehe und der Fi^ 
miKe entspricht diese Form nur dann, wenn sie eine persönliche 
Erklärung der beiden eheschliessenden Theile enthält (keine Pro' 

lM«> Starmg>, V«rwaltiiafaMhn. 15 
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kuratie), in öffentlicher Verhandiung nach vorausg^angener In- 
struction und öffentlicher BelLanntmachtug gewährt und in allen 
TheUen urkundlich festgeBtellt wird. 

III. Der Staat hat sich die Scheidung und Auf- 
lösung der Ehe vurzubehaiteu. Die Ehe ist zwar ihrer 
Idee nach unauflöslich; in ihrer realen Erscheinung dagegen durch- 
aus eiue lösbare Verbindung. Vom staatlichen Standpunkte aus 
wird daher zwar eine Sdieidung (von Tisch und Bett) oder me 
Auflösung der Ehe durch freiwilliges Uebereinkommen der Eheleute 
nicht als rechtliche Thatsache anerkannt, ja sugar eine factische 
Trt'iinuüf^ des ehelichen Lebens, wenn damit eiue lienachtheiligung 
der Faiuüieainteressen verbunden ist, zwangsweise aufgehoben wer- 
den können. Wohl aber entspricht es der ganzen Stellung des 
Staates zum socialen Leben, wenn er den Wegfall der thatsach* 
liehen Voranssetsungen der Ehe berücksichtigend Ehen, die inner- 
lieh doch gebrochen und zerstört sind, auch von Rechtswegen 
äusserlich löst (ßluntschli). Nur niuss in solchem Falle diese Vor- 
aussetzung der Auflösung unzweifelhaft durch genaue eliegericht- 
liehe Untersuchung unter Eiohaltung strenger Fonnen festgestellt 
uni durch die Staatsverwaltung ausreichend Sorge getragen sein, 
dass durch eine solche Auflösung die Kinder in ihrem Recht und 
in ihren Interessen nicht geschädigt werden. (Bluntschli's Vorschlag 
aut i:^iurichtung einer Jury von Eheniaiüiern, um die »Scheidungs- 
ursachen zu untersuchen und zu würdigen). 

Uebrigens wird gerade in möglichster Beschränkung dieser 
Ausnahmen vom Prmdpe der Unauflösbarkeit die beste Beför- 
derung consequenter Entwicklung für das Plrinzip der bürgerlieiheii 
EhescUiessuug gesehen werden mflssen. 

S 53. Die Ordnung der Familie. 

Die Familie bedarf wie jede Gesellschaftsform einer Organi- 
sation — einer lieber- und Unterordnung der einzehien Glieder 
zur Erreichung ihrer grossen sittlichen und geselkchaftlichen Ziele. 
Der eheherrlichen, vSterlichen und hausherrlichen Gewalt des Mannes, 

als Haupt der Familie steht die Pflicht desselben zu standesge- 
mässer Erhaltung, Erziehung und Au.^sLaLtuug der Fnniilienaiigehö- 
rigen gegenüber; dem schuldigen Gehorsam, der Ehrfurcht und 
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Ergebenheit der Ehefrau, der Kinder und Hausgenossen steht dos 
Recht derselben auf Wahrung ihrer individuelloi fVeiheit soweit 

sich dieselbe mit dem Wesen und duu Aufgaben der Familie ver- 
trägt, schützend zur Seite. 

. Diese CiJonseqnetizcü des sittlich-gesellschaftlichen Begriffs der 
Familie muss der 8taat ebenso wie die Ehe hinnehmen und durch 
rechtliche Formulirung zu euer allgemeinen Anerkennung im staat- 
lichen und Bechtsleben bringen. 

Die »Rechte des Oberhauptes und der Untergebenen, ebenso 
die riiicliten derselbtMi sind gesetzlich festzustellen (Familienrt lit i, 
und die Achtung und Erfüllung derselben kann Gegenstand staat- 
licher Oberaufsicht und administrativen Einschreitens werden, venu 
das Familienoberhaupt seine Aufgabe nidit ohne Mitwirkung der 
Behörden erfüllen kann, odor In der Ausübung semer Familienge- 
walt die Grenzen des Erlaubten Überschreitet. 

1 . Die directe administrative Mitwirkung bei Handhabung der 
Familiengewalt wird sich immer auf einzelne Ausnahmsfälle be- 
schränken' müssen, in welchen dem ^amilienhaupte die materielle 
oder moralische ILrait fehlt, um seine Aufgaben selbständig zu er- 
füllen; dahin zählt u, a. die polizeiliche Zurückfnhrung entlaufener 
Kinder, Dienstboten in die Familie, die Haftnahme und Verwah- 
rung sittlichverdorbener Kinder in Polizeianstalten oder sonstige 
Mitwirkung der öffentlichen Gewalt bei Ausübung der berechtigten 
Straf^^owalt des Hausvaters. Natürlich wird ein solches Vorgehen 
der Verwaltungsorgane nur auf Ansuchen des Familienoberhauptes 
und unter genauer WürdiguDg der dazu dringenden Umstände gerechte 
fertigt sein können ; unter dieser Voraussetzung ist ein solches Ein- 
schreiten nicht nur ganz dem Wesen der adiriini>frativen Aufgaben 
entsprechend, sondern auch ein sehr geeit^netes Mittel, um die ge- 
störte Ordnung des Familienlebens wieder herzustellen und grössere 
physische und moralische Nachtheile von den Kindern und den 
andern Familienangehörigen abzuwendeui Von der administrativen 
Thätigkeit in Bezug auf arme Kinder vide oben $ 23. 

2. Da die Familie in erster Linie eine sittlich-gesellschaftUche 
Einrichtung ist, kann auch die aus dem Wesen und den Aufgaben 
derselben hervorgehende Familiengewalt nur eine diskretionäre, nicht 
bis ins Detail rechtlich bestimmte sein; ein administratives £in- 
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schreiten wegen Ezcess oder Vernaclilässigang derRedite 
und Pflichten des HansvaAers wird daher sach nur dann gerecht- 
fertigt sein können, a) wenn die Vernachlässigung Folgen über 
die Familie hinaus haben kann (z. B. Durchführung des Impf- 
zwangs), oder b) die körperliche und geistige Ausbildung der 
Kinder ganz onmöglicfa gemacht (wie diese etwa bei dauernder Gre- 
fangenhaltiiDg oder Unterlassung jedes Unterridites der Fall wftre), 
oder c) öffentliches Aergemiss dnrch den Ezoess der Strafgewalt 
oder das Versftnmniss der Pflichten des Familienhanptes erregt 
würde; endlich d) wenn die Angehörigen durch das Familienober- 
haupt nicht wirksam von Gesetzwidrigkeiten, z. B. Bettel, abge- 
halten werden. 

Die Einschreitung in diesen Fällen, besonders im Falle c) 
wbd in der Regel nur auf Antrag der nftchststehenden Verwandten 
oder eines eigends bestellten Famflienrathes und am wirksamsten 

durch die Orgaue der gemeindlichen Selbstverwaltung erfolgen können. 

Schwerere Pflichtverletzungen, welche als Missbrauch der 
Familiengewalt zu rechtswidrigen und unsittlichen Zwecken bezeich- 
net werden müssen, bilden den Gegenstand strafrechtlicher Ver- 
folgung und können einen richterlichen Ausspruch auf Entziehung 

oder Beschränkung der Äelternrechte zur Folge haben.* 



* Die Stellung der Freu in und annerhelb 'der Femilie ist nnter dem 
Sdilagworte der Emancipstion der Frauen ein Tielbdandelter Gegen- 
stand anf der Tagesordnung der Sffentlielien Diskussion. Wenn damit nichts 
anderes Torstanden werden soll, als die rechtlidie Gleielistelinng der Franen in 
Besag anf ihre Erwerbs- nnd Handlongsfihigkeit, so sind wir damit schon so 
siemlich am Ziele; die priTatrechtliclie SondersteUong (weibiidie Eeohtswobl- 
thaten) ist ebenso wie die rechtliehe Beschrlnknng im Erwerbsleben bis 
anf ein Minimum beseit^it. Es handelt sich hier nur mehr um eine Emanei- 
pation von der Unwissenheit und Verbildungf Die politische Emandpation 
(Wahlrechte ctc ) ist aber \voliI indiskutabel, da die nothwendige Correspondens 
der politischen Rechte und Pflichten (Militärpflicht, Uebemahme 9ff<ntlicher 
Aemter etc.) bei den Frauen nicht vorhanden sein könnte. Die eheherrlichen 
Yertretungsbefugnisse sind aber in dem Wesen der Familie enthalten nnd nur 
mit «Hescr selbst aufzuheben. Vgl. meinen Vortrag über die Emancipation der 
i^-i ; -Frauen. Innsbruck. 1869. 
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§ 54. Die Gesindeordnun^. 

So lange das Gesinde seine dauernde Stellung im Hanse 
nicht vertausclit liat niit einer bloss vurübergehendon Dienstver- 
niietluiiig, so dass an die Stelle der „ffebrödeten ' Diener blosse 
Arbeiter mit Tag- oder Stücklolmzahluug treten würden, so lange 
hat das Gesinde auch eine bestimmte sociale Bedeutung in der 
Familie und nach dem Prinjdpe der Familienordnnng müssen auch 
die Verhältnisse der Herrschali 2ur Dienerschaft geordnet werden. 

Die Familiengewalt des Oberhauptes erstreckt sich daher auch 
auf diese Familienangehörigen und es ist Sache des Staates den 
Anfangs- und Endpunkt, sowie das Mass derselben während der 
Dauer des Dienstverhältnisses durch die lieclitsordnung zu bestim- 
men, und soweit die Familiengewalt überiiaupt überwadit wird» 
aaeh von seinem allgemeinen Oberaufsichtsrechte Gebrauch zu machen. 

Dagegen kann eine Aufgabe der Yerwaltong nicht darin ge- 
sehen werden, dass sie die (yorzugsweise) wirthschaftlichen Dienst» 
leistungen des Gesindes tiberwache und für die Beflüiii^mng des- 
selben durch Ausstellung von Qualificationszeiignissen eiiistehe. 

£s muss der Sorgfalt des Einzelnen überlassen bleiben, sich 
Gewissheit über die Güte und Brauchbarkeit der Dienstboten zu 
▼erschaffen, welche er anfbehmen will; die gewohnhdtsmSssige 
EinfBhnmg von Privatzeugnissen , wobei, wenn sie Werth haben 
sollen, aber mit der grössten Strenge und Gewissenhaftigkeit zu 
Werke gegangen werden muss, kann hier viel mehr leisten, als 
eine jede administrative Einmischung. Nur die Thatsache einer 
straf- oder polizeistrafrecbtlichen Verurtheilung eines Dienstboten 
muss durch die Behörden zur Kenntniss derjenigen Herrschaften 
gebracht weiden, welche dieselben in ihre Dienste nehmen wollen. 
Die sociale Bedeutung des DienstverhSltnisses macht es nothwendig, 
auch wenn die politischen Folgen des Unrechts beseitigt sind, doch 
die socialen eine Zeit lang nacliwirkcn zu lassen. 

Der administrative Inhalt einer Gesiudeorduung wird sich 
daher beschränken: 

1. auf Festsetzung einer bestimmten Form, in welcher Anfang 
und Ende des .DienstverhAltnisses constatirt werden muss. Die 
Pflicht des Familienoberhauptes 2nr Anzeige bei der (Gemdnde-) 
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Verwaltungsbehörde hat den Zweck dieser die Cognition über das 
ganze Verhältniss zu ermöglichen und zugleich dem Dienstherrn 
die eventuelle Unterstützung der Verwaltung in Handhabung seiner 
hausherrlichen Rechte, den Dienstboten in Wahning ihrer indivi- 
duellen Freiheitsrechte zu sichern. 

In beiderseitigem Interesse liegt die Einfiihrung von laufenden 
Dienstbüchern, welche die Verwaltungsbehörde ausfertigen und auch 
zum Eintrag der gegen die Dienstboten ergangenen Strafurtheile 
benützen soll. (Periodische Neuausfertigung.) 

2. auf Bestimmung der Voraussetzungen, unter welchen ein 
Excess oder eine Vernachlässigung der hausherrlichen Gewalt oder 
der dienstbotlichen Rechte und Pflichten angenommen und der 
öffentliche Schutz der individuellen Freiheitsrechte oder der haus- 
herrlichen Gewalt begehrt werden kann. Damit wird ein gewisses 
nothwendiges Mass von diskretionärer Gewalt des Dienstherrn über 
die Dienstboten anerkannt, unbillige Forderungen und Handlungen 
jenes verhindert und die sociale Bedeutung des ganzen Verhält- 
nisses durch Anerkennung wechselseitiger sittlicher Obliegenheiten 
gewahrt. 

3. Sehr zweckmässig ist die Einsetzung eines eignen Bureaus 
(Abtheilung der Gemeindeverwaltung), welches nicht bloss als Schieds- 
gericht zur Entscheidung streitiger Fragen über Rechte und Pflich- 
ten der Herrschaft und Dienerschaft, sondern auch auf Dienst- 
vermittlung und Pflege des humauen Zusammenlebens und die 
sociale Stellung der Dienstboten die günstigsten Wirkungen zu äussern 
vermöchte. Es kann diess aber selbstverständlich keine Funktion 
der Staatsverwaltung, sondern nur der autonomen Gemeindeverwal- 
tung sein, in deren socialem Berufe zunächst auch die Sorge für 
diese Erscheinung des örtlichen Gesell Schaftslebens gelegen ist.* 

§ 55. Der Besitz der Familie.** 

Die wirthschaftliche Bedeutung der Familie tritt gegenüber 
ihrem sittlich-socialen Inhalte entschieden in den Hintergrund. Die 

^ Äusiübriicher Vorschlag vonBodz, Staatswesen und Menschenbildung, 
n. S. 68 ff. 

♦* Vorzüglich Roscher a. a. 0. 




Google 



231 



besondern Vermögensrechte und Verpflichtungen des Familienober- 
haoptes sind nur Gonsequenzeil seiner Stellung in der Familie und 
f&r die Verwaltung auch nur in so veit Gegenstand der Thitig- 
keit, als sie in Bezog auf diese Anzutreten veranlasst ist. 

Eine selbständige Bedeutung ftir die Verwaltung hat der 
Familienbesitz mir dann, wenn das Yeimögpn sieh an die Familie 
als gesellschaftliche Einheit schliesst nnd damit ein weit über die 
Dauer des individuellen menschlichen Lebens hinausreichendes Ver- 
mögenssubjekt geschaffen wird. Die Form eines solchen Vermögens- 
besitzes ist das Fideicommiss und alle ihm verwandten Arten 
des vorzugsweise unbeweglichen Familienbesitzes, welche auf dem 
Prinzipe der fortwährenden Üntheil barkeit und ünveräusserlichkeit 
und auf einer besondera, nicht gemeiiurechtlichen , Erbfolgeordnung 
beruhen. (Bäuerliche Erbgflter, Stammgüter u. dgl.) 

Es liegt der Erriditung solcher geschlossenen Vermögen das 
an sich ganz berechtigte, ja selbst w8nschenswerthe Streben zu 
Grande, dem Bestände Und Gedeihen des Familienlebens durch 
Sicherun!]: eines bestimmten nnentziehbaren Vermögens eine dauernde 
und genügende Grundlage zu geben. Nur muss in dem Institute 
der I^ddoomisse und ähnlicher Formen des für unbegrenzte Daner 
geschlossenen Familienberitzes vom social-politiscben Standpunkte 
ans ein unbereditigtes und zweckwidriges Mittel zur Erreichung 
jenes Zieles gesehen werden; zweckwidrig ist dasselbe nicht bloss 
aus volkswirthschaftlichen Rücksichten (§ 32), sondern auch vom 
socialen Gesichtspunkte aus, weil die Leistungsfähigkeit des Ver- 
mögens für die Familienzwecke in umgekehrtem Verhältnisse zur 
Verfogungsbeschrilnkung steht; unberechtigt ist es, weil damit von 
dem Familienwbande ein Zwang auf die Familienglieder ausgeübt 
wird« welcher weder im Wesen noch in den Aufgaben der Familie 
gelegen ist. 

So wünschen s Werth daher auch für den Staat der gesicherte 
Familienbestand und der mit solchen Institutionen oft verbundene 
acht aristokratische Familiensinn ist, und so vortheilhaft auch ftir 
das Tolkswirthsdiaftliebe Leben das dadurch beförderte GleichgO' 
wicbt von grossen und kleinen LandgOtem ersdieint, so kann der 
Staat derartigen Familienbesitz doch nur unter der Bedingung un- 
bedenklich zulassen, dass die fideicommissansche Beliebung nur für 



Digitized by Go -v^i'- 



382 



den Erben des GrQnders (der die Erbsobaft mit Anenahme des 

Pflichttheils unter dieser iH diiiguiig übernimmt) rechtliche Wirk- 
samkeit hat; im Falle aber das F^deicommiss auch fiir dessen 
^ Erben fortbestehen soll, muss auch ein neues Privatstatut hiezu 
gefordert erscheinen; denn die mit der Erbschaftsantretung über- 
nommene Auflage kann doch nur für den Erben selbst, nidit andi 
fQr dessen Rechtsnachfolger an sich schon bindend sein. 

Femer ^'rd zu Gunsten der yom Fideioommiss Ausgeschlos- 
senen zugleich mit der fideicommissarischeii Beliebung die Aus- 
setzung einer Apanage oder die Errichtung eines Kapitalfideicom- 
misses auf dem Grundfideicommiss gefordert werden müssen, und 
im Interesse der Familie sowohl, als zur Wahrung der Rechte 
Dritter notarielle Verlantbarung, Eintragung in die öflfentlichen 
Bücher, und bei grossen Fideioommissep wegen der politiscfaea Be- 
deutung des grossen geschlossenen Gnmdbesitaes sogar Staatsge- 
nehmigung geboten erscheinen. 

n. Gapitel. Die Sliände.* 

§ 56. Die ständische Ordnung. 

Die alte (histoiudie) ständische Ordnung ist nur mehr in sehr 

geringem Masse Gegenstand der Staatsverwaltung, seit das Prinzip 
des freien Staatsbürgerthunis zu einer politischen Gleichbeieclitigung 
aller ünterthanen geführt hat. Es widerstrebt auch eine ständische 
Organisation dem ganzen Wesen des gesellschaitlichen Rechtsstaats» 
weil sie die unfreie Mitgliedschaft zur Voraussetzung hat und diese 
nidit wie bei Familie und Kkcbß durdi höhere ethische Motive 
gereditfertigt, also nicht als im Wesen der Gesellschaft gelegen 
betrachtet werden kann. Zwar werden im socialen Leben soge- 
nannte Standesunterschiede aus der Familienaugehörigkeit, dem Be- 
sitze, Berufe und insbesondere aus der Verschiedenheit der Bil- 
dungsgrade sich immer ergeben und fortbestehen ; dafür bürgt schon 
das ezclusive Streben einer jeden standesähnlichen Gemeinschali 
(besondere Standesehre, Ebenbürtigkeit!}; aber der Staat kann 



*^ Uiezu Eielil, Die bürgerliche GeseilBchaft. 5. Aufl. 1858. Zweiter 
Band seiner Naturgescbiclite des Volkes. Boscher II. § 102 ff, 
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solche gesellschaftliche Erscheinungsformen nicht politisch aner- 
kennen durch £inramiiung von Standesvorrechten nnd Grew&hrong 
einer politischen Qrganisalion; er würde damit nicht hloss seme 
eigene Verfassung in Frage stellen, sondern anch emen socialpoli- 

tischen Fehler begehen, indem er zu Gunsten der Privilegirten 
Partei ergriffe, also seine Neutralität gegenüber den Gesellschafts- 
gruppen verletzen würde. „Jede Ertheiluiig von Privilegien erzieht 
in den Privilegirten selbst einen Feind der politischen Zukunft.^ 
(Holtzendorff.) Dagegen nnterliegt es selhstverst&ndlich keinerlei 
Bedenken, ist im Gegentheüe eine erfiremliche Ersdieinnng, wenn 
der fir&ß AssociationsCrieb die von gleidien Standesinteressen Be- 
einflussten zu Vereinigungen führt, in welchen sie durch gemein- 
same Kraft und Arbeit die vollkumiüenere Erreichung ihrer Ziele 
erstreben. Nur muss prinzipiell jeder Zwang auf die einzelnen Mit- 
glieder, sowie jeder widerrechtliche Angriff einer ständischen Ver- , 
onignng auf die andere femgehalten, nnd jeder Versuch einer 
Beeinflussung der Gesetzgebung und Verwaltung auf nicht verfos- 
sungsmSsstgem Wege zurückgewiesen werden. 

Die historischen Stände, der Glems und der Adel, haben, 
abgesehen von einzelnen singulären Vertretungsbefugmssen, in den 
gesetzgebenden Körpern eine besondere politische Bedeutung wohl 
nidit mehr anzusprechen. Der geistliche Stand ist im mo- 
dernen Staatsleben zu einem Berufe umgewandelt, dessen beson- 
deres Berufsrecht keine sociale Bedeutung nach sidi zieht. Würde 
freflich die geistHclie Organisation irgend einer Kirche eme absolut 
bindende, die individuelle Freiheit g.inzlirh aufhebende, wiinle also 
ein unbedingter allseitiger Gehorsatu gegen das Oberhaupt einer 
Kirche zur Grundlage der hierarchischen Ordnung gemacht, dann 
müsste ein Staat einer derartigen berofsständischen Entwicklung 
mit aller Energie entgegentreten im Interesse der staatsbflrgerlidien 
Freiheit und semer eigenen Hoheit.* 

Der Adel ist als Stand auch in seiner socialen Bedeutung 
(wie in der pulitischen) mir mehr in Bruchstückeu vorhanden, und 
beruht dieselbe nur auf seinem Besitz; darum differireu auch die 



* Sohflaes Wort eine« Oitetrai€liiBoIie& Bisohoft auf dem Coneil ?ob 1S70: 
Bsfoi ich Frfeitsr winde, war iob OMteneisbtr. 
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gesellschaftlidien Interessen des hohen (grossen) und niedeiren 
(kldnen) Adels viel mehr als die Interessen des grossen Adels 
▼on denen nicht adeliger Grossgmndbesitzer. Die oft wohlgemeinten 

uud freisinnigen Voischlägo zur Reform des Adels* bedeuten daher 
im Grande doch nichts anderes, als eine Reform der CTrundbesitz- 
yerhältnisse, wobei in der Regel das Streben anftritt, dem grossen 
Gnindbesitz besondere politische Vei^^ünstigiiDgen zu erhalten oder 
zu gewinnen. Die Adelsqnafit&t des Besitzers solcher G0ter ist 
dabei von keinerlei belangreicher Bedeutang. 

Der Bürgerstand (Mittelstand, tiers-(^tat, Bourgeoisie) der 
Gegenwart besteht ans all den Kreisen der Bevölkerung, in wel- 
chen liberale BeruFsarten die Regel bilden, welche also nicht von 
ihrer Hfinde Arbeit leben und vorzugsweise auf gleicher Stufe der 
Bildang stehen. So wenig auch hier yod einer stftndischen Orga- 
nisation geredet werden kann, so ist doch der oft yemehmliche 
Vorwurf nicht ganz ungerechtfertigt, dass die Bom-geoisie durch 
verdeckte Beeinflussung der Gesetzgebung und Verwaltung; sich der 
Staatsgewalt bemächtigt habe, und dieselbe nun auf Kosten der 
übrigen Bevölkerung (zumeist des vierten Standes) ausbeute. Der 
Fehler liegt hier hauptsAchlich in der StaatSTerfitssüng, welche die 
Wahlrechte vom Gensus oder sonstigen fElr den vierteD Stand un* 
erfEQlbaren Bedingungen abhängig macht Gründlidi wird aber aller- 
dings einer solchen Gefahr nur begegnet werden können durch 
Steigerung der Bildung in den untersten Volksschichten und ihre 
wirthschafbliche Hebung; hiefiir aber müssen sie in erster Linie 
selbst ihre ganze Kraft einsetzen. 

Der Bauernstand ist zwar, was den Besitz und den po- 
litischen Charakter anbelangt, von dem i. e. S. sog. vierten 
Stande (Arbeiterstand) sehr vorschieden, steht dagegen mit die- 
sem auf gleicher Stufe in Hinsicht auf Bildung und politische 
Einsicht. Von einer Gesammtorganisation dieses weiteren vierten 
Standes kann daher mkt die Rede sein, wohl aber sehen wir die 
Versuche einer Organisation des Arbeiterstand es vor unsem Au- 
gen sich beständig mehren. (Internationale Arbeiterassociation.) Die 



* Z B. Eisenlohr, üeber den Beraf des Adels. If^52. Füitt Hohen 
lohe Chiodw.» Ueber Beeonfititainisg des Adels in Baiern. 1358. 
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Gefahr dieser Organisation ftr den Staat ist klar und unzweifel- 
haft, zumal das bewQsste Streben nach politischer Organisation 
dieses Standes auch offen bekannt und zum Ausgangspunkt o für 
die ganze socialistische Lösung der Arbeiterfrage genommen wird. 
Die sociale Organisation der Arbeit, mit genossenschaftlichein Zwang 
gegen die Mitglieder wfire in der That angethan, auch die poli- 
tische zu werden; das heisst« die Herrschaft des Fhdetariats im 
Staate zu errichten. Ueber die gegen solche Organisationsbestre- 
buogen anwendbaren Mittel vide § 36. 

§ 57. Der ständische Besitz.* 

Mit dem Aufhören der historischen Ständeordnung Tersohwindet 
auch der spedfiache Standesbesitz und die Summe, von Yorrechten, 
welche an denselben geknüpft waren. 

Zuerst war es Aufgabe der Staatsverwaltung, den ständischen 
Charakter der Grundbesitzungen (bes. Kitter-, Bauerngüter) zu be- 
seitigen, nnd damit eine der wesentlichsten Fesseln des ^ruud- 
eigenthoms zu entfernen, welche die ständische Ordnung angelegt 
hatte. Bann handelte es sich tun Anffaebnng der an den Standes- 
gnmdbentz geknfipften Polizei- nnd Jnstizgewalt (Patrimonialge- 
richte) und der Standes-Privilegien in Bezug auf Gerichtsstand, 
Standesautonomie u. dgl. Aber auch die wir th schaftlichen 
Rechte der Gruudherren, so weit sie durch eine öffentlich recht- 
lidie Herrschaft eines Standes über den andern entstanden sind, 
mfissen beseitigt werden, damit auch die Conseqnenz des Wesens 
der freien Persönlichkeit, die freie Yerftlgnng des Eigenthttmers ins 
Leben treten könne. Solche Rechte, welche der Staat aufheben 
muss (vide S 83 : der Rechtssclmtz des Eigenthums und Besitzes), 
brauclit er aber, um das Ziel zu erreichen, nur in ihrer Ausübung 
zu beseitigen; daher wird eine Umwandlung derselben in ablösbare 
Geidleistongen nach dem Prinzipe der £ntwähmng eintreten müssen. 
Die beiden Haaptformen dieser Aufhebung sind die Grundent^ 
laatung und die Ablösung. 

Die Grundentlastung verfolgt die Aufgabe, alle mit 
Standesgrundbesitz verbundenen öffentiicheu Bechte auizuheben und 



* Yfltsfiglish SoMiiMr «. 0. 
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damit demselben seiiie social-politische Sonderbedeatong selbst za 
nehmen. Sie bildet also einen Theil des öffentliolien VerwaLtnnga- 
rechts und zwar znnSchst des Rechts der socialen Verwaltung, in- 
dem es die öffentliche Stellung der Grundherrlichkeit beseitigt und 
damit die socialen Unterschiede des Grundbesitzes im Interesse 
staatsbürgerlicher Gleichheit aufhebt. Daneben steht in zweiter Linie 
die wirthschaflliche Bedeutung dieser Massregei, indem dadurch 
sonst unbesiegbare Hindemisse für den Einzelnen entfernt und die 
freie Yolkswirthschaltliche EntwickluQg AUer mSglich gemacht wird. 
Dass aber die wirthsehaitliche Seite der Gmndentlastung seeundäre 
Bedeutung hat gegenüber der weit wichtigeren Bedeutung für das 
sociale Leben, geht schon daraus hervor , dass der aufgeklärte 
Absolutismus, welcher hiebei nur von wirthschaftlichen Gesichts- 
punkten ausging, ohne die Grundlage der Grundlasten — die stfta- 
dischen Elemente selbst — zu beseitigen, sein Grundentiastungs- 
werk auch nicht zu Ende fdhren konnte; eine Reaction gegen die 
blos wirthschaftliche Massregei war so lange möglich, als die 
Grundentlastungen nicht als Aufgabe der Socialpolitik aufgefasst 
und durchgeführt wurden. 

Die Ablösungen bäuerücher Lasten, Realrechte etc. unter- 
scheiden sich von den Grundentlastungen dadurch, dass sie nicht 
auf den ganzen Zustand der von den Grundherrn Behorscbten aidi 
erstrecken« sondern nur einzelne und drdidie VerhSltnisse berühren, 
welche weder mit der bäuerlichen Unfrdheit im AUgemeinen ver- 
mischt, noch überhaupt in sich einheitlich sind. 

Zwei grosse Gmppen von Lasieii werden liiedurch berührt. 

Die erste, mit der Grundherrlichkeit allerdings iauig ver- 
schmolzen und aus ihr hervorgegangen bilden die sog. Banernrecbte, 
Realgerechtigkeiten und Grunddienstbarkeiten. Die zweite .Gruppe 
hängt mit dem Gemeindeleben auf s innigste zusammen (vide § 64). 
Alle aber sind objektive Beschränkungen des freien Einzel-Eigen- 
thunis, nicht durch freie Selbstbestimmung der Betheiligten ent- 
standen, .sondern aus der socialen Ordnung der Verhältnisse hervor- 
gegaogeu, und auch nicht durch freien Entschluss der Belasteten zu 
beseitigen; daher entsteht hier eme der wichtigsten administrativen 
Aufgaibcn» den Widerspruch mit der individuellen Freiheit und 
staatsbüi'g^i'lidien Ordnung zu beseitigen. 
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HI. CapiteL Die Kirche.* 

$ 68. Die kirchliche Ordnung. 

Die Religion hat ihr Augenmerk über das irdische Leben 
hinaus auf die Erlangung eines erst nach dem Tode beffiniK aden 
glücklichen X^bens gerichtet. Ihre Wirksamkeit für das irdische 
Leben ist nur Mittel 2a diesem Zwecke. Sie kann daher auch 
für den Staat nur so lange, unmittelbare Bedentong haben, als 
dieser eaxSi zur YoUkommensten Form menschlicher Vereinignng für 
die Zwecke des irdischen Baseins noch nicht yerallgemelnert hat 

(S 1). 

Daraus entsteht fiir den iStaat die Aufgabe, einerseits sich 
von jeder Einmischung in die Keligioasangelegenheiten der Bevöl- 
kerung fern zu halten, anderseits aber auch jeden Eingriff der He- 
ligion in die Sphäre der staatlichen Wirksamkeit nurückzuveisen. 

Die mittelbare Bedeutung der Religion fQr das Staatsleben 
liegt darin, dass dieselbe für die Mehrzahl der Menschen &n 
wesentliches Beförderungsmittel der Mural ist, welche, mit dem 
Hechte, allerdings zu den geistigen Gnmdlagen dos Staatslebeus 
gehört. Diese Bedeutung wird vorzugsweise dadurch erhöht, dass 
jede positive Religion die Tendenz hat, über das Gebiet des indi- 
viduellen Seelenlebens hmaus eine Wirksamkeit zu inssem, durch 
ftosseres Hervortreten der Ueberzcugung in einer bestimmten Form 
(Bckcnntniss), sowie durch Gewinnung niehrer fiir die als richtig 
erkannte religiöse Anschauung und organisirte Verbindung dieser 
zu einem gemeinsamen religiösen Leben (Kirche). 

Die im Bekenntniss einer bestimmten Kirche verbundene Ge- 
meioschaft von Menschen ist demnach eine sociale Thatsache, 
welche der Staat ebenso wie andere Formen des socialen Lebens 
anerkennen nml uacli den all;;enieiuen politischen Grundsätzen be- 
urtheilen muss. Aus dieser socialen Thatsache erwächst dem 



« Mohl, R. T., StMiiracht, Vülkerrecht uod Politik. Bd. I u. III. Für 
Oesterreich ist bemerkenswerth : Beidtel, J. , Untersuchangen über die 
kircLIichen Zustftnde etc. 1849 (Schölte?) Zum Frieden zwischen Kirche 
und StMiL in Oesterreich. iÖ6ä. 
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Staate auch die Aufgabe, deu Keligiüusgesellschaften durch An- 
. erkennung und Durchführung einer liechtsordnung eine mit den 
übrigen lliatsaclien nnd Rechten des Staates und im Staate har- 
monirende Existenz und Wirksamkeit zu ermöglichen und zu sichern« 
Dabei kann das historische Recht einzelner Kirchengesellschaften 
selbstverständlich nur in so weit eine fortdauernde Auerkeiuiiiüg 
erfahren, als es nicht in Wideispinch mit den Hohcitsrcchten des 
Staates sich beündet; insbesondere wird die Stellung der Kirchen 
als öffentlicher C?orporationen dann nicht mehr för die Dauer lialtr 
bar sein, wenn der Zweck der Khrche nidit mehr als unmittelbar 
öffentlicher (Staats-) Zweck angesehen wird. 

Die administrative Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten 
muss von dem Grundsatze ausgehen, dass Religion und Kirchen- 
gesellschaften zwar social bedeutsame Thatsachen sind, dass sie 
aber den Staat mit ihrer unmitteibaren Wirksamkeit nicht be- 
rühren. Daraus entwickeln sich dann die Regeln für das Ver- 
halten der Verwaltung gegenüber den Eirchengusellschaften. * 

L Die innern Angelegenheiten der Kirchengesell- 
schaften sind Reinhaltung und Erklärung des Btkeimtnisses, 
Cultus und religiöse Leitung ihrer Angehörigen. Diese unterliegen 
keinerlei Cognition der Staateregierung, es sei denn, dass sie dem 
Wesensbestand des Staates oder einzelner seiner Hoheitsrechte 
widersprechen (z. B. Polygamie, absolutes Verbot des Waffentr»- 
gens etc. etc.) , oder die individuelle Freiheit der Angehörigen auf- 
heben. In beiden Fällen hat der Staat die Pflicht den Wider- 
spruch mit seinen eigenen Priacipien und Staatszwecken (beson- 
ders auch mit dem individuellen Freiheitszwecke) durch Nicht- 
anerkennung der KirchengeseDschait überhaupt oder der bestimm- 
ten widersprechenden kirchlichen Vorschriften und Anordnungen 
zu beseitigen. 

Insbesondere betreft'en solche beschränkende Bestinnnungen 
der Staatsverwaltung die Kirchendisciplin gegenüber den Geist- 
lichen wie den Laien (Kirchenstrafen), die Erzwingung kirchlicher 



* Es ist Aiugiibe der Staatsverfassungslohro die prinzipielle Ordnung des 
VerliÄltni.sse.s zwischen Staat und Kirche weiter auszuluhreu ; die Vervaltuogs* 
lehre muss sich auf Resultate beschränken. 



Digitized by Go -v^i'- 



239 



Gelübde mit aadero als geistlichen Mitteln, den Ein- und Austiitt 
aus emer Kirdiengesellschaft, überhaapt das Grebi^t der Straf- und 
Zwangsgewalty die nur dem Staate zustehen kann. HinBichtliGh 
der rechtlichen Grenzen der Kinliengewalt in Bezog auf Sohnle 

und Ehe vgl. §§ 25 und 52. 

IT. In Bezu^ auf die »Stellung der K irc beuge se Il- 
se haften zu einander muss die Verwaltung von dem Grund- 
satze der Gleichberechtignng der Bekenntnifise und der KeUgions- 
gesellschaften ausgdien und sich von jeder einswtigeu Parteinahme 
in der Gresetzgebung wie, in der Durchführung derselben fernhalten. 
Sie muss daher auch zum Schutze der Ehre und der Rechte einer 
jeden anerkannten Ueligionsgesellschaft gegen die Angriilu einer 
andern insbesonders gegen den Missbrauch der Kanzelfreilieit ein- 
treten, ohne aber die Freiheit einer jeden Kirchengesellschaft an- 
zutasten, Ton ihrer Lehre dogmatische AUeinberechtigang zu be* 
' haupten und für deren wnschenswerthe Verbreitung (Misston) zu 
sorgen. Nicht minder ist jede ReKgionsgesellschaft in der freien 
Anwendung ihrer Oultusformen zu schützen, so lange nicht die 
Freiheit einer andern Religionscrosollschaft dadurch beeinträchtigt 
wird. Das Prinzip der Neutralität der ^Staatsverwaltung ächliesst 
jedoch einen factischen Vorzug einzelner Kirchengesellschaiten als 
Kurchen i. e. S. nicht aus, wenn die sociale fiedentung derselben 
(mit Rttcksidit auf ihre allgemeine Oulturstufe und ihre Verbrei^ 
tnng im Staate) überwiegend grösser als die andrer lieligions- 
gesellschaflen ist. 

III. Endlich ist auch die Stellung der Kirchengesell« 
Schäften zur Staatsgewalt rechtlich abzugrenzen und zu 
bestimmen. Der Staat darf seine Gewalt auf keinem Punkt der 
Kirchengewalt dienstbar machen, also insbesondre seinen Arm nicht 
zur Durchführung kirdilicher Anordnungen, Execution von Klrdien- 
straf'en, zum Zwang zu kirchlichen llandlungeu, Befolgung von Ge- 
lübden etc. etc. leihen. Natürlich wird dadurch ein Zwang hei 
Burchiührung eines Kichterspruchs in kirchlichen Angelegenheiten 
nicht ausgeschlussen. Ebensowenig vertragen sich mit dem Grund- 
sätze ausschliesslicher Staatshoheit auf dem Staatsgebiete die Im- 
munität, Stenerfreiheit oder andre Privilegien einer bestimmten, 
mehrer oder aller anerkannten Kurchengesellsdiaflen. Am aller- 
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wenigsten selbstveratSndlich kann Ton einer ToUstSndigen Ueber- 
nahme einzelner Verwaltungszweige dnrbh eine Kirdiengeselledialt 

oder von einem dem staatlichen Rechte gleichstehenden knehiichün 
Reclite Ruf demselben Gebiete (Schule, Armen westii etc. etc.) ge- 
redet werden. Auch wiid die Staatsgewalt nie zugestehen können, 
das8 eine Kirchengesellschaft in einer über den Staat hinansrei- 
dienden oi^ganisehen Verbindung mit andern KirchengeseUadiaiten 
zn einer gemeiilsainen Kirche in der Weise stehe, dass damit ein 
fortwährendes, nnbedmgtes UnterwOrfiglidts- nnd GehorsamsverfaSlt^ 
uiss der Kirche ngesellschail unter ein der Staatshoheit nicht unter- 
worfenes Oberhaupt im Staate begründet ist, welciies sich auch 
über das Gebiet der reinen innern kirchlichen Ordnung hinaus er- 
streckt. Dagegen kann die Staatsgewalt anch kein Recht für sich 
in Anspmdi nehmen, die einmal anerkannten Religionsgesellschaf- 
ten nnd Barchen hinsichtlich ihrer (innern) Organisation, der Be- 
stellung ihrer Vorstände und Religionsdiener zu beeinflussen oder 
zu beaufsichtigen, soferne nicht denselben gewisse staatliche Func- 
tionen (bei der Eheschliessung, den Staudesregistern etc.) gleich- 
falls übertragen sind.* Es würde dadurch die den JBarchengesell* 
Schäften gewShrte unbedingte Freiheit in ihren innern Angelegm* 
beiten (sab I) alterirt. 

§ 69. Der kirchliche Besitz. 

Das Redit des Vermögenserwerbs und Besitzes muss jeder 
Kirchengesellschaft schon mit ihrer prinzipiell durch Gesetz aus- 
gesprochneu oder fiir den einzelnen Füll gewährten Anerkeuuung 
als juristische i'erson zukommen. 

Das Recht auf die Verwaltung dieses Vermögens aber wird 
sich verschieden gestalten müssen je nach der Quelle, ans weldier 
dasselbe stammt nnd den Zwecken, welchen es bestimmt ist. 

I. Das Kirchenvermdgen wird theils vom Staate abgeleitet; 
derselbe hat zur Ausstattung und Dotation der äussern Institute 



* Dass jedoch eine solche Uebertragung eines staatlicheu Wirkungskreises 
an die Diener der Kirche mit den GruudsäUen des moderneu Staates sich 
nicht vertrugt, ist an mehreren Stellen nochgeviesen worden. Vgl, bes. 14» 
22, 25 and 52. 
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tind Bedürfnisse der Kirche Tielfach Beiträge gegeben (Kircbenbau, 
FandiruDg kirchlicher Aemter, Sorge für die ScfaalbedürfiUMe der 
Kirche, Unterstützung der Mission etc. etc.), theils von der (früher 
herrschenden) Auffassung der Religionsangelegenheiten als Staats- 
sache, als öffentliclie Zwecke, geleitet, theils wegen der mittelbaren 
Bedeutung der Kirche fiir die Moral; aus dem letztern Grunde 
ist die Verwaltung ohne Zweifel unter Berücksichtigung des (Jrund- 
, Satzes der Parität auch jetzt noch berechtigt, aus öffentlichen Mit- 
teln Beiträge zu kirchlichen Zwecken zu geben; die Grenze der 
erlaubten Leistung des Staates ist in den damit zu erreichenden 
Aufgaben fiir das sociale Leben zu sehen. 

Wo nun eine solche staatUQhe Veriuögensleistuug zur Förde- 
rung öffeutticher Zwecke gegeben wurde , da wird der aus dieser 
Quelle abgeleitete Theil des Kirchenyermögens auch einer fort- 
währenden staatlichen Oberaufsicht unterworfen sein müssen, weil 

die Organe der Staatsverwaltung für die richtige Verwendung des 
ganzen öffentlichen \ v imogeus zu den bestimmten Zwecken ver- 
autwortlich sind, diese Verantwortlichkeit aber nur unter Voraus- 
setzung einer Oberaufsicht übernommen werden kann. 

Aber auch die Entziehung früher der Kirche zugewendeter 

periu lischer Verniögensleistungen für die Zukunfl unterliegt keinem 
Bedenken, sobald der Staat eine solche Leistung als mit den ürtent- 
lichen Zwecken nicht mehr harmonirond erkennt, oder der bestimmte 
öffentliche Zweck überhaupt in Wegfall gekommen ist. 

II. Ein zweiter Hauptbestandtheil des Kirchenvermögens wird 
von Stiftungen abgeleitet. 

Solche Stiftungen, die für Zwecke des Unterrichts, der Armen« 
pflege und des Cultus zumeist gemacht worden, müssen durdi die 
Verwaltung auch nach der Ausscheidung der khrchlkhen von den 

öffentlichen Angelegenheiten jedenfalls ihrer Bestimmung erhalten 
werden. Stiftungen für Cultus- oder sonstige kirchliche Zwecke 
sind daher unter Aufhebung ihres Stiflungs-Charakters , in ihrem 
vollen Vcrmögensinhaite der freien Verwaltung der Kirche zu über- 
lassen; Stiftungen für staatliche Aufgaben (Schule, Armenpflege etc.) 
dag^en sind zu secularisiren , d. h. von der Staatsverwaltung zu 
übernehmen, da die Kirche nach der Ausscheidung der Gebiete die 
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Zwecke solcher Stiftungen nicht mehr oder nicht mehr in dem mit 
der Stiftung be7A\etkteii Masse zu erfüllen vermag. 

Neue kin'hli<he „üti/lungen** (im streng juristischen 8inne) 
sind nicht mehr zulässig, nachdem die Verwaltung aller öffentlichen 
Angelegenheiten, für welche gestiftet werden kann, von der staat- 
lichen Hoheit ergriffen und durchgeführt wird. — Anders natür- 
lich würde es sich verhalten, wo eine Kirche als öffentliche Oorpo- 
ration anerkannt wird ; hier stünde aber nicht bloss die nanze 
Stiftinigsvt rwaltiing, sondern überliaiijit die Corporationsvcrwakung 
• nothwendigerweise unter staatlicher Oberauf'siclit, was dem Phnzipe 
der ^freien Kirche im freien Staate" widerspräche. 

III. Hinsichtlich des übrigen Vermögens der Kirchen (ans 
Schenkungen, testamentarischer Zuwendung, dgnerPkY)ductivitatetc*) 
muss die Verwaltung zwischen beweglichem und unbeweglichem 
Vermögen untersclieiden. Für das erste gilt der Grundsatz voller 
8ell)ständigkeit der Kirche in Verwaltung und Verwendung; auch 
für den Venne »^enserwerb der Kirche lassen sich strengere Formen 
als sie fär juristische Personen überhaupt bestehen müssen, nicht 
rechtfertigen, wenn gleich übermässiger Vermögenserwerb der Kirche 
ihrer Bestimmung widerspricht, gewisse ökonomische Nachthefle 
daraus entstehen können und auch die Kirche von ihrem Einflüsse 
auf die Gewissen der lOiiizelnen möglicherweise einen Missbrauch 
2U Gunsten ihres Besitzes machen kann. 

Der Immobiliarbesitz der Kirchen dagegen unterliegt allerdings 
mit Recht gewissen beschränkenden Einwirkungen der Staatsver- 
waltung. 

Für*s erste nemlich ist aus den im $ 33 ausgeführten politi- 
schen Gründen eine administrative Aufhebung von Corporations- 
Eigenthum an Grund und Boden zuläsisig (Secuiarisation ) , wenn 
dasselbe in der Hand einer staatsähulich orgauisirten Corporation 
zu solcher Höhe angewachsen ist, dass eine £zi8tenzgefahr für 
den Staat darin giesehen werden muss, was sowohl vom politische^ 
als nationalökonomischen Standpunkte aus mißlich ist. Um einer 
derartigen Geßdir vorzubeugen, sind beschränkende Bestimmungen 
hinsichtlich der Erwerbung von Grundbesitz durch die „todteHand* 
nicht bloss zulässig, sondern zur Vermeidung jener strengern adiui- 
uistrativen Massregeln sogar geboten, da die Kirche due entschiedne 



Digitized by Google 



243 



Tendenz nach Aasbreitung und unbegrenzter Festhaltung ihres 
Gnmdbesit2es hat und dorsdben unter der Herrschaft des PnjoBps 
der freien Verwaltang ihres Venn5gens noch nogehinderter nach- 
gehen könnte. (Amorttsationsgesetse.) 

Zweitens sodann hat die Staatsverwaltung offenbar das Recht, 
die Erwerbung von Gnindeigenthnm durch eine Kirche in dem 
Falle beliebig einzuschränken , wenn die Organisation der Kirche 
über den Staat hinausgeht, und insbesondere unter einem fremden 
Staatsoberhaupte steht, welchem ein unbedingter Gehorsam in kiich- 
Ikdien Bingen von Seiten aller Angehörigen dieser Kirche gelastet 
werden muss, so dass demselben also auch die endgiltige Yerfiügung 
tSber das Grundeigenthum zustehen würde. Es ist ein völkerrecht- 
licher Grundsatz, dass kein Staat die Erwerbung von Grundeigen- 
thum in seinem Gebiete andern Staaten und deren Souverainen 
zu gestatten schuldig sei, ja es kann auf Veräusserung gedrungen 
werden, wenn dadurch die Unabhängigkeit geföhrdet oder die Ver^ 
fittsung des Landes zerstört werden könnte.^ 



lY. Cupitei. Das Vereinsleben. * 

S 60. Die innere Ordnung des Vereinswesens. 

Das Vereinsleben hat sich erst in unsrer Zdt zu solcher Aus« 
dehnung und Bedeutung entwickelt, dass es als einer der wichtig- 
sten socialen Faktoren in Ijetracht kömmt; es ist hervorgegangen 
aus den Bediirfnissen der staatsbür;y:erlichen Freiheit und der Sell»st- 
Uiätigkeit des Volkes in öffeutlichen Angelegenheiten, weiche erst 
die Gegenwart zu voller fieife gebracht hat. Für den Einzelnen 
hat das Vereinsleben die Bedeutung, dass er dadurdi viel leistungs- 
Mger und selbständiger, freier wird, und damit einen bestimmen- 
den Einfluss auf die Befriedigung öffentlicher Bedürfnisse, auf die 
Entwicklung eines den gemeinnützigen Interessen zugekehrten Lebens 
erwirbt; dafür aber auch wieder freiwillig Opfer an persönlicher 



« Hsfftsr, eoroplisehM Tfükmdit. ^ Aufl. 1861. psg. ISi. 
** Oierks, das draticbs Gmiousiudiaftsndit. 2 Bdls. 1868. Ahreai, 
die niUosopU« dss Beofate lud d« StMtM. 2 TUs. IWK 52* 

16* 
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Freiheit und Vermögen bringt, wozu er sonst durch die Staatsgewalt 
gezwungen wnrde. 

Für die bürgerliche Gesel Ischal't hu üaiizeu liegt, die 
Bedeutung des Vereins iebens in der reichen (rliedening der socialen 
Orduuug, welche, indem sie die veralteten socialen (iruppen zu be- 
seitigen hiUt, inuner den lebendigen JBedürfnissen der Zeit sich 
anzuschmiegen vermag und dadurch allen Kräften des Volkes zu 
einer allgemeinen Anerkennung und zu gesteigerter Wirksamkeit 
verhilft. Der Staat endlich hat em lebhaftes Interesse an d« 
gedeihlichen Kntwickliuig des Vereinslebeus, weil es zumeist geniein- 
nützige Aufgaben, Angelegenheiten des öffentlichen Wohls und daher 
auch Aufgaben der Staatsverwaltung sind» welche dasselbe in deu 
Bereich semer Wirksamkeit zu ziehen versucht und damit der 
administrativen Thätigkeit auf vielen Punkten die Wege ebnet und 
ihr die Erföllung ihrer zahlreichen Aufgaben dadurch wesmtlich 
erleichtert. 

Li dieser socialen und pülitischen Bedeutung liegt für die 
Staatsverwaltung die Aufforderung, unter Zugrundelegung des Prin- 
zips der Freiheit, welche fiir das Vereinswesen das eigentliche 
liebenselement ist, eine gedeihliche Entwicklung desselben zu er- 
möglichen, durch Schaffung einer rechtlichen Oitlnung für die innem 
Angelegenheiten der Vereine sowohl als für die Beziehungen der- 
selben nach aussen zu andern socialen Gruppen und zum Staate. 

Der Einüuss der Staatsverwaltung auf die innere Ord- 
nung der Vereine beschränkt sich in seiner negativen Bich«* 
tung auf Femhaltung rechtswidriger Vereinszwecke, auf Verbote 
der Anwendung unerlaubter Mittel zur Erreichung derselben und 
Verhinderung eines dem Prmzipe der individuellen Freiheit wider- 
sprechenden Gewaltsverbältnisses innerhalb des Vereines. In seiner 
positiven iÜchtung besteht der £influss in der Förderung einer 
Organisation des Vereines, und der Oeffentlichkeit der ganzen Ver- 
einsthätigkeit den Mitgliedern gegenüber, sowie in der gesetzlichen 
Verpflichtung zu emer den Mitgliedern verantwt^iJichen und haft^ 
baren Vorstandschaft. 

Die Geltendmachung dieses EinÜusses der .Staatsverwaltung 
geschieht theils schon durch Erlassung gesetzlicher Bestimmungen 
über die Vereine, den nothwendigen Inhalt ihrer Statuten« (Name 
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nnd Sitz, Torstandflcshaft, Verpflichtnng der Mitglieder) theils so- 
gleich nach der GrtindQDg und CoDStitmning des Vereines, indem 

ganz allgemein die Pflicht der Anzeige von der erfolgten Consti- 
tuirung eines Vereins und der Vorlage der Statuten besteht, wo- 
durch die Verwaltung die Möglichkeit erhält, gesetzlich unzulässige 
Verdne zu verhindern oder die Statuten in Einklang mit den gesetz- 
lichen Fordemngen zu bringen; endlich durch Grewahrang eines 
ansreichenden Schntzes an die Mitglieder der' Vereine, wenn iron 
ihnen die Staatsrerwaltiing angemfen wird, nm sich in ihren Ver- 
einsrechten behaupten zu können. Eine allgemeine Oberaufsicht 
aui die Thätigkeit der Vereine aber entspricht weder den allge- 
meiuen Hechten der Verwaltung iu Bezug auf das sociale Leben, 
noch andh dem Wesen der Vereine, welche nicht als Organe der 
Selbstverwaltung (nach % 11) sondern als vom staatlichen Orga- 
nismus gänzlich unabhängige sociale Formen aufgestellt werden 
müssen. Nur, so weit ein Verein Aufgaben der Staatsverwaltung 
sich zum Zwecke setzt, kann die Art der Verfolgung dieses Zwecks 
unter eine staatliche Oberaufsicht, gestellt werden, soferne eine 
solche aus Rücksichten gefordert ist, welche in dem bestimmten 
Zwecke, nicht aber im Wesen des Vereines und der besondem Na- 
tur der Verdusthätigkeit ihren Gmud haben. 

» 

S 61. Die äussere Ordnung des Vereinswesens. 

Während die innere Ordnung im Vereine durch diesen selbst, 
durch seine Statuten, Organe und die Mitglieder hergestellt and 
erhalten werden kann und dem Staate nur die Aufgabe zufallt, 
diese ordnende Thätigkeit beständig zu veranlassen und in ihren 
natnrgemässen Sciiranken zu halten, ist dagegen die äussere Ord- 
nung des Vereinslebens nur vom Staate herzustellen und durch- 
zuführen. 

Schon seine juristische Person, die allgemeine Anerkennung 
und Geltung als Vermögenssubject kann der Verein nur vom 
Staate ableiten. Dieser vnrä daher auch die Entfaltung einer jeden 
Thätigkeit des Vereins nach aussen abhängig machen von einer 

vorausgehenden stillschweigenden oder ausdrücklichen Anerken- 
nung der Zulässigkeit des Vereins nach seinem Zwecke, seiner 
Organisation, sänen Statuten etc. etc., und wird diese Anerken- 
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nang yerweigem mÜBsen, wenn dn Widenpmeh mit der bestehen- 
den Reciitsordniing flberhanpt yorliegt. 

In gleicher Weise muss der Staat das Recht der Schlies- 
sung und Aufhebung eines Vereins haben, wenn der Wider- 
spruch mit der Rechtsordaung, welcher durch die Vereinsthätigkeit 
entstanden ist, auf einem andern Wege (Verpflichtung zur Statuten^- 
reyision. Aufgeben rechtswidriger Zwecke etc. etc.) nicht erreidit 
werden kann. 

Hievon abgesehen nmfksst die äussere Ordnung des Vereins- 
lebens vornehmlich zwei Seiten: 

1. die Beziehungen der Vereine zu einzelnen Individuen (Nicht- 
mitgliedem) und andern gesellschaitliGhen Gruppen; 

2, die Bedehnngen air Staatsgewalt und den Ton der Staats- 
Terwaltung zu erf&llendra Aufgaben. 

ad 1. Die Beziehungen der Vereine zu Individuen, weldie 
picht Mitglieder sind (vorzugsweise sind es wohl vermögensrecht- 
liche Beziehungen) ref^f In sich nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Bedite und den etwa für besondere Formen der Vereinigung be- 
atimmten Speoialrecihten (über Bedits- und fiandlnngsfiUiigkeit, 
nt^ffidit etc. etc.) 

Hinsiehilieh der Begehungen zu andern gesellsehaftliehen Grup- 
pen ist aber das Verhalten eines Vereins zu andern gieichgearte- 
ten noch besonders in's Aut^e zu fassen. 

Innerhalb des Staats kann es keinem Bedenken unterliegen, 
dass mehre, gleiche Zwecke verfolgende Vereine unter sich in ein 
WechselyerhältncBS, einen Verband treten, um dadurch grossarti- 
gere Mittel zur £rffllfamg ihrer Aufgaben zu erhalten. Die Staate- 
gewalt, welche Aber jeden einzelnen Verein durch die Anzeige ein Ur- 
theil in Bezug auf seine innere Ordnung hat und mit dem Rechte 
ausgestattet ist, Widersprüche mit der Rechtsordnung nöthigenfalls 
m^RT dmdtk Auflösung eines Vereins zu beseitigen, wird eine solche 
Verbindung mehrer Vereine eben wieder nach den allgemeinen 
Grundsätzen tiber die Rechte der Vereine behandeln müssen und 
nur Sorge zu tragen haben, dass die Untere und Ueberordnung^ 
in welche Vereine zu einander treten, nicht eine dem Freiheits- 
zwecke widersprechende Form und Ausdehnung annohme. Anders 
allerdings verhält es sich, wenn eine solche sog. Affiliation 
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Tori Vereinen beabsichtigt ist, welche nicht eämmtlich dem 
gleichen Staate angehören (dem gleichen Gresetee unterworfen sind). 
Da hier die Staatsgewalt nicht über alle verbundenen Vereme eine 
Cognition hat, nnd ihr kein allgemeioee Anerkennungs- und Ein- 
wirkungsrecht zustellt, so hat sie Grund, eine solche organisirte 
Verbindung niohrer VcTeine als der Einheit und Allgemeinheit der 
Staatsgewalt widersprechend, zu verbieten. * 

ad 2. Das Mass der erlaubten Vereinsthätigkeit richtet sich 
zunächst nach der materiellen gesetzlichen Ordnung aller deijeni- 
gen Angelegenheiten, welche als öflfentliche prinzipiell in das Ge- 
biet der Staatsvmraltattg fallen. Soweit in diesen Gresetzen ab- 
solut gebietende oder verbietende liestinuiiungen gegeben sind 
(z. B. im Münzwesei), der Bankgesetzgebung etc. etc.) ist die sonst 
freie Wahl der Vereinszwecke und die Vereinsthätigkeit beschränkt. 
Die Staatsverwaltung darf keinen Uebergriff derselben in die ihr 
ausschliesslich vorbehaltne Sphäre der Wirksamkeit in öffentlichen 
Angelegenheiten dulden. Zur Wahrung und Sicherstellung dieser , 
äussern Ordnung der Vereinsthätigkeit verlangt die Staatsverwal- 
tung neben der in bestimmter Form zu erstattenden Anzeige von 
der Bildung (und Veränderung) eines Vereins mit Hecht auch 
volle Oeffentlichkeit der Vereinsthätigkeit nach aussen 
(Oeffentlichkeit der Generalversammlungen und Berichterstattung) 
und verbietet prinzipiell jede geheime Verbindung. 

Der Staat darf aber auch seine Kräfte und Mittel nicht den 
Vereinszwecken dienstbar machen (keine staatliche Execution von 
Vereinsbeschlüssen) oder einem Vereine dauernd oder vorüber- 
gehend seine eigene Autorität zur (ieltendmachung eines erhöhten 
Einflusses leihen. Im Gegentheile muss der Staat auch den Ver- 
einen gegenüber die vollste Neutnüitat bewahren, und darf keinerlei 
Bevorzugung einzelner Vereine, Privilegirung etc. eintreten lassen. 

Ebensowenig dient jedoch die Staatsverwaltung der gesunden 
Entwicklung dieser socialen Formen und den wahren Interessen der 
Vereine wie der Gesammtheit und ihren eigenen Interessen, wenn 
sie auch iu wohlmeinender Absicht sich iu die inneren Angelegen- 
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heiten der Tereine mischt, ihre Thftdgkeit za beeinflnsseo oder za 
l^n Tersncht oder in anderer Weise eme Bevomnndnng dnreh- 

fuhren will. Die Vereine sind keine Selbst Verwaltungsorgane; 
werden sie vom Staate zur Erfüllung von Staatfatifgaben in den 
VerwaltuDgsorganismus einbezogen, so hören sie auf freie Ver- 
einigungen zur Förderung des öffentlichen Lebens zu sein; in dem 
Masse in welchem ihnen diese Freiheit der Wirksamkeit verloren 
geht, verschwindet aber abch ihr wahrer Werth fiir das sociale 
Leben und variiert dieses selbst eines der wichtigsten E^^ente 
seiner eigenen Kraft. Ja selbst wenn die Staatsverwaltung im 
Interesse der Kntwicklung und Selbstthätigkeit des Volkes Vereine 
in's Leben ruft, wozu sie bei weniger entwickeltem socialen Leben 
berechtigt und bernfen sein kann, sollte sie die Hinüb^leitong 
solcher Schöpfungen zu fireien Vereinen durch allmSliges Zurflck-* 
ziehen ihres ursprflnglich geltend gemachten Einflusses als letztes 
Ziel dieser ihrer Thätigkeit stets im Auge behalten. 

8 62. Verwandle Formen. 

Das sociale Leben hat auch eine Menge von Formen ent- 
wickelt, welche zwar eine gewisse Aehnlichkeit und Verwandtschaft 
mit den Vereinen zeigen, ohne doch selbst unter den Begriff der 
Vereine gestellt weiden zu können. 

l. Es bezieht sich diese Verschiedenheit zum Theil auf den 
Zweck der gesellschaftlichen Vereinigung, indem statt emes be* 
stimmten öffentlichen Zweckes ein allgemeines unbestimmtes, aber 
nicht öffentliches Ziel und Wirken als Zweck gewählt ist (wie 
z. B. bei religiösen Orden, welche das ganze Leben der Mitglie- 
der ergreifen, ohne eine einzelne bestiaunte öffentliche Aufgabe zu 
erfüllen; bei Gresellschaften welche nur der Unterhaltung gewidmet 
sind; Stndentenverbindungen etc.) 

Bezüglich dieser hat die Staatsverwaltung gar keine Veran- 
lassung zu irgend einer besondern Thätigkeit. (Für den nöthigen 
Schutz der individuellen Freiheit zn sorgen kömmt ihr aus allge- 
meinen Gründen des Freiheitszweckes zu.) Dagegen stehen solchen 
Verbindungen auch nicht die Hechte juristischfflr Personen zu, weil 
damit zugleich die Anerkennung eiiier öffentlichen Wirksamkdt und 
die Stellung unter das Vereinsgesetz oder unter die Ordnung wirtb^ 
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sdiaftlichor Unternehmungen (Krwerbs-, EapitalgeselkcliAften etc.) 
notihwendig wtirde. Mit einer solchen Anerkennung von Seiten des 

Staates verschwindet also der eigeuthiiniliche Charakter solcher 
Vereinignn^en. 

n. Die Verschiedenheit von den Vereinen kann auch in dem 
Fehlen des Prinzips der Freiheit der Betheiligang liegen. 
Hieher zählen beispielsweise die auf Grundlage der ständischen 
Ordnung theilweise noch bestehenden gewerblichen Innungen und 
sonstige Berufsgenossenschaften mit Öffentlichem Charakter (öffent- 
liche Corporationen^ ; ferner die von der Staatsverwaltung in's 
Leben gerufenen Veilände fz. B. Deichverbände), Räthe (z. B. 
Gresundheitsräthe) und Kammern (Ackerbau-, Gewerbs-, Handels- 
kammern). Solche mit vollständigem oder theilweisem Zwange zur 
Mitgliedschaft bestehende Verbindungen zu dffentllchen Zwecken 
sind als HüfBorgane der Staatsverwaltung gar nicht Objekt der- 
selben nnd von der Ordnung des Vereinswesens tmd des socialen 
Lebens überhaupt begreiflicherweise ausgeschlossen. 

TIT. Endlich ist eine verwandte Form der Vereine auch in 
ööentiichen Versammlungen zu sehen, welche zwar in Bezug 
auf den Zweck und die Freiheit der Betheiligung mit den Vereineii 
übereinstimmen, aber einer daaernden Organisation ent- 
hehren. Die Staatsverwaltung unterwirft dieselben mit Recht 
einer hesondem gesetdichen Ordnnng, weil sie neben grossen Vor^ 
theilen für die Entwicklung des socialen Lebens auch grosse Ge- 
fahren für dasselbe in sich tragen , welche vorzugsweise in dem 
Mangel einer bestimmten Organisation und der in der Kegel fehlen- 
den Bestimmtheit der Theilnahmsberechtignng liegen. 

Damm verlangt die Verwaltung vorgäogige Anzeige einer 
jeden Versammlung (bei Versammlungen unter firdem Himmel Ein- 
holung dner besondern Erlaubniss) , vindicnrt sich das Recht der 
Absendung eines besondern Commissärs zu joder Versammlung und 
ein allgemeines Autiösungsrecht bei ordnungs- oder rechtswidrigem 
Verhalten, und macht die Veranstalter solcher Versammlungen für 
die Einhaltung der Vorschriften über die nothwendigen Vorberei- 
tungen hieza verantwortlieh, während innerhalb der Versammlung 
jeder Emzelne ftbr sein dgnes Auftreten haftet 
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V. CapiteL Das Gemeindeleben. * 

§ 63. Die sociale Ordnung der Gemeinde. 

Die Gememde (Qrtsgememde) hat sich aus einer mprfing- 
liehen Besitz- and Erwerbsgemeinschaft (Markgenoasenflchaft) all- 
mSKg In eine lokale foteressengemeinsehaft umgewandelt nnd da- 
mit also ihre Bedeutung nach zwei Richtunfjen verändert. 

Die socialen Beziehungen der Gemeindegiieder sind nicht mehr 
so intensiv, aber durch Erweiterung auf die lokalen gemeinsamen 
Interessen überhaupt extensiv bedeutender geworden. Diese Ab- 
schwSchtmg nnd zugleich Ausdehnung der Wirksamkeit der Ge- 
meinde musste auch für die politische Bedeutung derselben eine 
wesentliche Veränderung herbeiführen. 

Mit Erweiterung der Staatsgewalt und der Staatsaufgaben auf 
alle gemeinsamen öffentlichen Angelegenheiten der Staatsbürger 
kann eine Autonomie der Gesellschaftsformen nur mehr so weit 
bestehen bleiben, als sie über den Kreis der örtlich abgeschlossnen 
Literessen auch in ihren Wirkungen nicht hinausgeht, w&brend alle 
übrigen Öffentlichen Angelegenheften von der Staatsverwaltung er- 
griffen werden müssen. 

Die Gemeinde kann demnach als sociale Erscheinungsform 
nur die erste Art gemeinschafklicher Angelegenheiten in den Be- 
reich ihrer autonomen Thätigkeit ziehen, während sie für letztere 
zwar als das geeignetste Organ der Selbstverwaltung erscheint, aber 
der Einheit der Staatsverwaltung unteigeordnet sein muss. Die sociale 
Ordnung der Gemeinde beruht daher auf dem Prinzipe der Auto- 
nomie, die politische geht von der auf die einheitliche Organisa- 
tion der Staatsverwaltung begründeten Selbstverwaltung aus. 

Hinsichtlich der politischen Ordnung vgl. §§11 und 14. 

Aber auch die sociale Ordnung kann nur nach ihrer mate- 
riellen Richtung der Gemeindeautonomie überlassen sein; die for- 

*' Sehr viel Material bietet äin deiitKcliP G e m p i n d e 7, p i t u n g (von 
Stolp). 1862 ff. Deutsche Vierteljahrschrift an vielen Orten. — bes. 
vgl. noch: Stüve, Wesen und Verfassi^ng der I^ndgemeinden. 1851. Riehl 
im L Bande der Naturgescbicbte des Volkes. 4. Aufl. 1856. Boscher, II. 
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meUe Ordnnxig ist unter allen Umgtftnden Sache der Gresetzgebnng 
des Staates, weil ja die TangUchkeit nnd Wirksamkeit der Ge- 
meinde als Selbstverwaltnngsorgan dairon bedingt ist, wofür doeh 

nur durch allgemeine Organisationsgesetze gesorgt werden kann. 
Die formale Ordiiiing Itezieht sich: 

1. auf die Stellung der Gemeinde zu ihren Mit- 
gliedern. Da die sociale Bedeutung der Gemeinde in der ge- 
meinsame Sorgß ffir die innerhalb derselben abgeschlossenen lokalen 
Interessen besteht, so nmss anch jeder als Mitglied der Gemeinde 
(Gemeindebürger) anerkannt werden, der seinen dauernden Aufent- 
halt in derselben hat, weil an der gedeihliclien Thätigkeit fiir diese 
Zwecke jeder sesshafte Bewolinpr ein unmittelbares Interesse hat. 
£s versteht sich hiebei, dass nur selbständige Personen Gremeiude- 
bürger sein können, sowie dass die Stellung der Frauen in der 
Gemeinde analog ihrer Stellung im Staate sein muss, da das Gre- 
meindebflrgerthum neben seinem socialen anch einen Öffentlich recht- 
lichen Charakter hat. — Personen, welche sich nur vorftbergehend 
in einer Gemeinde ciuflialten oder noch nicht eine zur Begründung 
eines dauernden Aufenthalts > etzlich bestimmte Zeit hindurch in 
der Gemeinde wohnen, oder aus besondern Gründen (Armuth, Be- 
scholtenheit) von dem Recl^te der Gemeindebtkrger ausgesdilossen 
sind, werden als Gemeindeangehdrige zwar immer eine gewisse 
Bedeutung für die Gemeinde haben und damit auch gewisse Rechte 
in Anspmdi nehmen kennen, aber doeh nicht den dauernden Ge- 
meindemitgliedern (Bürgern) gleichzustellen sein. Anch wird es der 
Gemeinde unbenommen sein müssen, Bürgerrechte durch Vertrag 
oder Ehren halber zu verleiben, soweit das Gesetz solches allgemein 
gestattetw 

Die sociale Bedeutung einer Gemeinde wird aber auch wieder 
mitbestimmt von den persönlichen und whrthschaftlichen Verhält^ 
nissen ihrer Bürger, da diese för die LeistungsfShIgkeit der Ge- 
meinde ausschlaggebend sind. Die hier auftretenden Unterschiede 
können demnach für die Gemeinde selbst nicht bedeutungslos sein 
und müssen einen Ausdruck in dem Umfange der Berechtigung und 
Verpflichtung der Mitglieder erhalten; eine Verschiedenheit des 
materiellen Inhalts der Bfizgerbereditigung wurd sich andi insbe- 
sondere dnndi dte veraduedeae sociale Bedeutung der Stadt- und 
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Landgiemeinden ergeben. Am meisten /werden sidi diese Unter- 
schiede in den Wahlrechten und der Abgabenpflicht ausdrücken. 

2. Die Stellung der Gemeinde zu andern gesell- 
schaftlichen Kreisen und Gemeinden wird zunächst durch 
den Charakter der Gremeinde als selbständiger socinlor Körper be- 
stimmt; darnach kann von keiner andern als politischen (admini- 
stratiyen) Vereimgnng mehrerer Gremeinden za einer Grfossgemeinde 
dorch einen Act der Gesetzgebung die Rede sein; denn nnr als 
Selbstverwaltungskörper unterliegen die Geineinden solchen organi- 
satorischen Massre^eln der Staatsgewalt. »Sociale Gruppen inner- 
halb der Gemeinde müssen aber auch in ihrer Verfassung zur 
Geltung komm^; ja die Mannigfaltigkeit des socialen Inhalts und 
seine Bedeutung fiir die Gremeinde erhalten erst hiedorcb einen recht ent*- 
sprechenden Ausdruck. Indem den Veremen, Corporationen etc. in 
der Gemeinde eine ausdrückliche Anerkennung und als Oonsequenz 
hievon ein Einfluss auf die Wirksamkeit der Gemeinde eingeräumt 
wird, gewinnt die Gemeinde selbst aus der Vielheit der in ihr 
wirkenden Kräfte erhöhte Leistungsföbigkeit und Bedeutung für die 
socialen Interessen ihrer Bürger. 

3. Die formale Ordnung der Gemeinde bezieht sich dann end- 
lich auf die Organisation derselben. Die Boppelstellung der 
Gemeinde im Gesellst Ii üfts- und Staatsleben moss denn auch hier 
zum entsprechenden Ausdrucke kommen. 

In der Verfassung der Gemeinde steht 

a) . dem (politischen) Heimathsrechte das sociale Bürgenrecht 
gegenttber und bedeutet die Summe von Rechten, welche der Ein- 
zelne an der socialen Persönlichkeit der Gemeinde hat (IMStwir- 
kung bei der Autonomie und Verwaltung der socialen Aufgaben); 
dasselbe ist an gewisse persönliche und (in seiner Ausdehnung) 
an wirthschaftliche Bedingungen geknüpft, und in der Form der 
Ausübung verschieden fiir Stadt- und Landgemeinden als Wahl- 
oder Versammlungsrechte bestimmt; 

b) auch in den Organen der Gemeinde muss dch der ver- 
schiedene Wirkungskreis der autonomen Gemeinde und des staat- 
lichen Verwaltungsorgans aussprechen. Gewisse Organe, deren der 
Verwaltungsorganisnnis nicht entratiien kann (die Vorstände, Räthe 
etc.) müssen allerdings für die ganze Gemeinde gelten; die Besor- 
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giing einzelner Angelegenheiten gemeindlicher Autonomie kann aber 

aiicli füglich entweder vollständig andern Organen übertragen wer- 
den uder es kann doch ein die ersteren conti oiireiides Organ von 
der Gemeinde gewählt sein, soferne daselbe nicht im Widerspruche 
mit der geeetzHchen Organisatioa sich befindet. 

§ 64. Der Besitz der Gemeinde.^ 

Die Gemeinde als juristische Person erwirbt nnd besitzt Ver- 

ni(>gen zur Erfüllung ilirer Doppelbestimmung für das sociale und 
politische Leben. Im ersten Falle erscheint es dem Staate gegen- 
über als Privatvermögen, und muss der vollkommen freien Ver- 
fOgnng und Verwendung zu den Zwecken der Gremeinde anheim- 
gegeben sein. Im zweiten Falle dagegen ist es mittelbares Staatgut» 
dient zur Deckung partikularen Staatsbedarfs und steht demnach 
nach den Grundsätzen der Selbstverwaltung zwar unter der un- 
mittelbaren Wi Weitung der Gemeinde, jedoch mit Vorbeiialt des 
staatlichen (jberaufsichtsrechts. 

Daneben tritt noch häufig ein drittes Vermögen in der Hand 
der Gemeinden auf» welches zum ausschliesslichen Privatnutzen von 
Gemeindebürgem oder Gremeindeangehdrigen bestimmt ist und als 
reines Privatvermögen erschemt 

I. Das Genieindegut der ersten Art dient zur Verfolgung 
derjenigen Autgaben der Gemeinde, welche ihr innerhalb ihres 
autonomen Wirkungskreises zukommen. Die Verwendung desselben 
kann also nur zum Nutzen der ganzen Gemeinde geschehen, und 
die gesammte Bfirgerschaft muss denmach auch das Becht der 
Bestimmung über Art und Weise der Verm(")gensverwendung haben. 
Reicht das Einkommen aus eigenem Venniigen der Genninde nicht 
hin zur Deckung der zur Erfüllung ihrer socialen Aufgaben noth- 
wendigen Ausgaben, so muss der gesammteu Gemeinde auch die 
Befugniss zur Erhebung von Umlagen von den Gemeindebürgem 
zustehen, weil ohne diese die Gemeinde ihre nothwendigeo Fanc- 
tbnen für das sociale Leben nur unvollkommen erfilllen konnte. 

n. Zu dem Vermögen der zweiten Art sind alle jene Be- 
standtheile des Gemeindevermögens im weiteren Sinne zu zälilen, 
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welche für den der decentralisirten Verwaltung zur Deckung über- 
tragenen ' partikolftrea Staatsbedarf bestinunt sind (z. B. Schulge- 
bSnde). Eine freie Verf&gnDg nnd Venrendong kann desshalb der 
Gemeinde anch nur insoweit einger&nmt sein» als sie in Verfolgung 

dieser Staatsverwaltungsaufgaben selbständig ist; die noth wendige 
Verantwortlichkeit der Centralverwaltungsf)rgaiie wird daher auch 
immer eine Oberaufsicht derselben über diesen Theil der Gemeinde- 
Vermögens Verwaltung erheischen. ,Znr Deckung dos für Erfüllung 
solcher Selbstverwaltnngsaufgaben erwachsenden Bedarfes sind Gre- 
meiiidestenem znl&s^g, doch muss hier das Redit der Gemeinde 
von einer besondern Verleihung der Staatsgewalt abgeleitet werden, 
welche daher auch über Mass und Art der Erhebung allgemeine 
Bestimmungen erlassen, und über die Ergebnisse der Besteuerung 
Nachweise verlangen kann. 

ilL Hinsichtlich des sog. Nutzungsgutes (Genossengut, All- 
mende), an welchem nur einzelne Gremeindeangehdrige (die sog. 
Realgemeinde) Nutzungsrechte haben, kann dem privatrechtliGhen 
Charakter desselben entsprediend der Staatsverwaltung kern Recht 
der Oberaufsicht uder sonstigen Beeinflussung zustehen. Auch ent- 
hält das Gemeindebürj^errec'ht als solches keinen Anspruch auf 
Mitgenuss dieses auf besonderer historischer Berechtigung beruhen- 
den Gemeindegutes; diess unterliegt daher auch nicht der allge- 
memen Vermögensverwaltung der Gemeinde, sondern muss vom 
tlbrigeii Gemeindevermdgen ausgeschieden und den Privatberechtig' 
ten ungeschmälert erhalten werden. 

Die Ausscheidung und Verwaltung dieser drei Vermögens- 
gruppen in der Gemeinde wird hei einigermassen entwickelter Or- 
ganisation der Selbstverwaltung um so leichter, als ja ohnehin für 
die wichtigsten Aufgaben derselben (Armenwesen, ^Schule etc.) be- 
sondere Ausschusse (Goomiissionen) gebildet werden müssen, wel- 
chen naturgemäss auch die Verwaltung und Verwendung des diesem 
Zwecke gewidmeten partikulären öffentKehen Vermögens zustehen 
muss. Für die Verwaltun*,^ des NntzunL'smites (Allmende) wird ja 
bei der besonderen privatrechtlichen .Stellung desselben eine selb- 
ständige Vermögensverwaltung bestehen müssen, und das eigent- 
liche Vermögen der autonomen Gemeinde (Kämmereigut) ist dann 
das Objekt der selbständigen gemeinsamen Vermögensverwaltung; 



Digitized by 



255 



die Gesammtlieit der Im autonomen Wirkungskreue der Gemeinde 

stehenden Ausgaben und Einnahmen bildet dann den Inhalt des 
Gemeindebudgets. 

Besondere administrative Massregeln können noch nothwendig 
werden, wenn die aus Grundbesitz bestehende Allmende oder son- 
stiges Gremeindegrundvermdgen eine för die £rf)illuDg der Aufgaben 
der Gemeinde schädliche Ausdehnung oder Benützung hat. Auf 
Gmnd der in $ 33 ausgeführten allgemeinen Bei^htigung des 
Staates zu besonderer Einwirkung auf das Privat- und Corpora- 
tionsgrundeigenthnm sind cjesetzliche Bestimuiuugen zulässig, welche 
die AuftheiluQg eines solchen Gemeindebesitzes erleichtern, nöthigen- 
falls sogar zwangsweise vorschreiben. Insbesondere luum die Be- 
seitigong der Gemeinweide anf diesem Wege erfolgen, wo diess 
yoranssetsnng der Durchführung allgemein wirthschaltspolitisdier 
Massregeln ist. Es versteht sich jedoch dabei, dass mit Durch- 
fuhrung solcher Massregeln ein Ablösungs- und Ausgleichungsver- 
fahren (vgl. § 57) Hand in Hand gehen muss, um keine ökono- 
mische Schädigung der Berechtigten herbeizuführen. 
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beben oder beschränken. Das Mvatrecbt an der Substanz wird 
demnach nnr da beseitigt werden können, wo sein Portbestand mit 

der Verfolgung des ^Staatsgebietsrecht unvereinbar wird; dagegen 
kann der Staat einen Anspruch an den Werth de.s Jinniubile aus 
diesem seinem stärkeren Rechte nicht erheben, weil er dadurch ja 
nur das Staatsgebietsrecht, beziehungsweise seine Verwaltungsauf- 
gaben anf dem ganzen Gebiete« in yollem Umfange zur Geltung 
bringen will* 

Die Fftlle, in welchen der Staat im Interesse der ungehin- 
derten olilührung der »Staatszwecke in die Freiheit des Privat- 
eigenthums am Staatsgebiete eingreift, lassen sich unter folgenden 
Gesichtspunkten zusammenfassen : 

1. Administrative Aufhebung des Privateigen- 
thnms — Enteignung, Expropriation.** 

2. Administrative Beschränkung des Privateigen- 
thnms — staatsrechtKdie Sorvitntenbestenang , Enteignung des 
Gebrauchs. 

In diesen beiden Fällen ninunt der Staat die .Substanz voll- 
ständig oder nur einzelne Eigenschaften derselben in Anspruch, um 
entweder selbst Anstalten zu errichten oder administrative Mass- 
regeln im Interesse der Verfolgung der Staatszweoke dnrchzufEIhren, 
sofeme der im Privateigosthume gelegene "Widerstand auf kemem 
andern Wege beseitigt werden kann. Die prinzipielle Begr&ndnng 
des staatlich Ii Enteiguungsrechtcs liegt daher in den staatlichen 
Jluheiisrechten in ihrer räumlichen Tieziehmig — St^atsgebie ts- 
recht; die concrete Mütivirung der administrativen Aufliebung oder 
Beschränkung des £igenthums kann nur durch den Nachweis gelie- 
fert werden, dass die Entfaltung staatlicher ThäUgkeit auf einem 
bestimmten Theile des Staatsgebiets im Interesse eines anerkannten 
Staatszweckes gelegen nnd nur durch Beseitigung oder Beschrän- 
kung des Privateigenthums zu erreichen sei. Daraus folgt denn 



* Eine weitere Amführang und Begrandnng dieser Ansieht bebe icb in 
der Abbandlting „die Beditmrhlltnisee des Staetsgebiets** in der Zeitscbrift 
Ittr die gesemmten Stestswissensebaften, 1870, II. n. HL Heft^ xu geben versncbt 

** Hierüber u. a. G. Meyer das iElecht der Expropriation. 1868. Thiel, 
Expropriationsrecht nnd Yerfehren. 1866. 
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auch, dass von einer Enteignung bei MobiKen nnr in nneigent- 
lichem Sinne gesprücbea werden kann ; in Wahrheit hegt hier 
immer ein Fall des Staatsnothrechts vor; fiir die regelmässige 
Expropriation beweglicher iSachen um der blossen Nützlichkeit fiir 
die Staatszwecke willen fehlt jede staatsrechtliche Basis, wenn man 
nicht auf die veraltete Lehre von einem dominium eminens über 
alles Privateigenthnm zarückkoramen will. 

Die Enteignung ergreift aber dennoch aneh nur die Snbstanz 
des Grundeigenthums, nicht auch den Werth; denn nur soweit die 
Nothwendigkeit ausschliesslicher staatlicher Verfügung über das- 
selbe geht, reicht auch die Berechtigung zur Enteignung; der 
Werth des Immobilareigenthoms ist aber lieine Bedingung för die 
Möglichkeit staatlicher Thfttigkeit; derselbe ist daher dem Ente^- 
neten voll nnd zugleich mit der Enteignung zurückzugeben. (Ent* 
scbädiguiig). 

B. Administrative Beschränkung der Benützung 
des Privateigenthums. Diese findet ausschliesslich aus wirth- 
schaftspolitischen Gründen statt und äussert sich in den Verwal- 
tnngsgesetzen und Vorschriften in Bezug auf einzebie Erwerbs- 
zweige (besonders bd Bergbau, Jagd und Forstbetrieb etc.). Siebe 
hierüber das folgende Gapitel. 

4. Administrative Aufliebung dinglicher Rechte 
an fremdem Grund und Boden. (Grundentlastungen und Ab- 
lösungen). In so weit die mamiigfachen ünfreiheitsverhältnisse der 
ständischen Gesellschaftsordnung einen staatsrechtlichen Charakter 
trugen, gründen sich diese Massregeln auf das Becht des Staates 
innerhalb des Staatsgebietes ausschliesslich staatsrechtlidie Befog- 
nisse auszuüben. Aber auch soweit diese Beschränkungen rein 
privatreohtlicher Natur wukji, ist der Staat zu ihrer Aufhebung 
befugt, weil sie die Geltend niacliung der Staatszwecke, besonders 
den individuellen Freiheitszweck und den gesellschaftlichen Cultur- 
zweck und daher die Yerwaltungsthätigkeit für das persdnliche und 
das wirthschaftliche Leben aufhielten. Selbstverständlich ist auch 
die Entschädigungsfrage ganz anders gelagert als bei der Enteig- 
nung. Soweit die Eigenthumsbeschränkungen und Grundlasten 
staatsrechtlichen Charakter und Ursprung hatten, l^ann davon 
überhaupt keine Kede sein; privatrechtliche Grundlasteu dagegen 
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befheQigten Uferbesitseni , in deren Interesse die Anlage Torzngs- 
ureise hergestellt wird, m tragen; ein Znsohnss aus Staatsmitteln 

ist jedoch wegeu der BedtMitung derartiger .Schutzüiassregeln für 
ganze Gegenden nicht ntir wüüschehswerth, sondern sogar geboten. 

III. Massregeln zur Unterdrückung der Gefahr sind 
insbesondere die Verbreitnng der Nachricht nahender Ueberschwem' 
mnng, die Bereithaitang nnd zweckmässige Verwendung von Ret^ 
tnngsanstalten (fiote etc.) unter zwangswdser IMitwirkung der 
benachbarten Bevölkerung, sowie besondo:« Anordnungen und Vor- 
kehninffen bei Eisgauj^ in Flössen (Aufstellung vou Eisbrechern, 
Anleguiig von Kanälen im Eise etc.). 

IV. Zum Schutze des Viehstandes gegen Krank- 
heiten, welche epidemisch auftreten (£pizootien), sind zum Theil 
ähnliche Massregeln anzuwenden » wie sie ^ei der Verwaltung des 
dffentlidien Gesundheitswesens geboten sind; durch eine allgemeine 
Anzeigepflidit der Viehbesitzer muss die Verwaltung über das 
Auftreten einer solchen Kraiiklieit rechtzeitige Infoniintioii erlangen; 
Sperre gegen das Ausland, Absperrnng von Häusern und Ort- 
schaften im Iniande oder ConsigDirung des verdächtigen Viehes 
müssen zur Verhütung einer weitem Verbreitnng angeordnet wer- 
den; bei hartnäckigen Krankheiten, wie z. B* bei der Rmderpest« 
kann nur äusserst strenges Voigehen (Schlagen aller Terdächtigen 
Stücke) eine Weitenrerbreitung veihfiten. Für solche Fälle ist 
aber, da die Massregeln im Interesse der Gesammtheit vorgenom- 
men werden, der einzelne Viehbesitzer, dessen Viehstand denselben 
zum Opfer gefallen ist, billig durch die Verwaltung zu entschädigen. 
Zur Vermeidung der £inschleppnng ist auch besonders eine polizei- 
liche Ueberwachung der Viehmärkte durch besonders aufgesteJlte 
Thierärzte nothwendig. 

V. Die Ordnung des Versicherungswesens.** 

Die Volkswirthschafi; zeigt in dem Versicherungsprinzipe den 

* Vgl. Sehen k. Die Wanemehtsfirag». 1860. Stein L., Die Wmntr 

reehtslehre in HaimerTs Magazin. XVni. 2. 

** Viel Beiehrang findet sich in der „Zeitschrift für Versicherungsrecht" 

von Mal SS. 18^5 ff. Hanptwerk auoh fir .lip Technik des Versicherungswesens 
ist: Mas i US, i.ehre der Versicherung. 184b. Ferner kommen in Betracht: Saski, 
Jahrbuch für das gesammte Versicherungswesen. Eisner, Versicherung&zeitung 
und Attsecurauzalinuaach. 
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Weg an, auf welchem die wirthsdiaftlicheii Folgen dnes nieiit 
Torh^^sehenen UnglfidLsfalls flür das VermSgen gemildert oder 
ganjs beseitigt werden können. Es ist die Versichemng eine Form 

der ^genossenschaftlichen Selbsthilfe, mag dieselbe nun als i in mittel- 
bare oder als mittelbare Genossenschaft auftreten. (Uegeüseitig- 
keits Versicherung — Spekulationsversicherung.) 

Dadurch ist die Verwaltimg jeder Pflicht zur Herstellang und 
Leitung eigener staatlicher Versicherungsanstalten flherhoben; denn 
zu positiv» Unterstützung des wirthschaftlichen Lebens ist sie nur 
dann yeranlasst, wenn der Einzelne sich selbst oder in freier ge- 
sellschaftlicher Verbindung di* Bedingtingfen seiner wirthschaftlichen 
Bedürfnissbefriedigung nicht Iteizustellen vermag. Aber auch ab- 
gesehen von dieser prinzipiellen Entscheidung ist die Führung 
eigener Landesversichefungsanstalt^, welche besonders zur Ver- 
sicherung Ton Grebänden gegen Feuerschaden Tiellach bestehen, von 
praktischen Gesichtspunkten nicht zu empfehlen, weil sie nicht bloss 
da als vollständig entbehrlich sich zeigen, wo sie nicht bestehen 
(l'ranki • ich, England, Oesterreich), sondern auch mit allen der 
industriellen Thätigkeil der Staatsverwaltung anklebenden Mängeln 
und Nachtheilen versehen sind (Stagnation in den Satzungen, 
theure und minder sorgsame Gesch&ftsfuhrung, daher auch höhere 
VersicherungsprSmien). Am stirksten treten diese NachtheOe auf, 
wo die staatlichen Versidierangsanstalten aussehliessende Beftag- 
nisse haben, weil hier noch die ans dem Monopol immer entste- 
hende Ausbeutung des Publikums und in Folge mangelnder Con- 
CTirrenz no(>h grössere Lässigkeit in Berücksichtigung der Vortheile 
einzutreten pflegt. 

Eine Verbindung des staatUchen Versidiernngsgeschftfts mit 
andern Zweigen der Verwaltung zm* Kostenersparung, welche man 
dann oft als eben Vortheil solcher Anstalten, gegenfiber den Pri- 
vatversicherUDgsgesellschaften , rnhmt, kann ntir auf Kosten der 
Sorgfalt für beide Arten der administrativen Thätigkeit geschehen. 

Ebenso wenig kann ein besonderer Vortheil einer solchen 
Staatsanstalt für Gebäudeversicherung in der günstigen Wirkung 
auf den Credit der Hausbesitzer, denen hier eine Versicherung nie 
versagt werde, gesehen werden, weil das gleiche von jeder Privat- 
versichertingsgesellschaft oder wenigstens bei einiger CSoncurrenz von 
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Warteschulen Sfi. [164. 
Wasen meistereien äfi- 
Wasserbenützung 163t 165. 
Wassergefahr, Schutz gegen laiL 
Wasserstrassen 209. 
Wegweisung aus der Gemeinde 4-L 
Weisthümer fi. 
Weltausstellungen iJJL 
Werkhäuser 
Widerstand IB. 

Wittwen- und Waisenkassen 2JJL 
Wohlfahrtsstaat 6. 
Wohngebäude ^ 
Wohnplätze, Sorge für gesunde 
Wohnungsanstalten für Arme 
Wohnstätte, dauernde 41. 
Wuchergesetze 156. 
Wuthkrankheit 

Z. 

Zeitungen, oflficielle 120. 
Zettelbanken 2iLL 
Zettelemission 
Zinsfuss, gesetzlicher 156. 
Zinstaxen 146. liä. 
Zollgesetzgebung 182. 
Zwangsarbeitshaus BS. 
Zwangsrecht LIL 2Ä.. 
Zweckprinzip ISL 
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